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Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts

Drucksache 18/1304

A. Vorbemerkung

Der nachfolgende Antrag (siehe unten B.) schließt die grundlegende Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) ab. Diese Reform besteht aus zwei Gesetzentwürfen:

x dem Regierungsentwurf vom 8. April 2014 für ein Gesetz zur grundlegenden Reform
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des
Energiewirtschaftsrechts (Drucks. 18/1304) und

x dem Fraktionsentwurf vom 20. Mai 2014 für ein Gesetz zur Reform der Besonderen
Ausgleichsregelung für stromkosten- und handelsintensive Unternehmen (Drucks.
18/1572; dieser Entwurf entspricht dem Regierungsentwurf vom 7. Mai 2014).

Die beiden Entwürfe werden durch diesen Antrag zusammengeführt, indem der Gesetzent-
wurf vom 20. Mai 2014 in den ersten Entwurf integriert wird; er kann im Folgenden für erle-
digt erklärt werden. Des Weiteren werden durch diesen Antrag im Wesentlichen die folgen-
den Änderungen vorgenommen:

1. Förderung erneuerbarer Energien:

x Biomasse: Der Vertrauensschutz für Bestandsanlagen wird in zweifacher Weise ge-
stärkt:

o Bei der Übergangsregelung für Biogasanlagen, die in der Vergangenheit erweitert
wurden, wird die förderfähige Strommenge auf 95 Prozent der am 31. Juli 2014
bestehenden installierten Leistung festgelegt; wahlweise kann die tatsächliche
Höchstbemessungsleistung genutzt werden. Dies stärkt gerade die Position der
Anlagenbetreiber, die erst kürzlich ihre Anlagen erweitert haben und die Leistung
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ihrer Anlage in den letzten beiden Jahren z.B. wegen Anfahrschwierigkeiten nicht
voll ausfahren konnten.

o Für bestehende Biomethananlagen wird der Bestandsschutz gesichert: Blockheiz-
kraftwerke (BHKW), die bisher Erdgas nutzten, können auch künftig zu den alten,
hohen Fördersätzen auf Biomethan umsteigen. Das ist aus Kostengründen an die
Voraussetzungen gebunden, dass sie ausschließlich Biomethan aus bestehenden
Gasaufbereitungsanlagen nutzen und für jedes „neue“ BHKW ein „altes“ BHKW
außer Betrieb geht. Dies gibt den bestehenden Gasaufbereitungsanlagen eine si-
chere Geschäftsgrundlage auch in der Zukunft.

Die Förderung für neue Biogasanlagen wird gegenüber dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung nicht geändert. Da auch deshalb das frühere quantitative Ziel der Biogasauf-
bereitung unrealistisch geworden ist, wird die Nennung dieses quantitativen Ziels in der
Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) gestrichen.

x Wasserkraft:

o Die jährliche Degression in Höhe von 1 Prozent wird auf 0,5 Prozent abgesenkt.
Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass bei der Wasserkraft als ausgereifter
Technologie nur begrenzte Kostensenkungspotentiale existieren.

o Bei bestehenden Wasserkraftanlagen wird eine Modernisierungsvergütung ermög-
licht, selbst wenn die Modernisierung keiner wasserrechtlichen Zulassung bedarf.
Der Vergütungsanspruch besteht, wenn infolge der Modernisierung die Leistung
der Anlage um mindestens 10 Prozent gesteigert wird.

o Der bereits im EEG 2012 bestehende Förderausschluss für Wasserkraftanlagen an
neuen durchgehenden Querverbauungen wird wieder im EEG verankert. Die von
der Bundesregierung vorgeschlagene Überführung in das Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) erfolgt nicht.

x Windenergie auf See: Um sicherzustellen, dass das 6,5 GW-Ausbauziel erreicht wird,
wird u.a. festgelegt, dass die Bundesnetzagentur Netzanschlusskapazitäten bei stagnie-
renden Projekten unter bestimmten Voraussetzungen entziehen soll. Bisher war dies ei-
ne Kann-Vorschrift.

x Geothermie: Anlagen, die bis 2016 bergrechtlich genehmigt und vor 2021 in Betrieb
genommen werden, können noch nach dem bisherigen Vergütungssystem gefördert
werden, werden also von der Umstellung der künftigen Förderung auf Ausschreibungen
ausgenommen.

x Grubengas: Die Fördersätze werden im Interesse der Kosteneffizienz leicht abgesenkt,
um Überförderungen zu vermeiden.

2. Marktintegration erneuerbarer Energien:

x Die verpflichtende Direktvermarktung wird schneller eingeführt: Ab 2016 müssen alle
Anlagen ab einer Leistung von 100 kW direkt vermarkten. Dies stärkt die Marktintegra-
tion der erneuerbaren Energien.
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x Die Möglichkeit zur anteiligen Direktvermarktung wird in dem bisherigen Umfang fort-
geführt.

x Im Einklang mit den europäischen Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien entfällt künf-
tig der Förderanspruch für neue Erneuerbare-Energien-Anlagen, wenn über einen länge-
ren Zeitraum (über sechs Stunden) negative Börsenpreise zu verzeichnen sind.

x Anlagen müssen künftig fernsteuerbar sein. Auf Vorschlag von Bundesrat und Bundes-
regierung wird eine Ausnahme von der Fernsteuerbarkeit vorgesehen, soweit eine Fern-
steuerung mit der Anlagenzulassung nicht vereinbar ist. Die Fernsteuerbarkeit muss au-
ßerdem bei Neuanlagen erst einen Monat nach Inbetriebnahme erfüllt werden; dies
vermeidet Startschwierigkeiten beim Anfahren der Anlagen. Bestandsanlagen in der Di-
rektvermarktung müssen ebenfalls künftig fernsteuerbar sein; die entsprechende Nach-
rüstpflicht wird zur Vermeidung von Marktverwerfungen bis zum 31. März 2015 ver-
längert.

x Es wird eine Verordnungsermächtigung für ein System zur Grünstromvermarktung in
das EEG aufgenommen. Eine entsprechende Verordnung kann nur erlassen werden,
wenn und soweit die Grünstromvermarktung europarechtlich zulässig ist und die EEG-
Umlage für alle anderen Stromverbraucher nicht erhöht wird.

3. Besondere Ausgleichsregelung:

x Die Besondere Ausgleichsregelung wird in den Gesetzentwurf integriert. Auch die
Empfehlung der Bundesregierung für eine rechtssichere Regelung zur Umwandlung und
Umstrukturierung von Unternehmen in der Besonderen Ausgleichsregelung wird in den
Gesetzentwurf integriert.

x Die Branchen der antragsberechtigten Unternehmen in der Besonderen Ausgleichsrege-
lung werden aufgrund der Vorgaben der europäischen Umwelt- und Energiebeihilfeleit-
linien nicht geändert. Sofern die Kommission ihre Vorgaben ändert, können diese Än-
derungen unverzüglich umgesetzt werden; hierzu wird die Bundesregierung durch eine
neue Verordnungsermächtigung ermächtigt.

x Zur Vermeidung von wirtschaftlichen Verwerfungen wird die Mindest-Umlage in der
Besonderen Ausgleichsregelung für Unternehmen aus der NE-Metall-Branche auf
0,05 Cent/kWh abgesenkt.

x Die Flexibilität in der Antragstellung wird für die begünstigten Unternehmen erhöht:
Sie können in der Übergangszeit frei wählen, ob sie ihre Bruttowertschöpfung aufgrund
der zuletzt vorliegenden Daten oder aufgrund des Durchschnitts der vergangenen drei
Jahre berechnen.

x Der Übergang von der Eigenversorgung in die Besondere Ausgleichsregelung wird er-
leichtert.

x Die Härtefallregelung wird – auf Empfehlung von Bundesrat und Bundesregierung –
auch auf selbständige Unternehmensteile erweitert, die nicht mehr antragsberechtigt
sind, weil sie einer Branche nach Liste 2 angehören. Zugleich wird die Härtefallrege-
lung aufgrund der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien geändert für die Unternehmen,
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die bisher die 14 Prozent Stromkostenintensität erfüllt haben, künftig jedoch die 16 bzw.
17 Prozent nicht erreichen.

x Die Anforderungen an das Energiemanagement wird für kleinere Unternehmen erleich-
tert: Unternehmen mit einem Stromverbrauch von weniger als 5 GWh müssen kein Ma-
nagementsystem nach ISO 50.001 oder EMAS betreiben, sondern es reichen auch Sys-
teme, die für den Spitzenausgleich anerkannt sind.

4. Eigenversorgung:

x Die Regelung zur Eigenversorgung wird in einem zentralen Punkt gegenüber dem Re-
gierungsentwurf geändert: Künftig beträgt die Umlagepflicht für alle neuen Eigenver-
sorger im Grundsatz 40 Prozent. Dieser Wert erhöht sich für alle Anlagen, die weder ei-
ne Erneuerbare-Energien-Anlage noch eine hocheffiziente KWK-Anlage sind, auf
100 Prozent. Hierdurch wird ein einfaches, nicht-diskriminierendes und gleiches Rege-
lungssystem für den Eigenverbrauch eingeführt.

x Im Interesse eines gleitenden Einstiegs in die neue Regelung beträgt der Umlagesatz
zunächst bis Ende 2015 30 Prozent und im Kalenderjahr 2016 35 Prozent. Diese Pro-
zentsätze gelten nur in diesen Jahren. Anlagen, die in diesen Jahren in Betrieb genom-
men werden, müssen ab 2017 auch die Umlage in Höhe von 40 Prozent zahlen.

x Wie auch im Regierungsentwurf werden kleine Anlagen ausgenommen. Diese Bagatell-
grenze dient insbesondere der Vermeidung eines unverhältnismäßigen bürokratischen
Aufwands.

x Inhaltlich wird die Eigenversorgung darüber hinaus im Wesentlichen in zwei weiteren
Punkten geändert:

o Das Eigenverbrauchsprivileg greift für alle Modernisierungen von Bestandsanla-
gen, die im räumlichen Zusammenhang zwischen Erzeugung und Verbrauch
durchgeführt werden (Gleichbehandlung der verschiedenen Bestandsanlagen).

o Bei Bestandsanlagen zur industriellen Eigenversorgung aus der Kuppelgasver-
stromung wird eine Erleichterung eingeführt, die der spezifischen Situation von
Kuppelgasen entspricht.

x Schließlich wird eine Verordnungsermächtigung in das KWK-Gesetz aufgenommen:
Hierdurch kann auch kurzfristig durch eine Verordnung die KWK-Förderung angepasst
werden, soweit dies im Zuge der Belastung der Eigenversorgung mit der anteiligen
EEG-Umlage erforderlich ist. Dies kann insbesondere genutzt werden, um gerade bei
industriellen KWK-Anlagen die Mehrbelastung gegenüber dem Regierungsentwurf an-
gemessen auszugleichen.

x Bestandsanlagen werden weiterhin nicht mit der EEG-Umlage belastet. Diese Regelung
wird 2017 evaluiert. Auf dieser Grundlage soll ein Vorschlag für eine zukünftige Rege-
lung vorgelegt werden. Diese Neuregelung muss mit dem Beihilferecht vereinbar sein.
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5. Sonstige Themen (Auswahl):

x Im Lichte der Diskussionen mit der Europäischen Kommission wird die Bedeutung der
Kooperationsmechanismen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie betont. Ihre Umsetzung
wird als Ziel in § 2 EEG 2014 aufgenommen. Künftig sollen bei Ausschreibungen
5 Prozent der neu zu installierenden Leistung auch für ausländische Projekte geöffnet
werden; dies wird bereits bei den Pilot-Ausschreibungen für die Freiflächenanlagen an-
gestrebt.

x Die Clearingstelle wird aufgewertet und in die Lage versetzt, ihre Verfahren zu be-
schleunigen.

x Bei Pilotvorhaben nach § 2 Absatz 2 des Bundesbedarfsplangesetzes wird im Einzelfall
eine Parallelführung eines Erdkabels mit einer bestehenden Hoch- oder Höchstspan-
nungsfreileitung ermöglicht. Das erweitert die Verkabelungsmöglichkeiten bei HGÜ-
Leitungen in wirtschaftlich und technisch effizienten Teilabschnitten.
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B. Antrag

Der Bundestag wolle beschließen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/1304 in der aus der
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Zusammenstellung

des Entwurfs eines Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts

(Drucksache 18/1304)

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

Entwurf eines Gesetzes zur grundlegenden
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
und zur Änderung weiterer Bestimmungen

des Energiewirtschaftsrechts

Entwurf eines Gesetzes zur grundlegenden
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
und zur Änderung weiterer Bestimmungen

des Energiewirtschaftsrechts

Vom… Vom…

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Gesetz für den Ausbau
erneuerbarer Energien

(Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2014)

Artikel 1
Gesetz für den Ausbau
erneuerbarer Energien

(Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2014)

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes
§ 2 Grundsätze des Gesetzes
§ 3 Ausbaupfad
§ 4 Anwendungsbereich
§ 5 Begriffsbestimmungen
§ 6 Anlagenregister
§ 7 Gesetzliches Schuldverhältnis

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes
§ 2 Grundsätze des Gesetzes
§ 3 Ausbaupfad
§ 4 Geltungsbereich
§ 5 Begriffsbestimmungen
§ 6 Anlagenregister
§ 7 Gesetzliches Schuldverhältnis
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Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

Teil 2
Anschluss, Abnahme, Übertragung

und Verteilung

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 8 Anschluss
§ 9 Technische Vorgaben
§ 10 Ausführung und Nutzung des Anschlusses
§ 11 Abnahme, Übertragung und Verteilung

Abschnitt 2
Kapazitätserweiterung und Einspeisemanagement

§ 12 Erweiterung der Netzkapazität
§ 13 Schadensersatz
§ 14 Einspeisemanagement
§ 15 Härtefallregelung

Abschnitt 3
Kosten

§ 16 Netzanschluss
§ 17 Kapazitätserweiterung
§ 18 Vertragliche Vereinbarung

Teil 3
Finanzielle Förderung

Abschnitt 1
Allgemeine Förderbestimmungen

§ 19 Förderanspruch für Strom
§ 20 Wechsel zwischen Veräußerungsformen
§ 21 Verfahren für den Wechsel
§ 22 Förderbeginn und Förderdauer
§ 23 Berechnung der Förderung

§ 24 Verringerung der Förderung
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Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 8 Anschluss
§ 9 Technische Vorgaben
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§ 11 Abnahme, Übertragung und Verteilung
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Abschnitt 3
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Teil 3
Finanzielle Förderung

Abschnitt 1
Allgemeine Förderbestimmungen

§ 19 Förderanspruch für Strom
§ 20 Wechsel zwischen Veräußerungsformen
§ 21 Verfahren für den Wechsel
§ 22 Förderbeginn und Förderdauer
§ 23 Berechnung der Förderung
§ 24 Verringerung der Förderung bei negativen

Preisen
§ 25 Verringerung der Förderung bei Pflichtver-

stößen
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§ 25 Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung
der Förderung

§ 26 Jährliche Absenkung der Förderung

§ 27 Absenkung der Förderung für Strom aus
Biomasse

§ 28 Absenkung der Förderung für Strom aus
Windenergieanlagen an Land

§ 29 Absenkung der Förderung für Strom aus so-
larer Strahlungsenergie

§ 30 Förderung für Strom aus mehreren Anlagen
§ 31 Aufrechnung

Abschnitt 2
Geförderte Direktvermarktung

§ 32 Marktprämie
§ 33 Voraussetzungen der Marktprämie
§ 34 Fernsteuerbarkeit

Abschnitt 3
Einspeisevergütung

§ 35 Einspeisevergütung für kleine Anlagen
§ 36 Einspeisevergütung in Ausnahmefällen
§ 37 Gemeinsame Bestimmungen für die Einspei-

severgütung

Abschnitt 4
Besondere Förderbestimmungen (Sparten)

§ 38 Wasserkraft
§ 39 Deponiegas
§ 40 Klärgas
§ 41 Grubengas
§ 42 Biomasse
§ 43 Vergärung von Bioabfällen
§ 44 Vergärung von Gülle

§ 26 Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung
der Förderung

§ 27 Absenkung der Förderung für Strom aus
Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Gru-
bengas und Geothermie

§ 28 Absenkung der Förderung für Strom aus
Biomasse

§ 29 Absenkung der Förderung für Strom aus
Windenergie an Land

§ 30 Absenkung der Förderung für Strom aus
Windenergie auf See

§ 31 Absenkung der Förderung für Strom aus so-
larer Strahlungsenergie

§ 32 Förderung für Strom aus mehreren Anlagen
§ 33 Aufrechnung

Abschnitt 2
Geförderte Direktvermarktung

§ 34 Marktprämie
§ 35 Voraussetzungen der Marktprämie
§ 36 Fernsteuerbarkeit

Abschnitt 3
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§ 40 Wasserkraft
§ 41 Deponiegas
§ 42 Klärgas
§ 43 Grubengas
§ 44 Biomasse
§ 45 Vergärung von Bioabfällen
§ 46 Vergärung von Gülle
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§ 45 Gemeinsame Bestimmungen für Strom aus
Biomasse und Gasen

§ 46 Geothermie
§ 47 Windenergie an Land
§ 48 Windenergie auf See
§ 49 Solare Strahlungsenergie

Abschnitt 5
Besondere Förderbestimmungen (Flexibilität)

§ 50 Förderanspruch für Flexibilität
§ 51 Flexibilitätszuschlag für neue Anlagen
§ 52 Flexibilitätsprämie für bestehende Anlagen

Abschnitt 6
Besondere Förderbestimmungen

(Ausschreibungen)

§ 53 Ausschreibung der Förderung für Freiflä-
chenanlagen

Teil 4
Ausgleichsmechanismus

Abschnitt 1
Bundesweiter Ausgleich

§ 54 Weitergabe an den Übertragungsnetzbetrei-
ber

§ 55 Ausgleich zwischen Netzbetreibern und
Übertragungsnetzbetreibern

§ 56 Ausgleich zwischen den Übertragungsnetzbe-
treibern

§ 57 Vermarktung und EEG-Umlage

§ 58 Eigenversorgung

§ 59 Nachträgliche Korrekturen
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Übertragungsnetzbetreibern
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treibern

§ 59 Vermarktung durch die Übertragungsnetz-
betreiber

§ 60 EEG-Umlage für Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen
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§ 62 Nachträgliche Korrekturen
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Besondere Ausgleichsregelung

§ 60 Grundsatz
§ 61 Stromkostenintensive Unternehmen
§ 62 Schienenbahnen
§ 63 Antragsfrist und Entscheidungswirkung

§ 64 Rücknahme der Entscheidung, Auskunft, Be-
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§ 65 Mitwirkungs- und Auskunftspflicht
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Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten
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§ 71 Testierung
§ 72 Information der Bundesnetzagentur
§ 73 Information der Öffentlichkeit
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EEG-Umlage
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§ 77 Clearingstelle
§ 78 Verbraucherschutz
§ 79 Einstweiliger Rechtsschutz
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§ 82 Verbraucherschutz
§ 83 Einstweiliger Rechtsschutz
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Anlagen
Anlage 1: Höhe der Marktprämie
Anlage 2: Referenzertrag
Anlage 3: Voraussetzungen und Höhe der

Flexibilitätsprämie
Anlage 4: Stromkosten- oder handelsintensive

Branchen

§ 102 Übergangsbestimmung zur Umstellung auf
Ausschreibungen

§ 103 Übergangs- und Härtefallbestimmungen
zur Besonderen Ausgleichsregelung

§ 104Weitere Übergangsbestimmungen

Anlagen
Anlage 1: Höhe der Marktprämie
Anlage 2: Referenzertrag
Anlage 3: Voraussetzungen und Höhe der

Flexibilitätsprämie
Anlage 4: Stromkosten- oder handelsintensive

Branchen

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zweck und Ziel des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere
im Interesse des Klima- und Umweltschutzes eine
nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu
ermöglichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der
Energieversorgung auch durch die Einbeziehung
langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile
Energieressourcen zu schonen und die Weiterent-
wicklung von Technologien zur Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien zu fördern.
(2) Um den Zweck des Absatzes 1 zu erreichen,

verfolgt dieses Gesetz das Ziel, den Anteil des aus
erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Brut-
tostromverbrauch stetig und kosteneffizient auf
mindestens 80 Prozent bis zum Jahr 2050 zu erhö-
hen. Hierzu soll dieser Anteil betragen:
1. 40 bis 45 Prozent bis zum Jahr 2025 und
2. 55 bis 60 Prozent bis zum Jahr 2035.
(3) Das Ziel nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1

dient auch dazu, den Anteil erneuerbarer Energien
am gesamten Bruttoendenergieverbrauch bis zum
Jahr 2020 auf mindestens 18 Prozent zu erhöhen.

§ 1
u n v e r ä n d e r t

§ 2
Grundsätze des Gesetzes

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und Gru-
bengas soll in das Elektrizitätsversorgungssystem
integriert werden. Die verbesserte Markt- und
Netzintegration der erneuerbaren Energien soll zu
einer Transformation des gesamten Energieversor-

§ 2
Grundsätze des Gesetzes

(1) u n v e r ä n d e r t
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gungssystems beitragen.
(2) Strom aus erneuerbaren Energien und aus

Grubengas soll zum Zweck der Marktintegration di-
rekt vermarktet werden.
(3) Die finanzielle Förderung für Strom aus er-

neuerbaren Energien und aus Grubengas soll stärker
auf kostengünstige Technologien konzentriert wer-
den. Dabei ist auch die mittel- und langfristige Kos-
tenperspektive zu berücksichtigen.
(4) Die Kosten für die finanzielle Förderung

von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Gru-
bengas sollen unter Einbeziehung des Verursacher-
prinzips und energiewirtschaftlicher Aspekte ange-
messen verteilt werden.
(5) Die finanzielle Förderung und ihre Höhe

sollen für Strom aus erneuerbaren Energien und aus
Grubengas bis spätestens 2017 durch Ausschreibun-
gen ermittelt werden. Zu diesem Zweck werden zu-
nächst für Strom aus Freiflächenanlagen Erfahrun-
gen mit einer wettbewerblichen Ermittlung der Hö-
he der finanziellen Förderung gesammelt. Bei der
Umstellung auf Ausschreibungen soll die Akteurs-
vielfalt bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien erhalten bleiben.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Die Ausschreibungen nach Absatz 5 sol-
len in einem Umfang von 5 Prozent der jährlich
neu installierten Leistung europaweit geöffnet
werden, soweit
1. eine völkerrechtliche Vereinbarung vorliegt,
die die Kooperationsmaßnahmen im Sinne
der Artikel 5 bis 8 oder des Artikels 11 der
Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. April 2009 zur
Förderung der Nutzung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen und zur Änderung und
anschließenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 vom
5.6.2009, S. 16) umsetzt,

2. die Förderung nach dem Prinzip der Gegensei-
tigkeit erfolgt und

3. der physikalische Import des Stroms nachge-
wiesen werden kann.

§ 3
Ausbaupfad

Die Ziele nach § 1 Absatz 2 Satz 2 sollen erreicht
werden durch
1. eine Steigerung der installierten Leistung der

Windenergieanlagen an Land um 2 500 Mega-
watt pro Jahr (netto),

2. eine Steigerung der installierten Leistung der

§ 3
u n v e r ä n d e r t
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Windenergieanlagen auf See auf insgesamt
6 500 Megawatt im Jahr 2020 und 15 000 Me-
gawatt im Jahr 2030,

3. eine Steigerung der installierten Leistung der
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie um 2 500 Megawatt pro Jahr
(brutto) und

4. eine Steigerung der installierten Leistung der
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomas-
se um bis zu 100 Megawatt pro Jahr (brutto).

§ 4
Anwendungsbereich

Neben der Festlegung des Ausbaupfads nach § 3
regelt dieses Gesetz
1. den vorrangigen Anschluss von Anlagen im

Bundesgebiet einschließlich der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone (Geltungsbereich
des Gesetzes) an die Netze,

2. die vorrangige Abnahme, Übertragung, Vertei-
lung und finanzielle Förderung von Strom aus
erneuerbaren Energien und aus Grubengas
durch die Netzbetreiber einschließlich seiner
Veräußerung und des Verhältnisses zu Strom
aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK),

3. den bundesweiten Ausgleich des abgenomme-
nen Stroms sowie der finanziellen Förderung.

§ 4
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für Anlagen, wenn und so-
weit die Erzeugung des Stroms im Bundesgebiet
einschließlich der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone erfolgt.

§ 5
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

§ 5
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

1. „Anlage“ jede Einrichtung zur Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-
bengas; als Anlage gelten auch Einrichtungen,
die zwischengespeicherte Energie, die aus-
schließlich aus erneuerbaren Energien oder
Grubengas stammt, aufnehmen und in elektri-
sche Energie umwandeln,

1. u n v e r ä n d e r t

2. „Anlagenbetreiber“, wer unabhängig vom Ei-
gentum die Anlage für die Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-
bengas nutzt,

2. u n v e r ä n d e r t

3. „Ausschreibung“ ein objektives, transparentes,
diskriminierungsfreies und wettbewerbliches
Verfahren zur Bestimmung der Höhe der finan-
ziellen Förderung,

3. u n v e r ä n d e r t
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4. „Bemessungsleistung“ einer Anlage der Quoti-
ent aus der Summe der in dem jeweiligen Ka-
lenderjahr erzeugten Kilowattstunden und der
Summe der vollen Zeitstunden des jeweiligen
Kalenderjahres abzüglich der vollen Stunden
vor der erstmaligen Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Energien oder aus Grubengas
durch die Anlage und nach endgültiger Stillle-
gung der Anlage,

4. u n v e r ä n d e r t

5. „Bilanzkreis“ ein Bilanzkreis nach § 3 Nummer
10a des Energiewirtschaftsgesetzes,

5. u n v e r ä n d e r t

6. „Bilanzkreisvertrag“ ein Vertrag nach § 26 Ab-
satz 1 der Stromnetzzugangsverordnung,

6. u n v e r ä n d e r t

7. „Biogas“ Gas, das durch anaerobe Vergärung
von Biomasse gewonnen wird,

7. u n v e r ä n d e r t

8. „Biomethan“ Biogas oder sonstige gasförmige
Biomasse, das oder die aufbereitet und in das
Erdgasnetz eingespeist worden ist,

8. u n v e r ä n d e r t

9. „Direktvermarktung“ die Veräußerung von
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-
bengas an Dritte, es sei denn, der Strom wird in
unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage ver-
braucht und nicht durch ein Netz durchgeleitet,

9. u n v e r ä n d e r t

10. „Direktvermarktungsunternehmer“, wer von
dem Anlagenbetreiber mit der Direktvermark-
tung von Strom aus erneuerbaren Energien oder
aus Grubengas beauftragt ist oder Strom aus er-
neuerbaren Energien oder aus Grubengas kauf-
männisch abnimmt, ohne insoweit Letztver-
braucher dieses Stroms oder Netzbetreiber zu
sein,

10. u n v e r ä n d e r t

11. „Energie- oder Umweltmanagementsystem“ ein
System, das den Anforderungen der DIN EN
ISO 50 001, Ausgabe Dezember 2011,1 ent-
spricht, oder ein System im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 25. November
2009 über die freiwillige Teilnahmen von Or-
ganisationen an einem Gemeinschaftssystem für
Umweltmanagement und Umweltbetriebsprü-
fung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kom-
mission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl.

11. u n v e r ä n d e r t

1 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen Nationalbibliothek ar-
chivmäßig gesichert niedergelegt.
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L 342 vom 22.12.2009, S. 1) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

12. „Eigenversorger“ jede natürliche oder juristi-
sche Person, die Strom verbraucht, der nicht
von einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen
geliefert wird,

12. „Eigenversorgung“ der Verbrauch von
Strom, den eine natürliche oder juristische
Person im unmittelbaren räumlichen Zu-
sammenhang mit der Stromerzeugungsanla-
ge selbst verbraucht, wenn der Strom nicht
durch ein Netz durchgeleitet wird und diese
Person die Stromerzeugungsanlage selbst
betreibt,

13. „Elektrizitätsversorgungsunternehmen“ jede na-
türliche oder juristische Person, die Elektrizität
an Letztverbraucher liefert,

13. u n v e r ä n d e r t

14. „erneuerbare Energien“
a) Wasserkraft einschließlich der Wellen-,

Gezeiten-, Salzgradienten- und Strö-
mungsenergie,

b) Windenergie,
c) solare Strahlungsenergie,
d) Geothermie,
e) Energie aus Biomasse einschließlich Bio-

gas, Biomethan, Deponiegas und Klärgas
sowie aus dem biologisch abbaubaren An-
teil von Abfällen aus Haushalten und In-
dustrie,

14. u n v e r ä n d e r t

15. „finanzielle Förderung“ die Zahlung des Netz-
betreibers an den Anlagenbetreiber auf Grund
der Ansprüche nach § 19 oder § 50,

15. „finanzielle Förderung“ die Zahlung des Netz-
betreibers an den Anlagenbetreiber auf Grund
der Ansprüche nach § 19 oder § 52,

16. „Freiflächenanlage“ jede Anlage zur Erzeugung
von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die
nicht in, an oder auf einem Gebäude oder einer
sonstigen baulichen Anlage, die vorrangig zu
anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie errichtet worden
ist, angebracht ist,

16. u n v e r ä n d e r t

17. „Gebäude“ jede selbständig benutzbare, über-
deckte bauliche Anlage, die von Menschen be-
treten werden kann und vorrangig dazu be-
stimmt ist, dem Schutz von Menschen, Tieren
oder Sachen zu dienen,

17. u n v e r ä n d e r t

18. „Generator“ jede technische Einrichtung, die
mechanische, chemische, thermische oder elekt-
romagnetische Energie direkt in elektrische
Energie umwandelt,

18. u n v e r ä n d e r t
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19. „Gülle“ jeder Stoff, der Gülle ist im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. Okto-
ber 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für
den menschlichen Verzehr bestimmte tierische
Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. L 300 vom
14.11.2009, S. 1), die durch die Richtlinie
2010/63/EU (ABl. L 276 vom 20.10.2010, S.
33) geändert worden ist,

19. u n v e r ä n d e r t

20. „Herkunftsnachweis“ ein elektronisches Doku-
ment, das ausschließlich dazu dient, gegenüber
einem Letztverbraucher im Rahmen der Strom-
kennzeichnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1
des Energiewirtschaftsgesetzes nachzuweisen,
dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte
Menge des Stroms aus erneuerbaren Energien
erzeugt wurde,

20. u n v e r ä n d e r t

21. „Inbetriebnahme“ die erstmalige Inbetriebset-
zung der Anlage nach Herstellung ihrer techni-
schen Betriebsbereitschaft ausschließlich mit
erneuerbaren Energien oder Grubengas; die
technische Betriebsbereitschaft setzt voraus,
dass die Anlage fest an dem für den dauerhaften
Betrieb vorgesehenen Ort und dauerhaft mit
dem für die Erzeugung von Wechselstrom er-
forderlichen Zubehör installiert wurde; der Aus-
tausch des Generators oder sonstiger techni-
scher oder baulicher Teile nach der erstmaligen
Inbetriebnahme führt nicht zu einer Änderung
des Zeitpunkts der Inbetriebnahme,

21. u n v e r ä n d e r t

22. „installierte Leistung“ einer Anlage die elektri-
sche Wirkleistung, die die Anlage bei bestim-
mungsgemäßem Betrieb ohne zeitliche Ein-
schränkungen unbeschadet kurzfristiger gering-
fügiger Abweichungen technisch erbringen
kann,

22. u n v e r ä n d e r t

23. „KWK-Anlage“ eine KWK-Anlage im Sinne
von § 3 Absatz 2 des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes,

23. u n v e r ä n d e r t

24. „Letztverbraucher“ jede natürliche oder juristi-
sche Person, die Strom verbraucht,

24. u n v e r ä n d e r t

25. „Monatsmarktwert“ der nach Anlage 1 rück-
wirkend berechnete tatsächliche Monatsmittel-
wert des energieträgerspezifischen Marktwerts
von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas am Spotmarkt der Strombörse
EPEX Spot SE in Paris für die Preiszone

25. u n v e r ä n d e r t
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Deutschland/Österreich in Cent pro Kilowatt-
stunde,

26. „Netz“ die Gesamtheit der miteinander ver-
bundenen technischen Einrichtungen zur Ab-
nahme, Übertragung und Verteilung von Elekt-
rizität für die allgemeine Versorgung,

26. u n v e r ä n d e r t

27. „Netzbetreiber“ jeder Betreiber eines Netzes
für die allgemeine Versorgung mit Elektrizität,
unabhängig von der Spannungsebene,

27. u n v e r ä n d e r t

28. „Schienenbahn“ jedes Unternehmen, das zum
Zweck des Personen- oder Güterverkehrs
Fahrzeuge wie Eisenbahnen, Magnetschwebe-
bahnen, Straßenbahnen oder nach ihrer Bau-
und Betriebsweise ähnliche Bahnen auf Schie-
nen oder die für den Betrieb dieser Fahrzeuge
erforderlichen Infrastrukturanlagen betreibt,

28. u n v e r ä n d e r t

29. „Speichergas“ jedes Gas, das keine erneuerbare
Energie ist, aber zum Zweck der Zwischen-
speicherung von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien ausschließlich unter Einsatz von Strom
aus erneuerbaren Energien erzeugt wird,

29. u n v e r ä n d e r t

30. „Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung“ Strom im
Sinne von § 3 Absatz 4 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes,

30. u n v e r ä n d e r t

31. „Übertragungsnetzbetreiber“ der regelverant-
wortliche Netzbetreiber von Hoch- und
Höchstspannungsnetzen, die der überregiona-
len Übertragung von Elektrizität zu nachge-
ordneten Netzen dienen,

31. u n v e r ä n d e r t

32. „Umwandlung“ jede Umwandlung von Un-
ternehmen nach dem Umwandlungsgesetz
oder jede Übertragung sämtlicher Wirt-
schaftsgüter eines Unternehmens oder Un-
ternehmensteils im Wege der Singularsuk-
zession,

32. „Umweltgutachter“ jede Person oder Organisa-
tion, die nach dem Umweltauditgesetz in der
jeweils geltenden Fassung als Umweltgutachter
oder Umweltgutachterorganisation tätig wer-
den darf,

33. u n v e r ä n d e r t

33. „Unternehmen“ jede rechtsfähige Personenver-
einigung oder juristische Person mit Ausnahme
der im Dritten Buch des Aktiengesetzes gere-
gelten verbundenen Unternehmen, die über ei-
nen nach Art und Umfang in kaufmännischer
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb verfügt,

34. „Unternehmen“ jede rechtsfähige Personenver-
einigung oder juristische Person, die über einen
nach Art und Umfang in kaufmännischer Weise
eingerichteten Geschäftsbetrieb verfügt, der un-
ter Beteiligung am allgemeinen wirtschaftli-
chen Verkehr nachhaltig mit eigener Gewinn-
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der unter Beteiligung am allgemeinen wirt-
schaftlichen Verkehr nachhaltig mit eigener
Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird,

erzielungsabsicht betrieben wird,

34. „Windenergieanlage an Land“ jede Anlage zur
Erzeugung von Strom aus Windenergie, die
keine Windenergieanlage auf See ist,

35. u n v e r ä n d e r t

35. „Windenergieanlage auf See“ jede Anlage zur
Erzeugung von Strom aus Windenergie, die auf
See in einer Entfernung von mindestens drei
Seemeilen gemessen von der Küstenlinie aus
seewärts errichtet worden ist; als Küstenlinie
gilt die in der Karte Nummer 2920 Deutsche
Nordseeküste und angrenzende Gewässer,
Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte Num-
mer 2921 Deutsche Ostseeküste und angren-
zende Gewässer, Ausgabe 1994, XII., des
Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie im Maßstab 1 : 375 0002 dargestellte Küs-
tenlinie,

36. u n v e r ä n d e r t

36. „Wohngebäude“ jedes Gebäude, das nach sei-
ner Zweckbestimmung überwiegend dem
Wohnen dient, einschließlich Wohn-, Alten-
und Pflegeheimen sowie ähnlichen Einrichtun-
gen.

37. u n v e r ä n d e r t

§ 6
Anlagenregister

(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und be-
treibt ein Verzeichnis, in dem Anlagen zu registrie-
ren sind (Anlagenregister). Im Anlagenregister sind
die Angaben zu erheben und bereitzustellen, die er-
forderlich sind, um

1. die Integration des Stroms aus erneuerbaren
Energien und Grubengas in das Elektrizitätsver-
sorgungssystem zu fördern,

2. die Grundsätze nach § 2 Absatz 1 bis 3 und den
Ausbaupfad nach § 3 zu überprüfen,

3. die Absenkung der Förderung nach den §§ 27
bis 29 umzusetzen,

4. den bundesweiten Ausgleich des abgenomme-
nen Stroms sowie der finanziellen Förderung zu
erleichtern und

5. die Erfüllung nationaler, europäischer und in-
ternationaler Berichtspflichten zum Ausbau der
erneuerbaren Energien zu erleichtern.

§ 6
Anlagenregister

(1) Die Bundesnetzagentur für Elektrizität,
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
(Bundesnetzagentur) errichtet und betreibt ein
Verzeichnis, in dem Anlagen zu registrieren sind
(Anlagenregister). Im Anlagenregister sind die An-
gaben zu erheben und bereitzustellen, die erforder-
lich sind, um
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. die Absenkung der Förderung nach den §§ 28,
29 und 31 umzusetzen,

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

2 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie, 20359 Hamburg.
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(2) Anlagenbetreiber müssen an das Anlagen-
register insbesondere übermitteln:
1. Angaben zur Person des Anlagenbetreibers so-

wie Kontaktdaten,
2. den Standort der Anlage,
3. den Energieträger, aus dem der Strom erzeugt

wird,
4. die installierte Leistung der Anlage,
5. die Angabe, ob für den in der Anlage erzeugten

Strom eine finanzielle Förderung in Anspruch
genommen werden soll.
(3) Zur besseren Nachvollziehbarkeit des Aus-

baus der erneuerbaren Energien wird das Anlagen-
register der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
Hierzu werden die Angaben der registrierten Anla-
gen mit Ausnahme der Angaben nach Absatz 2
Nummer 1 auf der Internetseite des Anlagenregisters
veröffentlicht und mindestens monatlich aktualisiert.
(4) Das Nähere einschließlich der Übermittlung

weiterer Angaben und der Weitergabe der im Anla-
genregister gespeicherten Angaben an Netzbetreiber
und Dritte bestimmt eine Rechtsverordnung nach
§ 90. Durch Rechtsverordnung nach § 90 kann auch
geregelt werden, dass die Aufgaben des Anlagenre-
gisters ganz oder teilweise durch das Gesamtanla-
genregister der Bundesnetzagentur nach § 53b des
Energiewirtschaftsgesetzes zu erfüllen sind.

(2) Anlagenbetreiber müssen an das Anlagen-
register insbesondere übermitteln:
1. Angaben zu ihrer Person und ihre Kontaktda-

ten,
2. u n v e r ä n d e r t
3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t
5. u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Das Nähere einschließlich der Übermittlung
weiterer Angaben und der Weitergabe der im Anla-
genregister gespeicherten Angaben an Netzbetreiber
und Dritte bestimmt eine Rechtsverordnung nach
§ 93. Durch Rechtsverordnung nach § 93 kann auch
geregelt werden, dass die Aufgaben des Anlagenre-
gisters ganz oder teilweise durch das Gesamtanla-
genregister der Bundesnetzagentur nach § 53b des
Energiewirtschaftsgesetzes zu erfüllen sind.

§ 7
Gesetzliches Schuldverhältnis

(1) Netzbetreiber dürfen die Erfüllung ihrer
Pflichten nach diesem Gesetz nicht vom Abschluss
eines Vertrages abhängig machen.
(2) Von den Bestimmungen dieses Gesetzes

darf unbeschadet des § 11 Absatz 3 und 4 nicht zu
Lasten des Anlagenbetreibers oder des Netzbetrei-
bers abgewichen werden. Dies gilt nicht für abwei-
chende vertragliche Vereinbarungen zu den §§ 5 bis
53, 66, 67, 76 und 96 sowie zu den auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die
1. Gegenstand eines Prozessvergleichs im Sinne des
§ 794 Absatz 1 Nummer 1 der Zivilprozessord-
nung sind,

2. dem Ergebnis eines von den Verfahrensparteien
bei der Clearingstelle durchgeführten Verfahrens
nach § 77 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 entspre-
chen oder

3. einer Entscheidung der Bundesnetzagentur für
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) nach § 81 ent-

§ 7
Gesetzliches Schuldverhältnis

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Von den Bestimmungen dieses Gesetzes
darf unbeschadet des § 11 Absatz 3 und 4 nicht zu
Lasten des Anlagenbetreibers oder des Netzbetrei-
bers abgewichen werden. Dies gilt nicht für abwei-
chende vertragliche Vereinbarungen zu den §§ 5 bis
55, 70, 71, 80 und 100 sowie zu den auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die
1. u n v e r ä n d e r t

2. dem Ergebnis eines von den Verfahrensparteien
bei der Clearingstelle durchgeführten Verfahrens
nach § 81 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 entspre-
chen oder

3. einer Entscheidung der Bundesnetzagentur nach
§ 85 entsprechen.
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sprechen.

Teil 2
Anschluss, Abnahme, Übertragung und

Verteilung

Teil 2
Anschluss, Abnahme, Übertragung und

Verteilung

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 8
Anschluss

(1) Netzbetreiber müssen Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Gru-
bengas unverzüglich vorrangig an der Stelle an ihr
Netz anschließen, die im Hinblick auf die Span-
nungsebene geeignet ist, und die in der Luftlinie
kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage auf-
weist, wenn nicht dieses oder ein anderes Netz einen
technisch und wirtschaftlich günstigeren Verknüp-
fungspunkt aufweist; bei der Prüfung des wirtschaft-
lich günstigeren Verknüpfungspunkts sind die un-
mittelbar durch den Netzanschluss entstehenden
Kosten zu berücksichtigen. Bei einer oder mehreren
Anlagen mit einer installierten Leistung von insge-
samt höchstens 30 Kilowatt, die sich auf einem
Grundstück mit bereits bestehendem Netzanschluss
befinden, gilt der Verknüpfungspunkt des Grund-
stücks mit dem Netz als günstigster Verknüpfungs-
punkt.

§ 8
Anschluss

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Anlagenbetreiber dürfen einen anderen
Verknüpfungspunkt dieses oder eines anderen im
Hinblick auf die Spannungsebene geeigneten Netzes
wählen, es sei denn, die daraus resultierenden Mehr-
kosten sind nicht unerheblich.

(2) Anlagenbetreiber dürfen einen anderen
Verknüpfungspunkt dieses oder eines anderen im
Hinblick auf die Spannungsebene geeigneten Netzes
wählen, es sei denn, die daraus resultierenden Mehr-
kosten des Netzbetreibers sind nicht unerheblich.

(3) Der Netzbetreiber darf abweichend von den
Absätzen 1 und 2 der Anlage einen anderen Ver-
knüpfungspunkt zuweisen, es sei denn, die Abnahme
des Stroms aus der betroffenen Anlage nach § 11
Absatz 1 wäre an diesem Verknüpfungspunkt nicht
sichergestellt.
(4) Die Pflicht zum Netzanschluss besteht auch

dann, wenn die Abnahme des Stroms erst durch die
Optimierung, die Verstärkung oder den Ausbau des
Netzes nach § 12 möglich wird.
(5) Netzbetreiber müssen Einspeisewilligen

nach Eingang eines Netzanschlussbegehrens unver-
züglich einen genauen Zeitplan für die Bearbeitung
des Netzanschlussbegehrens übermitteln. In diesem
Zeitplan ist anzugeben,

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t
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1. in welchen Arbeitsschritten das Netzanschluss-
begehren bearbeitet wird und

2. welche Informationen die Einspeisewilligen aus
ihrem Verantwortungsbereich den Netzbetreibern
übermitteln müssen, damit die Netzbetreiber den
Verknüpfungspunkt ermitteln oder ihre Planun-
gen nach § 12 durchführen können.
(6) Netzbetreiber müssen Einspeisewilligen

nach Eingang der erforderlichen Informationen un-
verzüglich, spätestens aber innerhalb von acht Wo-
chen, Folgendes übermitteln:
1. einen Zeitplan für die unverzügliche Herstellung
des Netzanschlusses mit allen erforderlichen Ar-
beitsschritten,

2. alle Informationen, die Einspeisewillige für die
Prüfung des Verknüpfungspunktes benötigen,
sowie auf Antrag die für eine Netzverträglich-
keitsprüfung erforderlichen Netzdaten,

3. einen nachvollziehbaren und detaillierten Voran-
schlag der Kosten, die den Anlagenbetreibern
durch den Netzanschluss entstehen; dieser Kos-
tenvoranschlag umfasst nur die Kosten, die durch
die technische Herstellung des Netzanschlusses
entstehen, und insbesondere nicht die Kosten für
die Gestattung der Nutzung fremder Grundstücke
für die Verlegung der Netzanschlussleitung,

4. die zur Erfüllung der Pflichten nach § 9 Absatz 1
und 2 erforderlichen Informationen.

Das Recht der Anlagenbetreiber nach § 10 Absatz 1
bleibt auch dann unberührt, wenn der Netzbetreiber
den Kostenvoranschlag nach Satz 1 Nummer 3
übermittelt hat.

(6) u n v e r ä n d e r t

§ 9
Technische Vorgaben

(1) Anlagenbetreiber und Betreiber von KWK-
Anlagen müssen ihre Anlagen mit einer installierten
Leistung von mehr als 100 Kilowatt mit technischen
Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetrei-
ber jederzeit
1. die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung fern-
gesteuert reduzieren kann und

2. die Ist-Einspeisung abrufen kann.
Die Pflicht nach Satz 1 gilt auch als erfüllt, wenn
mehrere Anlagen, die gleichartige erneuerbare Ener-
gien einsetzen und über denselben Verknüpfungs-
punkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer ge-
meinsamen technischen Einrichtung ausgestattet
sind, mit der der Netzbetreiber jederzeit
1. die gesamte Einspeiseleistung bei Netzüberlas-

§ 9
Technische Vorgaben

(1) u n v e r ä n d e r t
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tung ferngesteuert reduzieren kann und
2. die gesamte Ist-Einspeisung der Anlagen abrufen
kann.
(2) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie
1. mit einer installierten Leistung von mehr als 30
Kilowatt und höchstens 100 Kilowatt müssen die
Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllen,

2. mit einer installierten Leistung von höchstens 30
Kilowatt müssen
a) die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
oder Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllen oder

b) am Verknüpfungspunkt ihrer Anlage mit dem
Netz die maximale Wirkleistungseinspeisung
auf 70 Prozent der installierten Leistung be-
grenzen.

(3) Mehrere Anlagen zur Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie gelten unabhängig von
den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich zum
Zweck der Ermittlung der installierten Leistung im
Sinne der Absätze 1 und 2 als eine Anlage, wenn
1. sie sich auf demselben Grundstück oder Ge-

bäude befinden und
2. innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Ka-

lendermonaten in Betrieb genommen worden
sind.

Entsteht eine Pflicht nach Absatz 1 oder 2 für einen
Anlagenbetreiber erst durch den Zubau von Anlagen
eines anderen Anlagenbetreibers, kann er von die-
sem den Ersatz der daraus entstehenden Kosten ver-
langen.
(4) Solange ein Netzbetreiber die Informationen

nach § 8 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 nicht übermit-
telt, greifen die in Absatz 7 bei Verstößen gegen Ab-
satz 1 oder 2 genannten Rechtsfolgen nicht, wenn
1. die Anlagenbetreiber oder die Betreiber von
KWK-Anlagen den Netzbetreiber schriftlich oder
elektronisch zur Übermittlung der erforderlichen
Informationen nach § 8 Absatz 6 Satz 1 Nummer
4 aufgefordert haben und

2. die Anlagen mit technischen Vorrichtungen aus-
gestattet sind, die geeignet sind, die Anlagen ein-
und auszuschalten und ein Kommunikationssig-
nal einer Empfangsvorrichtung zu verarbeiten.
(5) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus Biogas müssen sicherstellen, dass bei der
Erzeugung des Biogases
1. ein neu zu errichtendes Gärrestlager am Standort

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Biogas müssen sicherstellen, dass bei der
Erzeugung des Biogases
1. u n v e r ä n d e r t
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der Biogaserzeugung technisch gasdicht abge-
deckt ist,

2. die hydraulische Verweilzeit in dem gasdichten
und an eine Gasverwertung angeschlossenen
System mindestens 150 Tage beträgt und

3. zusätzliche Gasverbrauchseinrichtungen zur
Vermeidung einer Freisetzung von Biogas ver-
wendet werden.

Satz 1 Nummer 1 und 2 ist nicht anzuwenden, wenn
zur Erzeugung des Biogases ausschließlich Gülle
eingesetzt wird. Satz 1 Nummer 2 ist ferner nicht
anzuwenden, wenn für den in der Anlage erzeugten
Strom der Anspruch nach § 19 in Verbindung mit
§ 43 geltend gemacht wird.
(6) Betreiber von Windenergieanlagen an Land,

die vor dem 1. Januar 2017 in Betrieb genommen
worden sind, müssen sicherstellen, dass am Ver-
knüpfungspunkt ihrer Anlage mit dem Netz die An-
forderungen der Systemdienstleistungsverordnung
erfüllt werden.
(7) Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen Ab-

satz 1, 2, 5 oder 6 richten sich bei Anlagen, für deren
Stromerzeugung dem Grunde nach ein Anspruch auf
finanzielle Förderung nach § 19 besteht, nach § 24
Absatz 2 Nummer 1. Bei den übrigen Anlagen ent-
fällt der Anspruch der Anlagenbetreiber auf vorran-
gige Abnahme, Übertragung und Verteilung nach
§ 11 für die Dauer des Verstoßes gegen Absatz 1, 2,
5 oder 6; Betreiber von KWK-Anlagen verlieren in
diesem Fall ihren Anspruch auf Zuschlagszahlung
nach § 4 Absatz 3 des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes oder, soweit ein solcher nicht besteht, ihren
Anspruch auf vorrangigen Netzzugang nach § 4 Ab-
satz 4 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes.
(8) Die Pflichten und Anforderungen nach den

§§ 21c, 21d und 21e des Energiewirtschaftsgesetzes
und nach den auf Grund des § 21i Absatz 1 des
Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen bleiben unberührt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

Satz 1 Nummer 1 und 2 ist nicht anzuwenden, wenn
zur Erzeugung des Biogases ausschließlich Gülle
eingesetzt wird. Satz 1 Nummer 2 ist ferner nicht
anzuwenden, wenn für den in der Anlage erzeugten
Strom der Anspruch nach § 19 in Verbindung mit
§ 45 geltend gemacht wird.

(6) u n v e r ä n d e r t

(7) Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen Ab-
satz 1, 2, 5 oder 6 richten sich bei Anlagen, für deren
Stromerzeugung dem Grunde nach ein Anspruch auf
finanzielle Förderung nach § 19 besteht, nach § 25
Absatz 2 Nummer 1. Bei den übrigen Anlagen ent-
fällt der Anspruch der Anlagenbetreiber auf vorran-
gige Abnahme, Übertragung und Verteilung nach
§ 11 für die Dauer des Verstoßes gegen Absatz 1, 2,
5 oder 6; Betreiber von KWK-Anlagen verlieren in
diesem Fall ihren Anspruch auf Zuschlagszahlung
nach § 4 Absatz 3 des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes oder, soweit ein solcher nicht besteht, ihren
Anspruch auf vorrangigen Netzzugang nach § 4 Ab-
satz 4 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes.
(8) u n v e r ä n d e r t

§ 10
Ausführung und Nutzung des Anschlusses
(1) Anlagenbetreiber dürfen den Anschluss der

Anlagen sowie die Einrichtung und den Betrieb der
Messeinrichtungen einschließlich der Messung von
dem Netzbetreiber oder einer fachkundigen dritten
Person vornehmen lassen. Für Messstellenbetrieb
und Messung gelten die Bestimmungen der §§ 21b
bis 21h des Energiewirtschaftsgesetzes und der auf
Grund von § 21i des Energiewirtschaftsgesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen.
(2) Die Ausführung des Anschlusses und die

§ 10
u n v e r ä n d e r t
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übrigen für die Sicherheit des Netzes notwendigen
Einrichtungen müssen den im Einzelfall notwendi-
gen technischen Anforderungen des Netzbetreibers
und § 49 des Energiewirtschaftsgesetzes entspre-
chen.
(3) Bei der Einspeisung von Strom aus erneuer-

baren Energien oder Grubengas ist zugunsten des
Anlagenbetreibers § 18 Absatz 2 der Niederspan-
nungsanschlussverordnung entsprechend anzuwen-
den.

§ 11
Abnahme, Übertragung und Verteilung

§ 11
Abnahme, Übertragung und Verteilung

(1) Netzbetreiber müssen vorbehaltlich des § 14
den gesamten nach § 19 Absatz 1 vermarkteten oder
zur Verfügung gestellten Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas unverzüglich vorran-
gig physikalisch abnehmen, übertragen und vertei-
len. Macht der Anlagenbetreiber den Anspruch nach
§ 19 in Verbindung mit § 35 oder § 36 geltend, um-
fasst die Pflicht aus Satz 1 auch die kaufmännische
Abnahme. Die Pflichten nach den Sätzen 1 und 2
sowie die Pflichten nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 4 Satz 2 des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes sind gleichrangig.

(1) Netzbetreiber müssen vorbehaltlich des § 14
den gesamten Strom aus erneuerbaren Energien
oder aus Grubengas, der in einer Veräußerungs-
form nach § 20 Absatz 1 veräußert wird, unver-
züglich vorrangig physikalisch abnehmen, übertra-
gen und verteilen. Macht der Anlagenbetreiber den
Anspruch nach § 19 in Verbindung mit § 37 oder
§ 38 geltend, umfasst die Pflicht aus Satz 1 auch die
kaufmännische Abnahme. Die Pflichten nach den
Sätzen 1 und 2 sowie die Pflichten nach § 4 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 4 Satz 2 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes sind gleichrangig.

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden,
wenn die Anlage an das Netz des Anlagenbetreibers
oder einer dritten Person, die nicht Netzbetreiber ist,
angeschlossen ist und der Strom mittels kaufmän-
nisch-bilanzieller Weitergabe in ein Netz angeboten
wird.
(3) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen nicht,

soweit Anlagenbetreiber oder Direktvermarktungs-
unternehmer und Netzbetreiber unbeschadet des
§ 15 zur besseren Integration der Anlage in das Netz
ausnahmsweise vertraglich vereinbaren, vom Ab-
nahmevorrang abzuweichen. Bei Anwendung ver-
traglicher Vereinbarungen nach Satz 1 ist sicherzu-
stellen, dass der Vorrang für Strom aus erneuerbaren
Energien angemessen berücksichtigt und insgesamt
die größtmögliche Strommenge aus erneuerbaren
Energien abgenommen wird.
(4) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen ferner

nicht, soweit Anlagenbetreiber und Netzbetreiber
ausnahmsweise auf Grund vertraglicher Vereinba-
rungen vom Abnahmevorrang abweichen und dies
durch die Ausgleichsmechanismusverordnung zuge-
lassen ist.
(5) Die Pflichten zur vorrangigen Abnahme,

Übertragung und Verteilung treffen im Verhältnis
zum aufnehmenden Netzbetreiber, der nicht Über-

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen ferner
nicht, soweit dies durch die Ausgleichsmechanis-
musverordnung zugelassen ist.

(5) u n v e r ä n d e r t
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tragungsnetzbetreiber ist,
1. den vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber,
2. den nächstgelegenen inländischen Übertragungs-
netzbetreiber, wenn im Netzbereich des abgabe-
berechtigten Netzbetreibers kein inländisches
Übertragungsnetz betrieben wird, oder

3. insbesondere im Fall der Weitergabe nach Absatz
2 jeden sonstigen Netzbetreiber.

Abschnitt 2
Kapazitätserweiterung und Einspeisemanagement

Abschnitt 2
u n v e r ä n d e r t

§ 12
Erweiterung der Netzkapazität

(1) Netzbetreiber müssen auf Verlangen der
Einspeisewilligen unverzüglich ihre Netze entspre-
chend dem Stand der Technik optimieren, verstärken
und ausbauen, um die Abnahme, Übertragung und
Verteilung des Stroms aus erneuerbaren Energien
oder Grubengas sicherzustellen. Dieser Anspruch
besteht auch gegenüber den Betreibern von vorgela-
gerten Netzen mit einer Spannung bis 110 Kilovolt,
an die die Anlage nicht unmittelbar angeschlossen
ist, wenn dies erforderlich ist, um die Abnahme,
Übertragung und Verteilung des Stroms sicherzu-
stellen.
(2) Die Pflicht erstreckt sich auf sämtliche für

den Betrieb des Netzes notwendigen technischen
Einrichtungen sowie die im Eigentum des Netzbe-
treibers stehenden oder in sein Eigentum übergehen-
den Anschlussanlagen.
(3) Der Netzbetreiber muss sein Netz nicht op-

timieren, verstärken und ausbauen, soweit dies wirt-
schaftlich unzumutbar ist.
(4) Die Pflichten nach § 4 Absatz 6 des Kraft-

Wärme-Kopplungsgesetzes sowie nach § 12 Absatz
3 des Energiewirtschaftsgesetzes bleiben unberührt.

§ 12
Erweiterung der Netzkapazität

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Die Pflichten nach § 4 Absatz 1 des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetzes sowie nach § 12 Absatz
3 des Energiewirtschaftsgesetzes bleiben unberührt.

§ 13
Schadensersatz

(1) Verletzt der Netzbetreiber seine Pflicht aus
§ 12 Absatz 1, können Einspeisewillige Ersatz des
hierdurch entstandenen Schadens verlangen. Die Er-
satzpflicht tritt nicht ein, wenn der Netzbetreiber die
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme be-

gründen, dass der Netzbetreiber seine Pflicht aus
§ 12 Absatz 1 nicht erfüllt hat, können Anlagenbe-
treiber Auskunft von dem Netzbetreiber darüber ver-
langen, ob und inwieweit der Netzbetreiber das Netz

§ 13
u n v e r ä n d e r t
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optimiert, verstärkt und ausgebaut hat.

§ 14
Einspeisemanagement

(1) Netzbetreiber dürfen unbeschadet ihrer
Pflicht nach § 12 ausnahmsweise an ihr Netz unmit-
telbar oder mittelbar angeschlossene Anlagen und
KWK-Anlagen, die mit einer Einrichtung zur fern-
gesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung bei
Netzüberlastung im Sinne von § 9 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, Satz 2 Nummer 1 oder Absatz 2 Num-
mer 1 oder 2 Buchstabe a ausgestattet sind, regeln,
soweit
1. andernfalls im jeweiligen Netzbereich einschließ-
lich des vorgelagerten Netzes ein Netzengpass
entstünde,

2. der Vorrang für Strom aus erneuerbaren Ener-
gien, Grubengas und Kraft-Wärme-Kopplung
gewahrt wird, soweit nicht sonstige Stromerzeu-
ger am Netz bleiben müssen, um die Sicherheit
und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-
systems zu gewährleisten, und

3. sie die verfügbaren Daten über die Ist-Ein-
speisung in der jeweiligen Netzregion abgerufen
haben.

Bei der Regelung der Anlagen nach Satz 1 sind An-
lagen im Sinne des § 9 Absatz 2 erst nachrangig ge-
genüber den übrigen Anlagen zu regeln. Im Übrigen
müssen die Netzbetreiber sicherstellen, dass insge-
samt die größtmögliche Strommenge aus erneuerba-
ren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung abge-
nommen wird.
(2) Netzbetreiber müssen Betreiber von Anla-

gen nach § 9 Absatz 1 spätestens am Vortag, ansons-
ten unverzüglich über den zu erwartenden Zeitpunkt,
den Umfang und die Dauer der Regelung unterrich-
ten, sofern die Durchführung der Maßnahme vorher-
sehbar ist.
(3) Netzbetreiber müssen die von Maßnahmen

nach Absatz 1 Betroffenen unverzüglich über die
tatsächlichen Zeitpunkte, den jeweiligen Umfang,
die Dauer und die Gründe der Regelung unterrichten
und auf Verlangen innerhalb von vier Wochen
Nachweise über die Erforderlichkeit der Maßnahme
vorlegen. Die Nachweise müssen eine sachkundige
dritte Person in die Lage versetzen, ohne weitere In-
formationen die Erforderlichkeit der Maßnahme
vollständig nachvollziehen zu können; zu diesem
Zweck sind im Fall eines Verlangens nach Satz 1
letzter Halbsatz insbesondere die nach Absatz 1 Satz

§ 14
u n v e r ä n d e r t
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1 Nummer 3 erhobenen Daten vorzulegen. Die
Netzbetreiber können abweichend von Satz 1 Be-
treiber von Anlagen nach § 9 Absatz 2 in Verbin-
dung mit Absatz 3 nur einmal jährlich über die
Maßnahmen nach Absatz 1 unterrichten, solange die
Gesamtdauer dieser Maßnahmen 15 Stunden pro
Anlage im Kalenderjahr nicht überschritten hat; die-
se Unterrichtung muss bis zum 31. Januar des Folge-
jahres erfolgen. § 13 Absatz 5 Satz 3 des Energie-
wirtschaftsgesetzes bleibt unberührt.

§ 15
Härtefallregelung

(1) Wird die Einspeisung von Strom aus einer
Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien, Grubengas oder Kraft-Wärme-Kopplung
wegen eines Netzengpasses im Sinne von § 14 Ab-
satz 1 reduziert, muss der Netzbetreiber, an dessen
Netz die Anlage angeschlossen ist, die von der Maß-
nahme betroffenen Betreiber abweichend von § 13
Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes für 95 Pro-
zent der entgangenen Einnahmen zuzüglich der zu-
sätzlichen Aufwendungen und abzüglich der erspar-
ten Aufwendungen entschädigen. Übersteigen die
entgangenen Einnahmen nach Satz 1 in einem Jahr
1 Prozent der Einnahmen dieses Jahres, sind die von
der Regelung betroffenen Betreiber ab diesem Zeit-
punkt zu 100 Prozent zu entschädigen. Der Netzbe-
treiber, in dessen Netz die Ursache für die Regelung
nach § 14 liegt, muss dem Netzbetreiber, an dessen
Netz die Anlage angeschlossen ist, die Kosten für
die Entschädigung ersetzen.
(2) Der Netzbetreiber kann die Kosten nach

Absatz 1 bei der Ermittlung der Netzentgelte in An-
satz bringen, soweit die Maßnahme erforderlich war
und er sie nicht zu vertreten hat. Der Netzbetreiber
hat sie insbesondere zu vertreten, soweit er nicht alle
Möglichkeiten zur Optimierung, zur Verstärkung
und zum Ausbau des Netzes ausgeschöpft hat.
(3) Schadensersatzansprüche von Anlagenbe-

treibern gegen den Netzbetreiber bleiben unberührt.

§ 15
u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 3
Kosten

Abschnitt 3
u n v e r ä n d e r t

§ 16
Netzanschluss

(1) Die notwendigen Kosten des Anschlusses
von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuer-
baren Energien oder aus Grubengas an den Verknüp-
fungspunkt nach § 8 Absatz 1 oder 2 sowie der not-
wendigen Messeinrichtungen zur Erfassung des ge-
lieferten und des bezogenen Stroms trägt der Anla-

§ 16
u n v e r ä n d e r t
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genbetreiber.
(2) Weist der Netzbetreiber den Anlagen nach

§ 8 Absatz 3 einen anderen Verknüpfungspunkt zu,
muss er die daraus resultierenden Mehrkosten tra-
gen.

§ 17
Kapazitätserweiterung

Die Kosten der Optimierung, der Verstärkung
und des Ausbaus des Netzes trägt der Netzbetreiber.

§ 17
u n v e r ä n d e r t

§ 18
Vertragliche Vereinbarung

(1) Netzbetreiber können infolge der Vereinba-
rung nach § 11 Absatz 3 entstandene Kosten im
nachgewiesenen Umfang bei der Ermittlung des
Netzentgelts in Ansatz bringen, soweit diese Kosten
im Hinblick auf § 1 oder § 2 Absatz 1 wirtschaftlich
angemessen sind.
(2) Die Kosten unterliegen der Prüfung auf Ef-

fizienz durch die Regulierungsbehörde nach Maßga-
be der Bestimmungen des Energiewirtschaftsgeset-
zes.

§ 18
u n v e r ä n d e r t

Teil 3
Finanzielle Förderung

Teil 3
Finanzielle Förderung

Abschnitt 1
Allgemeine Förderbestimmungen

Abschnitt 1
Allgemeine Förderbestimmungen

§ 19
Förderanspruch für Strom

(1) Betreiber von Anlagen, in denen ausschließ-
lich erneuerbare Energien oder Grubengas eingesetzt
werden, haben für den in diesen Anlagen erzeugten
Strom gegen den Netzbetreiber einen Anspruch
1. auf die Marktprämie nach § 32, wenn sie den
Strom direkt vermarkten und dem Netzbetreiber
das Recht überlassen, diesen Strom als „Strom
aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas“
zu kennzeichnen (geförderte Direktvermarktung),
oder

2. auf eine Einspeisevergütung nach § 35 oder § 36,
wenn sie den Strom dem Netzbetreiber zur Ver-
fügung stellen und soweit dies abweichend von
§ 2 Absatz 2 ausnahmsweise zugelassen ist.
(2) Auf die zu erwartenden Zahlungen nach

Absatz 1 sind monatlich jeweils zum
15. Kalendertag für den Vormonat Abschläge in an-
gemessenem Umfang zu leisten.

§ 19
Förderanspruch für Strom

(1) Betreiber von Anlagen, in denen ausschließ-
lich erneuerbare Energien oder Grubengas eingesetzt
werden, haben für den in diesen Anlagen erzeugten
Strom gegen den Netzbetreiber einen Anspruch
1. auf die Marktprämie nach § 34, wenn sie den
Strom direkt vermarkten und dem Netzbetreiber
das Recht überlassen, diesen Strom als „Strom
aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas“
zu kennzeichnen (geförderte Direktvermarktung),
oder

2. auf eine Einspeisevergütung nach § 37 oder § 38,
wenn sie den Strom dem Netzbetreiber zur Ver-
fügung stellen und soweit dies abweichend von
§ 2 Absatz 2 ausnahmsweise zugelassen ist.
(2) u n v e r ä n d e r t
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(3) Der Anspruch nach Absatz 1 wird nicht fällig
und der Anspruch auf monatliche Abschläge nach
Absatz 2 entfällt, solange Anlagenbetreiber ihre
Pflichten zur Datenübermittlung für das jeweilige
Vorjahr nach § 67 nicht erfüllt haben.
(4) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht auch

dann, wenn der Strom vor der Einspeisung in das
Netz zwischengespeichert worden ist. In diesem Fall
bezieht sich der Anspruch auf die Strommenge, die
aus dem Zwischenspeicher in das Netz eingespeist
wird. Die Förderhöhe bestimmt sich nach der Höhe
der finanziellen Förderung, die der Netzbetreiber
nach Absatz 1 bei einer Einspeisung des Stroms in
das Netz ohne Zwischenspeicherung an den Anla-
genbetreiber zahlen müsste. Der Anspruch nach Ab-
satz 1 besteht auch bei einem gemischten Einsatz
von erneuerbaren Energien und Speichergasen.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 wird nicht fäl-
lig und der Anspruch auf monatliche Abschläge
nach Absatz 2 entfällt, solange Anlagenbetreiber ih-
re Pflichten zur Datenübermittlung für das jeweilige
Vorjahr nach § 71 nicht erfüllt haben.
(4) u n v e r ä n d e r t

§ 20
Wechsel zwischen Veräußerungsformen

§ 20
Wechsel zwischen Veräußerungsformen

(1) Anlagenbetreiber dürfen mit jeder Anlage
nur zum ersten Kalendertag eines Monats zwischen
den folgenden Veräußerungsformen wechseln:
1. der geförderten Direktvermarktung,
2. einer sonstigen Direktvermarktung,
3. der Einspeisevergütung nach § 35 und
4. der Einspeisevergütung nach § 36.

(1) Anlagenbetreiber dürfen mit jeder Anlage
nur zum ersten Kalendertag eines Monats zwischen
den folgenden Veräußerungsformen wechseln:
1. der geförderten Direktvermarktung,
2. einer sonstigen Direktvermarktung,
3. der Einspeisevergütung nach § 37 und
4. der Einspeisevergütung nach § 38.

(2) Anlagenbetreiber dürfen den in einer Anla-
ge erzeugten Strom nicht anteilig in verschiedenen
Veräußerungsformen nach Absatz 1 veräußern.

(2) Anlagenbetreiber dürfen den in ihren
Anlagen erzeugten Strom prozentual auf ver-
schiedene Veräußerungsformen nach Absatz 1
Nummer 1, 2 oder 3 aufteilen. In diesem Fall
müssen sie die Prozentsätze nachweislich jeder-
zeit einhalten.

(3) Unbeschadet von Absatz 1 können Anla-
genbetreiber jederzeit
1. ihren Direktvermarktungsunternehmer wechseln
oder

2. den Strom vollständig oder anteilig an Dritte ver-
äußern, sofern diese den Strom in unmittelbarer
räumlicher Nähe zur Anlage verbrauchen und der
Strom nicht durch ein Netz durchgeleitet wird.

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 21
Verfahren für den Wechsel

§ 21
Verfahren für den Wechsel

(1) Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber
einen Wechsel zwischen den Veräußerungsformen
nach § 20 Absatz 1 vor Beginn des jeweils vorange-

(1) u n v e r ä n d e r t
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gangenen Kalendermonats mitteilen. Wechseln sie
in die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1 Num-
mer 4 oder aus dieser heraus, können sie dem Netz-
betreiber einen Wechsel abweichend von Satz 1 bis
zum fünftletzten Werktag des Vormonats mitteilen.

(2) Bei den Mitteilungen nach Absatz 1 müssen
die Anlagenbetreiber auch angeben:
1. die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1, in

die gewechselt wird, und
2. bei einem Wechsel in eine Direktvermarktung

nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 den Bi-
lanzkreis im Sinne des § 3 Nummer 10a des
Energiewirtschaftsgesetzes, dem der direkt
vermarktete Strom zugeordnet werden soll.

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 sollen die Anlagen-
betreiber auch den Bilanz- oder Unterbilanzkreis
angeben, in den Ausgleichsenergiemengen einzustel-
len sind.

(2) Bei den Mitteilungen nach Absatz 1 müssen
die Anlagenbetreiber auch angeben:
1. die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1, in

die gewechselt wird,
2. bei einem Wechsel in eine Direktvermarktung

nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 den Bi-
lanzkreis, dem der direkt vermarktete Strom
zugeordnet werden soll, und

3. bei einer prozentualen Aufteilung des
Stroms auf verschiedene Veräußerungs-
formen nach § 20 Absatz 2 die Prozentsätze,
zu denen der Strom den Veräußerungsfor-
men zugeordnet wird.

(3) Soweit die Bundesnetzagentur keine Festle-
gung nach § 81 Absatz 3 Nummer 3 getroffen hat,
müssen die Netzbetreiber spätestens ab dem 1. April
2015 für den Wechsel zwischen den Veräußerungs-
formen an die Vorgaben dieses Gesetzes angepasste
bundesweit einheitliche, massengeschäftstaugliche
Verfahren einschließlich Verfahren für die vollstän-
dig automatisierte elektronische Übermittlung und
Nutzung der Meldungsdaten zur Verfügung stellen,
die den Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes
genügen. Für diesen Datenaustausch ist ein einheit-
liches Datenformat vorzusehen. Die Verbände der
Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie der An-
lagenbetreiber sind an der Entwicklung der Verfah-
ren und Formate für den Datenaustausch angemes-
sen zu beteiligen.

(3) Soweit die Bundesnetzagentur eine Fest-
legung nach § 85 Absatz 3 Nummer 3 getroffen
hat, müssen Anlagenbetreiber für die Übermitt-
lung von Mitteilungen nach den Absätzen 1 und 2
das festgelegte Verfahren und Format nutzen.

(4) Anlagenbetreiber müssen für die Übermitt-
lung von Mitteilungen nach den Absätzen 1 und 2 an
den Netzbetreiber spätestens ab dem 1. Juli 2015
das Verfahren und das Format nach Absatz 3 nut-
zen.

(4) entfällt

§ 22
Förderbeginn und Förderdauer

Die finanzielle Förderung ist jeweils für die Dau-
er von 20 Kalenderjahren zuzüglich des Inbetrieb-
nahmejahres der Anlage zu zahlen. Beginn der Frist
nach Satz 1 ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der
Anlage, soweit sich aus den nachfolgenden Be-
stimmungen nichts anderes ergibt.

§ 22
u n v e r ä n d e r t
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§ 23
Berechnung der Förderung

(1) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle
Förderung bestimmt sich nach den hierfür als Be-
rechnungsgrundlage anzulegenden Werten für Strom
aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas. An-
zulegender Wert ist der zur Ermittlung der Markt-
prämie oder der Einspeisevergütung für Strom aus
erneuerbaren Energien oder aus Grubengas zugrunde
zu legende Betrag nach den §§ 38 bis 49 oder 53 in
Cent pro Kilowattstunde.
(2) Die Höhe der anzulegenden Werte für

Strom, der in Abhängigkeit von der Bemessungsleis-
tung oder der installierten Leistung der Anlage ge-
fördert wird, bestimmt sich
1. bei einer finanziellen Förderung für Strom aus
solarer Strahlungsenergie jeweils anteilig nach
der installierten Leistung der Anlage im Verhält-
nis zu dem jeweils anzuwendenden Schwellen-
wert und

2. bei einer finanziellen Förderung in allen anderen
Fällen jeweils anteilig nach der Bemessungsleis-
tung der Anlage.
(3) In den anzulegenden Werten ist die Umsatz-

steuer nicht enthalten.
(4) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle

Förderung verringert sich

1. nach Maßgabe des § 24, des § 45 Absatz 4 oder
der Nummer I.1.5 der Anlage 3 bei einem Ver-
stoß gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes,

2. nach Maßgabe der §§ 25 bis 29 wegen der de-
gressiven Ausgestaltung der finanziellen Förde-
rung,

3. nach Maßgabe des § 35 Absatz 3 oder des § 36
Absatz 2 bei der Inanspruchnahme einer Einspei-
severgütung,

4. nach Maßgabe des § 45 Absatz 1 Satz 2 für den
dort genannten Anteil der in einem Kalenderjahr
erzeugten Strommenge aus Biogas oder

5. nach Maßgabe des § 53 Absatz 3 für Strom aus
Freiflächenanlagen.

§ 23
Berechnung der Förderung

(1) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle
Förderung bestimmt sich nach den hierfür als Be-
rechnungsgrundlage anzulegenden Werten für
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gruben-
gas. Anzulegender Wert ist der zur Ermittlung der
Marktprämie oder der Einspeisevergütung für Strom
aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas zu-
grunde zu legende Betrag nach den §§ 40 bis 51 o-
der 55 in Cent pro Kilowattstunde.
(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle
Förderung verringert sich
1. nach Maßgabe des § 24 bei negativen Preisen,
2. nach Maßgabe des § 25, des § 47 Absatz 4 oder
der Nummer I.1.5 der Anlage 3 bei einem Ver-
stoß gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes,

3. nach Maßgabe der §§ 26 bis 31 wegen der de-
gressiven Ausgestaltung der finanziellen Förde-
rung,

4. nach Maßgabe des § 37 Absatz 3 oder des § 38
Absatz 2 bei der Inanspruchnahme einer Ein-
speisevergütung,

5. nach Maßgabe des § 47 Absatz 1 Satz 2 für den
dort genannten Anteil der in einem Kalenderjahr
erzeugten Strommenge aus Biogas oder

6. nach Maßgabe des § 55 Absatz 3 für Strom aus
Freiflächenanlagen.

§ 24
Verringerung der Förderung

bei negativen Preisen
(1) Wenn der Wert der Stundenkontrakte für

die Preiszone Deutschland/Österreich am Spot-
markt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris an
mindestens sechs aufeinanderfolgenden Stunden
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negativ ist, verringert sich der anzulegende Wert
nach § 23 Absatz 1 Satz 2 für den gesamten Zeit-
raum, in denen die Stundenkontrakte ohne Un-
terbrechung negativ sind, auf null.
(2) Wenn der Strom in einem Kalendermonat,

in dem die Voraussetzungen nach Absatz 1 min-
destens einmal erfüllt sind, in der Einspeisever-
gütung nach § 38 veräußert wird, muss der Anla-
genbetreiber dem Netzbetreiber bei der Daten-
übermittlung nach § 71 Nummer 1 die Strom-
menge mitteilen, die er in dem Zeitraum einge-
speist hat, in dem die Stundenkontrakte ohne Un-
terbrechung negativ gewesen sind; andernfalls
verringert sich der Anspruch nach § 38 in diesem
Kalendermonat um fünf Prozent pro Kalender-
tag, in dem dieser Zeitraum ganz oder teilweise
liegt.
(3) Absatz 1 gilt nicht für

1. Anlagen, die vor dem 1. Januar 2016 in Be-
trieb genommen worden sind,

2. Windenergieanlagen mit einer installierten
Leistung von weniger als 3 Megawatt oder
sonstige Anlagen mit einer installierten Leis-
tung von weniger als 500 Kilowatt, wobei je-
weils § 32 Absatz 1 Satz 1 entsprechend an-
zuwenden ist,

3. Demonstrationsprojekte.

§ 24
Verringerung der Förderung

§ 25
Verringerung der Förderung

bei Pflichtverstößen

(1) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1
Satz 2 verringert sich auf null,
1. solange Anlagenbetreiber die zur Registrierung
der Anlage erforderlichen Angaben nicht nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 an das
Anlagenregister übermittelt haben,

2. solange und soweit Anlagenbetreiber einer nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 re-
gistrierten Anlage eine Erhöhung der installierten
Leistung der Anlage nicht nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 90 an das Anlagenre-
gister übermittelt haben.

(1) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1
Satz 2 verringert sich auf null,
1. solange Anlagenbetreiber die zur Registrierung

der Anlage erforderlichen Angaben nicht nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 93
übermittelt haben,

2. solange und soweit Anlagenbetreiber einer nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 93 re-
gistrierten Anlage eine Erhöhung der installierten
Leistung der Anlage nicht nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 93 übermittelt haben,

3. wenn Anlagenbetreiber gegen § 20 Absatz 2
Satz 2 verstoßen,

4. solange bei Anlagen nach § 100 Absatz 2 Satz
2 der Nachweis nach § 100 Absatz 2 Satz 3
nicht erbracht ist.

Satz 1 Nummer 3 gilt bis zum Ablauf des dritten
Kalendermonats, der auf die Beendigung des
Verstoßes gegen § 20 Absatz 2 Satz 2 folgt.
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(2) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1
Satz 2 verringert sich auf den Monatsmarktwert,
1. solange Anlagenbetreiber gegen § 9 Absatz 1, 2,
5 oder 6 oder § 20 Absatz 2 verstoßen,

2. wenn Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber den
Wechsel zwischen den verschiedenen Veräuße-
rungsformen nach § 20 Absatz 1 nicht nach
Maßgabe des § 21 übermittelt haben, wobei ein
Verstoß gegen § 21 Absatz 2 Satz 2 unbeachtlich
ist,

3. wenn der Strom mit Strom aus mindestens einer
anderen Anlage über eine gemeinsame Messein-
richtung abgerechnet wird und nicht
a) der gesamte über diese Messeinrichtung abge-
rechnete Strom direkt vermarktet wird oder

b) für den gesamten über diese Messeinrichtung
abgerechneten Strom eine Einspeisevergütung
in Anspruch genommen wird,

4. solange Anlagenbetreiber, die den in der Anlage
erzeugten Strom dem Netzbetreiber nach § 19
Absatz 1 Nummer 2 zur Verfügung stellen, ge-
gen § 37 Absatz 2 verstoßen, mindestens jedoch
für die Dauer des gesamten Kalendermonats, in
dem ein solcher Verstoß erfolgt ist,

5. wenn Anlagenbetreiber gegen die in § 76 gere-
gelten Pflichten verstoßen,

6. soweit die Errichtung oder der Betrieb der Anla-
ge dazu dient, die Vorbildfunktion öffentlicher
Gebäude auf Grund einer landesrechtlichen Re-
gelung nach § 3 Absatz 4 Nummer 1 des Erneu-
erbare-Energien-Wärmegesetzes zu erfüllen, und
wenn die Anlage keine KWK-Anlage ist.

Die Verringerung gilt im Fall des Satzes 1 Num-
mer 2 oder Nummer 3 bis zum Ablauf des Kalen-
dermonats, der auf die Beendigung des Verstoßes
folgt, und im Fall des Satzes 1 Nummer 5 für die
Dauer des Verstoßes zuzüglich der darauf folgenden
sechs Kalendermonate.

(2) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1
Satz 2 verringert sich auf den Monatsmarktwert,
1. solange Anlagenbetreiber gegen § 9 Absatz 1, 2,
5 oder 6 verstoßen,

2. wenn Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber den
Wechsel zwischen den verschiedenen Veräuße-
rungsformen nach § 20 Absatz 1 nicht nach
Maßgabe des § 21 übermittelt haben,

3. u n v e r ä n d e r t

4. solange Anlagenbetreiber, die den in der Anlage
erzeugten Strom dem Netzbetreiber nach § 19
Absatz 1 Nummer 2 zur Verfügung stellen, ge-
gen § 39 Absatz 2 verstoßen, mindestens jedoch
für die Dauer des gesamten Kalendermonats, in
dem ein solcher Verstoß erfolgt ist,

5. wenn Anlagenbetreiber gegen die in § 80 gere-
gelten Pflichten verstoßen,

6. u n v e r ä n d e r t

Die Verringerung gilt im Fall des Satzes 1 Num-
mer 2 oder Nummer 3 bis zum Ablauf des Kalen-
dermonats, der auf die Beendigung des Verstoßes
folgt, und im Fall des Satzes 1 Nummer 5 für die
Dauer des Verstoßes zuzüglich der darauf folgenden
sechs Kalendermonate.

§ 25
Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung der

Förderung

§ 26
Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung der

Förderung

(1) Die anzulegenden Werte sind unbeschadet
des § 96 der Berechnung der finanziellen Förderung
zugrunde zu legen
1. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie, die vor dem 1.
September 2014 in Betrieb genommen worden
sind,

(1) Die anzulegenden Werte sind unbeschadet
der §§ 100 und 101 der Berechnung der finanziellen
Förderung zugrunde zu legen
1. u n v e r ä n d e r t
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2. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom
aus Geothermie und für Strom aus Windenergie-
anlagen auf See, die vor dem 1. Januar 2018 in
Betrieb genommen worden sind, und

3. für Strom aus sonstigen Anlagen, die vor dem
1. Januar 2016 in Betrieb genommen worden
sind.

Sie sind ferner der Berechnung der finanziellen För-
derung für Strom aus Anlagen zugrunde zu legen,
die ab den in Satz 1 genannten Zeitpunkten in Be-
trieb genommen werden, mit der Maßgabe, dass
sich die anzulegenden Werte nach Maßgabe der
§§ 26 bis 29, § 35 Absatz 3 und § 36 Absatz 2 Satz
1 verringern. Die zum jeweiligen Inbetriebnahme-
zeitpunkt errechneten anzulegenden Werte sind je-
weils für die gesamte Förderdauer nach § 22 anzu-
wenden.

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

Sie sind ferner der Berechnung der finanziellen För-
derung für Strom aus Anlagen zugrunde zu legen,
die ab den in Satz 1 genannten Zeitpunkten in Be-
trieb genommen werden, mit der Maßgabe, dass
sich die anzulegenden Werte nach Maßgabe der
§§ 27 bis 31, § 37 Absatz 3 und § 38 Absatz 2 Satz
1 verringern. Die zum jeweiligen Inbetriebnahme-
zeitpunkt errechneten anzulegenden Werte sind je-
weils für die gesamte Förderdauer nach § 22 anzu-
wenden.

(2) Die Veröffentlichungen, die für die Anwen-
dung der §§ 27 bis 29 und der Nummer I 5 der An-
lage 3 erforderlich sind, einschließlich der Veröf-
fentlichung der nach den §§ 27 bis 29 jeweils gel-
tenden anzulegenden Werte regelt die Rechtsverord-
nung nach § 90, wobei für jeden Kalendermonat bis
zum Ende des Folgemonats nach Maßgabe dieser
Rechtsverordnung veröffentlicht werden muss:
1. für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Bio-
masse:
a) die Summe der installierten Leistung der An-
lagen, die in diesem Zeitraum als in Betrieb
genommen registriert worden sind (Brutto-
Zubau),

b) die Summe der installierten Leistung, die
nach dem 31. Juli 2014 erstmalig in Anlagen
in Betrieb gesetzt wird, die vor dem 1. August
2014 in Betrieb genommen worden sind,

2. für Windenenergieanlagen an Land:
a) die Summe der installierten Leistung der An-
lagen, die in diesem Zeitraum als in Betrieb
genommen registriert worden sind,

b) die Summe der installierten Leistung der An-
lagen, die in diesem Zeitraum als endgültig
stillgelegt registriert worden sind, und

c) die Differenz zwischen den Werten nach
Buchstabe a und b (Netto-Zubau),

3. für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus sola-
rer Strahlungsenergie die Summe der installierten
Leistung der Anlagen, die in diesem Zeitraum als
in Betrieb genommen registriert worden sind
(Brutto-Zubau).

(2) Die Veröffentlichungen, die für die Anwen-
dung der §§ 28, 29, 31 und der Nummer I.5 der An-
lage 3 erforderlich sind, einschließlich der Veröf-
fentlichung der nach den §§ 28, 29 und 31 jeweils
geltenden anzulegenden Werte regelt die Rechtsver-
ordnung nach § 93, wobei für jeden Kalendermonat
bis zum Ende des Folgemonats nach Maßgabe dieser
Rechtsverordnung veröffentlicht werden muss:
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t
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(3) Die anzulegenden Werte werden nach der
Berechnung nach Absatz 1 in Verbindung mit den
§§ 26 bis 29 auf zwei Stellen nach dem Komma ge-
rundet. Für die Berechnung der Höhe der anzule-
genden Werte auf Grund einer erneuten Anpassung
nach Absatz 1 in Verbindung mit den §§ 26 bis 29
sind die ungerundeten Werte der vorherigen Anpas-
sung zugrunde zu legen.

(3) Die anzulegenden Werte werden nach der
Berechnung nach Absatz 1 in Verbindung mit den
§§ 27 bis 31 auf zwei Stellen nach dem Komma ge-
rundet. Für die Berechnung der Höhe der anzule-
genden Werte auf Grund einer erneuten Anpassung
nach Absatz 1 in Verbindung mit den §§ 27 bis 31
sind die ungerundeten Werte der vorherigen Anpas-
sung zugrunde zu legen.

§ 26
Jährliche Absenkung der Förderung

Die anzulegenden Werte verringern sich für
Strom aus
1. Wasserkraft nach § 38 ab dem Jahr 2016 jähr-

lich zum 1. Januar um 1,0 Prozent,
2. Deponiegas nach § 39, Klärgas nach § 40 und

Grubengas nach § 41 ab dem Jahr 2016 jährlich
zum 1. Januar jeweils um 1,5 Prozent,

3. Geothermie nach § 46 ab dem Jahr 2018 jährlich
zum 1. Januar um 5,0 Prozent,

4. Windenergieanlagen auf See
a) nach § 48 Absatz 2

aa) zum 1. Januar 2018 um 0,5 Cent pro Ki-
lowattstunde,

bb) zum 1. Januar 2020 um 1,0 Cent pro Ki-
lowattstunde und

cc) ab dem Jahr 2021 jährlich zum 1. Janu-
ar um 0,5 Cent pro Kilowattstunde,

b) nach § 48 Absatz 3 zum 1. Januar 2018 um
1,0 Cent pro Kilowattstunde.

§ 27
Absenkung der Förderung für Strom aus Was-
serkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas und

Geothermie
(1) Die anzulegenden Werte verringern sich

ab dem Jahr 2016 jährlich zum 1. Januar für
Strom aus
1. Wasserkraft nach § 40 um 0,5 Prozent,
2. Deponiegas nach § 41 um 1,5 Prozent,
3. Klärgas nach § 42 um 1,5 Prozent und
4. Grubengas nach § 43 um 1,5 Prozent.
(2) Die anzulegenden Werte für Strom aus

Geothermie nach § 48 verringern sich ab dem
Jahr 2018 jährlich zum 1. Januar um 5,0 Pro-
zent.

§ 27
Absenkung der Förderung für

Strom aus Biomasse
(1) Der Brutto-Zubau von Anlagen zur Erzeu-

gung von Strom aus Biomasse soll nicht mehr als
100 Megawatt installierter Leistung pro Jahr betra-
gen.
(2) Die anzulegenden Werte nach den §§ 42 bis

44 verringern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jah-
res um 0,5 Prozent gegenüber den in den jeweils vo-
rangegangenen drei Kalendermonaten geltenden an-
zulegenden Werten.
(3) Die Absenkung nach Absatz 2 erhöht sich

auf 1,27 Prozent, wenn der nach § 25 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a veröffentlichte Brutto-Zubau
von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomas-
se in dem gesamten Bezugszeitraum nach Absatz 4

§ 28
Absenkung der Förderung für

Strom aus Biomasse
(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die anzulegenden Werte nach den §§ 44 bis
46 verringern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jah-
res um 0,5 Prozent gegenüber den in den jeweils vo-
rangegangenen drei Kalendermonaten geltenden an-
zulegenden Werten.
(3) Die Absenkung nach Absatz 2 erhöht sich

auf 1,27 Prozent, wenn der nach § 26 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a veröffentlichte Brutto-Zubau
von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomas-
se in dem gesamten Bezugszeitraum nach Absatz 4
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das Ziel nach Absatz 1 überschreitet.
(4) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem

letzten Kalendertag des 18. Monats und vor dem ers-
ten Kalendertag des fünften Monats, der einem Zeit-
punkt nach Absatz 2 vorangeht.

das Ziel nach Absatz 1 überschreitet.
(4) u n v e r ä n d e r t

§ 28
Absenkung der Förderung für Strom aus Wind-

energieanlagen an Land

§ 29
Absenkung der Förderung für Strom aus Wind-

energie an Land

(1) Der Zielkorridor für den Netto-Zubau von
Windenergieanlagen an Land beträgt 2 400 bis 2 600
Megawatt pro Jahr.
(2) Die anzulegenden Werte nach § 47 verrin-

gern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum 1. Januar, 1.
April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,4
Prozent gegenüber den in den jeweils vorangegan-
genen drei Kalendermonaten geltenden anzulegen-
den Werten.
(3) Die Absenkung der anzulegenden Werte

nach Absatz 2 erhöht sich, wenn der nach § 25 Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe c veröffentlichte Netto-
Zubau von Windenergieanlagen an Land in dem ge-
samten Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Zielkor-
ridor nach Absatz 1
1. um bis zu 200 Megawatt überschreitet, auf
0,5 Prozent,

2. um mehr als 200 Megawatt überschreitet, auf 0,6
Prozent,

3. um mehr als 400 Megawatt überschreitet, auf 0,8
Prozent,

4. um mehr als 600 Megawatt überschreitet, auf 1,0
Prozent oder

5. um mehr als 800 Megawatt überschreitet, auf 1,2
Prozent.
(4) Die Absenkung der anzulegenden Werte

nach Absatz 2 verringert sich, wenn der nach § 25
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c veröffentlichte
Netto-Zubau von Windenergieanlagen an Land in
dem gesamten Bezugszeitraum nach Absatz 6 den
Zielkorridor nach Absatz 1
1. um bis zu 200 Megawatt unterschreitet, auf
0,3 Prozent,

2. um mehr als 200 Megawatt unterschreitet, auf
0,2 Prozent oder

3. um mehr als 400 Megawatt unterschreitet, auf
null.
(5) Die Absenkung der anzulegenden Werte

nach Absatz 2 verringert sich auf null und es erhö-
hen sich die anzulegenden Werte nach § 47 gegen-

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die anzulegenden Werte nach § 49 verrin-
gern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum 1. Januar, 1.
April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,4
Prozent gegenüber den in den jeweils vorangegan-
genen drei Kalendermonaten geltenden anzulegen-
den Werten.
(3) Die Absenkung der anzulegenden Werte

nach Absatz 2 erhöht sich, wenn der nach § 26 Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe c veröffentlichte Netto-
Zubau von Windenergieanlagen an Land in dem ge-
samten Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Zielkor-
ridor nach Absatz 1
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

(4) Die Absenkung der anzulegenden Werte
nach Absatz 2 verringert sich, wenn der nach § 26
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c veröffentlichte
Netto-Zubau von Windenergieanlagen an Land in
dem gesamten Bezugszeitraum nach Absatz 6 den
Zielkorridor nach Absatz 1
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

(5) Die Absenkung der anzulegenden Werte
nach Absatz 2 verringert sich auf null und es erhö-
hen sich die anzulegenden Werte nach § 49 gegen-
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über den in den jeweils vorangegangenen drei Ka-
lendermonaten geltenden anzulegenden Werten,
wenn der nach § 25 Absatz 2 Nummer 2 Buchsta-
be c veröffentlichte Netto-Zubau von Windenergie-
anlagen an Land in dem gesamten Bezugszeitraum
nach Absatz 6 den Zielkorridor nach Absatz 1
1. um mehr als 600 Megawatt unterschreitet, um
0,2 Prozent oder

2. um mehr als 800 Megawatt unterschreitet, um
0,4 Prozent.
(6) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem

letzten Kalendertag des 18. Monats und vor dem ers-
ten Kalendertag des 5. Monats, der einem Zeitpunkt
nach Absatz 2 vorangeht.

über den in den jeweils vorangegangenen drei Ka-
lendermonaten geltenden anzulegenden Werten,
wenn der nach § 26 Absatz 2 Nummer 2 Buchsta-
be c veröffentlichte Netto-Zubau von Windenergie-
anlagen an Land in dem gesamten Bezugszeitraum
nach Absatz 6 den Zielkorridor nach Absatz 1
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

(6) u n v e r ä n d e r t

§ 30
Absenkung der Förderung für Strom aus Wind-

energie auf See
(1) Für Strom aus Windenergie auf See ver-

ringern sich die anzulegenden Werte
1. nach § 50 Absatz 2
a) zum 1. Januar 2018 um 0,5 Cent pro Kilo-
wattstunde,

b) zum 1. Januar 2020 um 1,0 Cent pro Kilo-
wattstunde und

c) ab dem Jahr 2021 jährlich zum 1. Januar
um 0,5 Cent pro Kilowattstunde,

2. nach § 50 Absatz 3 zum 1. Januar 2018 um 1,0
Cent pro Kilowattstunde.
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 ist

abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 2 und 3 der
Zeitpunkt der Betriebsbereitschaft der Wind-
energieanlage auf See nach § 17e Absatz 2 Satz 1
und 4 des Energiewirtschaftsgesetzes maßgeblich,
wenn die Netzanbindung nicht zu dem verbindli-
chen Fertigstellungstermin nach § 17d Absatz 2
Satz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes fertigge-
stellt ist.

§ 29
Absenkung der Förderung für

Strom aus solarer Strahlungsenergie
(1) Der Zielkorridor für den Brutto-Zubau von

Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie beträgt 2 400 bis 2 600 Megawatt pro
Jahr.
(2) Die anzulegenden Werte nach § 49 verrin-

gern sich ab dem 1. September 2014 monatlich zum
ersten Kalendertag eines Monats um 0,5 Prozent ge-
genüber den in dem jeweils vorangegangenen Ka-

§ 31
Absenkung der Förderung für

Strom aus solarer Strahlungsenergie
(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die anzulegenden Werte nach § 51 verrin-
gern sich ab dem 1. September 2014 monatlich zum
ersten Kalendertag eines Monats um 0,5 Prozent ge-
genüber den in dem jeweils vorangegangenen Ka-
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lendermonat geltenden anzulegenden Werten. Die
monatliche Absenkung nach Satz 1 erhöht oder ver-
ringert sich jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli
und 1. Oktober jedes Jahres nach Maßgabe der Ab-
sätze 3 und 4.
(3) Die monatliche Absenkung der anzulegen-

den Werte nach Absatz 2 Satz 2 erhöht sich, wenn
der nach § 25 Absatz 2 Nummer 3 veröffentlichte
Brutto-Zubau von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie in dem gesam-
ten Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor
nach Absatz 1
1. um bis zu 900 Megawatt überschreitet, auf
1,00 Prozent,

2. um mehr als 900 Megawatt überschreitet, auf
1,40 Prozent,

3. um mehr als 1 900 Megawatt überschreitet, auf
1,80 Prozent,

4. um mehr als 2 900 Megawatt überschreitet, auf
2,20 Prozent,

5. um mehr als 3 900 Megawatt überschreitet, auf
2,50 Prozent oder

6. um mehr als 4 900 Megawatt überschreitet, auf
2,80 Prozent.
(4) Die monatliche Absenkung der anzulegen-

den Werte nach Absatz 2 Satz 2 verringert sich,
wenn der nach § 25 Absatz 2 Nummer 3 veröffent-
lichte Brutto-Zubau von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie in dem gesam-
ten Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor
nach Absatz 1
1. um bis zu 900 Megawatt unterschreitet, auf 0,25
Prozent,

2. um mehr als 900 Megawatt unterschreitet, auf
null oder

3. um mehr als 1 400 Megawatt unterschreitet, auf
null; die anzulegenden Werte nach § 49 erhöhen
sich zum ersten Kalendertag des jeweiligen
Quartals einmalig um 1,50 Prozent.
(5) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem

letzten Kalendertag des 14. Monats und vor dem ers-
ten Kalendertag des letzten Monats, der einem Zeit-
punkt nach Absatz 2 vorangeht.

lendermonat geltenden anzulegenden Werten. Die
monatliche Absenkung nach Satz 1 erhöht oder ver-
ringert sich jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli
und 1. Oktober jedes Jahres nach Maßgabe der Ab-
sätze 3 und 4.
(3) Die monatliche Absenkung der anzulegen-

den Werte nach Absatz 2 Satz 2 erhöht sich, wenn
der nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 veröffentlichte
Brutto-Zubau von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie in dem gesam-
ten Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor
nach Absatz 1
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

(4) Die monatliche Absenkung der anzulegen-
den Werte nach Absatz 2 Satz 2 verringert sich,
wenn der nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 veröffent-
lichte Brutto-Zubau von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie in dem gesam-
ten Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor
nach Absatz 1
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Wenn die Summe der installierten Leistung
geförderter Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie erstmals den Wert 52 000
Megawatt überschreitet, verringern sich die anzule-
genden Werte nach § 49 zum ersten Kalendertag des
zweiten auf die Überschreitung folgenden Kalen-

(6) Wenn die Summe der installierten Leistung
geförderter Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie erstmals den Wert
52 000 Megawatt überschreitet, verringern sich die
anzulegenden Werte nach § 51 zum ersten Kalender-
tag des zweiten auf die Überschreitung folgenden
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dermonats auf null. Geförderte Anlagen sind alle
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie,
1. die nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach

§ 90 als geförderte Anlage registriert worden
sind,

2. für die der Standort und die installierte Leistung
nach § 16 Absatz 2 Satz 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011
geltenden Fassung, nach § 17 Absatz 2 Nummer
1 Buchstabe a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. März 2012 geltenden Fas-
sung oder nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buch-
stabe a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
am 31. Juli 2014 geltenden Fassung an die Bun-
desnetzagentur übermittelt worden sind oder

3. vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen
worden sind; die Summe der installierten Leis-
tung ist von der Bundesnetzagentur unter Be-
rücksichtigung der Meldungen im PV-
Meldeportal, den Daten der Übertragungsnetzbe-
treiber und des statistischen Bundesamtes zu
schätzen.

Kalendermonats auf null. Geförderte Anlagen sind
alle Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie,
1. die nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach
§ 93 als geförderte Anlage registriert worden
sind,

2. u n v e r ä n d e r t

3. vor dem 1. Januar 2010 in Betrieb genommen
worden sind; die Summe der installierten Leis-
tung ist von der Bundesnetzagentur unter Be-
rücksichtigung der Meldungen in ihrem Photo-
voltaik-Meldeportal und der Daten der Über-
tragungsnetzbetreiber und des Statistischen Bun-
desamtes zu schätzen.

§ 30
Förderung für Strom aus mehreren Anlagen
(1) Mehrere Anlagen gelten unabhängig von

den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich zum
Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 19 für
den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als
eine Anlage, wenn
1. sie sich auf demselben Grundstück oder sonst in
unmittelbarer räumlicher Nähe befinden,

2. sie Strom aus gleichartigen erneuerbaren Ener-
gien erzeugen,

3. der in ihnen erzeugte Strom nach den Regelun-
gen dieses Gesetzes in Abhängigkeit von der
Bemessungsleistung oder der installierten Leis-
tung der Anlage finanziell gefördert wird und

4. sie innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden
Kalendermonaten in Betrieb genommen worden
sind.

Abweichend von Satz 1 stehen mehrere Anlagen
unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und
ausschließlich zum Zweck der Ermittlung des An-
spruchs nach § 19 für den jeweils zuletzt in Betrieb
gesetzten Generator einer Anlage gleich, wenn sie
Strom aus Biogas mit Ausnahme von Biomethan er-
zeugen und das Biogas aus derselben Biogaserzeu-
gungsanlage stammt.
(2) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 1 stehen

§ 32
Förderung für Strom aus mehreren Anlagen
(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 1 stehen
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mehrere Anlagen nach § 49 Absatz 1 Nummer 2
und 3 unabhängig von den Eigentumsverhältnissen
und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung des
Anspruchs nach § 19 für den jeweils zuletzt in Be-
trieb gesetzten Generator einer Anlage gleich, wenn
sie
1. innerhalb derselben Gemeinde, die für den Erlass
des Bebauungsplans zuständig ist, errichtet wor-
den sind und

2. innerhalb von 24 aufeinanderfolgenden Kalen-
dermonaten in einem Abstand von bis zu 2 Ki-
lometern in der Luftlinie, gemessen vom äußeren
Rand der jeweiligen Anlage, in Betrieb genom-
men worden sind.
(3) Anlagenbetreiber können Strom aus mehre-

ren Anlagen, die gleichartige erneuerbare Energien
oder Grubengas einsetzen, über eine gemeinsame
Messeinrichtung abrechnen. In diesem Fall ist für
die Berechnung der Förderung vorbehaltlich des Ab-
satz 1 die installierte Leistung jeder einzelnen Anla-
ge maßgeblich.
(4) Wird Strom aus mehreren Windenergiean-

lagen über eine gemeinsame Messeinrichtung abge-
rechnet, erfolgt abweichend von Absatz 3 die Zu-
ordnung der Strommengen zu den Windenergieanla-
gen im Verhältnis des jeweiligen Referenzertrags.

mehrere Anlagen nach § 51 Absatz 1 Nummer 2
und 3 unabhängig von den Eigentumsverhältnissen
und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung des
Anspruchs nach § 19 für den jeweils zuletzt in Be-
trieb gesetzten Generator einer Anlage gleich, wenn
sie
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

(3) Anlagenbetreiber können Strom aus mehre-
ren Anlagen, die gleichartige erneuerbare Energien
oder Grubengas einsetzen, über eine gemeinsame
Messeinrichtung abrechnen. In diesem Fall ist für
die Berechnung der Förderung vorbehaltlich des Ab-
satzes 1 die installierte Leistung jeder einzelnen An-
lage maßgeblich.
(4) u n v e r ä n d e r t

§ 31
Aufrechnung

(1) Die Aufrechnung von Ansprüchen des An-
lagenbetreibers nach § 19 mit einer Forderung des
Netzbetreibers ist nur zulässig, soweit die Forderung
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist.
(2) Das Aufrechnungsverbot des § 23 Absatz 3

der Niederspannungsanschlussverordnung gilt nicht,
soweit mit Ansprüchen aus diesem Gesetz aufge-
rechnet wird.

§ 33
u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 2
Geförderte Direktvermarktung

§ 32
Marktprämie

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus er-
neuerbaren Energien oder aus Grubengas, den sie
nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarkten
und der tatsächlich eingespeist sowie von einem
Dritten abgenommen worden ist, von dem Netzbe-
treiber eine Marktprämie verlangen.
(2) Die Höhe der Marktprämie wird kalender-

monatlich berechnet. Die Berechnung erfolgt rück-
wirkend anhand der für den jeweiligen Kalendermo-

Abschnitt 2
Geförderte Direktvermarktung

§ 34
u n v e r ä n d e r t
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nat berechneten Werte nach Anlage 1.

§ 33
Voraussetzungen der Marktprämie

§ 35
Voraussetzungen der Marktprämie

Der Anspruch auf Zahlung der Marktprämie be-
steht nur, wenn
1. für den Strom kein vermiedenes Netzentgelt nach
§ 18 Absatz 1 Satz 1 der Stromnetzentgeltver-
ordnung in Anspruch genommen wird,

2. der Strom in einer Anlage erzeugt wird, die fern-
steuerbar im Sinne von § 34 Absatz 1 ist, und

3. der Strom in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis
bilanziert wird, in dem ausschließlich folgender
Strom bilanziert wird:
a) Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas, der in der Veräußerungsform des
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarktet
wird, oder

b) Strom, der nicht unter Buchstabe a fällt und
dessen Einstellung in den Bilanz- oder Unter-
bilanzkreis nicht von dem Anlagenbetreiber
oder dem Direktvermarktungsunternehmer zu
vertreten ist.

Der Anspruch auf Zahlung der Marktprämie be-
steht nur, wenn
1. u n v e r ä n d e r t

2. der Strom in einer Anlage erzeugt wird, die fern-
steuerbar im Sinne von § 36 Absatz 1 ist, und

3. u n v e r ä n d e r t

Die Voraussetzung nach Satz 1 Nummer 2 muss
nicht vor dem Beginn des zweiten auf die Inbe-
triebnahme der Anlage folgenden Kalendermo-
nats erfüllt sein.

§ 34
Fernsteuerbarkeit

(1) Anlagen sind fernsteuerbar im Sinne von
§ 33 Nummer 2, wenn die Anlagenbetreiber
1. die technischen Einrichtungen vorhalten, die er-
forderlich sind, damit ein Direktvermarktungsun-
ternehmer oder eine andere Person, an die der
Strom veräußert wird, jederzeit
a) die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann
und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren
kann, und

2. dem Direktvermarktungsunternehmer oder der
anderen Person, an die der Strom veräußert wird,
die Befugnis einräumen, jederzeit
a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und
b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem
Umfang zu reduzieren, der für eine bedarfsge-
rechte Einspeisung des Stroms erforderlich

§ 36
Fernsteuerbarkeit

(1) Anlagen sind fernsteuerbar im Sinne von
§ 35 Satz 1 Nummer 2, wenn die Anlagenbetreiber
1. u n v e r ä n d e r t

2. dem Direktvermarktungsunternehmer oder der
anderen Person, an die der Strom veräußert wird,
die Befugnis einräumen, jederzeit
a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und
b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem
Umfang zu reduzieren, der für eine bedarfs-
gerechte Einspeisung des Stroms erforderlich
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ist.

Satz 1 Nummer 1 ist auch erfüllt, wenn für mehrere
Anlagen, die über denselben Verknüpfungspunkt
mit dem Netz verbunden sind, gemeinsame techni-
sche Einrichtungen vorgehalten werden, mit der der
Direktvermarktungsunternehmer oder die andere
Person jederzeit die gesamte Ist-Einspeisung der
Anlagen abrufen und die gesamte Einspeiseleistung
der Anlagen ferngesteuert reduzieren kann.

und nicht nach den genehmigungsrechtli-
chen Vorgaben nachweislich ausgeschlos-
sen ist.

Satz 1 Nummer 1 ist auch erfüllt, wenn für mehrere
Anlagen, die über denselben Verknüpfungspunkt
mit dem Netz verbunden sind, gemeinsame techni-
sche Einrichtungen vorgehalten werden, mit der der
Direktvermarktungsunternehmer oder die andere
Person jederzeit die gesamte Ist-Einspeisung der
Anlagen abrufen und die gesamte Einspeiseleistung
der Anlagen ferngesteuert reduzieren kann.

(2) Für Anlagen, bei denen nach § 21c des
Energiewirtschaftsgesetzes Messsysteme im Sinne
des § 21d des Energiewirtschaftsgesetzes einzubau-
en sind, die die Anforderungen nach § 21e des Ener-
giewirtschaftsgesetzes erfüllen, muss die Abrufung
der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzie-
rung der Einspeiseleistung nach Absatz 1 über das
Messsystem erfolgen; § 21g des Energiewirtschafts-
gesetzes ist zu beachten. Solange der Einbau eines
Messsystems nicht technisch möglich im Sinne des
§ 21c Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes ist,
sind unter Berücksichtigung der einschlägigen Stan-
dards und Empfehlungen des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informationstechnik Übertragungs-
techniken und Übertragungswege zulässig, die dem
Stand der Technik bei Inbetriebnahme der Anlage
entsprechen; § 21g des Energiewirtschaftsgesetzes
ist zu beachten. Satz 2 ist entsprechend anzuwenden
für Anlagen, bei denen aus sonstigen Gründen keine
Pflicht zum Einbau eines Messsystems nach § 21c
des Energiewirtschaftsgesetzes besteht.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Die Nutzung der technischen Einrichtungen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie die Befugnis,
die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dem Direktver-
marktungsunternehmer oder der anderen Person ein-
geräumt wird, dürfen das Recht des Netzbetreibers
zum Einspeisemanagement nach § 14 nicht be-
schränken.

(3) u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 3
Einspeisevergütung

Abschnitt 3
Einspeisevergütung

§ 35
Einspeisevergütung für kleine Anlagen

§ 37
Einspeisevergütung für kleine Anlagen

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus er-
neuerbaren Energien oder aus Grubengas, den sie
nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 dem Netzbetreiber
zur Verfügung stellen, von diesem Netzbetreiber ei-
ne Einspeisevergütung verlangen.

(1) u n v e r ä n d e r t
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(2) Der Anspruch auf eine Einspeisevergütung
besteht
1. für Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar
2016 in Betrieb genommen worden sind und eine
installierte Leistung von höchstens 500 Kilowatt
haben,

2. für Strom aus Anlagen, die nach dem
31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 2017
in Betrieb genommen worden sind und eine in-
stallierte Leistung von höchstens 250 Kilowatt
haben, und

3. für Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezem-
ber 2016 in Betrieb genommen worden sind und
eine installierte Leistung von höchstens 100 Ki-
lowatt haben.

(2) Der Anspruch auf eine Einspeisevergütung
besteht
1. für Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar

2016 in Betrieb genommen worden sind und ei-
ne installierte Leistung von höchstens 500 Kilo-
watt haben, und

2. für Strom aus Anlagen, die nach dem 31. De-
zember 2015 in Betrieb genommen worden
sind und eine installierte Leistung von höchs-
tens 100 Kilowatt haben.

(3) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet
sich aus den anzulegenden Werten und den §§ 20 bis
30, wobei von den anzulegenden Werten vor der
Absenkung nach den §§ 25 bis 29
1. 0,2 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne
der §§ 38 bis 46 abzuziehen ist und

2. 0,4 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne
der §§ 47 bis 49 abzuziehen ist.
(4) Unabhängig von den Eigentumsverhältnis-

sen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung
der installierten Leistung nach Absatz 2 ist § 30 Ab-
satz 1 Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet
sich aus den anzulegenden Werten und den §§ 20 bis
32, wobei von den anzulegenden Werten vor der
Absenkung nach den §§ 26 bis 31
1. 0,2 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne
der §§ 40 bis 48 abzuziehen ist und

2. 0,4 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne
der §§ 49 bis 51 abzuziehen ist.
(4) Unabhängig von den Eigentumsverhältnis-

sen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung
der installierten Leistung nach Absatz 2 ist § 32 Ab-
satz 1 Satz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 36
Einspeisevergütung in Ausnahmefällen

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus er-
neuerbaren Energien oder aus Grubengas, den sie
nach § 20 Absatz 1 Nummer 4 dem Netzbetreiber
zur Verfügung stellen, von diesem Netzbetreiber ei-
ne Einspeisevergütung verlangen.
(2) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet

sich aus den anzulegenden Werten und den §§ 20 bis
30, wobei sich die anzulegenden Werte nach der Ab-
senkung nach den §§ 25 bis 29 um 20 Prozent ge-
genüber dem nach § 25 Absatz 3 Satz 1 anzulegen-
den Wert verringern. Auf die nach Satz 1 ermittelten
anzulegenden Werte ist § 25 Absatz 3 Satz 1 ent-
sprechend anzuwenden.

§ 38
Einspeisevergütung in Ausnahmefällen

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet
sich aus den anzulegenden Werten und den §§ 20
bis 32, wobei sich die anzulegenden Werte nach der
Absenkung nach den §§ 26 bis 31 um 20 Prozent
gegenüber dem nach § 26 Absatz 3 Satz 1 anzule-
genden Wert verringern. Auf die nach Satz 1 ermit-
telten anzulegenden Werte ist § 26 Absatz 3 Satz 1
entsprechend anzuwenden.

§ 37
Gemeinsame Bestimmungen für die Einspeise-

vergütung
(1) Der Anspruch auf eine Einspeisevergütung

besteht nur für Strom, der nach § 11 tatsächlich von
einem Netzbetreiber abgenommen worden ist.

§ 39
u n v e r ä n d e r t
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(2) Anlagenbetreiber, die dem Netzbetreiber
Strom nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder Num-
mer 4 zur Verfügung stellen, müssen ab diesem
Zeitpunkt und für diesen Zeitraum dem Netzbetrei-
ber den gesamten in dieser Anlage erzeugten Strom,
1. für den dem Grunde nach ein Anspruch nach
§ 19 besteht,

2. der nicht in unmittelbarer räumlicher Nähe zur
Anlage verbraucht wird und

3. der durch ein Netz durchgeleitet wird,
zur Verfügung stellen. Sie dürfen mit dieser Anlage
nicht am Regelenergiemarkt teilnehmen.

Abschnitt 4
Besondere Förderbestimmungen (Sparten)

Abschnitt 4
Besondere Förderbestimmungen (Sparten)

§ 38
Wasserkraft

(1) Für Strom aus Wasserkraft beträgt der anzu-
legende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
500 Kilowatt 12,52 Cent pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
2 Megawatt 8,25 Cent pro Kilowattstunde,

3. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
5 Megawatt 6,31 Cent pro Kilowattstunde,

4. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
10 Megawatt 5,54 Cent pro Kilowattstunde,

5. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
20 Megawatt 5,34 Cent pro Kilowattstunde,

6. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
50 Megawatt 4,28 Cent pro Kilowattstunde

7. ab einer Bemessungsleistung von mehr als 50
Megawatt 3,30 Cent pro Kilowattstunde.

§ 40
Wasserkraft

(1) Für Strom aus Wasserkraft beträgt der anzu-
legende Wert
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
50 Megawatt 4,28 Cent pro Kilowattstunde,

7. ab einer Bemessungsleistung von mehr als 50
Megawatt 3,50 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung be-
steht auch für Strom aus Anlagen, die vor dem
1. Januar 2009 in Betrieb genommen wurden, wenn
nach dem 31. Juli 2014 durch eine wasserrechtlich
zugelassene Ertüchtigungsmaßnahme die installierte
Leistung oder das Leistungsvermögen der Anlage
erhöht wurde. Der Anspruch nach Satz 1 besteht ab
dem Abschluss der Maßnahme für die Dauer von 20
Jahren zuzüglich des restlich verbleibenden Teils
des Jahres, in dem die Maßnahme nach Satz 1 abge-
schlossen worden ist.

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung be-
steht auch für Strom aus Anlagen, die vor dem
1. Januar 2009 in Betrieb genommen wurden, wenn
nach dem 31. Juli 2014 durch eine wasserrechtlich
zugelassene Ertüchtigungsmaßnahme das Leistungs-
vermögen der Anlage erhöht wurde. Satz 1 ist auf
nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungsmaß-
nahmen anzuwenden, wenn das Leistungsvermö-
gen um mindestens zehn Prozent erhöht wurde.
Der Anspruch nach Satz 1 oder 2 besteht ab dem
Abschluss der Maßnahme für die Dauer von 20 Jah-
ren zuzüglich des restlich verbleibenden Teils des
Jahres, in dem die Ertüchtigungsmaßnahme abge-
schlossen worden ist.



- 46 -

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

(3) Für Strom aus Wasserkraft, der in Anlagen
nach Absatz 2 Satz 1 mit einer installierten Leistung
von mehr als 5 Megawatt erzeugt wird, besteht ein
Anspruch auf finanzielle Förderung nur für den
Strom, der der Leistungserhöhung nach Absatz 2
Satz 1 zuzurechnen ist. Wenn die Anlage vor dem 1.
August 2014 eine installierte Leistung bis ein-
schließlich 5 Megawatt aufwies, besteht für den
Strom, der diesem Leistungsanteil entspricht, der
Anspruch nach der bislang geltenden Regelung.

(3) Für Strom aus Wasserkraft, der in Anlagen
nach Absatz 2 mit einer installierten Leistung von
mehr als 5 Megawatt erzeugt wird, besteht ein An-
spruch auf finanzielle Förderung nur für den Strom,
der der Leistungserhöhung nach Absatz 2 Satz 1
oder 2 zuzurechnen ist. Wenn die Anlage vor dem
1. August 2014 eine installierte Leistung bis ein-
schließlich 5 Megawatt aufwies, besteht für den
Strom, der diesem Leistungsanteil entspricht, der
Anspruch nach der bislang geltenden Regelung.

(4) Der Anspruch auf finanzielle Förderung
nach Absatz 1 besteht nur, wenn die Anlage er-
richtet worden ist
1. im räumlichen Zusammenhang mit einer
ganz oder teilweise bereits bestehenden oder
einer vorrangig zu anderen Zwecken als der
Erzeugung von Strom aus Wasserkraft neu zu
errichtenden Stauanlage oder

2. ohne durchgehende Querverbauung.

§ 39
Deponiegas

Für Strom aus Deponiegas beträgt der anzule-
gende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von

500 Kilowatt 8,42 Cent pro Kilowattstunde und
2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von

5 Megawatt 5,83 Cent pro Kilowattstunde.

§ 41
u n v e r ä n d e r t

§ 40
Klärgas

Für Strom aus Klärgas beträgt der anzulegende
Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von

500 Kilowatt 6,69 Cent pro Kilowattstunde und
2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von

5 Megawatt 5,83 Cent pro Kilowattstunde.

§ 42
u n v e r ä n d e r t

§ 41
Grubengas

§ 43
Grubengas

(1) Für Strom aus Grubengas beträgt der anzu-
legende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
1 Megawatt 6,74 Cent pro pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
5 Megawatt 4,91 Cent pro Kilowattstunde und

3. ab einer Bemessungsleistung von mehr als

(1) Für Strom aus Grubengas beträgt der anzu-
legende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
1 Megawatt 6,74 Cent pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
5 Megawatt 4,30 Cent pro Kilowattstunde und

3. ab einer Bemessungsleistung von mehr als
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5 Megawatt 4,00 Cent pro Kilowattstunde. 5 Megawatt 3,80 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur,
wenn das Grubengas aus Bergwerken des aktiven
oder stillgelegten Bergbaus stammt.

(2) u n v e r ä n d e r t

§ 42
Biomasse

Für Strom aus Biomasse im Sinne der Biomasse-
verordnung beträgt der anzulegende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
150 Kilowatt 13,66 Cent pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
500 Kilowatt 11,78 Cent pro Kilowattstunde,

3. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
5 Megawatt 10,55 Cent pro Kilowattstunde und

4. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
20 Megawatt 5,85 Cent pro Kilowattstunde.

§ 44
u n v e r ä n d e r t

§ 43
Vergärung von Bioabfällen

(1) Für Strom aus Anlagen, in denen Biogas
eingesetzt wird, das durch anaerobe Vergärung von
Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung mit ei-
nem Anteil von getrennt erfassten Bioabfällen im
Sinne der Abfallschlüssel Nummer 20 02 01, 20 03
01 und 20 03 02 der Nummer 1 des Anhangs 1 der
Bioabfallverordnung in dem jeweiligen Kalenderjahr
von durchschnittlich mindestens 90 Masseprozent
gewonnen worden ist, beträgt der anzulegende Wert
1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
500 Kilowatt 15,26 Cent pro Kilowattstunde und

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von
20 Megawatt 13,38 Cent pro Kilowattstunde.
(2) Ein Anspruch auf finanzielle Förderung be-

steht nur, wenn die Einrichtungen zur anaeroben
Vergärung der Bioabfälle unmittelbar mit einer Ein-
richtung zur Nachrotte der festen Gärrückstände
verbunden sind und die nachgerotteten Gärrückstän-
de stofflich verwertet werden.

§ 45
u n v e r ä n d e r t

§ 44
Vergärung von Gülle

Für Strom aus Anlagen, in denen Biogas einge-
setzt wird, das durch anaerobe Vergärung von Bio-
masse im Sinne der Biomasseverordnung gewonnen
worden ist, beträgt der anzulegende Wert 23,73 Cent
pro Kilowattstunde, wenn
1. der Strom am Standort der Biogaserzeugungsan-

§ 46
u n v e r ä n d e r t
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lage erzeugt wird,
2. die installierte Leistung am Standort der Biogas-
erzeugungsanlage insgesamt höchstens 75 Kilo-
watt beträgt und

3. zur Erzeugung des Biogases in dem jeweiligen
Kalenderjahr durchschnittlich ein Anteil von
Gülle mit Ausnahme von Geflügelmist und Ge-
flügeltrockenkot von mindestens 80 Massepro-
zent eingesetzt wird.

§ 45
Gemeinsame Bestimmungen für Strom aus Bio-

masse und Gasen
(1) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für

Strom aus Biogas besteht für Strom, der in Anlagen
mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Ki-
lowatt erzeugt wird, nur für den Anteil der in einem
Kalenderjahr erzeugten Strommenge, der einer Be-
messungsleistung der Anlage von 50 Prozent des
Wertes der installierten Leistung entspricht. Für den
darüber hinausgehenden Anteil der in dem Kalen-
derjahr erzeugten Strommenge verringert sich der
Anspruch auf finanzielle Förderung in der Veräuße-
rungsform nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 auf null
und in den Veräußerungsformen nach § 20 Absatz 1
Nummer 3 und 4 auf den Monatsmarktwert.

§ 47
Gemeinsame Bestimmungen für Strom aus Bio-

masse und Gasen
(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomasse besteht ferner nur,
1. wenn der Anlagenbetreiber durch eine Kopie ei-
nes Einsatzstoff-Tagebuchs mit Angaben und
Belegen über Art, Menge und Einheit sowie Her-
kunft der eingesetzten Stoffe den Nachweis führt,
welche Biomasse und in welchem Umfang Spei-
chergas oder Grubengas eingesetzt werden,

2. soweit bei Anlagen, in denen Biomethan einge-
setzt wird, der Strom in Kraft-Wärme-Kopplung
erzeugt wird, und

3. wenn in Anlagen flüssige Biomasse eingesetzt
wird, für den Stromanteil aus flüssiger Biomasse,
die zur Anfahr-, Zünd- und Stützfeuerung not-
wendig ist; flüssige Biomasse ist Biomasse, die
zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn- oder
Feuerraum flüssig ist.

Pflanzenölmethylester ist in dem Umfang als Bio-
masse anzusehen, der zur Anfahr-, Zünd- und Stütz-
feuerung notwendig ist.

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomasse besteht ferner nur,
1. u n v e r ä n d e r t

2. soweit bei Anlagen, in denen Biomethan ein-
gesetzt wird, der Strom aus Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugt wird, und

3. u n v e r ä n d e r t

Pflanzenölmethylester ist in dem Umfang als Bio-
masse anzusehen, der zur Anfahr-, Zünd- und Stütz-
feuerung notwendig ist.

(3) Für den Anspruch auf finanzielle Förderung
für Strom aus Biomasse nach den §§ 42, 43 oder
§ 44 ist ab dem ersten Kalenderjahr, das auf seine
erstmalige Inanspruchnahme folgt, jährlich bis zum

(3) Für den Anspruch auf finanzielle Förderung
für Strom aus Biomasse nach § 44, § 45 oder § 46
ist ab dem ersten Kalenderjahr, das auf seine erst-
malige Inanspruchnahme folgt, jährlich bis zum
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28. Februar eines Jahres jeweils für das vorange-
gangene Kalenderjahr nachzuweisen:
1. die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 nach den anerkannten Regeln
der Technik; die Einhaltung der anerkannten Re-
geln der Technik wird vermutet, wenn die An-
forderungen des von der Arbeitsgemeinschaft für
Wärme und Heizkraftwirtschaft – AGFW – e. V.
herausgegebenen Arbeitsblatts FW 308 – Zertifi-
zierung von KWK-Anlagen – Ermittlung des
KWK-Stroms in der jeweils geltenden Fassung
nachgewiesen werden; der Nachweis muss durch
Vorlage eines Gutachtens eines Umweltgutach-
ters mit einer Zulassung für den Bereich Elektri-
zitätserzeugung aus erneuerbaren Energien oder
für den Bereich Wärmeversorgung erfolgen; an-
stelle des Nachweises nach Satz 1 können für se-
rienmäßig hergestellte KWK-Anlagen mit einer
installierten Leistung von bis zu 2 Megawatt ge-
eignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt
werden, aus denen die thermische und elektrische
Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen,

2. der Stromanteil aus flüssiger Biomasse nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 durch Vorlage einer Ko-
pie eines Einsatzstoff-Tagebuchs.

Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des An-
spruchs nach § 19 in Verbindung mit § 42 oder § 43
ist ferner die Eignung der Anlage zur Erfüllung der
Voraussetzungen im Sinne von Satz 1 Nummer 1
durch ein Gutachten eines Umweltgutachters mit ei-
ner Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeu-
gung aus erneuerbaren Energien oder für den Be-
reich Wärmeversorgung nachzuweisen.

28. Februar eines Jahres jeweils für das vorange-
gangene Kalenderjahr nachzuweisen:
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des An-
spruchs nach § 19 in Verbindung mit § 44 oder § 45
ist ferner die Eignung der Anlage zur Erfüllung der
Voraussetzungen im Sinne von Satz 1 Nummer 1
durch ein Gutachten eines Umweltgutachters mit ei-
ner Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeu-
gung aus erneuerbaren Energien oder für den Be-
reich Wärmeversorgung nachzuweisen.

(4) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomasse verringert sich in dem jeweili-
gen Kalenderjahr insgesamt auf den Wert
„MWEPEX“ nach Nummer 2.1 der Anlage 1 zu die-
sem Gesetz, wenn die Voraussetzungen nach Absatz
3 nicht nachgewiesen werden.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomasse nach § 43 oder § 44 kann nicht
mit § 42 kombiniert werden.

(5) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomasse nach § 45 oder § 46 kann nicht
mit § 44 kombiniert werden.

(6) Aus einem Erdgasnetz entnommenes Gas ist
jeweils als Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biome-
than oder Speichergas anzusehen,
1. soweit die Menge des entnommenen Gases im
Wärmeäquivalent am Ende eines Kalenderjahres
der Menge von Deponiegas, Klärgas, Grubengas,
Biomethan oder Speichergas entspricht, die an
anderer Stelle im Geltungsbereich dieses Geset-

(6) u n v e r ä n d e r t
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zes in das Erdgasnetz eingespeist worden ist, und
2. wenn für den gesamten Transport und Vertrieb
des Gases von seiner Herstellung oder Gewin-
nung, seiner Einspeisung in das Erdgasnetz und
seinem Transport im Erdgasnetz bis zu seiner
Entnahme aus dem Erdgasnetz Massenbilanzsys-
teme verwendet worden sind.

(7) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomethan nach § 42 oder § 43 besteht
auch, wenn das Biomethan vor seiner Entnahme aus
dem Erdgasnetz anhand der Energieerträge der zur
Biomethanerzeugung eingesetzten Einsatzstoffe bi-
lanziell in einsatzstoffbezogene Teilmengen geteilt
wird. Die bilanzielle Teilung in einsatzstoffbezogene
Teilmengen einschließlich der Zuordnung der einge-
setzten Einsatzstoffe zu der jeweiligen Teilmenge ist
im Rahmen der Massenbilanzierung nach Absatz 6
Nummer 2 zu dokumentieren.

(7) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus Biomethan nach § 44 oder § 45 besteht
auch, wenn das Biomethan vor seiner Entnahme aus
dem Erdgasnetz anhand der Energieerträge der zur
Biomethanerzeugung eingesetzten Einsatzstoffe bi-
lanziell in einsatzstoffbezogene Teilmengen geteilt
wird. Die bilanzielle Teilung in einsatzstoffbezogene
Teilmengen einschließlich der Zuordnung der einge-
setzten Einsatzstoffe zu der jeweiligen Teilmenge ist
im Rahmen der Massenbilanzierung nach Absatz 6
Nummer 2 zu dokumentieren.

(8) Soweit nach den Absätzen 2 oder 3 der
Nachweis durch eine Kopie eines Einsatzstoff-
Tagebuchs zu führen ist, sind die für den Nachweis
nicht erforderlichen personenbezogenen Angaben im
Einsatzstoff-Tagebuch von dem Anlagenbetreiber zu
schwärzen.

(8) u n v e r ä n d e r t

§ 46
Geothermie

Für Strom aus Geothermie beträgt der anzule-
gende Wert 25,20 Cent pro Kilowattstunde.

§ 48
u n v e r ä n d e r t

§ 47
Windenergie an Land

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen an Land
beträgt der anzulegende Wert 4,95 Cent pro Kilo-
wattstunde (Grundwert).
(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzu-

legende Wert in den ersten fünf Jahren ab der Inbe-
triebnahme der Anlage 8,9 Cent pro Kilowattstunde
(Anfangswert). Diese Frist verlängert sich um einen
Monat pro 0,36 Prozent des Referenzertrags, um den
der Ertrag der Anlage 130 Prozent des Referenzer-
trags unterschreitet. Zusätzlich verlängert sich die
Frist um einen Monat pro 0,48 Prozent des Referen-
zertrags, um den der Ertrag der Anlage 100 Prozent
des Referenzertrags unterschreitet. Referenzertrag ist
der errechnete Ertrag der Referenzanlage nach Maß-
gabe der Anlage 2 zu diesem Gesetz.
(3) Für Anlagen mit einer installierten Leistung

bis einschließlich 50 Kilowatt wird für die Berech-
nung der Dauer der Anfangsvergütung angenom-
men, dass ihr Ertrag 75 Prozent des Referenzertrages

§ 49
u n v e r ä n d e r t
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beträgt.

§ 48
Windenergie auf See

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen auf See
beträgt der anzulegende Wert 3,90 Cent pro Kilo-
wattstunde (Grundwert).

§ 50
Windenergie auf See

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzu-
legende Wert in den ersten zwölf Jahren ab der Inbe-
triebnahme der Windenergieanlage auf See 15,40
Cent pro Kilowattstunde (Anfangswert). Der Zeit-
raum nach Satz 1 verlängert sich für jede über zwölf
Seemeilen hinausgehende volle Seemeile, die die
Anlage von der Küstenlinie nach § 5 Nummer 35
zweiter Halbsatz entfernt ist, um 0,5 Monate und für
jeden über eine Wassertiefe von 20 Metern hinaus-
gehenden vollen Meter Wassertiefe um 1,7 Monate.
Die Wassertiefe ist ausgehend von dem Seekarten-
null zu bestimmen.

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzu-
legende Wert in den ersten zwölf Jahren ab der Inbe-
triebnahme der Windenergieanlage auf See 15,40
Cent pro Kilowattstunde (Anfangswert). Der Zeit-
raum nach Satz 1 verlängert sich für jede über zwölf
Seemeilen hinausgehende volle Seemeile, die die
Anlage von der Küstenlinie nach § 5 Nummer 36
zweiter Halbsatz entfernt ist, um 0,5 Monate und für
jeden über eine Wassertiefe von 20 Metern hinaus-
gehenden vollen Meter Wassertiefe um 1,7 Monate.
Die Wassertiefe ist ausgehend von dem Seekarten-
null zu bestimmen.

(3) Wenn die Windenergieanlage auf See vor
dem 1. Januar 2020 in Betrieb genommen worden ist
und der Anlagenbetreiber dies vor Inbetriebnahme
der Anlage von dem Netzbetreiber verlangt, beträgt
der anzulegende Wert abweichend von Absatz 1 in
den ersten acht Jahren ab der Inbetriebnahme der
Anlage 19,40 Cent pro Kilowattstunde. In diesem
Fall entfällt der Anspruch nach Absatz 2 Satz 1,
während der Anspruch auf die Zahlung nach Absatz
2 Satz 2 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden
ist, dass der Anfangswert im Zeitraum der Verlänge-
rung 15,40 Cent pro Kilowattstunde beträgt.

(3) Wenn vor dem 1. Januar 2020 die Wind-
energieanlage auf See in Betrieb genommen oder
ihre Betriebsbereitschaft unter den Vorausset-
zungen des § 30 Absatz 2 hergestellt worden ist,
beträgt der anzulegende Wert abweichend von
Absatz 1 in den ersten acht Jahren ab der Inbe-
triebnahme der Anlage 19,40 Cent pro Kilowatt-
stunde, wenn dies der Anlagenbetreiber vor In-
betriebnahme der Anlage von dem Netzbetreiber
verlangt. In diesem Fall entfällt der Anspruch nach
Absatz 2 Satz 1, während der Anspruch auf die Zah-
lung nach Absatz 2 Satz 2 mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden ist, dass der Anfangswert im
Zeitraum der Verlängerung 15,40 Cent pro Kilo-
wattstunde beträgt.

(4) Ist die Einspeisung aus einer Windenergie-
anlage auf See länger als sieben aufeinanderfolgende
Tage nicht möglich, weil die Leitung nach § 17d
Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht
rechtzeitig fertiggestellt oder gestört ist und der
Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat, verlängert
sich der Zeitraum der finanziellen Förderung nach
den Absätzen 2 und 3, beginnend mit dem achten
Tag der Störung, um den Zeitraum der Störung. Satz
1 ist nicht anzuwenden, soweit der Betreiber der
Windenergieanlage auf See die Entschädigung nach
§ 17e Absatz 1 oder Absatz 2 des Energiewirt-
schaftsgesetzes in Anspruch nimmt. Nimmt der Be-
treiber der Windenergieanlage auf See die Entschä-
digung nach § 17e Absatz 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes in Anspruch, verkürzt sich der Anspruch

(4) u n v e r ä n d e r t
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auf Förderung nach den Absätzen 2 und 3 um den
Zeitraum der Verzögerung.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht auf Wind-
energieanlagen auf See anzuwenden, deren Errich-
tung nach dem 31. Dezember 2004 in einem Gebiet
der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone oder
des Küstenmeeres genehmigt worden ist, das nach
§ 57 in Verbindung mit § 32 Absatz 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes oder nach Landesrecht zu ei-
nem geschützten Teil von Natur und Landschaft er-
klärt worden ist. Satz 1 ist bis zur Unterschutzstel-
lung auch für solche Gebiete anzuwenden, die das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit der Europäischen Kommissi-
on als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
oder als Europäische Vogelschutzgebiete benannt
hat.

(5) u n v e r ä n d e r t

§ 49
Solare Strahlungsenergie

§ 51
Solare Strahlungsenergie

(1) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie beträgt der an-
zulegende Wert vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
bis einschließlich einer installierten Leistung von 10
Megawatt 9,23 Cent pro Kilowattstunde abzüglich
der Absenkung nach § 29, wenn die Anlage

1. in, an oder auf einem Gebäude oder einer sonsti-
gen baulichen Anlage angebracht ist und das
Gebäude oder die sonstige bauliche Anlage vor-
rangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung
von Strom aus solarer Strahlungsenergie errich-
tet worden ist,

2. auf einer Fläche errichtet worden ist, für die ein
Verfahren nach § 38 Satz 1 des Baugesetzbuchs
durchgeführt worden ist, oder

3. im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans
im Sinne des § 30 des Baugesetzbuchs errichtet
worden ist und
a) der Bebauungsplan vor dem 1. September
2003 aufgestellt und später nicht mit dem
Zweck geändert worden ist, eine Anlage zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie zu errichten,

b) der Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010
für die Fläche, auf der die Anlage errichtet
worden ist, ein Gewerbe- oder Industriegebiet
im Sinne der §§ 8 und 9 der Baunutzungs-
verordnung ausgewiesen hat, auch wenn die

(1) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie beträgt der an-
zulegende Wert vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
bis einschließlich einer installierten Leistung von 10
Megawatt 9,23 Cent pro Kilowattstunde unter Be-
rücksichtigung der Absenkung oder Erhöhung
nach § 31, wenn die Anlage
1 . u n v e r ä n d e r t

2 . u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t
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Festsetzung nach dem 1. Januar 2010 zumin-
dest auch mit dem Zweck geändert wurde,
eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie zu errichten, oder

c) der Bebauungsplan nach dem 1. September
2003 zumindest auch mit dem Zweck der Er-
richtung einer Anlage zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie aufge-
stellt oder geändert worden ist und sich die
Anlage
aa) auf Flächen befindet, die längs von Au-

tobahnen oder Schienenwegen liegen,
und die Anlage in einer Entfernung bis
zu 110 Metern, gemessen vom äußeren
Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet
worden ist,

bb) auf Flächen befindet, die zum Zeitpunkt
des Beschlusses über die Aufstellung
oder Änderung des Bebauungsplans be-
reits versiegelt waren, oder

cc) auf Konversionsflächen aus wirtschaftli-
cher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher
oder militärischer Nutzung befindet und
diese Flächen zum Zeitpunkt des Be-
schlusses über die Aufstellung oder Än-
derung des Bebauungsplans nicht
rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet
im Sinne des § 23 des Bundesnatur-
schutzgesetzes oder als Nationalpark im
Sinne des § 24 des Bundesnaturschutz-
gesetzes festgesetzt worden sind.

(2) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie, die ausschließ-
lich in, an oder auf einem Gebäude oder einer Lärm-
schutzwand angebracht sind, beträgt der anzulegen-
de Wert, jeweils abzüglich der Absenkung nach
§ 29,
1. bis einschließlich einer installierten Leistung von
10 Kilowatt 13,15 Cent pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer installierten Leistung von
40 Kilowatt 12,80 Cent pro Kilowattstunde,

3. bis einschließlich einer installierten Leistung von
1 Megawatt 11,49 Cent pro Kilowattstunde und

4. bis einschließlich einer installierten Leistung von
10 Megawatt 9,23 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie, die ausschließ-
lich in, an oder auf einem Gebäude oder einer Lärm-
schutzwand angebracht sind, beträgt der anzulegen-
de Wert, jeweils unter Berücksichtigung der Ab-
senkung oder Erhöhung nach § 31,
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

(3) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie, die ausschließlich in, an
oder auf einem Gebäude angebracht sind, das kein
Wohngebäude ist und das im Außenbereich nach
§ 35 des Baugesetzbuchs errichtet wurde, ist Ab-

(3) u n v e r ä n d e r t
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satz 2 nur anzuwenden, wenn
1. nachweislich vor dem 1. April 2012

a) für das Gebäude der Bauantrag oder der
Antrag auf Zustimmung gestellt oder die
Bauanzeige erstattet worden ist,

b) im Fall einer nicht genehmigungsbedürfti-
gen Errichtung, die nach Maßgabe des
Bauordnungsrechts der zuständigen Behör-
de zur Kenntnis zu bringen ist, für das Ge-
bäude die erforderliche Kenntnisgabe an die
Behörde erfolgt ist oder

c) im Fall einer sonstigen nicht genehmi-
gungsbedürftigen, insbesondere genehmi-
gungs-, anzeige- und verfahrensfreien Er-
richtung mit der Bauausführung des Ge-
bäudes begonnen worden ist,

2. das Gebäude im räumlich-funktionalen Zu-
sammenhang mit einer nach dem 31. März
2012 errichteten Hofstelle eines land- oder
forstwirtschaftlichen Betriebes steht oder

3. das Gebäude der dauerhaften Stallhaltung von
Tieren dient und von der zuständigen Baube-
hörde genehmigt worden ist;

im Übrigen ist Absatz 1 Nummer 1 anzuwenden.

(4) Anlagen zur Erzeugung von Strom aus sola-
rer Strahlungsenergie, die Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus solarer Strahlungsenergie auf Grund
eines technischen Defekts, einer Beschädigung oder
eines Diebstahls an demselben Standort ersetzen,
sind abweichend von § 5 Nummer 21 bis zur Höhe
der vor der Ersetzung an demselben Standort instal-
lierten Leistung von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie als zu dem
Zeitpunkt in Betrieb genommen anzusehen, zu dem
die ersetzten Anlagen in Betrieb genommen worden
sind. Der Anspruch auf Förderung für die nach Satz
1 ersetzten Anlagen entfällt endgültig.

(4) u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 5
Besondere Förderbestimmungen (Flexibilität)

Abschnitt 5
u n v e r ä n d e r t

§ 50
Förderanspruch für Flexibilität

(1) Anlagenbetreiber haben gegen den Netzbe-
treiber einen Anspruch auf finanzielle Förderung
nach Maßgabe des § 51, § 52 oder § 53 für die Be-
reitstellung installierter Leistung, wenn für den in
der Anlage erzeugten Strom dem Grunde nach auch
ein Anspruch auf finanzielle Förderung nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der für die Anlage

§ 52
Förderanspruch für Flexibilität

(1) Anlagenbetreiber haben gegen den Netzbe-
treiber einen Anspruch auf finanzielle Förderung
nach Maßgabe des § 53, § 54 oder § 55 für die Be-
reitstellung installierter Leistung, wenn für den in
der Anlage erzeugten Strom dem Grunde nach auch
ein Anspruch auf finanzielle Förderung nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der für die Anlage
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maßgeblichen Fassung besteht; dieser Anspruch
bleibt unberührt.
(2) Die §§ 19 Absatz 2 und 3, § 30 Absatz 1

und § 31 sind entsprechend anzuwenden.

maßgeblichen Fassung besteht; dieser Anspruch
bleibt unberührt.
(2) § 19 Absatz 2 und 3, § 32 Absatz 1 und § 33

sind entsprechend anzuwenden.

§ 51
Flexibilitätszuschlag für neue Anlagen

(1) Der Anspruch nach § 50 beträgt für die Be-
reitstellung flexibler installierter Leistung in Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus Biogas mit einer
installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt
40 Euro pro Kilowatt installierter Leistung und Jahr
(Flexibilitätszuschlag).
(2) Ein Anspruch auf einen Flexibilitätszu-

schlag besteht nur, wenn der Anlagenbetreiber für
den in § 45 Absatz 1 bestimmten Anteil der in einem
Kalenderjahr erzeugten Strommenge eine finanzielle
Förderung nach § 19 in Verbindung mit § 42 oder
§ 43 in Anspruch nimmt und dieser Anspruch nicht
nach § 24 verringert ist.
(3) Der Flexibilitätszuschlag kann für die gesam-

te Förderdauer nach § 22 verlangt werden.

§ 53
Flexibilitätszuschlag für neue Anlagen

(1) Der Anspruch nach § 52 beträgt für die Be-
reitstellung flexibler installierter Leistung in Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus Biogas mit einer
installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt
40 Euro pro Kilowatt installierter Leistung und Jahr
(Flexibilitätszuschlag).
(2) Ein Anspruch auf einen Flexibilitätszu-

schlag besteht nur, wenn der Anlagenbetreiber für
den in § 47 Absatz 1 bestimmten Anteil der in einem
Kalenderjahr erzeugten Strommenge eine finanzielle
Förderung nach § 19 in Verbindung mit § 44 oder
§ 45 in Anspruch nimmt und dieser Anspruch nicht
nach § 25 verringert ist.
(3) u n v e r ä n d e r t

§ 52
Flexibilitätsprämie für bestehende Anlagen
Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus Biogas, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden
Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August 2014 in
Betrieb genommen worden sind, können ergänzend
zu einer Veräußerung des Stroms in den Veräuße-
rungsformen nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 und 2
von dem Netzbetreiber eine Prämie für die Bereit-
stellung zusätzlicher installierter Leistung für eine
bedarfsorientierte Stromerzeugung (Flexibilitäts-
prämie) verlangen. Der Anspruch nach Satz 1 be-
trägt 130 Euro pro Kilowatt flexibel bereitgestellter
zusätzlicher installierter Leistung und Jahr, wenn die
Voraussetzungen nach Nummer I der Anlage 3 er-
füllt sind. Die Höhe der Flexibilitätsprämie bestimmt
sich nach Nummer II der Anlage 3.

§ 54
u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 6
Besondere Förderbestimmungen (Ausschreibungen)

Abschnitt 6
u n v e r ä n d e r t

§ 53
Ausschreibung der Förderung für

Freiflächenanlagen
(1) Die Bundesnetzagentur muss die finanzielle

Förderung und ihre Höhe für Strom aus Freiflächen-
anlagen nach § 19 oder für die Bereitstellung instal-
lierter Leistung aus Freiflächenanlagen nach § 50

§ 55
Ausschreibung der Förderung für

Freiflächenanlagen
(1) Die Bundesnetzagentur muss die finanzielle

Förderung und ihre Höhe für Strom aus Freiflächen-
anlagen nach § 19 oder für die Bereitstellung instal-
lierter Leistung aus Freiflächenanlagen nach § 52
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nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 im
Rahmen von Ausschreibungen ermitteln. Die Bun-
desnetzagentur macht die Ausschreibungen nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 bekannt.
(2) Ein Anspruch auf eine finanzielle Förderung

im Fall der Ausschreibung besteht, wenn
1. der Anlagenbetreiber über eine Förderberechti-

gung verfügt, die im Rahmen der Ausschreibung
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85
für die Anlage durch Zuschlag erteilt oder später
der Anlage verbindlich zugeordnet worden ist,

2. die Anlage im Bereich eines beschlossenen Be-
bauungsplans im Sinne des § 30 des Baugesetz-
buches errichtet worden ist, der zumindest auch
mit dem Zweck aufgestellt oder geändert worden
ist, eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie zu errichten,

3. ab der Inbetriebnahme der Anlage der gesamte
während der Förderdauer nach § 22 in der Anla-
ge erzeugte Strom in das Netz eingespeist und
nicht selbst verbraucht wird und

4. die weiteren Voraussetzungen nach diesem Ge-
setz mit Ausnahme der Voraussetzungen nach
§ 49 Absatz 1 und die Voraussetzungen der
Rechtsverordnung nach § 85 erfüllt sind.
(3) Für Strom aus Freiflächenanlagen, die ab

dem ersten Tag des siebten auf die erstmalige Be-
kanntmachung einer Ausschreibung nach Absatz 1
Satz 2 folgenden Kalendermonats in Betrieb ge-
nommen worden sind, verringert sich der anzule-
gende Wert nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 und 3 auf
null. Für Strom aus Freiflächenanlagen, die vor dem
in Satz 1 genannten Zeitpunkt in Betrieb genommen
worden sind, sind die Absätze 1 und 2 nicht anzu-
wenden.
(4) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht nach

Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 das Er-
gebnis der Ausschreibungen einschließlich der Höhe
der finanziellen Förderung, für die jeweils der Zu-
schlag erteilt wurde. Die Bundesnetzagentur teilt den
betroffenen Netzbetreibern die Zuordnung einer
Förderberechtigung zu einer Anlage im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 einschließlich der Hö-
he der finanziellen Förderung nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 85 mit.

nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 88 im
Rahmen von Ausschreibungen ermitteln. Die Bun-
desnetzagentur macht die Ausschreibungen nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 88 bekannt.
(2) Ein Anspruch auf eine finanzielle Förderung

im Fall der Ausschreibung besteht, wenn
1. der Anlagenbetreiber über eine Förderberechti-
gung verfügt, die im Rahmen der Ausschreibung
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 88
für die Anlage durch Zuschlag erteilt oder später
der Anlage verbindlich zugeordnet worden ist,

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. die weiteren Voraussetzungen nach diesem Ge-
setz mit Ausnahme der Voraussetzungen nach
§ 51 Absatz 1 und die Voraussetzungen der
Rechtsverordnung nach § 88 erfüllt sind.
(3) Für Strom aus Freiflächenanlagen, die ab

dem ersten Tag des siebten auf die erstmalige Be-
kanntmachung einer Ausschreibung nach Absatz 1
Satz 2 folgenden Kalendermonats in Betrieb ge-
nommen worden sind, verringert sich der anzule-
gende Wert nach § 51 Absatz 1 Nummer 2 und 3 auf
null. Für Strom aus Freiflächenanlagen, die vor dem
in Satz 1 genannten Zeitpunkt in Betrieb genommen
worden sind, sind die Absätze 1 und 2 nicht anzu-
wenden.
(4) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht nach

Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 88 das Er-
gebnis der Ausschreibungen einschließlich der Höhe
der finanziellen Förderung, für die jeweils der Zu-
schlag erteilt wurde. Die Bundesnetzagentur teilt den
betroffenen Netzbetreibern die Zuordnung einer
Förderberechtigung zu einer Anlage im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 einschließlich der Hö-
he der finanziellen Förderung nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 88 mit.

Teil 4
Ausgleichsmechanismus

Teil 4
u n v e r ä n d e r t
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Abschnitt 1
Bundesweiter Ausgleich

Abschnitt 1
u n v e r ä n d e r t

§ 54
Weitergabe an den Übertragungsnetzbetreiber
Netzbetreiber müssen unverzüglich an den vor-

gelagerten Übertragungsnetzbetreiber weitergeben:
1. den nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 vergüteten

Strom und
2. für den gesamten nach § 19 Absatz 1 finanziell

geförderten Strom das Recht, diesen Strom als
„Strom aus erneuerbaren Energien, gefördert
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz“ zu
kennzeichnen.

§ 56
u n v e r ä n d e r t

§ 55
Ausgleich zwischen den Netzbetreibern und den

Übertragungsnetzbetreibern
(1) Vorgelagerte Übertragungsnetzbetreiber

müssen den Netzbetreibern die nach § 19 oder § 50
geleisteten finanziellen Förderungen nach Maßgabe
des Teils 3 erstatten.
(2) Übertragungsnetzbetreiber müssen Netzbe-

treibern 50 Prozent der notwendigen Kosten erstat-
ten, die ihnen durch eine effiziente Nachrüstung von
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie entstehen, wenn die Netzbetreiber auf
Grund der Systemstabilitätsverordnung zu der Nach-
rüstung verpflichtet sind. § 11 Absatz 5 ist entspre-
chend anzuwenden.
(3) Netzbetreiber müssen vermiedene Netzent-

gelte nach § 18 der Stromnetzentgeltverordnung, die
nach § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 der Strom-
netzentgeltverordnung nicht an Anlagenbetreiber
gewährt werden und nach § 18 Absatz 2 und 3 der
Stromnetzentgeltverordnung ermittelt worden sind,
an die vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber aus-
zahlen. § 11 Absatz 5 Nummer 2 ist entsprechend
anzuwenden.
(4) Die Zahlungen nach den Absätzen 1 bis 3

sind zu saldieren. Auf die Zahlungen sind monatli-
che Abschläge in angemessenem Umfang zu ent-
richten.
(5) Zahlt ein Übertragungsnetzbetreiber dem

Netzbetreiber eine höhere als im Teil 3 vorgesehene
finanzielle Förderung, muss er den Mehrbetrag zu-
rückfordern. Der Rückforderungsanspruch verjährt
mit Ablauf des 31. Dezember des zweiten auf die
Einspeisung folgenden Kalenderjahres; die Pflicht
nach Satz 1 erlischt insoweit. Die Sätze 1 und 2 sind

§ 57
Ausgleich zwischen Netzbetreibern und Übertra-

gungsnetzbetreibern
(1) Vorgelagerte Übertragungsnetzbetreiber

müssen den Netzbetreibern die nach § 19 oder § 52
geleisteten finanziellen Förderungen nach Maßgabe
des Teils 3 erstatten.
(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Zahlt ein Übertragungsnetzbetreiber dem
Netzbetreiber eine höhere als im Teil 3 vorgesehene
finanzielle Förderung, muss er den Mehrbetrag zu-
rückfordern. Der Rückforderungsanspruch verjährt
mit Ablauf des 31. Dezember des zweiten auf die
Einspeisung folgenden Kalenderjahres; die Pflicht
nach Satz 1 erlischt insoweit. Die Sätze 1 und 2 sind
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im Verhältnis von aufnehmendem Netzbetreiber und
Anlagenbetreiber entsprechend anzuwenden, es sei
denn, die Zahlungspflicht ergibt sich aus einer ver-
traglichen Vereinbarung. § 31 Absatz 1 ist auf An-
sprüche nach Satz 3 nicht anzuwenden.

im Verhältnis von aufnehmendem Netzbetreiber und
Anlagenbetreiber entsprechend anzuwenden, es sei
denn, die Zahlungspflicht ergibt sich aus einer ver-
traglichen Vereinbarung. § 33 Absatz 1 ist auf An-
sprüche nach Satz 3 nicht anzuwenden.

§ 56
Ausgleich zwischen den Übertragungsnetzbetrei-

bern
(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen

1. die Informationen über den unterschiedlichen
Umfang und den zeitlichen Verlauf der nach
§ 19 finanziell geförderten Strommengen spei-
chern,

2. die Informationen über die Zahlungen von finan-
ziellen Förderungen nach § 19 oder § 50 spei-
chern,

3. die Strommengen nach Nummer 1 unverzüglich
untereinander vorläufig ausgleichen,

4. monatliche Abschläge in angemessenem Um-
fang auf die Zahlungen nach Nummer 2 entrich-
ten und

5. die Strommengen nach Nummer 1 und die Zah-
lungen nach Nummer 2 nach Maßgabe von Ab-
satz 2 abrechnen.

Bei der Speicherung und Abrechnung der Zahlun-
gen nach Satz 1 Nummer 2, 4 und 5 sind die Saldie-
rungen auf Grund des § 55 Absatz 4 zugrunde zu
legen.
(2) Die Übertragungsnetzbetreiber ermitteln

jährlich bis zum 31. Juli die Strommenge, die sie im
vorangegangenen Kalenderjahr nach § 11 oder § 54
abgenommen und nach § 19 oder § 55 finanziell ge-
fördert sowie nach Absatz 1 vorläufig ausgeglichen
haben, einschließlich der Strommenge, für die sie
das Recht erhalten haben, den Strom als „Strom aus
erneuerbaren Energien oder Grubengas“ zu kenn-
zeichnen, und den Anteil dieser Menge an der ge-
samten Strommenge, die Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen im Bereich des jeweiligen Übertragungs-
netzbetreibers im vorangegangenen Kalenderjahr an
Letztverbraucher geliefert haben.
(3) Übertragungsnetzbetreiber, die größere

Mengen abzunehmen hatten, als es diesem durch-
schnittlichen Anteil entspricht, haben gegen die an-
deren Übertragungsnetzbetreiber einen Anspruch auf
Abnahme und Vergütung nach den §§ 19 und 50, bis
auch diese Netzbetreiber eine Strommenge abneh-
men, die dem Durchschnittswert entspricht. Übertra-
gungsnetzbetreiber, die, bezogen auf die gesamte
von Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Be-

§ 58
Ausgleich zwischen den Übertragungsnetzbe-

treibern
(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen

1. u n v e r ä n d e r t

2. die Informationen über die Zahlungen von finan-
ziellen Förderungen nach § 19 oder § 52 spei-
chern,

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

Bei der Speicherung und Abrechnung der Zahlun-
gen nach Satz 1 Nummer 2, 4 und 5 sind die Saldie-
rungen auf Grund des § 57 Absatz 4 zugrunde zu
legen.
(2) Die Übertragungsnetzbetreiber ermitteln

jährlich bis zum 31. Juli die Strommenge, die sie im
vorangegangenen Kalenderjahr nach § 11 oder § 56
abgenommen und nach § 19 oder § 57 finanziell ge-
fördert sowie nach Absatz 1 vorläufig ausgeglichen
haben, einschließlich der Strommenge, für die sie
das Recht erhalten haben, den Strom als „Strom aus
erneuerbaren Energien oder Grubengas“ zu kenn-
zeichnen, und den Anteil dieser Menge an der ge-
samten Strommenge, die Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen im Bereich des jeweiligen Übertragungs-
netzbetreibers im vorangegangenen Kalenderjahr an
Letztverbraucher geliefert haben.
(3) Übertragungsnetzbetreiber, die größere

Mengen abzunehmen hatten, als es diesem durch-
schnittlichen Anteil entspricht, haben gegen die an-
deren Übertragungsnetzbetreiber einen Anspruch auf
Abnahme und Vergütung nach den §§ 19 und 52, bis
auch diese Netzbetreiber eine Strommenge abneh-
men, die dem Durchschnittswert entspricht. Übertra-
gungsnetzbetreiber, die, bezogen auf die gesamte
von Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Be-
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reich des jeweiligen Übertragungsnetzbetreibers im
vorangegangenen Kalenderjahr gelieferte Strom-
menge, einen höheren Anteil der finanziellen Förde-
rung nach § 55 Absatz 1 zu vergüten oder einen hö-
heren Anteil der Kosten nach § 55 Absatz 2 zu er-
setzen haben, als es dem durchschnittlichen Anteil
aller Übertragungsnetzbetreiber entspricht, haben
gegen die anderen Übertragungsnetzbetreiber einen
Anspruch auf Erstattung der finanziellen Förderung
oder Kosten, bis die Kostenbelastung aller Übertra-
gungsnetzbetreiber dem Durchschnittswert ent-
spricht.

reich des jeweiligen Übertragungsnetzbetreibers im
vorangegangenen Kalenderjahr gelieferte Strom-
menge, einen höheren Anteil der finanziellen Förde-
rung nach § 57 Absatz 1 zu vergüten oder einen hö-
heren Anteil der Kosten nach § 57 Absatz 2 zu er-
setzen haben, als es dem durchschnittlichen Anteil
aller Übertragungsnetzbetreiber entspricht, haben
gegen die anderen Übertragungsnetzbetreiber einen
Anspruch auf Erstattung der finanziellen Förderung
oder Kosten, bis die Kostenbelastung aller Übertra-
gungsnetzbetreiber dem Durchschnittswert ent-
spricht.

§ 57
Vermarktung und EEG-Umlage

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen
selbst oder gemeinsam den nach den § 19 Absatz 1
Nummer 2 vergüteten Strom diskriminierungsfrei,
transparent und unter Beachtung der Vorgaben der
Ausgleichsmechanismusverordnung vermarkten.

§ 59
Vermarktung durch die Übertragungs-

netzbetreiber
Die Übertragungsnetzbetreiber müssen selbst o-

der gemeinsam den nach § 19 Absatz 1 Nummer 2
vergüteten Strom diskriminierungsfrei, transparent
und unter Beachtung der Vorgaben der Ausgleichs-
mechanismusverordnung vermarkten.

(2) Die Übertragungsnetzbetreiber können von
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die Strom an
Letztverbraucher liefern, anteilig zu dem jeweils von
den Elektrizitätsversorgungsunternehmen an ihre
Letztverbraucher gelieferten Strom die Kosten für
die erforderlichen Ausgaben nach Abzug der erziel-
ten Einnahmen und nach Maßgabe der Ausgleichs-
mechanismusverordnung verlangen (EEG-Umlage).
Es wird widerleglich vermutet, dass Energiemengen,
die aus einem beim Übertragungsnetzbetreiber ge-
führten Bilanzkreis an physikalische Entnahmestel-
len abgegeben werden und für die keine bilanzkreis-
scharfe Meldung eines Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmens nach § 70 vorliegt, von dem Inhaber des
betreffenden Bilanzkreises an Letztverbraucher ge-
liefert wurden. Der Anteil ist so zu bestimmen, dass
jedes Elektrizitätsversorgungsunternehmen für jede
von ihm an einen Letztverbraucher gelieferte Kilo-
wattstunde Strom dieselben Kosten trägt. Auf die
Zahlung der EEG-Umlage sind monatliche Abschlä-
ge in angemessenem Umfang zu entrichten.

(3) Einwände gegen Forderungen der Übertra-
gungsnetzbetreiber auf Zahlungen nach Absatz 2 be-
rechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zah-
lungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Mög-
lichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. Eine
Aufrechnung gegen Forderungen nach Absatz 2 ist
nicht zulässig. Im Fall von Zahlungsrückständen von
mehr als einer Abschlagsforderung dürfen die Über-

§ 60
EEG-Umlage für Elektrizitätsversorgungs-

unternehmen
(1) Die Übertragungsnetzbetreiber können von

Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die Strom an
Letztverbraucher liefern, anteilig zu dem jeweils von
den Elektrizitätsversorgungsunternehmen an ihre
Letztverbraucher gelieferten Strom die Kosten für
die erforderlichen Ausgaben nach Abzug der erziel-
ten Einnahmen und nach Maßgabe der Ausgleichs-
mechanismusverordnung verlangen (EEG-Umlage).
Es wird widerleglich vermutet, dass Energiemengen,
die aus einem beim Übertragungsnetzbetreiber ge-
führten Bilanzkreis an physikalische Entnahmestel-
len abgegeben werden und für die keine bilanzkreis-
scharfe Meldung eines Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmens nach § 74 vorliegt, von dem Inhaber des
betreffenden Bilanzkreises an Letztverbraucher ge-
liefert wurden. Der Anteil ist so zu bestimmen, dass
jedes Elektrizitätsversorgungsunternehmen für jede
von ihm an einen Letztverbraucher gelieferte Kilo-
wattstunde Strom dieselben Kosten trägt. Auf die
Zahlung der EEG-Umlage sind monatliche Abschlä-
ge in angemessenem Umfang zu entrichten.

(2) Einwände gegen Forderungen der Über-
tragungsnetzbetreiber auf Zahlungen nach Absatz 1
berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zah-
lungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Mög-
lichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. Eine
Aufrechnung gegen Forderungen nach Absatz 1 ist
nicht zulässig. Im Fall von Zahlungsrückständen von
mehr als einer Abschlagsforderung dürfen die Über-
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tragungsnetzbetreiber den Bilanzkreisvertrag gegen-
über dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen kün-
digen, wenn die Zahlung der Rückstände trotz Mah-
nung und Androhung der Kündigung drei Wochen
nach Androhung der Kündigung nicht vollständig
erfolgt ist. Die Androhung der Kündigung kann mit
der Mahnung verbunden werden. Die Sätze 1, 3 und
4 sind für die Meldung der Energiemengen nach
§ 70 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden,
dass die Frist für die Meldung der Daten nach An-
drohung der Kündigung sechs Wochen beträgt.

(4) Für Strom, der zum Zweck der Zwischen-
speicherung an einen elektrischen, chemischen, me-
chanischen oder physikalischen Stromspeicher gelie-
fert oder geleitet wird, entfällt der Anspruch der
Übertragungsnetzbetreiber auf Zahlung der EEG-
Umlage nach den Absätzen 2 oder 3, wenn dem
Stromspeicher Energie ausschließlich zur Wieder-
einspeisung von Strom in das Netz entnommen wird.
Satz 1 ist auch für Strom anzuwenden, der zur Er-
zeugung von Speichergas eingesetzt wird, das in das
Erdgasnetz eingespeist wird, wenn das Speichergas
unter Berücksichtigung der Anforderungen nach
§ 45 Absatz 2 Nummer 1 und 2 zur Stromerzeugung
eingesetzt und der Strom tatsächlich in das Netz ein-
gespeist wird. Der Anspruch der Übertragungsnetz-
betreiber auf Zahlung der EEG-Umlage nach den
Absätzen 2 und 3 entfällt ferner für Strom, der an
Netzbetreiber zum Ausgleich physikalisch bedingter
Netzverluste als Verlustenergie nach § 10 der
Stromnetzentgeltverordnung geliefert wird.

(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die
ihrer Pflicht zur Zahlung der EEG-Umlage nach Ab-
satz 2 nicht rechtzeitig nachgekommen sind, müssen
diese Geldschuld nach § 352 Absatz 2 des Handels-
gesetzbuchs ab Eintritt der Fälligkeit verzinsen. Satz
1 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Fälligkeit
nicht eintreten konnte, weil das Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen die von ihm gelieferten Strom-
mengen entgegen § 70 nicht oder nicht rechtzeitig
dem Übertragungsnetzbetreiber gemeldet hat; aus-
schließlich zum Zweck der Verzinsung ist in diesem
Fall die Geldschuld für die Zahlung der EEG-
Umlage auf die nach § 70 mitzuteilende Strommen-
ge eines Jahres spätestens am 1. Januar des Folge-
jahres als fällig zu betrachten.

tragungsnetzbetreiber den Bilanzkreisvertrag gegen-
über dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen kün-
digen, wenn die Zahlung der Rückstände trotz Mah-
nung und Androhung der Kündigung drei Wochen
nach Androhung der Kündigung nicht vollständig
erfolgt ist. Die Androhung der Kündigung kann mit
der Mahnung verbunden werden. Die Sätze 1, 3 und
4 sind für die Meldung der Energiemengen nach
§ 74 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden,
dass die Frist für die Meldung der Daten nach An-
drohung der Kündigung sechs Wochen beträgt.
(3) Für Strom, der zum Zweck der Zwischen-

speicherung an einen elektrischen, chemischen, me-
chanischen oder physikalischen Stromspeicher gelie-
fert oder geleitet wird, entfällt der Anspruch der
Übertragungsnetzbetreiber auf Zahlung der EEG-
Umlage nach den Absätzen 1 oder 2, wenn dem
Stromspeicher Energie ausschließlich zur Wieder-
einspeisung von Strom in das Netz entnommen wird.
Satz 1 ist auch für Strom anzuwenden, der zur Er-
zeugung von Speichergas eingesetzt wird, das in das
Erdgasnetz eingespeist wird, wenn das Speichergas
unter Berücksichtigung der Anforderungen nach
§ 47 Absatz 2 Nummer 1 und 2 zur Stromerzeugung
eingesetzt und der Strom tatsächlich in das Netz ein-
gespeist wird. Der Anspruch der Übertragungsnetz-
betreiber auf Zahlung der EEG-Umlage nach den
Absätzen 1 und 2 entfällt ferner für Strom, der an
Netzbetreiber zum Ausgleich physikalisch bedingter
Netzverluste als Verlustenergie nach § 10 der
Stromnetzentgeltverordnung geliefert wird.
(4) Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die

ihrer Pflicht zur Zahlung der EEG-Umlage nach Ab-
satz 1 nicht rechtzeitig nachgekommen sind, müssen
diese Geldschuld nach § 352 Absatz 2 des Handels-
gesetzbuchs ab Eintritt der Fälligkeit verzinsen. Satz
1 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Fälligkeit
nicht eintreten konnte, weil das Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen die von ihm gelieferten Strom-
mengen entgegen § 74 nicht oder nicht rechtzeitig
dem Übertragungsnetzbetreiber gemeldet hat; aus-
schließlich zum Zweck der Verzinsung ist in diesem
Fall die Geldschuld für die Zahlung der EEG-
Umlage auf die nach § 74 mitzuteilende Strommen-
ge eines Jahres spätestens am 1. Januar des Folge-
jahres als fällig zu betrachten.

§ 58
Eigenversorgung

(1) Übertragungsnetzbetreiber können von Ei-
genversorgern für Strom, der den Eigenversorgern
nicht von einem Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men geliefert wird, die EEG-Umlage verlangen. Die

§ 61
EEG-Umlage für Letztverbraucher und

Eigenversorger
(1) Die Übertragungsnetzbetreiber können

von Letztverbrauchern für die Eigenversorgung
folgende Anteile der EEG-Umlage nach § 60 Ab-
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Regelungen dieses Gesetzes für Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen sind auf Eigenversorger entspre-
chend anzuwenden.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt
1. für Strom, den der Eigenversorger selbst ver-

braucht, aus Bestandsanlagen, die der Eigenver-
sorger vor dem 1. September 2011 betrieben und
zur Eigenversorgung genutzt hat,

2. für Strom aus sonstigen Bestandsanlagen nach
Absatz 3,

3. für den Kraftwerkseigenverbrauch nach Ab-
satz 4,

4. für Strom von Eigenversorgern, die weder unmit-
telbar noch mittelbar an ein Netz angeschlossen
sind,

5. für Eigenversorger, die sich vollständig selbst
mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgen
und für den Strom aus ihren Anlagen, den sie
nicht selbst verbrauchen, keine finanzielle För-
derung nach Teil 3 in Anspruch nehmen, und

6. für kleine Eigenversorgungsanlagen nach Absatz
5.

Satz 1 Nummer 2 gilt nur,
1. wenn der Eigenversorger die Stromerzeugungs-

anlage als Eigenerzeuger betreibt,
2. soweit der Eigenversorger den Strom selbst ver-

braucht und
3. sofern der Strom nicht durch ein Netz durchge-

leitet wird, es sei denn, der Strom wird im räum-
lichen Zusammenhang zu der Stromerzeugungs-
anlage verbraucht.

Satz 1 Nummer 3 bis 6 gilt nur, wenn der Eigenver-
sorger die Stromerzeugungsanlage selbst betreibt
und soweit er den Strom im räumlichen Zusammen-
hang mit der Stromerzeugungsanlage selbst ver-
braucht und der Strom nicht durch ein Netz durch-
geleitet wird.

(3) Als Bestandsanlage im Sinne des Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 gilt jede Stromerzeugungsanlage,
1. die der Eigenversorger vor dem 1. August 2014

betrieben und zur Eigenversorgung genutzt hat,
2. die vor dem 23. Januar 2014 nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz genehmigt oder nach ei-
ner anderen Bestimmung des Bundesrechts zuge-
lassen worden ist und vor dem 1. Januar 2015
zur Eigenversorgung genutzt worden ist oder

3. die eine Stromerzeugungsanlage nach Nummer 1
oder 2 an demselben Standort erneuert, erweitert

satz 1 verlangen:
1. 30 Prozent für Strom, der nach dem 31. Juli
2014 und vor dem 1. Januar 2016 verbraucht
wird,

2. 35 Prozent für Strom, der nach dem 31. De-
zember 2015 und vor dem 1. Januar 2017 ver-
braucht wird, und

3. 40 Prozent für Strom, der ab dem 1. Januar
2017 verbraucht wird.

Der Wert nach Satz 1 erhöht sich auf 100 Prozent
der EEG-Umlage, wenn
1. die Stromerzeugungsanlage weder eine Anlage
nach § 5 Nummer 1 noch eine KWK-Anlage
ist, die hocheffizient im Sinne des § 53a Absatz
1 Satz 3 des Energiesteuergesetzes ist und ei-
nen Monats- oder Jahresnutzungsgrad von
mindestens 70 Prozent nach § 53a Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 des Energiesteuergesetzes
erreicht, oder

2. der Eigenversorger seine Meldepflicht nach
§ 74 bis zum 31. Mai des Folgejahres nicht er-
füllt hat.

Die Übertragungsnetzbetreiber können von
Letztverbrauchern ferner für den sonstigen Ver-
brauch von Strom, der nicht von einem Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen geliefert wird,
100 Prozent der EEG-Umlage nach § 60 Absatz 1
verlangen. Die Bestimmungen dieses Gesetzes für
Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind auf
Letztverbraucher, die nach den Sätzen 1 bis 3 zur
Zahlung verpflichtet sind, entsprechend anzu-
wenden.
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt bei

Eigenversorgungen,
1. soweit der Strom in den Neben- und Hilfsan-
lagen einer Stromerzeugungsanlage zur Er-
zeugung von Strom im technischen Sinne ver-
braucht wird (Kraftwerkseigenverbrauch),

2. wenn der Eigenversorger weder unmittelbar
noch mittelbar an ein Netz angeschlossen ist,

3. wenn sich der Eigenversorger selbst vollstän-
dig mit Strom aus erneuerbaren Energien
versorgt und für den Strom aus seiner Anla-
ge, den er nicht selbst verbraucht, keine fi-
nanzielle Förderung nach Teil 3 in Anspruch
nimmt, und

4. wenn Strom aus Stromerzeugungsanlagen mit
einer installierten Leistung von höchstens
10 Kilowatt erzeugt wird, für höchstens 10
Megawattstunden selbst verbrauchten Stroms
pro Kalenderjahr; dies gilt ab der Inbetrieb-
nahme der Stromerzeugungsanlage für die
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oder ersetzt, es sei denn, die installierte Leistung
ist durch die Erneuerung, Erweiterung oder Er-
setzung um mehr als 30 Prozent erhöht worden.
(4) Der Kraftwerkseigenverbrauch ist der

Strom, der in den Neben- und Hilfsanlagen einer
Stromerzeugungsanlage zur Erzeugung von Strom
im technischen Sinne verbraucht wird.

(5) Kleine Eigenversorgungsanlagen sind
Stromerzeugungsanlagen mit einer installierten
Leistung von höchstens 10 Kilowatt. Bei diesen
Stromerzeugungsanlagen entfällt der Anspruch nach
Absatz 1 für höchstens 10 Megawattstunden selbst
verbrauchten Strom im Jahr; dies gilt ab der Inbe-
triebnahme der Stromerzeugungsanlage für die
Dauer von 20 Kalenderjahren zuzüglich des Inbe-
triebnahmejahres. § 30 ist entsprechend anzuwen-
den.

(6) Für den Strom aus der Stromerzeugungsan-
lage eines Eigenversorgers, der nicht unter die Ab-
sätze 2 bis 5 fällt und den der Eigenversorger in
unmittelbarer räumlicher Nähe zu der Stromerzeu-
gungsanlage selbst verbraucht und nicht durch ein
Netz durchleitet, verringert sich die EEG-Umlage
1. um 50 Prozent im Fall des Betriebs

a) einer Anlage nach § 5 Nummer 1 oder
b) einer KWK-Anlage, die hocheffizient im Sin-

ne des § 53a Absatz 1 Satz 3 des Energies-
teuergesetzes ist und einen Monats- oder
Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 Pro-
zent nach § 53a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
Energiesteuergesetz erreicht, oder

2. um 85 Prozent, sofern der Eigenversorger ein
Unternehmen des produzierenden Gewerbes
nach Abschnitt B oder C der Klassifikation der
Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesam-
tes, Ausgabe 20083 ist, unabhängig von der für
die Stromerzeugung eingesetzten Energie.

(7) Für die Überprüfung der Pflicht von Ei-
genversorgern zur Zahlung der EEG-Umlage kön-
nen die Übertragungsnetzbetreiber sich die folgen-
den Daten übermitteln lassen, soweit dies erforder-
lich ist:
1. von den Hauptzollämtern Daten über Eigener-

zeuger und Versorger, wenn und soweit dies im
Stromsteuergesetz oder in einer auf der Grund-
lage des Stromsteuergesetzes erlassenen Rechts-
verordnung zugelassen ist, und

2. vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-

Dauer von 20 Kalenderjahren zuzüglich des
Inbetriebnahmejahres; § 32 Absatz 1 Satz 1
ist entsprechend anzuwenden.
(3) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt fer-

ner bei Bestandsanlagen,
1. wenn der Letztverbraucher die Stromerzeu-
gungsanlage als Eigenerzeuger betreibt,

2. soweit der Letztverbraucher den Strom selbst
verbraucht und

3. sofern der Strom nicht durch ein Netz durch-
geleitet wird, es sei denn, der Strom wird im
räumlichen Zusammenhang zu der Stromer-
zeugungsanlage verbraucht.

Eine Bestandsanlage ist jede Stromerzeugungsan-
lage,
1. die der Letztverbraucher vor dem 1. August
2014 als Eigenerzeuger unter Einhaltung der
Anforderungen des Satzes 1 betrieben hat,

2. die vor dem 23. Januar 2014 nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz genehmigt oder
nach einer anderen Bestimmung des Bundes-
rechts zugelassen worden ist, nach dem
1. August 2014 erstmals Strom erzeugt hat
und vor dem 1. Januar 2015 unter Einhaltung
der Anforderungen des Satzes 1 genutzt wor-
den ist oder

3. die eine Stromerzeugungsanlage nach Num-
mer 1 oder 2 an demselben Standort erneuert,
erweitert oder ersetzt, es sei denn, die instal-
lierte Leistung ist durch die Erneuerung, Er-
weiterung oder Ersetzung um mehr als 30
Prozent erhöht worden.
(4) Für Bestandsanlagen, die bereits vor dem

1. September 2011 in Betrieb genommen worden
sind, ist Absatz 3 anzuwenden mit den Maßga-
ben, dass
1. Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 nicht anzuwenden
ist und

2. Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 nur anzuwenden
ist, wenn
a) die Anforderungen von Absatz 3 Satz 1

Nummer 3 erfüllt sind oder
b) die gesamte Stromerzeugungsanlage

schon vor dem 1. Januar 2011 im Eigen-
tum des Letztverbrauchers stand, der die
Privilegierung nach Absatz 2 in An-
spruch nimmt, und die Stromerzeu-

3 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden; auch zu
beziehen über www.destatis.de.z
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trolle die Daten über die Eigenversorger nach §
8 Absatz 1 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes.

Die Übertragungsnetzbetreiber können die Daten
nach Satz 1 Nummer 2 automatisiert mit den Daten
nach § 70 Satz 3 abgleichen. Die nach Satz 1 erho-
benen Daten sind nach Abschluss der Überprüfung
nach Satz 1 Nummer 1 oder des Abgleichs nach Satz
2 jeweils unverzüglich zu löschen.
(8) Bei der Berechnung der selbst erzeugten

und verbrauchten Strommengen nach den Absät-
zen 2 bis 6 darf Strom nur bis zu der Höhe des ag-
gregierten Eigenverbrauchs, bezogen auf jedes 15-
Minuten-Intervall (Zeitgleichheit), berücksichtigt
werden.

gungsanlage auf dem Betriebsgrundstück
des Letztverbrauchers errichtet wurde.

(5) Für die Überprüfung der Pflicht von Ei-
genversorgern zur Zahlung der EEG-Umlage
können sich die Übertragungsnetzbetreiber die
folgenden Daten übermitteln lassen, soweit dies
erforderlich ist:
1. von den Hauptzollämtern Daten über Eigen-
erzeuger und Eigenversorger, wenn und so-
weit dies im Stromsteuergesetz oder in einer
auf der Grundlage des Stromsteuergesetzes
erlassenen Rechtsverordnung zugelassen ist,

2. vom Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle die Daten über die Eigenver-
sorger nach § 8 Absatz 1 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung und

3. von den Betreibern von nachgelagerten Net-
zen Kontaktdaten der Eigenversorger sowie
weitere Daten zur Eigenversorgung ein-
schließlich des Stromverbrauchs von an ihr
Netz angeschlossenen Eigenversorgern.

Die Übertragungsnetzbetreiber können die Daten
nach Satz 1 Nummer 2 und 3 automatisiert mit
den Daten nach § 74 Satz 3 abgleichen. Die nach
Satz 1 erhobenen Daten dürfen ausschließlich so
genutzt werden, dass deren unbefugte Offenba-
rung ausgeschlossen ist. Sie sind nach Abschluss
der Überprüfung nach Satz 1 Nummer 1 oder des
Abgleichs nach Satz 2 jeweils unverzüglich zu lö-
schen.
(6) Strom, für den die Übertragungsnetzbe-

treiber nach Absatz 1 die Zahlung der EEG-
Umlage verlangen können, muss von dem Letzt-
verbraucher durch geeichte Messeinrichtungen
erfasst werden.
(7) Bei der Berechnung der selbst erzeugten

und verbrauchten Strommengen nach den Ab-
sätzen 1 bis 6 darf Strom nur bis zu der Höhe des
aggregierten Eigenverbrauchs, bezogen auf jedes
15-Minuten-Intervall (Zeitgleichheit), berück-
sichtigt werden. Eine Messung der Ist-
Einspeisung ist nur erforderlich, wenn nicht
schon technisch sichergestellt ist, dass Erzeugung
und Verbrauch des Stroms zeitgleich erfolgen.
Andere Bestimmungen, die eine Messung der Ist-
Einspeisung verlangen, bleiben unberührt.

§ 59
Nachträgliche Korrekturen

(1) Bei der jeweils nächsten Abrechnung sind
Änderungen der abzurechnenden Strommenge oder

§ 62
Nachträgliche Korrekturen

(1) Bei der jeweils nächsten Abrechnung sind
Änderungen der abzurechnenden Strommenge oder
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der finanziellen Förderungen zu berücksichtigen, die
sich aus folgenden Gründen ergeben:
1. aus Rückforderungen auf Grund von § 55 Absatz
5,

2. aus einer rechtskräftigen Gerichtsentscheidung
im Hauptsacheverfahren,

3. aus der Übermittlung und den Abgleich von Da-
ten nach § 58 Absatz 7,

4. aus einem zwischen den Verfahrensparteien
durchgeführten Verfahren bei der Clearingstelle
nach § 77 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1,

5. aus einer Entscheidung der Bundesnetzagentur
nach § 81 oder

6. aus einem vollstreckbaren Titel, der erst nach der
Abrechnung nach § 56 Absatz 1 ergangen ist.
(2) Ergeben sich durch die Verbrauchsabrech-

nung der Elektrizitätsversorgungsunternehmen ge-
genüber Letztverbrauchern Abweichungen gegen-
über den Strommengen, die einer Endabrechnung
nach § 70 zugrunde liegen, sind diese Änderungen
bei der jeweils nächsten Abrechnung zu berücksich-
tigen. § 71 ist entsprechend anzuwenden.

der finanziellen Förderungen zu berücksichtigen, die
sich aus folgenden Gründen ergeben:
1. aus Rückforderungen auf Grund von § 57 Absatz
5,

2. u n v e r ä n d e r t

3. aus der Übermittlung und den Abgleich von Da-
ten nach § 61 Absatz 5,

4. aus einem zwischen den Verfahrensparteien
durchgeführten Verfahren bei der Clearingstelle
nach § 81 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1,

5. aus einer Entscheidung der Bundesnetzagentur
nach § 85 oder

6. aus einem vollstreckbaren Titel, der erst nach der
Abrechnung nach § 58 Absatz 1 ergangen ist.
(2) Ergeben sich durch die Verbrauchsabrech-

nung der Elektrizitätsversorgungsunternehmen ge-
genüber Letztverbrauchern Abweichungen gegen-
über den Strommengen, die einer Endabrechnung
nach § 74 zugrunde liegen, sind diese Änderungen
bei der jeweils nächsten Abrechnung zu berücksich-
tigen. § 75 ist entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 2
Besondere Ausgleichsregelung

Abschnitt 2
Besondere Ausgleichsregelung

§ 60
Grundsatz

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle begrenzt auf Antrag abnahmestellenbezogen
die EEG-Umlage für von Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen gelieferten oder selbst erzeugten Strom
1. für stromkostenintensive Unternehmen nach
Maßgabe des § 61, um deren Beitrag zur EEG-
Umlage in einem Maße zu halten, das mit ihrer
internationalen Wettbewerbssituation vereinbar
ist, und ihre Abwanderung in das Ausland zu
verhindern, und

2. für Schienenbahnen nach Maßgabe des § 62, um
ihre intermodale Wettbewerbsfähigkeit zu erhal-
ten,

soweit hierdurch die Ziele des Gesetzes nicht ge-
fährdet werden und die Begrenzung mit dem Interes-
se der Gesamtheit der Stromverbraucher vereinbar
ist.

§ 63
Grundsatz

Auf Antrag begrenzt das Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle abnahmestel-
lenbezogen
1. nach Maßgabe des § 64 die EEG-Umlage für
Strom, der von stromkostenintensiven Unter-
nehmen selbst verbraucht wird, um den Bei-
trag dieser Unternehmen zur EEG-Umlage in
einem Maße zu halten, das mit ihrer interna-
tionalen Wettbewerbssituation vereinbar ist,
und ihre Abwanderung in das Ausland zu
verhindern, und

2. nach Maßgabe des § 65 die EEG-Umlage für
Strom, der von Schienenbahnen selbst ver-
braucht wird, um die intermodale Wettbe-
werbsfähigkeit der Schienenbahnen zu erhal-
ten,

soweit hierdurch jeweils die Ziele des Gesetzes
nicht gefährdet werden und die Begrenzung mit dem
Interesse der Gesamtheit der Stromverbraucher ver-
einbar ist.
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§ 61
Stromkostenintensive Unternehmen

[ Die Bundesregierung wird die Regelung im
weiteren Verfahren nachtragen. ]

§ 64
Stromkostenintensive Unternehmen

(1) Bei einem Unternehmen, das einer Bran-
che nach Anlage 4 zuzuordnen ist, erfolgt die Be-
grenzung nur, soweit es nachweist, dass und in-
wieweit
1. im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr die
nach § 60 Absatz 1 oder § 61 umlagepflichtige
und selbst verbrauchte Strommenge an einer
Abnahmestelle, an der das Unternehmen ei-
ner Branche nach Anlage 4 zuzuordnen ist,
mehr als 1 Gigawattstunde betragen hat,

2. die Stromkostenintensität
a) bei einem Unternehmen, das einer Branche
nach Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen ist,
mindestens den folgenden Wert betragen
hat:
aa) 16 Prozent für die Begrenzung im Ka-

lenderjahr 2015 und
bb) 17 Prozent für die Begrenzung ab dem

Kalenderjahr 2016,
b) bei einem Unternehmen, das einer Branche
nach Liste 2 der Anlage 4 zuzuordnen ist,
mindestens 20 Prozent betragen hat und

3. das Unternehmen ein zertifiziertes Energie-
oder Umweltmanagementsystem oder, sofern
das Unternehmen im letzten abgeschlossenen
Geschäftsjahr weniger als 5 Gigawattstunden
Strom verbraucht hat, ein alternatives System
zur Verbesserung der Energieeffizienz nach § 3
der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverord-
nung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes
des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahrs gel-
tenden Fassung betreibt.
(2) Die EEG-Umlage wird an den Abnahme-

stellen, an denen das Unternehmen einer Branche
nach Anlage 4 zuzuordnen ist, für den Strom, den
das Unternehmen dort im Begrenzungszeitraum
selbst verbraucht, wie folgt begrenzt:
1. Die EEG-Umlage wird für den Stromanteil
bis einschließlich 1 Gigawattstunde nicht be-
grenzt (Selbstbehalt). Dieser Selbstbehalt
muss im Begrenzungsjahr zuerst gezahlt wer-
den.

2. Die EEG-Umlage wird für den Stromanteil
über 1 Gigawattstunde auf 15 Prozent der
nach § 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage
begrenzt.

3. Die Höhe der nach Nummer 2 zu zahlenden



- 66 -

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

EEG-Umlage wird in Summe aller begrenzten
Abnahmestellen des Unternehmens auf höchs-
tens den folgenden Anteil der Bruttowert-
schöpfung begrenzt, die das Unternehmen im
arithmetischen Mittel der letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahre erzielt hat:
a) 0,5 Prozent der Bruttowertschöpfung, so-
fern die Stromkostenintensität des Unter-
nehmens mindestens 20 Prozent betragen
hat, oder

b) 4,0 Prozent der Bruttowertschöpfung, so-
fern die Stromkostenintensität des Unter-
nehmens weniger als 20 Prozent betragen
hat.

4. Die Begrenzung nach den Nummern 2 und 3
erfolgt nur so weit, dass die von dem Unter-
nehmen zu zahlende EEG-Umlage für den
Stromanteil über 1 Gigawattstunde den fol-
genden Wert nicht unterschreitet:
a) 0,05 Cent pro Kilowattstunde an Abnahme-
stellen, an denen das Unternehmen einer
Branche mit der laufenden Nummer 130,
131 oder 132 nach Anlage 4 zuzuordnen ist,
oder

b) 0,1 Cent pro Kilowattstunde an sonstigen
Abnahmestellen;

der Selbstbehalt nach Nummer 1 bleibt unbe-
rührt.
(3) Die Erfüllung der Voraussetzungen nach

Absatz 1 und die Bruttowertschöpfung, die nach
Absatz 2 Nummer 3 für die Begrenzungsent-
scheidung zugrunde gelegt werden muss (Be-
grenzungsgrundlage), sind wie folgt nachzuwei-
sen:
1. für die Voraussetzungen nach Absatz 1
Nummer 1 und 2 und die Begrenzungsgrund-
lage nach Absatz 2 durch
a) die Stromlieferungsverträge und die Strom-
rechnungen für das letzte abgeschlossene
Geschäftsjahr,

b) die Angabe der jeweils in den letzten drei
abgeschlossenen Geschäftsjahren von einem
Elektrizitätsversorgungsunternehmen gelie-
ferten oder selbst erzeugten und selbst ver-
brauchten sowie weitergeleiteten Strom-
mengen und

c) die Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers,
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eines
vereidigten Buchprüfers oder einer Buch-
prüfungsgesellschaft auf Grundlage der ge-
prüften Jahresabschlüsse nach den Vorga-
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ben des Handelsgesetzbuches für die letzten
drei abgeschlossenen Geschäftsjahre; die
Bescheinigung muss die folgenden Angaben
enthalten:
aa) Angaben zum Betriebszweck und zu

der Betriebstätigkeit des Unterneh-
mens,

bb) Angaben zu den Strommengen des Un-
ternehmens, die von Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen geliefert oder
selbst erzeugt und selbst verbraucht
wurden, einschließlich der Angabe, in
welcher Höhe ohne Begrenzung für
diese Strommengen die EEG-Umlage
zu zahlen gewesen wäre, und

cc) sämtliche Bestandteile der Bruttowert-
schöpfung;

auf die Bescheinigung sind die §§ 319 Ab-
satz 2 bis 4, 319b Absatz 1, 320 Absatz 2
und 323 des Handelsgesetzbuchs entspre-
chend anzuwenden; in der Bescheinigung
ist darzulegen, dass die in ihr enthaltenen
Daten mit hinreichender Sicherheit frei von
wesentlichen Falschangaben und Abwei-
chungen sind; bei der Prüfung der Brutto-
wertschöpfung ist eine Wesentlichkeits-
schwelle von fünf Prozent ausreichend,

d) einen Nachweis über die Klassifizierung des
Unternehmens durch die statistischen Äm-
ter der Länder in Anwendung der Klassifi-
kation der Wirtschaftszweige des Statisti-
schen Bundesamtes, Ausgabe 2008,4 und die
Einwilligung des Unternehmens, dass sich
das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle von den statistischen Ämtern
der Länder die Klassifizierung des bei ihnen
registrierten Unternehmens und seiner Be-
triebsstätten übermitteln lassen kann,

2. für die Voraussetzungen nach Absatz 1 Num-
mer 3 durch ein gültiges DIN EN ISO 50001-
Zertifikat, einen gültigen Eintragungs- oder
Verlängerungsbescheid der EMAS-Registrie-
rungsstelle über die Eintragung in das EMAS-
Register oder einen gültigen Nachweis des Be-
triebs eines alternativen Systems zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz; § 4 Absatz 1 bis 3
der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverord-
nung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes
des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahrs gel-

4 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden; auch zu
beziehen über www.destatis.de.
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tenden Fassung ist entsprechend anzuwenden.
(4) Unternehmen, die nach dem 30. Juni des

Vorjahres neu gegründet wurden, können abwei-
chend von Absatz 3 Nummer 1 im ersten Jahr
nach der Neugründung Daten über ein Rumpfge-
schäftsjahr übermitteln, im zweiten Jahr nach
der Neugründung Daten für das erste abgeschlos-
sene Geschäftsjahr und im dritten Jahr nach der
Neugründung Daten für das erste und zweite ab-
geschlossene Geschäftsjahr. Für das erste Jahr
nach der Neugründung ergeht die Begrenzungs-
entscheidung unter Vorbehalt des Widerrufs.
Nach Vollendung des ersten abgeschlossenen Ge-
schäftsjahres erfolgt eine nachträgliche Überprü-
fung der Antragsvoraussetzungen und des Be-
grenzungsumfangs durch das Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle anhand der Da-
ten des abgeschlossenen Geschäftsjahres. Absatz
3 ist im Übrigen entsprechend anzuwenden. Neu
gegründete Unternehmen sind nur solche, die un-
ter Schaffung von im Wesentlichen neuem Be-
triebsvermögen ihre Tätigkeit erstmals aufneh-
men; sie dürfen nicht durch Umwandlung ent-
standen sein. Neu geschaffenes Betriebsvermögen
liegt vor, wenn über das Grund- und Stammkapi-
tal hinaus weitere Vermögensgegenstände des
Anlage- oder Umlaufvermögens erworben, ge-
pachtet oder geleast wurden. Es wird unwiderleg-
lich vermutet, dass der Zeitpunkt der Neugrün-
dung der Zeitpunkt ist, an dem erstmals Strom
zu Produktionszwecken verbraucht wird.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind für selbständige

Teile eines Unternehmens, das einer Branche
nach Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen ist, ent-
sprechend anzuwenden. Ein selbständiger Unter-
nehmensteil liegt nur vor, wenn es sich um einen
Teilbetrieb mit eigenem Standort oder einen vom
übrigen Unternehmen am Standort abgegrenzten
Betrieb mit den wesentlichen Funktionen eines
Unternehmens handelt, der Unternehmensteil je-
derzeit als rechtlich selbständiges Unternehmen
seine Geschäfte führen könnte, seine Erlöse we-
sentlich mit externen Dritten erzielt und über ei-
ne eigene Abnahmestelle verfügt. Für den selb-
ständigen Unternehmensteil sind eine eigene Bi-
lanz und eine eigene Gewinn- und Verlustrech-
nung in entsprechender Anwendung der für alle
Kaufleute geltenden Vorschriften des Handelsge-
setzbuches aufzustellen. Die Bilanz und die Ge-
winn- und Verlustrechnung nach Satz 3 sind in
entsprechender Anwendung der §§ 317 bis 323
des Handelsgesetzbuches zu prüfen.
(6) Im Sinne dieses Paragraphen ist
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1. „Abnahmestelle“ die Summe aller räumlich
und physikalisch zusammenhängenden
elektrischen Einrichtungen einschließlich der
Eigenversorgungsanlagen eines Unterneh-
mens, die sich auf einem in sich abgeschlosse-
nen Betriebsgelände befinden und über einen
oder mehrere Entnahmepunkte mit dem Netz
verbunden sind; sie muss über eigene Strom-
zähler an allen Entnahmepunkten und Ei-
genversorgungsanlagen verfügen,

2. „Bruttowertschöpfung“ die Bruttowertschöp-
fung des Unternehmens zu Faktorkosten nach
der Definition des Statistischen Bundesamtes,
Fachserie 4, Reihe 4.3, Wiesbaden 20075, ohne
Abzug der Personalkosten für Leiharbeitsver-
hältnisse; die durch vorangegangene Begren-
zungsentscheidungen hervorgerufenen Wir-
kungen bleiben bei der Berechnung der Brut-
towertschöpfung außer Betracht, und

3. „Stromkostenintensität“ das Verhältnis der
maßgeblichen Stromkosten einschließlich der
Stromkosten für nach § 61 umlagepflichtige
selbst verbrauchte Strommengen zum arithme-
tischen Mittel der Bruttowertschöpfung in den
letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren
des Unternehmens; hierbei werden die maß-
geblichen Stromkosten berechnet durch die
Multiplikation des arithmetischen Mittels des
Stromverbrauchs des Unternehmens in den
letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren
oder dem standardisierten Stromverbrauch,
der nach Maßgabe einer Rechtsverordnung
nach § 94 Nummer 1 ermittelt wird, mit dem
durchschnittlichen Strompreis für Unterneh-
men mit ähnlichen Stromverbräuchen, der
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach §
94 Nummer 2 zugrunde zu legen ist; die durch
vorangegangene Begrenzungsentscheidungen
hervorgerufenen Wirkungen bleiben bei der
Berechnung der Stromkostenintensität außer
Betracht.
(7) Für die Zuordnung eines Unternehmens

zu den Branchen nach Anlage 4 ist der Zeitpunkt
des Endes des letzten abgeschlossenen Geschäfts-
jahrs maßgeblich.

§ 62
Schienenbahnen

(1) Bei einer Schienenbahn erfolgt die Begren-
zung der EEG-Umlage nur, sofern sie nachweist,
dass und inwieweit im letzten abgeschlossenen Ge-

§ 65
Schienenbahnen

(1) u n v e r ä n d e r t

5 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden; auch zu
beziehen über www.destatis.de.
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schäftsjahr die an der betreffenden Abnahmestelle
selbst verbrauchte Strommenge unmittelbar für den
Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr verbraucht
wurde und unter Ausschluss der rückgespeisten
Energie mindestens 2 Gigawattstunden betrug.
(2) Für eine Schienenbahn wird die EEG-

Umlage für die gesamte Strommenge, die das Un-
ternehmen unmittelbar für den Fahrbetrieb im
Schienenbahnverkehr selbst verbraucht, unter Aus-
schluss der rückgespeisten Energie an der betreffen-
den Abnahmestelle auf 20 Prozent der nach § 57 Ab-
satz 2 ermittelten EEG-Umlage begrenzt.

(2) Für eine Schienenbahn wird die EEG-
Umlage für die gesamte Strommenge, die das Un-
ternehmen unmittelbar für den Fahrbetrieb im
Schienenbahnverkehr selbst verbraucht, unter Aus-
schluss der rückgespeisten Energie an der betreffen-
den Abnahmestelle auf 20 Prozent der nach § 60
Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage begrenzt.

(3) Abnahmestelle im Sinne der Absätze 1 und
2 ist die Summe der Verbrauchsstellen für den Fahr-
betrieb im Schienenbahnverkehr des Unternehmens.
[ § 61 … ] ist entsprechend anzuwenden; es wird
unwiderleglich vermutet, dass der Zeitpunkt der
Neugründung der Zeitpunkt ist, zu dem erstmals
Strom zu Fahrbetriebszwecken verbraucht wird.

(3) Abnahmestelle im Sinne der Absätze 1 und
2 ist die Summe der Verbrauchsstellen für den Fahr-
betrieb im Schienenbahnverkehr des Unternehmens.
§ 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a bis c und
Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden; es wird un-
widerleglich vermutet, dass der Zeitpunkt der Neu-
gründung der Zeitpunkt ist, zu dem erstmals Strom
zu Fahrbetriebszwecken verbraucht wird.

§ 63
Antragsfrist und Entscheidungswirkung

§ 66
Antragstellung und Entscheidungswirkung

(1) Der Antrag nach § 60 in Verbindung mit §
61 oder § 62 einschließlich der Bescheinigungen
nach § 61 Absatz 3 ist jeweils zum 30. Juni eines
Jahres (materielle Ausschlussfrist) für das folgende
Kalenderjahr zu stellen. Abweichend hiervon kann
der Antrag für das Jahr 2015 einmalig bis zum 30.
September 2014 gestellt werden. Dem Antrag müs-
sen die übrigen in den §§ 61 oder 62 genannten Un-
terlagen beigefügt werden. Ab dem Antragsjahr
2015 muss der Antrag elektronisch über das vom
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ein-
gerichtete Portal gestellt werden. Das Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wird ermächtigt,
Ausnahmen von der Pflicht zur elektronischen An-
tragsstellung nach Satz 4 durch Allgemeinverfü-
gung, die im Bundesanzeiger bekannt zu machen ist,
verbindlich festzulegen.

(1) Der Antrag nach § 63 in Verbindung mit §
64 einschließlich der Bescheinigungen nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2
ist jeweils zum 30. Juni eines Jahres (materielle
Ausschlussfrist) für das folgende Kalenderjahr
zu stellen. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden
auf Anträge nach § 63 in Verbindung mit § 65
einschließlich der Bescheinigungen nach § 64 Ab-
satz 3 Nummer 1 Buchstabe c. Einem Antrag
nach den Sätzen 1 und 2 müssen die übrigen in
den §§ 64 oder 65 genannten Unterlagen beigefügt
werden.
(2) Ab dem Antragsjahr 2015 muss der Antrag

elektronisch über das vom Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle eingerichtete Portal gestellt
werden. Das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle wird ermächtigt, Ausnahmen von der
Pflicht zur elektronischen Antragsstellung nach Satz
1 durch Allgemeinverfügung, die im Bundesanzei-
ger bekannt zu machen ist, verbindlich festzulegen.

(2) Neu gegründete Unternehmen im Sinne des
§ 61 Absatz 4 können den Antrag abweichend von
Absatz 1 Satz 1 bis zum 30. September eines Jahres
für das folgende Kalenderjahr stellen. Satz 1 ist für
neu gegründete Schienenbahnen entsprechend an-
zuwenden.

(3) Neu gegründete Unternehmen im Sinne des
§ 64 Absatz 4 können den Antrag abweichend von
Absatz 1 Satz 1 bis zum 30. September eines Jahres
für das folgende Kalenderjahr stellen. Satz 1 ist für
neu gegründete Schienenbahnen entsprechend an-
zuwenden.
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(3) Die Entscheidung ergeht mit Wirkung ge-
genüber der antragstellenden Person, dem Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen und dem regelverant-
wortlichen Übertragungsnetzbetreiber. Sie wirkt je-
weils für das dem Antragsjahr folgende Kalender-
jahr.

(4) u n v e r ä n d e r t

(4) Der Anspruch des an der betreffenden Ab-
nahmestelle regelverantwortlichen Übertragungs-
netzbetreibers auf Zahlung der EEG-Umlage gegen-
über den betreffenden Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen wird nach Maßgabe der Entscheidung des
Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
begrenzt. Die Übertragungsnetzbetreiber haben diese
Begrenzung beim Ausgleich nach § 56 zu berück-
sichtigen. Erfolgt während des Geltungszeitraums
der Entscheidung ein Wechsel des an der betreffen-
den Abnahmestelle regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreibers oder des betreffenden Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmens, muss die begünstigte
Person dies dem Übertragungsnetzbetreiber oder
dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen und dem
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle un-
verzüglich mitteilen.

(5) Der Anspruch des an der betreffenden Ab-
nahmestelle regelverantwortlichen Übertragungs-
netzbetreibers auf Zahlung der EEG-Umlage gegen-
über den betreffenden Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen wird nach Maßgabe der Entscheidung des
Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
begrenzt. Die Übertragungsnetzbetreiber haben diese
Begrenzung beim Ausgleich nach § 58 zu berück-
sichtigen. Erfolgt während des Geltungszeitraums
der Entscheidung ein Wechsel des an der betreffen-
den Abnahmestelle regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreibers oder des betreffenden Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmens, muss die begünstigte
Person dies dem Übertragungsnetzbetreiber oder
dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen und dem
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle un-
verzüglich mitteilen.

§ 67
Umwandlung von Unternehmen

(1) Wurde das antragstellende Unternehmen
in seinen letzten drei abgeschlossenen Geschäfts-
jahren vor der Antragstellung oder in dem da-
nach liegenden Zeitraum bis zum Ende der mate-
riellen Ausschlussfrist umgewandelt, so kann das
antragstellende Unternehmen für den Nachweis
der Anspruchsvoraussetzungen auf die Daten des
Unternehmens vor seiner Umwandlung nur zu-
rückgreifen, wenn die wirtschaftliche und organi-
satorische Einheit dieses Unternehmens nach der
Umwandlung nahezu vollständig in dem antrag-
stellenden Unternehmen erhalten geblieben ist.
Andernfalls ist § 64 Absatz 4 Satz 1 bis 4 entspre-
chend anzuwenden.
(2) Wird das antragstellende oder begünstig-

te Unternehmen umgewandelt, so hat es dies dem
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
(3) Geht durch die Umwandlung eines be-

günstigten Unternehmens dessen wirtschaftliche
und organisatorische Einheit nahezu vollständig
auf ein anderes Unternehmen über, so überträgt
auf Antrag des anderen Unternehmens das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle den
Begrenzungsbescheid auf dieses. Die Pflicht des
antragstellenden Unternehmens zur Zahlung der
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nach § 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage be-
steht nur dann, wenn das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle den Antrag auf
Übertragung des Begrenzungsbescheides ablehnt.
In diesem Fall beginnt die Zahlungspflicht der
nach § 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage mit
demWirksamwerden der Umwandlung.
(4) Die Absätze 1 und 3 sind auf selbständige

Unternehmensteile und auf Schienenbahnen ent-
sprechend anzuwenden.

§ 64
Rücknahme der Entscheidung, Auskunft,

Betretungsrecht
(1) Die Entscheidung nach § 60 ist mit Wirkung

auch für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn
bekannt wird, dass bei ihrer Erteilung die Vorausset-
zungen nach den §§ 61 oder 62 nicht vorlagen.
(2) Zum Zweck der Prüfung der gesetzlichen

Voraussetzungen sind die Bediensteten des Bundes-
amtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und des-
sen Beauftragte befugt, von den für die Begünstigten
handelnden natürlichen Personen für die Prüfung er-
forderliche Auskünfte zu verlangen, innerhalb der
üblichen Geschäftszeiten die geschäftlichen Unter-
lagen einzusehen und zu prüfen sowie Betriebs- und
Geschäftsräume sowie die dazugehörigen Grundstü-
cke der begünstigten Personen während der üblichen
Geschäftszeiten zu betreten. Die für die Begünstig-
ten handelnden natürlichen Personen müssen die
verlangten Auskünfte erteilen und die Unterlagen
zur Einsichtnahme vorlegen. Zur Auskunft Ver-
pflichtete können die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder in
§ 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozess-
ordnung bezeichnete Angehörige der Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen
würde.

§ 68
Rücknahme der Entscheidung, Auskunft,

Betretungsrecht
(1) Die Entscheidung nach § 63 ist mit Wirkung

auch für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn
bekannt wird, dass bei ihrer Erteilung die Vorausset-
zungen nach den §§ 64 oder 65 nicht vorlagen.

(2) u n v e r ä n d e r t

§ 65
Mitwirkungs- und Auskunftspflicht

Unternehmen und Schienenbahnen, die eine Ent-
scheidung nach § 60 beantragen oder erhalten ha-
ben, müssen bei der Evaluierung und Fortschrei-
bung der §§ 60 bis 64 durch das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie und seine Beauftragten
mitwirken und auf Verlangen die erforderlichen
Auskünfte erteilen. Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse müssen gewahrt werden.

§ 69
Mitwirkungs- und Auskunftspflicht

Unternehmen und Schienenbahnen, die eine
Entscheidung nach § 63 beantragen oder erhalten
haben, müssen bei der Evaluierung und Fort-
schreibung der §§ 63 bis 68 durch das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie, das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle o-
der deren Beauftragten mitwirken. Sie müssen
auf Verlangen erteilen
1. Auskunft über sämtliche von ihnen selbst

verbrauchten Strommengen, auch solche, die
nicht von der Begrenzungsentscheidung er-
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fasst sind, um eine Grundlage für die Ent-
wicklung von Effizienzanforderungen zu
schaffen,

2. Auskunft über mögliche und umgesetzte effi-
zienzsteigernde Maßnahmen, insbesondere
Maßnahmen, die durch den Betrieb des
Energie- oder Umweltmanagementsystems
oder eines alternativen Systems zur Verbes-
serung der Energieeffizienz aufgezeigt wur-
den,

3. Auskunft über sämtliche Bestandteile der
Stromkosten des Unternehmens, soweit dies
für die Ermittlung durchschnittlicher Strom-
preise für Unternehmen mit ähnlichen
Stromverbräuchen erforderlich ist, und

4. weitere Auskünfte, die zur Evaluierung und
Fortschreibung der §§ 63 bis 68 erforderlich
sind.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle kann die Art der Auskunftserteilung nach
Satz 2 näher ausgestalten. Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse müssen gewahrt werden.

Teil 5
Transparenz

Teil 5
u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 1
Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten

Abschnitt 1
u n v e r ä n d e r t

§ 66
Grundsatz

Anlagenbetreiber, Netzbetreiber und Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen müssen einander die
für den bundesweiten Ausgleich nach den §§ 54 bis
59 jeweils erforderlichen Daten, insbesondere die in
den §§ 67 bis 70 genannten Daten, unverzüglich zur
Verfügung stellen. § 59 ist entsprechend anzuwen-
den.

§ 70
Grundsatz

Anlagenbetreiber, Netzbetreiber und Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen müssen einander die
für den bundesweiten Ausgleich nach den §§ 56 bis
62 jeweils erforderlichen Daten, insbesondere die in
den §§ 71 bis 74 genannten Daten, unverzüglich zur
Verfügung stellen. § 62 ist entsprechend anzuwen-
den.

§ 67
Anlagenbetreiber

Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber
1. bis zum 28. Februar eines Jahres alle für die

Endabrechnung des Vorjahres erforderlichen
Daten zur Verfügung stellen und

2. bei Biomasseanlagen nach den §§ 42 bis 44
die Art und Menge der Einsatzstoffe sowie
Angaben zu Wärmenutzungen und eingesetz-
ten Technologien nach § 43 Absatz 2 oder
§ 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder zu dem
Anteil eingesetzter Gülle nach § 44 Nummer 3
in der für die Nachweisführung nach § 45 vor-

§ 71
Anlagenbetreiber

Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber
1. u n v e r ä n d e r t

2. bei Biomasseanlagen nach den §§ 44 bis 46
die Art und Menge der Einsatzstoffe sowie
Angaben zu Wärmenutzungen und eingesetz-
ten Technologien nach § 45 Absatz 2 oder
§ 47 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder zu dem
Anteil eingesetzter Gülle nach § 46 Nummer 3
in der für die Nachweisführung nach § 47 vor-
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geschriebenen Weise übermitteln. geschriebenen Weise übermitteln.

§ 68
Netzbetreiber

(1) Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetz-
betreiber sind, müssen ihrem vorgelagerten Übertra-
gungsnetzbetreiber
1. die folgenden Angaben unverzüglich, nachdem
sie verfügbar sind, zusammengefasst übermit-
teln:
a) die tatsächlich geleisteten finanziellen Förde-
rungen für Strom aus erneuerbaren Energien
und aus Grubengas oder für die Bereitstel-
lung installierter Leistung nach den Förder-
bestimmungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der für die jeweilige Anlage an-
zuwendenden Fassung,

b) die von den Anlagenbetreibern erhaltenen
Meldungen nach § 21 Absatz 1, jeweils ge-
sondert für die verschiedenen Veräußerungs-
formen nach § 20 Absatz 1,

c) bei Wechseln in die Veräußerungsform nach
§ 20 Absatz 1 Nummer 4 zusätzlich zu den
Angaben nach Buchstabe b den Energieträ-
ger, aus dem der Strom in der jeweiligen An-
lage erzeugt wird, die installierte Leistung
der Anlage sowie die Dauer, seit der die be-
treffende Anlage diese Veräußerungsform be-
reits nutzt,

d) die Kosten für die Nachrüstung nach § 55
Absatz 2 in Verbindung mit der Systemstabi-
litätsverordnung, die Anzahl der nachgerüste-
ten Anlagen und die von ihnen erhaltenen
Angaben nach § 67 sowie

e) die sonstigen für den bundesweiten Aus-
gleich erforderlichen Angaben,

2. bis zum 31. Mai eines Jahres mittels Formular-
vorlagen, die der Übertragungsnetzbetreiber auf
seiner Internetseite zur Verfügung stellt, in elekt-
ronischer Form die Endabrechnung für das Vor-
jahr sowohl für jede einzelne Anlage als auch
zusammengefasst vorlegen; § 30 Absatz 3 und 4
ist entsprechend anzuwenden; bis zum 31. Mai
eines Jahres ist dem vorgelagerten Übertra-
gungsnetzbetreiber ein Nachweis über die nach
§ 55 Absatz 2 Satz 1 zu ersetzenden Kosten vor-
zulegen; spätere Änderungen der Ansätze sind
dem Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich
mitzuteilen und bei der nächsten Abrechnung zu

§ 72
Netzbetreiber

(1) Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetz-
betreiber sind, müssen ihrem vorgelagerten Übertra-
gungsnetzbetreiber
1. die folgenden Angaben unverzüglich, nach-

dem sie verfügbar sind, zusammengefasst
übermitteln:

a) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) die Kosten für die Nachrüstung nach § 57
Absatz 2 in Verbindung mit der Systemstabi-
litätsverordnung, die Anzahl der nachgerüste-
ten Anlagen und die von ihnen erhaltenen
Angaben nach § 71 sowie

e) u n v e r ä n d e r t

2. bis zum 31. Mai eines Jahres mittels Formular-
vorlagen, die der Übertragungsnetzbetreiber auf
seiner Internetseite zur Verfügung stellt, in elekt-
ronischer Form die Endabrechnung für das Vor-
jahr sowohl für jede einzelne Anlage als auch
zusammengefasst vorlegen; § 32 Absatz 3 und 4
ist entsprechend anzuwenden; bis zum 31. Mai
eines Jahres ist dem vorgelagerten Übertra-
gungsnetzbetreiber ein Nachweis über die nach
§ 57 Absatz 2 Satz 1 zu ersetzenden Kosten vor-
zulegen; spätere Änderungen der Ansätze sind
dem Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich
mitzuteilen und bei der nächsten Abrechnung zu
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berücksichtigen.
(2) Für die Ermittlung der auszugleichenden

Energiemengen und Zahlungen finanzieller Förde-
rungen nach Absatz 1 sind insbesondere erforderlich
1. die Angabe der Spannungsebene, an die die An-
lage angeschlossen ist,

2. die Höhe der vermiedenen Netzentgelte nach
§ 55 Absatz 3,

3. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die
Energiemengen von einem nachgelagerten Netz
abgenommen hat, und

4. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die
Energiemengen nach Nummer 3 an Letztver-
braucher, Netzbetreiber oder Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen abgegeben oder sie selbst
verbraucht hat.

berücksichtigen.
(2) Für die Ermittlung der auszugleichenden

Energiemengen und Zahlungen finanzieller Förde-
rungen nach Absatz 1 sind insbesondere erforderlich
1. u n v e r ä n d e r t

2. die Höhe der vermiedenen Netzentgelte nach
§ 57 Absatz 3,

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

§ 69
Übertragungsnetzbetreiber

(1) Für Übertragungsnetzbetreiber ist § 68 ent-
sprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass die
Angaben und die Endabrechnung nach § 68 Absatz
1 für Anlagen, die unmittelbar oder mittelbar nach §
11 Absatz 2 an ihr Netz angeschlossen sind, unbe-
schadet des § 73 Absatz 4 auf ihrer Internetseite ver-
öffentlicht werden müssen.
(2) Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner

den Elektrizitätsversorgungsunternehmen, für die sie
regelverantwortlich sind, bis zum 31. Juli eines Jah-
res die Endabrechnung für die EEG-Umlage des je-
weiligen Vorjahres vorlegen. § 68 Absatz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.
(3) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen wei-

terhin die Daten für die Berechnung der Marktprä-
mie nach Maßgabe der Anlage 1 Nummer 3 zu die-
sem Gesetz in nicht personenbezogener Form und
den tatsächlichen Jahresmittelwert des Marktwerts
für Strom aus solarer Strahlungsenergie („MWSo-

lar(a)“) veröffentlichen.
(4) Übertragungsnetzbetreiber, die von ihrem

Recht nach § 57 Absatz 3 Satz 3 Gebrauch machen,
müssen alle Netzbetreiber, in deren Netz der Bilanz-
kreis physische Entnahmestellen hat, über die Kün-
digung des Bilanzkreises informieren.

§ 73
Übertragungsnetzbetreiber

(1) Für Übertragungsnetzbetreiber ist § 72 ent-
sprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass die
Angaben und die Endabrechnung nach § 72 Absatz
1 für Anlagen, die unmittelbar oder mittelbar nach
§ 11 Absatz 2 an ihr Netz angeschlossen sind, unbe-
schadet des § 77 Absatz 4 auf ihrer Internetseite ver-
öffentlicht werden müssen.
(2) Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner

den Elektrizitätsversorgungsunternehmen, für die sie
regelverantwortlich sind, bis zum 31. Juli eines Jah-
res die Endabrechnung für die EEG-Umlage des je-
weiligen Vorjahres vorlegen. § 72 Absatz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.
(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Übertragungsnetzbetreiber, die von ihrem
Recht nach § 59 Absatz 3 Satz 3 Gebrauch machen,
müssen alle Netzbetreiber, in deren Netz der Bilanz-
kreis physische Entnahmestellen hat, über die Kün-
digung des Bilanzkreises informieren.

§ 70
Elektrizitätsversorgungsunternehmen

§ 74
Elektrizitätsversorgungsunternehmen
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Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen ih-
rem regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetrei-
ber unverzüglich die an Letztverbraucher gelieferte
Energiemenge elektronisch mitteilen und bis zum
31. Mai die Endabrechnung für das Vorjahr vorle-
gen. Soweit die Belieferung über Bilanzkreise er-
folgt, müssen die Energiemengen bilanzkreisscharf
mitgeteilt werden. Satz 1 ist auf Eigenversorger ent-
sprechend anzuwenden, es sei denn, dass die instal-
lierte Leistung der Eigenerzeugungsanlage 10 Kilo-
watt und die selbst verbrauchte Strommenge 10 Me-
gawattstunden pro Kalenderjahr nicht überschreitet.
Die Übertragungsnetzbetreiber müssen unverzüg-
lich, spätestens jedoch ab dem 1. Januar 2016, bun-
desweit einheitliche Verfahren für die vollständig
automatisierte elektronische Übermittlung der Daten
nach Satz 2 zur Verfügung stellen, die den Vorgaben
des Bundesdatenschutzgesetzes genügen.

Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen ih-
rem regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetrei-
ber unverzüglich die an Letztverbraucher gelieferte
Energiemenge elektronisch mitteilen und bis zum
31. Mai die Endabrechnung für das Vorjahr vorle-
gen. Soweit die Belieferung über Bilanzkreise er-
folgt, müssen die Energiemengen bilanzkreisscharf
mitgeteilt werden. Satz 1 ist auf Eigenversorger ent-
sprechend anzuwenden; ausgenommen sind Strom
aus Bestandsanlagen, für den nach § 61 Absatz 3
und 4 keine Umlagepflicht besteht, und Strom
aus Stromerzeugungsanlagen im Sinne des § 61
Absatz 2 Nummer 4, wenn die installierte Leistung
der Eigenerzeugungsanlage 10 Kilowatt und die
selbst verbrauchte Strommenge 10 Megawattstunden
pro Kalenderjahr nicht überschreitet. Die Übertra-
gungsnetzbetreiber müssen unverzüglich, spätestens
jedoch ab dem 1. Januar 2016, bundesweit einheitli-
che Verfahren für die vollständig automatisierte
elektronische Übermittlung der Daten nach Satz 2
zur Verfügung stellen, die den Vorgaben des Bun-
desdatenschutzgesetzes genügen.

§ 71
Testierung

Die Endabrechnungen der Netzbetreiber nach
§ 68 Absatz 1 Nummer 2 müssen durch einen Wirt-
schaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
einen vereidigten Buchprüfer oder eine Buchprü-
fungsgesellschaft geprüft werden. Im Übrigen kön-
nen die Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen verlangen, dass die Endabrechnungen
nach den §§ 69 und 70 bei Vorlage durch einen
Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, einen vereidigten Buchprüfer oder eine
Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. Bei der
Prüfung sind zu berücksichtigen:
1. die höchstrichterliche Rechtsprechung,
2. die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach
§ 81 und

3. die Entscheidungen der Clearingstelle nach § 77
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5.

Für die Prüfung nach Satz 2 sind die §§ 319 Absatz
2 bis 4, § 319b Absatz 1, § 320 Absatz 2 und § 323
des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.

§ 75
Testierung

Die zusammengefassten Endabrechnungen der
Netzbetreiber nach § 72 Absatz 1 Nummer 2 müssen
durch einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, einen vereidigten Buchprüfer oder
eine Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. Im
Übrigen können die Netzbetreiber und Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen verlangen, dass die Endab-
rechnungen nach den §§ 73 und 74 bei Vorlage
durch einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, einen vereidigten Buchprüfer oder
eine Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. Bei
der Prüfung sind zu berücksichtigen:
1. u n v e r ä n d e r t
2. die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach
§ 85 und

3. die Entscheidungen der Clearingstelle nach § 81
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5.

Für die Prüfungen nach Satz 1 und 2 sind § 319
Absatz 2 bis 4, § 319b Absatz 1, § 320 Absatz 2 und
§ 323 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzu-
wenden.

§ 72
Information der Bundesnetzagentur

(1) Netzbetreiber müssen die Angaben, die sie
nach § 67 von den Anlagenbetreibern erhalten, die
Angaben nach § 68 Absatz 2 Nummer 1 und die

§ 76
Information der Bundesnetzagentur

(1) Netzbetreiber müssen die Angaben, die sie
nach § 71 von den Anlagenbetreibern erhalten, die
Angaben nach § 72 Absatz 2 Nummer 1 und die
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Endabrechnungen nach § 68 Absatz 1 Nummer 2
sowie § 69 Absatz 2 einschließlich der zu ihrer
Überprüfung erforderlichen Daten zum Ablauf der
jeweiligen Fristen der Bundesnetzagentur in elektro-
nischer Form vorlegen; für Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen und Eigenversorger ist Halbsatz 1 hin-
sichtlich der Angaben nach § 70 entsprechend an-
zuwenden.
(2) Soweit die Bundesnetzagentur Formularvor-

lagen bereitstellt, müssen Netzbetreiber, Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen und Anlagenbetreiber
die Daten in dieser Form übermitteln. Die Daten
nach Absatz 1 mit Ausnahme der Strombezugskos-
ten werden dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie von der Bundesnetzagentur für statisti-
sche Zwecke sowie die Evaluation des Gesetzes und
die Berichterstattungen nach den §§ 93 bis 95 zur
Verfügung gestellt.

Endabrechnungen nach § 72 Absatz 1 Nummer 2
sowie § 73 Absatz 2 einschließlich der zu ihrer
Überprüfung erforderlichen Daten zum Ablauf der
jeweiligen Fristen der Bundesnetzagentur in elektro-
nischer Form vorlegen; für Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen und Eigenversorger ist der erste
Halbsatz hinsichtlich der Angaben nach § 74 ent-
sprechend anzuwenden.
(2) Soweit die Bundesnetzagentur Formularvor-

lagen bereitstellt, müssen Netzbetreiber, Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen und Anlagenbetreiber
die Daten in dieser Form übermitteln. Die Daten
nach Absatz 1 mit Ausnahme der Strombezugskos-
ten werden dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie von der Bundesnetzagentur für statisti-
sche Zwecke sowie die Evaluation des Gesetzes und
die Berichterstattungen nach den §§ 97 bis 99 zur
Verfügung gestellt.

§ 73
Information der Öffentlichkeit

(1) Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen müssen auf ihren Internetseiten veröf-
fentlichen
1. die Angaben nach den §§ 66 bis 70 unverzüglich
nach ihrer Übermittlung und

2. einen Bericht über die Ermittlung der von ihnen
nach den §§ 66 bis 70 mitgeteilten Daten unver-
züglich nach dem 30. September eines Jahres.

Sie müssen die Angaben und den Bericht zum Ab-
lauf des Folgejahres vorhalten. § 69 Absatz 1 bleibt
unberührt.
(2) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die

nach § 55 Absatz 1 finanziell geförderten und nach
§ 57 Absatz 1 vermarkteten Strommengen sowie die
Angaben nach § 68 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c
nach Maßgabe der Ausgleichsmechanismusverord-
nung auf einer gemeinsamen Internetseite in nicht
personenbezogener Form veröffentlichen.
(3) Die Angaben und der Bericht müssen eine

sachkundige dritte Person in die Lage versetzen, oh-
ne weitere Informationen die finanziellen Förderun-
gen und die gefördertem Energiemengen vollständig
nachvollziehen zu können.
(4) Angaben, die auf Grund der Rechtsverord-

nung nach § 90 im Internet veröffentlicht werden,
müssen von den Netzbetreibern nicht veröffentlicht
werden.

§ 77
Information der Öffentlichkeit

(1) Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen müssen auf ihren Internetseiten veröf-
fentlichen
1. die Angaben nach den §§ 70 bis 74 unverzüglich
nach ihrer Übermittlung und

2. einen Bericht über die Ermittlung der von ihnen
nach den §§ 70 bis 74 mitgeteilten Daten unver-
züglich nach dem 30. September eines Jahres.

Sie müssen die Angaben und den Bericht zum Ab-
lauf des Folgejahres vorhalten. § 73 Absatz 1 bleibt
unberührt.
(2) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die

nach § 57 Absatz 1 finanziell geförderten und nach
§ 59 Absatz 1 vermarkteten Strommengen sowie die
Angaben nach § 72 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c
nach Maßgabe der Ausgleichsmechanismusverord-
nung auf einer gemeinsamen Internetseite in nicht
personenbezogener Form veröffentlichen.
(3) Die Angaben und der Bericht müssen eine

sachkundige dritte Person in die Lage versetzen, oh-
ne weitere Informationen die finanziellen Förderun-
gen und die geförderten Energiemengen vollständig
nachvollziehen zu können.
(4) Angaben, die auf Grund der Rechtsverord-

nung nach § 93 im Internet veröffentlicht werden,
müssen von den Netzbetreibern nicht veröffentlicht
werden.

Abschnitt 2
Stromkennzeichnung und Doppel-

Abschnitt 2
Stromkennzeichnung und Doppel-
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vermarktungsverbot vermarktungsverbot

§ 74
Stromkennzeichnung entsprechend der EEG-

Umlage

§ 78
Stromkennzeichnung entsprechend der EEG-

Umlage

(1) Elektrizitätsversorgungsunternehmen erhal-
ten im Gegenzug zur Zahlung der EEG-Umlage
nach § 57 Absatz 2 das Recht, Strom als „erneuer-
baren Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz“ zu kennzeichnen. Die Eigenschaft
des Stroms ist gegenüber Letztverbrauchern im
Rahmen der Stromkennzeichnung nach Maßgabe der
Absätze 2 bis 4 und des § 42 des Energiewirt-
schaftsgesetzes ausweisen.

(1) Elektrizitätsversorgungsunternehmen erhalten
im Gegenzug zur Zahlung der EEG-Umlage nach
§ 59 Absatz 2 das Recht, Strom als „Erneuerbare
Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz“ zu kennzeichnen. Die Eigenschaft
des Stroms ist gegenüber Letztverbrauchern im
Rahmen der Stromkennzeichnung nach Maßgabe der
Absätze 2 bis 4 und des § 42 des Energiewirt-
schaftsgesetzes auszuweisen.

(2) Der nach Absatz 1 gegenüber ihren Letzt-
verbrauchern ausgewiesene Anteil berechnet sich in
Prozent, indem die EEG-Umlage, die das Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen tatsächlich für die an
ihre Letztverbraucher gelieferte Strommenge in ei-
nem Jahr gezahlt hat,
1. mit dem EEG-Quotienten nach Absatz 3 mul-
tipliziert wird,

2. danach durch die gesamte in diesem Jahr an
ihre Letztverbraucher gelieferte Strommenge
dividiert wird und

3. anschließend mit Hundert multipliziert wird.
Der nach Absatz 1 ausgewiesene Anteil ist unmit-
telbarer Bestandteil der gelieferten Strommenge und
kann nicht getrennt ausgewiesen oder weiter ver-
marktet werden.
(3) Der EEG-Quotient ist das Verhältnis der

Summe der Strommenge, für die in dem vergange-
nen Kalenderjahr eine finanzielle Förderung nach
§ 19 in Anspruch genommen wurde, zu den gesam-
ten durch die Übertragungsnetzbetreiber erhaltenen
Einnahmen aus der EEG-Umlage für die von den
Elektrizitätsversorgungsunternehmen im vergange-
nen Kalenderjahr gelieferten Strommengen an
Letztverbraucher. Die Übertragungsnetzbetreiber
veröffentlichen auf einer gemeinsamen Internetplatt-
form in einheitlichem Format bis zum 30. September
2011 und in den folgenden Jahren bis zum 31. Juli
den EEG-Quotienten in nicht personenbezogener
Form für das jeweils vorangegangene Kalenderjahr.
(4) Die Anteile der nach § 42 Absatz 1 Num-

mer 1 und Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes
anzugebenden Energieträger sind mit Ausnahme des
Anteils für „Strom aus erneuerbaren Energien, ge-

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) u n v e r ä n d e r t
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fördert nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz“
entsprechend anteilig für den jeweiligen Letztver-
braucher um den nach Absatz 1 auszuweisenden
Prozentsatz zu reduzieren.
(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen wei-

sen gegenüber Letztverbrauchern, deren Pflicht zur
Zahlung der EEG-Umlage nach den §§ 60 bis 64 be-
grenzt ist, zusätzlich zu dem Gesamtenergieträger-
mix einen gesonderten nach den Sätzen 3 und 4 zu
berechnenden „Energieträgermix für nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz privilegierte Unterneh-
men“ aus. In diesem Energieträgermix sind die An-
teile nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes auszuweisen. Der Anteil in Prozent
für „Erneuerbare Energien, gefördert nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz“ berechnet sich abwei-
chend von Absatz 2, indem die EEG-Umlage, die
das Elektrizitätsversorgungsunternehmen tatsächlich
für die in einem Jahr an den jeweiligen Letztver-
braucher gelieferte Strommenge gezahlt hat,
1. mit dem EEG-Quotienten nach Absatz 3 multi-
pliziert wird,

2. danach durch die gesamte an den jeweiligen
Letztverbraucher gelieferte Strommenge divi-
diert wird und

3. anschließend mit Hundert multipliziert wird.
Die Anteile der anderen nach § 42 Absatz 1 Num-
mer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes anzugebenden
Energieträger sind entsprechend anteilig für den je-
weiligen Letztverbraucher um den nach Satz 3 be-
rechneten Prozentsatz zu reduzieren.
(6) Für Eigenversorger, die nach § 58 die EEG-

Umlage zahlen müssen, sind die Absätze 1 bis 5 mit
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass ihr ei-
gener Strom anteilig als „Strom aus erneuerbaren
Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz“ anzusehen ist.

(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen wei-
sen gegenüber Letztverbrauchern, deren Pflicht zur
Zahlung der EEG-Umlage nach den §§ 63 bis 68 be-
grenzt ist, zusätzlich zu dem Gesamtenergieträger-
mix einen gesonderten nach den Sätzen 3 und 4 zu
berechnenden „Energieträgermix für nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz privilegierte Unterneh-
men“ aus. In diesem Energieträgermix sind die An-
teile nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes auszuweisen. Der Anteil in Prozent
für „Erneuerbare Energien, gefördert nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz“ berechnet sich abwei-
chend von Absatz 2, indem die EEG-Umlage, die
das Elektrizitätsversorgungsunternehmen tatsächlich
für die in einem Jahr an den jeweiligen Letztver-
braucher gelieferte Strommenge gezahlt hat,
1. mit dem EEG-Quotienten nach Absatz 3 mul-

tipliziert wird,
2. danach durch die gesamte an den jeweiligen
Letztverbraucher gelieferte Strommenge divi-
diert wird und

3. anschließend mit Hundert multipliziert wird.
Die Anteile der anderen nach § 42 Absatz 1 Num-
mer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes anzugebenden
Energieträger sind entsprechend anteilig für den je-
weiligen Letztverbraucher um den nach Satz 3 be-
rechneten Prozentsatz zu reduzieren.
(6) Für Eigenversorger, die nach § 61 die EEG-

Umlage zahlen müssen, sind die Absätze 1 bis 5 mit
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass ihr ei-
gener Strom anteilig als „Strom aus erneuerbaren
Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz“ anzusehen ist.

§ 75
Herkunftsnachweise

(1) Die zuständige Behörde stellt Anlagenbe-
treibern Herkunftsnachweise für Strom aus erneuer-
baren Energien aus, der nach § 20 Absatz 1 Nummer
2 auf sonstige Weise direkt vermarktet wird. Die zu-
ständige Behörde überträgt und entwertet Her-
kunftsnachweise. Ausstellung, Übertragung und
Entwertung erfolgen elektronisch und nach Maßgabe
der Herkunftsnachweisverordnung. Die Herkunfts-
nachweise müssen vor Missbrauch geschützt sein.
(2) Die zuständige Behörde erkennt auf Antrag

nach Maßgabe der Herkunftsnachweisverordnung
ausländische Herkunftsnachweise für Strom aus er-

§ 79
u n v e r ä n d e r t
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neuerbaren Energien an. Satz 1 ist nur für Her-
kunftsnachweise anzuwenden, die mindestens die
Vorgaben des Artikels 15 Absatz 6 und 9 der Richt-
linie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und
zur Änderung und anschließenden Aufhebung der
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L
140 vom 5.6.2009, S. 16) erfüllen. Strom, für den
ein Herkunftsnachweis nach Satz 1 anerkannt wor-
den ist, gilt als Strom, der nach § 20 Absatz 1 Num-
mer 2 auf sonstige Weise direkt vermarktet wird.
(3) Die zuständige Behörde richtet eine elekt-

ronische Datenbank ein, in der die Ausstellung, An-
erkennung, Übertragung und Entwertung von Her-
kunftsnachweisen registriert werden (Herkunfts-
nachweisregister).
(4) Zuständige Behörde im Sinne der Absätze 1

bis 3 ist das Umweltbundesamt.
(5) Herkunftsnachweise sind keine Finanzin-

strumente im Sinne des § 1 Absatz 11 des Kreditwe-
sengesetzes oder des § 2 Absatz 2b des Wertpapier-
handelsgesetzes.

§ 76
Doppelvermarktungsverbot

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und aus
Grubengas sowie in ein Gasnetz eingespeistes De-
ponie- oder Klärgas und Gas aus Biomasse dürfen
nicht mehrfach verkauft, anderweitig überlassen o-
der entgegen § 54 an eine dritte Person veräußert
werden. Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas darf insbesondere nicht in mehreren Ver-
äußerungsformen nach § 20 Absatz 1 oder mehrfach
in derselben Form nach § 20 Absatz 1 veräußert
werden. Solange Anlagenbetreiber Strom aus ihrer
Anlage in einer Veräußerungsform nach § 20 Absatz
1 veräußern, bestehen keine Ansprüche aus einer
anderen Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1. Die
Vermarktung als Regelenergie ist im Rahmen der
Direktvermarktung nicht als mehrfacher Verkauf
oder anderweitige Überlassung von Strom anzuse-
hen.
(2) Anlagenbetreiber, die eine finanzielle För-

derung nach § 19 für Strom aus erneuerbaren Ener-
gien oder aus Grubengas in Anspruch nehmen, dür-
fen Herkunftsnachweise oder sonstige Nachweise,
die die Herkunft des Stroms belegen, für diesen
Strom nicht weitergeben. Gibt ein Anlagenbetreiber
einen Herkunftsnachweis oder sonstigen Nachweis,
der die Herkunft des Stroms belegt, für Strom aus
erneuerbaren Energien oder aus Grubengas weiter,
darf für diesen Strom keine finanzielle Förderung

§ 80
Doppelvermarktungsverbot

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und aus
Grubengas sowie in ein Gasnetz eingespeistes De-
ponie- oder Klärgas und Gas aus Biomasse dürfen
nicht mehrfach verkauft, anderweitig überlassen o-
der entgegen § 56 an eine dritte Person veräußert
werden. Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas darf insbesondere nicht in mehreren Ver-
äußerungsformen nach § 20 Absatz 1 oder mehrfach
in derselben Form nach § 20 Absatz 1 veräußert
werden. Solange Anlagenbetreiber Strom aus ihrer
Anlage in einer Veräußerungsform nach § 20 Absatz
1 veräußern, bestehen keine Ansprüche aus einer
anderen Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1. Die
Vermarktung als Regelenergie ist im Rahmen der
Direktvermarktung nicht als mehrfacher Verkauf
oder anderweitige Überlassung von Strom anzuse-
hen.
(2) u n v e r ä n d e r t
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nach § 19 in Anspruch genommen werden.
(3) Solange im Rahmen einer gemeinsamen

Projektumsetzung nach dem Projekt-Mechanismen-
Gesetz für die Emissionsminderungen der Anlage
Emissionsreduktionseinheiten erzeugt werden kön-
nen, darf für den Strom aus der betreffenden Anlage
der Anspruch nach § 19 nicht geltend gemacht wer-
den.

(3) u n v e r ä n d e r t

Teil 6
Rechtsschutz und behördliches Verfahren

Teil 6
Rechtsschutz und behördliches Verfahren

§ 77
Clearingstelle

§ 81
Clearingstelle

(1) Zu diesem Gesetz wird eine Clearingstelle
eingerichtet. Der Betrieb erfolgt im Auftrag des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
durch eine juristische Person des Privatrechts.

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die Clearingstelle ist zuständig für Fragen
und Streitigkeiten
1. zur Anwendung der §§ 5, 7 bis 53, 66, 67, 76, 96

und 97 sowie der hierzu auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen,

2. zur Anwendung der Bestimmungen, die den in
Nummer 1 genannten Bestimmungen in einer
vor dem 1. August 2014 geltenden Fassung die-
ses Gesetzes entsprochen haben, und

3. zur Messung des für den Betrieb einer Anlage
gelieferten oder verbrauchten Stroms.

(2) Die Clearingstelle ist zuständig für Fragen
und Streitigkeiten
1. zur Anwendung der §§ 5, 7 bis 55, 70, 71, 80,
100 und 101 sowie der hierzu auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen,

2. zur Anwendung der Bestimmungen, die den in
Nummer 1 genannten Bestimmungen in einer vor
dem 1. August 2014 geltenden Fassung dieses
Gesetzes entsprochen haben,

3. zur Anwendung des § 61, soweit Anlagen be-
troffen sind, und

4. u n v e r ä n d e r t

(3) Die Aufgaben der Clearingstelle sind
1. die Vermeidung von Streitigkeiten und
2. die Beilegung von Streitigkeiten.
Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben müssen die
Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten
und zum Schutz von Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnissen sowie Entscheidungen der Bundesnetz-
agentur nach § 81 beachtet werden. Ferner sollen
die Grundsätze der Richtlinie 2013/11/EU des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai
2013 über alternative Streitbeilegung in Verbrau-
cherangelegenheiten (ABl. L 165 vom 18.6.2013,
S. 63) in entsprechender Anwendung berücksichtigt
werden.

(3) Die Aufgaben der Clearingstelle sind
1. die Vermeidung von Streitigkeiten und
2. die Beilegung von Streitigkeiten.
Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben müssen die
Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten
und zum Schutz von Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnissen sowie Entscheidungen der Bundesnetza-
gentur nach § 85 beachtet werden. Ferner sollen die
Grundsätze der Richtlinie 2013/11/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013
über alternative Streitbeilegung in Verbraucherange-
legenheiten (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 63) in
entsprechender Anwendung berücksichtigt werden.
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(4) Die Clearingstelle kann zur Vermeidung
oder Beilegung von Streitigkeiten zwischen Verfah-
rensparteien
1. Verfahren zwischen den Verfahrensparteien auf
ihren gemeinsamen Antrag durchführen; § 204
Absatz 1 Nummer 11 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs ist entsprechend anzuwenden; die Verfah-
ren können auch als schiedsgerichtliches Verfah-
ren im Sinne des Zehnten Buchs der Zivilpro-
zessordnung durchgeführt werden, wenn die Par-
teien eine Schiedsvereinbarung getroffen haben,
oder

2. Stellungnahmen für ordentliche Gerichte, bei
denen diese Streitigkeiten rechtshängig sind, auf
deren Ersuchen abgeben.

Verfahrensparteien können Anlagenbetreiber, Di-
rektvermarktungsunternehmer und Netzbetreiber
sein. Ihr Recht, die ordentlichen Gerichte anzurufen,
bleibt unberührt.
(5) Die Clearingstelle kann zur Vermeidung

von Streitigkeiten ferner Verfahren zur Klärung von
Fragen über den Einzelfall hinaus durchführen, so-
fern dies mindestens ein Anlagenbetreiber, ein Di-
rektvermarktungsunternehmer, ein Netzbetreiber o-
der ein Verband beantragt und ein öffentliches Inte-
resse an der Klärung dieser Fragen besteht. Verbän-
de, deren satzungsgemäßer Aufgabenbereich von der
Frage betroffen ist, sind zu beteiligen.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den
Absätzen 3 bis 5 erfolgt nach Maßgabe der Verfah-
rensordnung, die sich die Clearingstelle selbst gibt;
diese Verfahrensordnung muss auch Regelungen da-
zu enthalten, wie ein Schiedsverfahren durch die
Clearingstelle durchgeführt wird. Erlass und Ände-
rungen der Verfahrensordnung bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie. Die Aufgaben müssen vorrangig
und beschleunigt durchgeführt werden. Die Wahr-
nehmung der Aufgaben steht jeweils unter dem Vor-
behalt der vorherigen Zustimmung der Verfahrens-
parteien zu der Verfahrensordnung. Sie ist keine
Rechtsdienstleistung im Sinne des § 2 Absatz 1 des
Rechtsdienstleistungsgesetzes. Eine Haftung der Be-
treiberin der Clearingstelle für Vermögensschäden,
die aus der Wahrnehmung der Aufgaben entstehen,
wird ausgeschlossen; dies gilt nicht für Vorsatz.

(6) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den
Absätzen 3 bis 5 erfolgt nach Maßgabe der Verfah-
rensordnung, die sich die Clearingstelle selbst gibt.
Die Verfahrensordnung muss auch Regelungen
dazu enthalten, wie ein schiedsgerichtliches Ver-
fahren durch die Clearingstelle durchgeführt
wird. Erlass und Änderungen der Verfahrens-
ordnung bedürfen der vorherigen Zustimmung
des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie. Die Wahrnehmung der Aufgaben nach
den Absätzen 3 bis 5 steht jeweils unter dem
Vorbehalt der vorherigen Zustimmung der Ver-
fahrensparteien zu der Verfahrensordnung.
(7) Die Clearingstelle muss die Aufgaben

nach den Absätzen 3 bis 5 vorrangig und be-
schleunigt durchführen. Sie kann den Verfahren-
sparteien Fristen setzen und Verfahren bei nicht
ausreichender Mitwirkung der Verfahrenspartei-
en einstellen.
(8) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach

den Absätzen 3 bis 5 ist keine Rechtsdienstleis-
tung im Sinne des § 2 Absatz 1 des Rechtsdienst-
leistungsgesetzes. Eine Haftung der Betreiberin
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der Clearingstelle für Vermögensschäden, die aus
der Wahrnehmung der Aufgaben entstehen, wird
ausgeschlossen; dies gilt nicht für Vorsatz.

(7) Die Clearingstelle muss jährlich einen Tä-
tigkeitsbericht über die Wahrnehmung der Aufgaben
nach den Absätzen 3 bis 5 auf ihrer Internetseite in
nicht personenbezogener Form veröffentlichen.

(9) u n v e r ä n d e r t

(8) Die Clearingstelle kann nach Maßgabe ihrer
Verfahrensordnung Entgelte zur Deckung des Auf-
wands für Handlungen nach Absatz 4 von den Ver-
fahrensparteien erheben. Verfahren nach Absatz 5
sind unentgeltlich durchzuführen. Für sonstige
Handlungen, die im Zusammenhang mit den Aufga-
ben nach den Absätzen 3 bis 5 stehen, kann die
Clearingstelle zur Deckung des Aufwands Entgelte
erheben.

(10) u n v e r ä n d e r t

§ 78
Verbraucherschutz

Die §§ 8 bis 14 des Gesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb gelten für Verstöße gegen die §§ 19
bis 53 entsprechend.

§ 82
Verbraucherschutz

Die §§ 8 bis 14 des Gesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb gelten für Verstöße gegen die §§ 19
bis 55 entsprechend

§ 79
Einstweiliger Rechtsschutz

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers kann das
für die Hauptsache zuständige Gericht bereits vor
Errichtung der Anlage unter Berücksichtigung der
Umstände des Einzelfalles durch einstweilige Ver-
fügung regeln, dass der Schuldner der in den §§ 8,
11, 12, 19 und 50 bezeichneten Ansprüche Auskunft
erteilen, die Anlage vorläufig anschließen, sein Netz
unverzüglich optimieren, verstärken oder ausbauen,
den Strom abnehmen und einen als billig und ge-
recht zu erachtenden Betrag als Abschlagszahlung
für die finanzielle Förderung leisten muss.
(2) Die einstweilige Verfügung kann erlassen

werden, auch wenn die in den §§ 935 und 940 der
Zivilprozessordnung bezeichneten Voraussetzungen
nicht vorliegen.

§ 83
Einstweiliger Rechtsschutz

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers kann das
für die Hauptsache zuständige Gericht bereits vor
Errichtung der Anlage unter Berücksichtigung der
Umstände des Einzelfalles durch einstweilige Ver-
fügung regeln, dass der Schuldner der in den §§ 8,
11, 12, 19 und 52 bezeichneten Ansprüche Auskunft
erteilen, die Anlage vorläufig anschließen, sein Netz
unverzüglich optimieren, verstärken oder ausbauen,
den Strom abnehmen und einen als billig und ge-
recht zu erachtenden Betrag als Abschlagszahlung
für die finanzielle Förderung leisten muss.
(2) u n v e r ä n d e r t

§ 80
Nutzung von Seewasserstraßen

Solange Anlagenbetreiber eine finanzielle Förde-
rung nach § 19 in Anspruch nehmen, können sie die
deutsche ausschließliche Wirtschaftszone oder das
Küstenmeer unentgeltlich für den Betrieb der Anla-
gen nutzen.

§ 84
u n v e r ä n d e r t
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§ 81
Aufgaben der Bundesnetzagentur

(1) Die Bundesnetzagentur hat vorbehaltlich
weiterer Aufgaben, die ihr in Rechtsverordnungen
auf Grund dieses Gesetzes übertragen werden, die
Aufgabe, zu überwachen, dass
1. die Netzbetreiber nur Anlagen nach § 14 regeln,
zu deren Regelung sie berechtigt sind,

2. die Übertragungsnetzbetreiber den nach den
§§ 19 und 55 finanziell geförderten Strom nach
§ 57 Absatz 1 in Verbindung mit der Aus-
gleichsmechanismusverordnung vermarkten, die
EEG-Umlage ordnungsgemäß ermitteln, festle-
gen, veröffentlichen und den Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen berechnen und dass insbe-
sondere den Übertragungsnetzbetreibern nur die
finanzielle Förderung nach den §§ 19 bis 53 be-
rechnet wird und hierbei die Saldierungen nach
§ 55 Absatz 4 berücksichtigt worden sind,

3. die Daten nach § 72 übermittelt sowie nach § 73
veröffentlicht werden,

4. die Kennzeichnung des nach diesem Gesetz ge-
förderten Stroms nur nach Maßgabe des § 74 er-
folgt.
(2) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach

Absatz 1 Nummer 2 können bei begründetem Ver-
dacht bei Anlagenbetreibern, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen und Netzbetreibern Kontrollen
durchgeführt werden. Das Recht von Anlagenbetrei-
bern oder Netzbetreibern, die ordentlichen Gerichte
anzurufen oder ein Verfahren vor der Clearingstelle
nach § 77 Absatz 4 einzuleiten, bleibt unberührt.

§ 85
Aufgaben der Bundesnetzagentur

(1) Die Bundesnetzagentur hat vorbehaltlich
weiterer Aufgaben, die ihr in Rechtsverordnungen
auf Grund dieses Gesetzes übertragen werden, die
Aufgabe, zu überwachen, dass
1. die Netzbetreiber nur Anlagen nach § 14 regeln,
zu deren Regelung sie berechtigt sind,

2. die Übertragungsnetzbetreiber den nach den
§§ 19 und 57 finanziell geförderten Strom nach
§ 59 Absatz 1 in Verbindung mit der Aus-
gleichsmechanismusverordnung vermarkten, die
EEG-Umlage ordnungsgemäß ermitteln, festle-
gen, veröffentlichen und den Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen berechnen und dass insbe-
sondere den Übertragungsnetzbetreibern nur die
finanzielle Förderung nach den §§ 19 bis 55 be-
rechnet wird und hierbei die Saldierungen nach
§ 57 Absatz 4 berücksichtigt worden sind,

3. die Daten nach § 76 übermittelt sowie nach § 77
veröffentlicht werden,

4. die Kennzeichnung des nach diesem Gesetz ge-
förderten Stroms nur nach Maßgabe des § 78 er-
folgt.
(2) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach

Absatz 1 Nummer 2 können bei begründetem Ver-
dacht bei Anlagenbetreibern, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen und Netzbetreibern Kontrollen
durchgeführt werden. Das Recht von Anlagenbetrei-
bern oder Netzbetreibern, die ordentlichen Gerichte
anzurufen oder ein Verfahren vor der Clearingstelle
nach § 81 Absatz 4 einzuleiten, bleibt unberührt

(3) Die Bundesnetzagentur kann unter Berück-
sichtigung des Zwecks und Ziels nach § 1 Festle-
gungen nach § 29 Absatz 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes treffen
1. zu den technischen Einrichtungen nach § 9 Ab-
satz 1 und 2, insbesondere zu den Datenforma-
ten,

2. im Anwendungsbereich des § 14 dazu,
a) in welcher Reihenfolge die verschiedenen
von einer Maßnahme nach § 14 betroffenen
Anlagen und KWK-Anlagen geregelt wer-
den,

b) nach welchen Kriterien der Netzbetreiber
über diese Reihenfolge entscheiden muss,

c) welche Stromerzeugungsanlagen nach § 14
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch bei Anwen-
dung des Einspeisemanagements am Netz

(3) Die Bundesnetzagentur kann unter Berück-
sichtigung des Zwecks und Ziels nach § 1 Festle-
gungen nach § 29 Absatz 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes treffen
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t
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bleiben müssen, um die Sicherheit und Zu-
verlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems zu gewährleisten,

3. zur Abwicklung von Wechseln nach § 21 Ab-
satz 3 und 4, insbesondere zu Verfahren, Fris-
ten und Datenformaten, und

4. zur Berücksichtigung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie, der selbst verbraucht wird,
bei den Veröffentlichungspflichten nach § 69
und bei der Berechnung des Monatsmarkt-
werts von Strom aus solarer Strahlungsenergie
nach Anlage 1 Nummer 2.2.4 zu diesem Ge-
setz, jeweils insbesondere zu Berechnung oder
Abschätzung der Strommengen.

3. zur Abwicklung von Wechseln nach § 21, insbe-
sondere zu Verfahren, Fristen und Datenforma-
ten,

4. zum Nachweis der Fernsteuerbarkeit nach
§ 36, insbesondere zu Verfahren, Fristen und
Datenformaten, und

5. zur Berücksichtigung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie, der selbst verbraucht wird,
bei den Veröffentlichungspflichten nach § 73
und bei der Berechnung des Monatsmarktwerts
von Strom aus solarer Strahlungsenergie nach
Anlage 1 Nummer 2.2.4 zu diesem Gesetz, je-
weils insbesondere zu Berechnung oder Ab-
schätzung der Strommengen.

(4) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der
Bundesetzagentur nach diesem Gesetz und den auf
Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverord-
nungen sind die Bestimmungen des Teils 8 des
Energiewirtschaftsgesetzes mit Ausnahme der §§ 69
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 10, der §§ 91, 92 und 95
bis 101 sowie des Abschnitts 6 entsprechend anzu-
wenden.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Die Entscheidungen der Bundesnetzagentur
nach Absatz 4 werden von den Beschlusskammern
getroffen; § 59 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 und
3 sowie § 60 des Energiewirtschaftsgesetzes sind
entsprechend anzuwenden.

(5) Die Entscheidungen der Bundesnetzagentur
nach Absatz 4 werden von den Beschlusskammern
getroffen. Satz 1 gilt nicht für Entscheidungen im
Zusammenhang mit der Ausschreibung von fi-
nanziellen Förderungen nach § 55 und der Ver-
ordnung auf Grund von § 88. § 59 Absatz 1 Satz 2
und 3, Absatz 2 und 3 sowie § 60 des Energiewirt-
schaftsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.

§ 82
Bußgeldvorschriften

§ 86
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. entgegen § 76 Absatz 1 Satz 1 Strom oder Gas
verkauft, überlässt oder veräußert,

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 81 Absatz
4 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 oder Absatz 2
oder § 69 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes zuwiderhandelt
oder

3. einer Rechtsverordnung

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. entgegen § 80 Absatz 1 Satz 1 Strom oder Gas
verkauft, überlässt oder veräußert,

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 69
Satz 2 zuwiderhandelt,

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 85 Ab-
satz 4 in Verbindung mit § 65 Absatz 1 oder
Absatz 2 oder § 69 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz
8 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zuwi-
derhandelt oder

4. einer Rechtverordnung
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a) nach § 87 Nummer 3,
b) nach § 89 Nummer 1,
c) nach § 89 Nummer 3 oder Nummer 4,
d) nach § 90 Nummer 1, 4 oder Nummer 9
oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund
einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt,
soweit die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist.

a) nach § 90 Nummer 3,
b) nach § 92 Nummer 1,
c) nach § 92 Nummer 3 oder Nummer 4,
d) nach § 93 Nummer 1, 4 oder Nummer 9
oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund
einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen
des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe a, c und d mit
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zwei-
hunderttausend Euro geahndet werden.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen
des Absatzes 1 Nummer 4 Buchstabe a, c und d mit
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zwei-
hunderttausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist
1. die Bundesnetzagentur in den Fällen des Ab-

satzes 1 Nummer 1, 2 oder Nummer 3 Buch-
stabe d,

2. die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung in den Fällen des Absatzes 1 Nummer
3 Buchstabe a und

3. das Umweltbundesamt in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nummer 3 Buchstabe b oder Buchsta-
be c.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist
1. die Bundesnetzagentur in den Fällen des Ab-

satzes 1 Nummer 1, Nummer 3 oder Num-
mer 4 Buchstabe d,

2. das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle in den Fällen des Absatzes 1
Nummer 2,

3. die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung in den Fällen des Absatzes 1 Nummer
4 Buchstabe a und

4. das Umweltbundesamt in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nummer 4 Buchstabe b oder Buchsta-
be c.

§ 83
Fachaufsicht

Soweit Bundesbehörden Aufgaben nach diesem
Gesetz wahrnehmen, unterliegen sie der Fachauf-
sicht des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie. Dies gilt nicht für die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung.

entfällt

§ 84
Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz
und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsver-
ordnungen sowie für die Nutzung des Herkunfts-
nachweisregisters und des Anlagenregisters werden
Gebühren und Auslagen erhoben. Hinsichtlich der
Gebührenerhebung für Amtshandlungen nach Satz 1
ist das Verwaltungskostengesetz vom 23.Juni 1970
(BGBl. I S. 821) in der am 14. August 2013 gelten-
den Fassung anzuwenden. Für die Nutzung des Her-

§ 87
Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz
und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsver-
ordnungen sowie für die Nutzung des Herkunfts-
nachweisregisters und des Anlagenregisters werden
Gebühren und Auslagen erhoben; hierbei kann
auch der Verwaltungsaufwand berücksichtigt
werden, der jeweils bei der Fachaufsichtsbehörde
entsteht. Hinsichtlich der Gebührenerhebung für
Amtshandlungen nach Satz 1 ist das Verwaltungs-
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kunftsnachweisregisters und des Anlagenregisters
sind die die Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3
des Verwaltungskostengesetzes in der am 14. Au-
gust 2013 geltenden Fassung entsprechend anzu-
wenden.

(2) Die gebührenpflichtigen Tatbestände und
die Gebührensätze sind durch Rechtsverordnung oh-
ne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen. Da-
bei können feste Sätze, auch in Form von Zeitgebüh-
ren, oder Rahmensätze vorgesehen und die Erstat-
tung von Auslagen auch abweichend vom Verwal-
tungskostengesetz geregelt werden. Zum Erlass der
Rechtsverordnungen ist das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie ermächtigt. Es kann diese
Ermächtigung durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates auf eine Bundesoberbe-
hörde übertragen, soweit diese Aufgaben auf Grund
dieses Gesetzes oder einer Rechtsverordnung nach
den §§ 85, 88, 89 oder 90 wahrnimmt. Abweichend
von Satz 3 ist das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen, dem Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie und dem Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit zum Erlass der Rechtsverordnung für
Amtshandlungen der Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung im Zusammenhang mit der
Anerkennung von Systemen oder mit der Anerken-
nung und Überwachung einer unabhängigen Kon-
trollstelle nach der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung ermächtigt.

kostengesetz vom 23.Juni 1970 (BGBl. I S. 821) in
der am 14. August 2013 geltenden Fassung anzu-
wenden. Für die Nutzung des Herkunftsnachweisre-
gisters und des Anlagenregisters sind die Bestim-
mungen der Abschnitte 2 und 3 des Verwaltungskos-
tengesetzes in der am 14. August 2013 geltenden
Fassung entsprechend anzuwenden.
(2) Die gebührenpflichtigen Tatbestände und

die Gebührensätze sind durch Rechtsverordnung oh-
ne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen. Da-
bei können feste Sätze, auch in Form von Zeitgebüh-
ren, oder Rahmensätze vorgesehen und die Erstat-
tung von Auslagen auch abweichend vom Verwal-
tungskostengesetz geregelt werden. Zum Erlass der
Rechtsverordnungen ist das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie ermächtigt. Es kann diese
Ermächtigung durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates auf eine Bundesoberbe-
hörde übertragen, soweit diese Aufgaben auf Grund
dieses Gesetzes oder einer Rechtsverordnung nach
den § 88, § 90, § 92 oder § 93 wahrnimmt. Abwei-
chend von Satz 3 ist das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen, dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie und dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit zum Erlass der Rechtsverord-
nung für Amtshandlungen der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung im Zusammenhang
mit der Anerkennung von Systemen oder mit der
Anerkennung und Überwachung einer unabhängigen
Kontrollstelle nach der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung ermächtigt.

Teil 7
Verordnungsermächtigungen, Berichte,

Übergangsbestimmungen

Teil 7
Verordnungsermächtigungen, Berichte, Über-

gangsbestimmungen

Abschnitt 1
Verordnungsermächtigungen

Abschnitt 1
Verordnungsermächtigungen

§ 85
Verordnungsermächtigung zur Ausschreibung

der Förderung für Freiflächenanlagen
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 53 Rege-
lungen vorzusehen
1. zu Verfahren und Inhalt der Ausschreibungen,
insbesondere
a) zur kalenderjährlich insgesamt auszuschrei-
benden zu installierenden Leistung in Mega-
watt oder elektrischer Arbeit in Megawatt-

§ 88
Verordnungsermächtigung zur Ausschreibung

der Förderung für Freiflächenanlagen
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 55 Rege-
lungen vorzusehen
1. zu Verfahren und Inhalt der Ausschreibungen,

insbesondere
a) u n v e r ä n d e r t
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stunden,
b) zur Aufteilung der jährlichen Ausschrei-
bungsmenge in Teilmengen und zu der Be-
stimmung von Mindest- und Maximalgrößen
von Teillosen,

c) zur Festlegung von Mindest- und Höchstbe-
trägen für die finanzielle Förderung für elekt-
rische Arbeit oder für die Bereitstellung in-
stallierter Leistung,

d) zu der Preisbildung, der Anzahl der Bieter-
runden und dem Ablauf der Ausschreibun-
gen,

e) abweichend von § 49 oder § 53 Absatz 2
Nummer 2 Flächen zu bestimmen, auf denen
Anlagen errichtet werden können,

2. zu weiteren Voraussetzungen nach § 53 Absatz 2
Nummer 4, insbesondere
a) die Anlagengröße zu begrenzen und abwei-
chend von § 30 Absatz 1 und 2 die Zusam-
menfassung von Anlagen zu regeln,

b) Anforderungen zu stellen, die der Netz- oder
Systemintegration der Anlagen dienen,

c) abweichende Regelungen zu den §§ 19 bis 37
und 53 Absatz 2 Nummer 2 zu treffen,

3. zu den Anforderungen für die Teilnahme an den
Ausschreibungen, insbesondere
a) Mindestanforderungen an die Eignung der
Teilnehmer zu stellen,

b) Anforderungen an den Planungs- und Ge-
nehmigungsstand der Projekte zu stellen,

c) Anforderungen zu der Art, der Form und dem
Inhalt von Sicherheiten zu stellen, die von al-
len Teilnehmern an Ausschreibungen oder
nur im Fall der Zuschlagserteilung zu leisten
sind, um eine Inbetriebnahme und den Be-
trieb der Anlage sicherzustellen, und die ent-
sprechenden Regelungen zur teilweisen oder
vollständigen Zurückzahlung dieser Sicher-
heiten,

d) festzulegen, wie Teilnehmer an den Aus-
schreibungen die Einhaltung der Anforderun-
gen nach den Buchstaben a bis c nachweisen
müssen,

4. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Zu-
schlagserteilung im Rahmen einer Ausschrei-
bung und zu den Kriterien für die Zuschlagser-
teilung,

5. zu der Art, der Form und dem Inhalt der durch
einen Zuschlag vergebenen finanziellen Förde-

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t ,

d) u n v e r ä n d e r t

e) abweichend von § 51 oder § 55 Absatz 2
Nummer 2 Flächen zu bestimmen, auf denen
Anlagen errichtet werden können,

2. zu weiteren Voraussetzungen nach § 55 Absatz 2
Nummer 4, insbesondere
a) die Anlagengröße zu begrenzen und abwei-

chend von § 32 Absatz 1 und 2 die Zusam-
menfassung von Anlagen zu regeln,

b) u n v e r ä n d e r t

c) abweichende Regelungen zu den §§ 19 bis 39
und 55 Absatz 2 Nummer 2 zu treffen,

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. zu der Art, der Form und dem Inhalt der durch
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rung, insbesondere zu regeln, dass
a) die finanzielle Förderung für elektrische Ar-
beit pro Kilowattstunde, für die Bereitstel-
lung installierter Leistung in Euro pro Kilo-
watt oder für eine Kombination beider Vari-
anten auch abweichend von den Bestimmun-
gen in den §§ 19 bis 37 zu zahlen ist,

b) eine durch Zuschlag erteilte Förderberechti-
gung unabhängig von Rechtsschutzverfahren
Dritter gegen das Ausschreibungsverfahren
oder die Zuschlagserteilung bestehen bleibt,

6. zu einem Aufwendungsersatz für die Erstellung
von nicht bezuschlagten Geboten,

7. zu Anforderungen, die den Betrieb der Anlagen
sicherstellen sollen, insbesondere wenn eine An-
lage nicht oder verspätet in Betrieb genommen
worden ist oder nicht in einem ausreichendem
Umfang betrieben wird,
a) eine Pflicht zu einer Geldzahlung vorzusehen
und deren Höhe und die Voraussetzungen für
die Zahlungspflicht zu regeln,

b) Kriterien für einen Ausschluss von Bietern
bei künftigen Ausschreibungen zu regeln und

c) die Möglichkeit vorzusehen, die im Rahmen
der Ausschreibungen vergebenen Förderbe-
rechtigungen nach Ablauf einer bestimmten
Frist zu entziehen oder zu ändern und danach
erneut zu vergeben, oder die Dauer oder Hö-
he des Förderanspruchs nach Ablauf einer
bestimmten Frist zu ändern,

8. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Veröf-
fentlichungen der Bekanntmachung von Aus-
schreibungen, der Ausschreibungsergebnisse und
der erforderlichen Mitteilungen an die Netzbe-
treiber,

9. zur Übertragbarkeit von Förderberechtigungen
vor der Inbetriebnahme der Anlage und ihrer
verbindlichen Zuordnung zu einer Anlage, ins-
besondere
a) zu den zu beachtenden Frist- und Formerfor-
dernissen und Mitteilungspflichten,

b) zu dem Kreis der berechtigten Personen und
den an diese zu stellenden Anforderungen,

10. zu den nach den Nummern 1 bis 9 zu übermit-
telnden Informationen und dem Schutz der in
diesem Zusammenhang übermittelten personen-
bezogenen Daten.
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des

einen Zuschlag vergebenen finanziellen Förde-
rung, insbesondere zu regeln, dass
a) die finanzielle Förderung für elektrische Ar-

beit pro Kilowattstunde, für die Bereitstel-
lung installierter Leistung in Euro pro Kilo-
watt oder für eine Kombination beider Vari-
anten auch abweichend von den Bestim-
mungen in den §§ 19 bis 39 zu zahlen ist,

b) u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

7. u n v e r ä n d e r t

8. u n v e r ä n d e r t

9. u n v e r ä n d e r t

10. u n v e r ä n d e r t

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
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Bundesrates im Anwendungsbereich des § 53 und in
Abweichung von dem in § 4 geregelten räumlichen
Geltungsbereich dieses Gesetzes für Strom aus Frei-
flächenanlagen, die in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union errichtet worden sind,

1. zu regeln, dass ein Anspruch auf finanzielle
Förderung nach diesem Gesetz besteht, wenn
a) der Anlagenbetreiber über eine Förderbe-

rechtigung verfügt, die im Rahmen einer
Ausschreibung durch Zuschlag erteilt wor-
den ist,

b) ab der Inbetriebnahme der Anlage der ge-
samte während der Förderdauer in der An-
lage erzeugte Strom nicht selbst verbraucht
wird,

c) sichergestellt ist, dass die tatsächliche
Auswirkung des in der Anlage erzeugten
Stroms auf das deutsche Stromnetz oder auf
den deutschen Strommarkt vergleichbar ist
zu der Auswirkung, die der Strom bei einer
Einspeisung im Bundesgebiet hätte,

d) mit dem Mitgliedstaat der Europäischen
Union, in dem die Anlage errichtet werden
soll, ein völkerrechtlicher Vertrag oder ein
entsprechendes Verwaltungsabkommen ab-
geschlossen worden ist, in dem die weiteren
Voraussetzungen für den Anspruch auf die
finanzielle Förderung, das Verfahren sowie
der Inhalt und der Umfang der finanziellen
Förderung mit dem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union geregelt worden sind, und
dieser völkerrechtliche Vertrag oder dieses
Verwaltungsabkommen dem Prinzip der
gegenseitigen Kooperation bei der Förde-
rung, dem Ausschluss der Doppelförderung
sowie einer angemessenen Kosten- und
Nutzenverteilung zwischen Deutschland
und dem anderen Mitgliedstaat Rechnung
trägt,

e) die weiteren Voraussetzungen nach diesem
Gesetz oder der Rechtsverordnung nach
Absatz 1 mit Ausnahme der Voraussetzun-
gen nach § 49 Absatz 1 erfüllt sind, soweit
auf der Grundlage der Nummer 2 bis 5 kei-
ne abweichenden Regelungen in der
Rechtsverordnung getroffen worden sind,

2. entsprechende Regelungen nach Absatz 1
Nummer 1 bis 10 zu treffen, insbesondere
a) abweichend von der in § 32 und § 33

Nummer 3 geregelten Voraussetzung der
tatsächlichen Einspeisung in das Netz im
Bundesgebiet Regelungen zu treffen, die
sicherstellen, dass auch ohne eine Ein-

Bundesrates im Anwendungsbereich des § 55 und in
Abweichung von dem Geltungsbereich dieses Ge-
setzes für Strom aus Freiflächenanlagen, die in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
errichtet worden sind, zur Umsetzung des § 2 Ab-
satz 6
1. zu regeln, dass ein Anspruch auf finanzielle För-
derung nach diesem Gesetz besteht, wenn
a) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t

e) die weiteren Voraussetzungen nach diesem
Gesetz oder der Rechtsverordnung nach
Absatz 1 mit Ausnahme der Voraussetzun-
gen nach § 51 Absatz 1 erfüllt sind, soweit
auf der Grundlage der Nummer 2 bis 5 kei-
ne abweichenden Regelungen in der
Rechtsverordnung getroffen worden sind,

2. entsprechende Regelungen nach Absatz 1 Num-
mer 1 bis 10 zu treffen, insbesondere
a) abweichend von der in den §§ 19, 34, 35

Nummer 3, 37 bis 39 geregelten Voraus-
setzung der tatsächlichen Einspeisung in
das Netz im Bundesgebiet Regelungen zu
treffen, die sicherstellen, dass auch ohne
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speisung in dieses Netz die geförderte
Strommenge einen mit der Einspeisung
im Bundesgebiet vergleichbaren tatsächli-
chen Effekt auf das deutsche Stromnetz
oder auf den deutschen Strommarkt hat,
sowie die Voraussetzungen und das Ver-
fahren für den Nachweis,

b) Regelungen zu dem betroffenen An-
spruchsgegner, der zur Zahlung der finan-
ziellen Förderung verpflichtet ist, die Er-
stattung der entsprechenden Kosten und
die Voraussetzungen des Anspruchs auf
finanzielle Förderung in Abweichung von
den §§ 19, 23 und 24, vorzusehen,

c) Regelungen zum Umfang der finanziellen
Förderung und zur anteiligen finanziellen
Förderung des erzeugten Stroms durch
dieses Gesetz und durch den anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union vorzu-
sehen,

3. von § 6 Absatz 2, § 53 Absatz 4, §§ 66 bis 68
und §§ 71 bis 73 und § 90 abweichende Rege-
lungen zu Mitteilungs- und Veröffentlichungs-
pflichten zu treffen,

4. von den §§ 8 bis 18 abweichende Regelungen
zur Netz- und Systemintegration zu treffen,

5. Regelungen vorzusehen, wie die Anlagen bei
der Berechnung des Zielkorridors nach § 29
Absatz 1 zu berücksichtigen sind,

6. von den §§ 54 bis 57 abweichende Regelungen
zu den Kostentragungspflichten und dem bun-
desweiten Ausgleich der Kosten der finanziel-
len Förderung der Anlagen zu treffen,

7. von § 77 abweichende Regelungen zur Vermei-
dung oder Beilegung von Streitigkeiten durch
die Clearingstelle und von § 81 abweichende
Regelungen zur Kompetenz der Bundesnetza-
gentur vorzusehen.
(3) Zur Umsetzung des völkerrechtlichen Ver-

trages oder des Verwaltungsabkommens nach Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe d wird die Bundesre-
gierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates für Anlagenbetreiber
von Freiflächenanlagen, die im Bundesgebiet errich-
tet worden sind und einen Anspruch auf finanzielle
Förderung in einem Fördersystem eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union haben,
1. abweichend von den §§ 19 bis 53 die Höhe der

finanziellen Förderung oder den Wegfall des
Anspruchs auf eine finanzielle Förderung nach
diesem Gesetz zu regeln, wenn ein Förderan-
spruch aus einem anderen Mitgliedstaat besteht,

2. abweichend von § 15 die Entschädigung zu re-

eine Einspeisung in dieses Netz die geför-
derte Strommenge einen mit der Einspei-
sung im Bundesgebiet vergleichbaren tat-
sächlichen Effekt auf das deutsche Strom-
netz oder auf den deutschen Strommarkt
hat, sowie die Voraussetzungen und das
Verfahren für den Nachweis,

b) Regelungen zu dem betroffenen An-
spruchsgegner, der zur Zahlung der finan-
ziellen Förderung verpflichtet ist, die Er-
stattung der entsprechenden Kosten und
die Voraussetzungen des Anspruchs auf
finanzielle Förderung in Abweichung von
den §§ 19, 23 bis 26 vorzusehen,

c) u n v e r ä n d e r t

3. von § 6 Absatz 2, § 55 Absatz 4, von den §§ 70
bis 72 und 75 bis 77 sowie von der Rechtsver-
ordnung nach § 93 abweichende Regelungen zu
Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten zu
treffen,

4. u n v e r ä n d e r t

5. Regelungen vorzusehen, wie die Anlagen bei der
Berechnung des Zielkorridors nach § 31 Absatz 1
zu berücksichtigen sind,

6. von den §§ 56 bis 61 abweichende Regelungen
zu den Kostentragungspflichten und dem bun-
desweiten Ausgleich der Kosten der finanziellen
Förderung der Anlagen zu treffen,

7. von § 81 abweichende Regelungen zur Vermei-
dung oder Beilegung von Streitigkeiten durch die
Clearingstelle und von § 85 abweichende Rege-
lungen zur Kompetenz der Bundesnetzagentur
vorzusehen.
(3) Zur Umsetzung des völkerrechtlichen Ver-

trages oder des Verwaltungsabkommens nach Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe d wird die Bundesre-
gierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates für Anlagenbetreiber
von Freiflächenanlagen, die im Bundesgebiet errich-
tet worden sind und einen Anspruch auf finanzielle
Förderung in einem Fördersystem eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union haben,
1. abweichend von den §§ 19 bis 55 die Höhe der

finanziellen Förderung oder den Wegfall des
Anspruchs auf eine finanzielle Förderung nach
diesem Gesetz zu regeln, wenn ein Förderan-
spruch aus einem anderen Mitgliedstaat besteht,

2. u n v e r ä n d e r t
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geln.
(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 53
1. abweichend von den Absätzen 1 und 2 und von

§ 53 nicht die Bundesnetzagentur, sondern eine
andere juristische Person des öffentlichen
Rechts mit den Ausschreibungen zu betrauen
oder in entsprechendem Umfang eine juristische
Person des Privatrechts zu beauftragen und
hierzu Einzelheiten zu regeln,

2. die Bundesnetzagentur zu ermächtigen, unter
Berücksichtigung des Zwecks und Ziels nach §
1 Festlegungen nach § 29 Absatz 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes zu den Ausschreibungen
zu regeln einschließlich der konkreten Ausge-
staltung der Regelungen nach § 85 Absatz 1
Nummer 1 bis 10 und Absatz 2.

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 55
1. abweichend von den Absätzen 1 und 2 und von

§ 55 nicht die Bundesnetzagentur, sondern eine
andere juristische Person des öffentlichen Rechts
mit den Ausschreibungen zu betrauen oder in
entsprechendem Umfang eine juristische Person
des Privatrechts zu beauftragen und hierzu Ein-
zelheiten zu regeln,

2. die Bundesnetzagentur zu ermächtigen, unter
Berücksichtigung des Zwecks und Ziels nach §
1 Festlegungen nach § 29 Absatz 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes zu den Ausschreibungen
zu regeln einschließlich der konkreten Ausge-
staltung der Regelungen nach Absatz 1 Num-
mer 1 bis 10 und Absatz 2.

§ 86
Verordnungsermächtigung zur Stromerzeugung

aus Biomasse
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich der §§ 42 bis
44 zu regeln,
1. welche Stoffe als Biomasse gelten und
2. welche technischen Verfahren zur Stromer-

zeugung angewandt werden dürfen.
(2) Die Bundesregierung wird ferner ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 45 Ab-
satz 6 Nummer 2 Anforderungen an ein Massenbi-
lanzsystem zur Rückverfolgung von aus einem Erd-
gasnetz entnommenem Gas zu regeln.

§ 89
Verordnungsermächtigung zur Stromerzeugung

aus Biomasse
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt,

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich der §§ 44 bis
46 zu regeln,
1. u n v e r ä n d e r t
2. u n v e r ä n d e r t

(2) Die Bundesregierung wird ferner ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates im Anwendungsbereich des § 47 Ab-
satz 6 Nummer 2 Anforderungen an ein Massenbi-
lanzsystem zur Rückverfolgung von aus einem Erd-
gasnetz entnommenem Gas zu regeln.

§ 87
Verordnungsermächtigung zu Nachhaltigkeitsan-

forderungen für Biomasse
Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz, Bau und Reaktorsicherheit wird ermächtigt,
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie und dem Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
1. zu regeln, dass der Anspruch auf die finanziel-

le Förderung für Strom aus fester, flüssiger
oder gasförmiger Biomasse nur besteht, wenn
die zur Stromerzeugung eingesetzte Biomasse
folgende Anforderungen erfüllt:
a) bestimmte ökologische und sonstige Anfor-

§ 90
u n v e r ä n d e r t
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derungen an einen nachhaltigen Anbau und
an die durch den Anbau in Anspruch ge-
nommenen Flächen, insbesondere zum
Schutz natürlicher Lebensräume, von Grün-
land mit großer biologischer Vielfalt im
Sinne der Richtlinie 2009/28/EG und von
Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand,

b) bestimmte ökologische und soziale Anfor-
derungen an eine nachhaltige Herstellung,

c) ein bestimmtes Treibhausgas-Minderungs-
potenzial, das bei der Stromerzeugung min-
destens erreicht werden muss,

2. die Anforderungen nach Nummer 1 ein-
schließlich der Vorgaben zur Ermittlung des
Treibhausgas-Minderungspotenzials nach
Nummer 1 Buchstabe c zu regeln,

3. festzulegen, wie Anlagenbetreiber die Einhal-
tung der Anforderungen nach den Nummern 1
und 2 nachweisen müssen; dies schließt Rege-
lungen ein
a) zum Inhalt, zu der Form und der Gültig-

keitsdauer dieser Nachweise einschließlich
Regelungen zur Anerkennung von Nach-
weisen, die nach dem Recht der Europäi-
schen Union oder eines anderen Staates als
Nachweis über die Erfüllung von Anforde-
rungen nach Nummer 1 anerkannt wurden,

b) zur Einbeziehung von Systemen und unab-
hängigen Kontrollstellen in die Nachweis-
führung und

c) zu den Anforderungen an die Anerkennung
von Systemen und unabhängigen Kontroll-
stellen sowie zu den Maßnahmen zu ihrer
Überwachung einschließlich erforderlicher
Auskunfts-, Einsichts-, Probenentnahme-
und Weisungsrechte sowie des Rechts der
zuständigen Behörde oder unabhängiger
Kontrollstellen, während der Geschäfts- o-
der Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-,
Betriebs- und Lagerräume sowie Trans-
portmittel zu betreten, soweit dies für die
Überwachung oder Kontrolle erforderlich
ist,

4. die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung mit Aufgaben zu betrauen, die die
Einhaltung der in der Rechtsverordnung nach
den Nummern 1 bis 3 geregelten Anforderun-
gen sicherstellen, insbesondere mit der nähe-
ren Bestimmung der in der Rechtsverordnung
auf Grund der Nummern 1 und 2 geregelten
Anforderungen sowie mit der Wahrnehmung
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von Aufgaben nach Nummer 3.

§ 88
Verordnungsermächtigung zum Ausgleichsme-

chanismus
Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Wei-

terentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmecha-
nismus durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates zu regeln,
1. dass Vorgaben zur Vermarktung des nach die-

sem Gesetz geförderten Stroms gemacht wer-
den können, einschließlich

a) der Möglichkeit, die Vergütungszahlungen
und Transaktionskosten durch finanzielle
Anreize abzugelten oder Übertragungsnetz-
betreiber an den Gewinnen und Verlusten
bei der Vermarktung zu beteiligen,

b) der Überwachung der Vermarktung,
c) Anforderungen an die Vermarktung, Konto-

führung und Ermittlung der EEG-Umlage
einschließlich von Veröffentlichungs- und
Transparenzpflichten, Fristen und Über-
gangsregelungen für den finanziellen Aus-
gleich,

2. dass die Übertragungsnetzbetreiber berechtigt
werden können, mit Anlagenbetreibern ver-
tragliche Vereinbarungen zu treffen, die unter
angemessener Berücksichtigung des Einspei-
sevorrangs der Optimierung der Vermarktung
des Stroms dienen; dies schließt die Berück-
sichtigung der durch solche Vereinbarungen
entstehenden Kosten im Rahmen des Aus-
gleichsmechanismus ein, sofern sie volkswirt-
schaftlich angemessen sind,

3. dass die Übertragungsnetzbetreiber verpflich-
tet werden können, insbesondere für die Ver-
rechnung der Verkaufserlöse, der notwendigen
Transaktionskosten und der Vergütungszah-
lungen ein gemeinsames transparentes EEG-
Konto zu führen,

4. dass die Übertragungsnetzbetreiber verpflich-
tet werden können, gemeinsam auf Grundlage
der prognostizierten Strommengen aus erneu-

§ 91
Verordnungsermächtigung zum Ausgleichsme-

chanismus
Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Weiter-

entwicklung des bundesweiten Ausgleichsmecha-
nismus durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates zu regeln,
1. u n v e r ä n d e r t

2. dass und unter welchen Voraussetzungen
die Übertragungsnetzbetreiber berechtigt wer-
den können,
a) mit Anlagenbetreibern vertragliche Ver-
einbarungen zu treffen, die unter angemes-
sener Berücksichtigung des Einspeisevor-
rangs der Optimierung der Vermarktung
des Stroms dienen; dies schließt die Be-
rücksichtigung der durch solche Vereinba-
rungen entstehenden Kosten im Rahmen
des Ausgleichsmechanismus ein, sofern sie
volkswirtschaftlich angemessen sind, ,

b) Anlagen, die nach dem 31. Dezember
2015 in Betrieb genommen werden, bei
andauernden negativen Preisen abzure-
geln,

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t
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erbaren Energien und Grubengas die voraus-
sichtlichen Kosten und Erlöse einschließlich
einer Liquiditätsreserve für das folgende Ka-
lenderjahr und unter Verrechnung des Saldos
des EEG-Kontos für das folgende Kalender-
jahr eine bundesweit einheitliche EEG-
Umlage zu ermitteln und in nicht personenbe-
zogener Form zu veröffentlichen,

5. dass die Aufgaben der Übertragungsnetzbe-
treiber ganz oder teilweise auf Dritte übertra-
gen werden können, die im Rahmen eines
Ausschreibungs- oder anderen objektiven,
transparenten und diskriminierungsfreien Ver-
fahrens ermittelt worden sind; dies schließt
Regelungen für das hierfür durchzuführende
Verfahren einschließlich der Ausschreibung
der von den Übertragungsnetzbetreibern im
Rahmen des bundesweiten Ausgleichs er-
brachten Dienstleistungen oder der EEG-
Strommengen sowie die Möglichkeit ein, die
Aufgabenwahrnehmung durch Dritte abwei-
chend von jener durch die Übertragungsnetz-
betreiber zu regeln,

6. die erforderlichen Anpassungen an die Rege-
lungen der Direktvermarktung sowie die er-
forderlichen Anpassungen der besonderen
Ausgleichsregelung für stromintensive Unter-
nehmen und Schienenbahnen, der Regelung
zur nachträglichen Korrekturmöglichkeit, der
Befugnisse der Bundesnetzagentur, der Über-
mittlungs- und Veröffentlichungspflichten so-
wie der EEG-Umlage an den weiterentwickel-
ten Ausgleichsmechanismus.

5. u n v e r ä n d e r t

6. die erforderlichen Anpassungen an die Rege-
lungen der Direktvermarktung sowie die er-
forderlichen Anpassungen der besonderen
Ausgleichsregelung für stromintensive Unter-
nehmen und Schienenbahnen, der Regelung
zur nachträglichen Korrekturmöglichkeit, der
Befugnisse der Bundesnetzagentur, der Über-
mittlungs- und Veröffentlichungspflichten so-
wie der EEG-Umlage an den weiterentwickel-
ten Ausgleichsmechanismus,

7. dass im Fall des § 61 die EEG-Umlage für
Strom aus Anlagen oder anderen Stromer-
zeugungsanlagen abweichend von den §§ 60
und 61 an den Netzbetreiber gezahlt wer-
den muss, an dessen Netz die Anlage ange-
schlossen ist, und dieser Netzbetreiber die
Zahlung an den Übertragungsnetzbetreiber
weitergibt; dabei können Ansprüche auf
Zahlung der EEG-Umlage auch abwei-
chend von § 33 Absatz 1 mit Ansprüchen
auf eine finanzielle Förderung aufgerechnet
werden, und es kann geregelt werden,
a) wann Zahlungen auf die EEG-Umlage
geleistet oder Abschläge gezahlt werden
müssen und

b) wie die Mitteilungs- und Veröffentli-
chungspflichten auch abweichend von
den §§ 70 bis 76 angepasst werden.
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§ 89
Verordnungsermächtigung zu Herkunftsnach-

weisen
Das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates
1. die Anforderungen zu regeln an
a) die Ausstellung, Übertragung und Entwer-

tung von Herkunftsnachweisen nach § 75
Absatz 1,

b) die Anerkennung, Übertragung und Entwer-
tung von Herkunftsnachweisen, die vor der
Inbetriebnahme des Herkunftsnachweisre-
gisters ausgestellt worden sind, sowie

c) die Anerkennung von Herkunftsnachweisen
nach § 75 Absatz 2,

2. den Inhalt, die Form und die Gültigkeitsdauer
der Herkunftsnachweise festzulegen,

3. das Verfahren für die Ausstellung, Anerken-
nung, Übertragung und Entwertung von Her-
kunftsnachweisen zu regeln sowie festzulegen,
wie Antragsteller dabei die Einhaltung der An-
forderungen nach Nummer 1 nachweisen müs-
sen,

4. die Ausgestaltung des Herkunftsnachweisre-
gisters nach § 75 Absatz 3 zu regeln sowie
festzulegen, welche Angaben an das Her-
kunftsnachweisregister übermittelt werden
müssen und wer zur Übermittlung verpflichtet
ist; dies schließt Regelungen zum Schutz per-
sonenbezogener Daten ein,

5. abweichend von § 75 Absatz 5 zu regeln, dass
Herkunftsnachweise Finanzinstrumente im
Sinne des § 1 Absatz 11 des Kreditwesenge-
setzes oder des § 2 Absatz 2b des Wertpapier-
handelsgesetzes sind,

6. abweichend von § 74 im Rahmen der Strom-
kennzeichnung die Ausweisung von Strom zu
regeln, für den eine finanzielle Förderung nach
§ 19 in Anspruch genommen wird; hierbei
kann insbesondere abweichend von § 75 Ab-
satz 1 auch die Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen für diesen Strom an die Übertra-
gungsnetzbetreiber geregelt werden,

7. abweichend von § 75 Absatz 4 eine juristische
Person des öffentlichen Rechts mit den Auf-
gaben nach § 75 Absatz 1 bis 3, insbesondere
mit der Einrichtung und dem Betrieb des Her-
kunftsnachweisregisters sowie mit der Aus-
stellung, Anerkennung, Übertragung oder

§ 92
Verordnungsermächtigung zu Herkunftsnach-

weisen
Das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates
1. die Anforderungen zu regeln an
a) die Ausstellung, Übertragung und Entwer-

tung von Herkunftsnachweisen nach § 79
Absatz 1,

b) u n v e r ä n d e r t

c) die Anerkennung von Herkunftsnachweisen
nach § 79 Absatz 2,

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. die Ausgestaltung des Herkunftsnachweisre-
gisters nach § 79 Absatz 3 zu regeln sowie
festzulegen, welche Angaben an das Her-
kunftsnachweisregister übermittelt werden
müssen und wer zur Übermittlung verpflichtet
ist; dies schließt Regelungen zum Schutz per-
sonenbezogener Daten ein,

5. abweichend von § 79 Absatz 5 zu regeln, dass
Herkunftsnachweise Finanzinstrumente im
Sinne des § 1 Absatz 11 des Kreditwesenge-
setzes oder des § 2 Absatz 2b des Wertpapier-
handelsgesetzes sind,

6. abweichend von § 78 im Rahmen der Strom-
kennzeichnung die Ausweisung von Strom zu
regeln, für den eine finanzielle Förderung nach
§ 19 in Anspruch genommen wird; hierbei
kann insbesondere abweichend von § 79 Ab-
satz 1 auch die Ausstellung von Herkunfts-
nachweisen für diesen Strom an die Übertra-
gungsnetzbetreiber geregelt werden,

7. abweichend von § 79 Absatz 4 eine juristische
Person des öffentlichen Rechts mit den Auf-
gaben nach § 79 Absatz 1 bis 3, insbesondere
mit der Einrichtung und dem Betrieb des Her-
kunftsnachweisregisters sowie mit der Aus-
stellung, Anerkennung, Übertragung oder
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Entwertung von Herkunftsnachweisen ein-
schließlich der Vollstreckung der hierzu erge-
henden Verwaltungsakte zu betrauen oder in
entsprechendem Umfang eine juristische Per-
son des Privatrechts zu beleihen und hierzu die
Einzelheiten, einschließlich der Rechts- und
Fachaufsicht durch das Umweltbundesamt, zu
regeln.

Entwertung von Herkunftsnachweisen ein-
schließlich der Vollstreckung der hierzu erge-
henden Verwaltungsakte zu betrauen oder in
entsprechendem Umfang eine juristische Per-
son des Privatrechts zu beleihen und hierzu die
Einzelheiten, einschließlich der Rechts- und
Fachaufsicht durch das Umweltbundesamt, zu
regeln.

§ 90
Verordnungsermächtigung zum Anlagenregister
Das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie wird ermächtigt, zur Ausgestaltung des An-
lagenregisters nach § 6 durch Rechtsverordnung oh-
ne Zustimmung des Bundesrates zu regeln:

§ 93
Verordnungsermächtigung zum Anlagenregister
Das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie wird ermächtigt, zur Ausgestaltung des An-
lagenregisters nach § 6 durch Rechtsverordnung oh-
ne Zustimmung des Bundesrates zu regeln:

1. die Angaben nach § 6 Absatz 2 und weitere
Angaben, die an das Anlagenregister übermit-
telt werden müssen, einschließlich der Anfor-
derungen an die Art, die Formate, den Umfang
und die Aufbereitung; zu den weiteren Anga-
ben zählen insbesondere Angaben über:
a) die Inanspruchnahme einer finanziellen

Förderung,
b) die Eigenversorgung durch die Anlage,
c) das Datum der Inbetriebnahme der Anlage,

d) technische Eigenschaften der Anlage,
e) das Netz, an das die Anlage angeschlossen

ist,

1. die Angaben nach § 6 Absatz 2 und weitere
Angaben, die an das Anlagenregister übermit-
telt werden müssen, einschließlich der Anfor-
derungen an die Art, die Formate, den Umfang
und die Aufbereitung; zu den weiteren Anga-
ben zählen insbesondere Angaben über:
a) entfällt

a) die Eigenversorgung durch die Anlage,
b) das Datum der Inbetriebnahme der An-

lage,
c) technische Eigenschaften der Anlage,
d) das Netz, an das die Anlage angeschlos-

sen ist,

2. wer die weiteren Angaben nach Nummer 1
übermitteln muss, insbesondere ob Anlagenbe-
treiber, Netzbetreiber, öffentliche Stellen oder
sonstige Personen zur Übermittlung verpflich-
tet sind,

3. das Verfahren zur Registrierung der Anlagen
einschließlich der Fristen sowie der Regelung,
dass die Registrierung durch Anlagenbetreiber
abweichend von § 6 Absatz 2 bei einem Drit-
ten erfolgen muss, der zur Übermittlung an das
Anlagenregister verpflichtet ist,

4. die Überprüfung der im Anlagenregister ge-
speicherten Angaben einschließlich hierzu er-
forderlicher Mitwirkungspflichten von Anla-
genbetreibern und Netzbetreibern,

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. u n v e r ä n d e r t

5. dass Wechsel der Veräußerungsformen abwei-
chend von § 21 Absatz 1 dem Anlagenregister
mitzuteilen sind, einschließlich der Fristen für
die Datenübermittlung sowie Bestimmungen
zu Format und Verfahren, die den Anforde-

5. dass Wechsel der Veräußerungsformen abwei-
chend von § 21 Absatz 1 dem Anlagenregister
mitzuteilen sind, einschließlich der Fristen für
die Datenübermittlung sowie Bestimmungen
zu Format und Verfahren,
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rungen nach § 21 Absatz 3 entsprechen,

6. dass die Angaben mit den Angaben des Her-
kunftsnachweisregisters nach § 75 Absatz 3
oder mit anderen Registern und Datensätzen
abgeglichen werden, die eingerichtet oder er-
stellt werden:

a) auf Grund dieses Gesetzes oder einer hie-
rauf erlassenen Rechtsverordnung,

b) auf Grund des Energiewirtschaftsgesetzes
oder einer hierauf erlassenen Rechtsverord-
nung oder Festlegung oder

c) auf Grund des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen oder einer hierauf er-
lassenen Rechtsverordnung oder Festle-
gung,

soweit die für diese Register und Datensätze
jeweils maßgeblichen Bestimmungen einem
Abgleich nicht entgegenstehen,

6. dass die Angaben mit den Angaben des Her-
kunftsnachweisregisters nach § 79 Absatz 3
oder mit anderen Registern und Datensätzen
abgeglichen werden, die eingerichtet oder er-
stellt werden:
a) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

soweit die für diese Register und Datensätze
jeweils maßgeblichen Bestimmungen einem
Abgleich nicht entgegenstehen,

7. dass Angaben der Anlagenbetreiber über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen mit Daten der
zuständigen Genehmigungsbehörde abgegli-
chen werden,

7. u n v e r ä n d e r t

8. welche registrierten Angaben im Internet ver-
öffentlicht werden; hierbei ist unter angemes-
sener Berücksichtigung des Datenschutzes ein
hohes Maß an Transparenz anzustreben; dies
schließt ferner Bestimmungen nach § 25 Ab-
satz 2 über die erforderlichen Veröffentlichun-
gen zur Überprüfung des Zubaus von Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus Biomasse,
Windenergieanlagen an Land und Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie sowie der nach den §§ 27 bis 29 je-
weils geltenden anzulegenden Werte ein,

8. welche registrierten Angaben im Internet ver-
öffentlicht werden; hierbei ist unter angemes-
sener Berücksichtigung des Datenschutzes ein
hohes Maß an Transparenz anzustreben; dies
schließt ferner Bestimmungen nach § 26 Ab-
satz 2 über die erforderlichen Veröffentlichun-
gen zur Überprüfung des Zubaus von Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus Biomasse,
Windenergieanlagen an Land und Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie sowie der nach den §§ 28, 29 und 31
jeweils geltenden anzulegenden Werte ein,

9. die Pflicht der Netzbetreiber, die jeweilige Ist-
Einspeisung von Anlagen, die im Anlagenre-
gister registriert sind und die mit technischen
Einrichtungen im Sinne von § 9 Absatz 1
Nummer 2 ausgestattet sind, abzurufen und
diese Angaben an das Anlagenregister zu
übermitteln, einschließlich der Fristen sowie
der Anforderungen an die Art, die Formate,
den Umfang und die Aufbereitung der zu
übermittelnden Daten,

10. das Verhältnis zu den Übermittlungs- und
Veröffentlichungspflichten nach den §§ 66 bis
69; hierbei kann insbesondere geregelt wer-

9. u n v e r ä n d e r t

10. das Verhältnis zu den Übermittlungs- und
Veröffentlichungspflichten nach den §§ 70 bis
73; hierbei kann insbesondere geregelt wer-
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den, in welchem Umfang Angaben, die in dem
Anlagenregister erfasst und veröffentlicht
werden, ab dem Zeitpunkt ihrer Veröffentli-
chung nicht mehr nach den §§ 66 bis 69 über-
mittelt und veröffentlicht werden müssen,

11. Art und Umfang der Weitergabe der Angaben
an

a) Netzbetreiber zur Erfüllung ihrer Aufgaben
nach diesem Gesetz und dem Energiewirt-
schaftsgesetz,

b) öffentliche Stellen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben im Zusammenhang mit dem Ausbau
der erneuerbaren Energien,

c) Dritte, soweit dies zur Erfüllung der Aufga-
ben nach Buchstabe b erforderlich ist oder
soweit ein berechtigtes Interesse an den
Angaben besteht, für das die Veröffentli-
chung nach Nummer 8 nicht ausreicht; An-
gaben nach § 6 Absatz 2 Nummer 1 dürfen
nicht an Dritte weitergegeben werden,

12. die Ermächtigung der Bundesnetzagentur,
durch Festlegung nach § 29 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zu regeln:

a) weitere Angaben, die von Anlagenbetrei-
bern oder Netzbetreibern zu übermitteln
sind, soweit dies nach § 6 Absatz 1 Satz 2
erforderlich ist,

b) dass abweichend von einer Rechtsverord-
nung nach Nummer 1 bestimmte Angaben
nicht mehr übermittelt werden müssen, so-
weit diese nicht länger nach § 6 Absatz 1
Satz 2 erforderlich sind; hiervon ausge-
nommen sind die Angaben nach § 6 Absatz
2,

c) Art und Umfang eines erweiterten Zugangs
zu Angaben im Anlagenregister für be-
stimmte Personenkreise zur Verbesserung
der Markt- und Netzintegration,

den, in welchem Umfang Angaben, die in dem
Anlagenregister erfasst und veröffentlicht
werden, ab dem Zeitpunkt ihrer Veröffentli-
chung nicht mehr nach den §§ 70 bis 73 über-
mittelt und veröffentlicht werden müssen,

11. u n v e r ä n d e r t

12. u n v e r ä n d e r t

13. Regelungen zum Schutz personenbezogener
Daten im Zusammenhang mit den nach den
Nummern 1 bis 11 zu übermittelnden Anga-
ben, insbesondere Aufklärungs-, Auskunfts-
und Löschungspflichten,

13. u n v e r ä n d e r t

14. die Überführung des Anlagenregisters nach §
6 Absatz 4 in das Gesamtanlagenregister nach
§ 53b des Energiewirtschaftsgesetzes ein-
schließlich der erforderlichen Regelungen zur
Übertragung der registrierten Angaben sowie
zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 6 Ab-

14. u n v e r ä n d e r t
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satz 1 Satz 2 durch das Gesamtanlagenregister.

§ 94
Verordnungsermächtigungen zur Besonderen

Ausgleichsregelung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates
1. Vorgaben zu regeln zur Festlegung von Ef-

fizienzanforderungen, die bei der Berech-
nung des standardisierten Stromverbrauchs
im Rahmen der Berechnung der Stromkos-
tenintensität nach § 64 Absatz 6 Nummer 3
anzuwenden sind, insbesondere zur Festle-
gung von Stromeffizienzreferenzwerten, die
dem Stand fortschrittlicher stromeffizienter
Produktionstechnologien entsprechen, oder
von sonstigen Effizienzanforderungen, so
dass nicht der tatsächliche Stromver-
brauch, sondern der standardisierte Strom-
verbrauch bei der Berechnung der Strom-
kosten angesetzt werden kann; hierbei kön-
nen
a) Vorleistungen berücksichtigt werden,

die von Unternehmen durch Investitio-
nen in fortschrittliche Produktions-
technologien getätigt wurden, oder

b) Erkenntnisse aus den Auskünften über
den Betrieb von Energie- oder Um-
weltmanagementsystemen oder über
von alternativen Systemen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz durch die
Unternehmen nach § 69 Satz 2 Num-
mer 1 und 2 herangezogen werden,

2. festzulegen, welche durchschnittlichen
Strompreise nach § 64 Absatz 6 Nummer 3
für die Berechnung der Stromkostenintensi-
tät eines Unternehmen zugrunde gelegt
werden müssen und wie diese Strompreise
berechnet werden; hierbei können insbe-
sondere
a) Strompreise für verschiedene Gruppen

von Unternehmen mit ähnlichem
Stromverbrauch oder Stromver-
brauchsmuster gebildet werden, die die
Strommarktrealitäten abbilden, und

b) verfügbare statistische Erfassungen von
Strompreisen in der Industrie berück-
sichtigt werden.
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3. Branchen in die Anlage 4 aufzunehmen o-
der aus dieser herauszunehmen, sobald und
soweit dies für eine Angleichung an Be-
schlüsse der Europäischen Kommission er-
forderlich ist.

§ 91
Weitere Verordnungsermächtigungen

§ 95
Weitere Verordnungsermächtigungen

Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates zu regeln:

Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates

1. das Berechnungsverfahren für die Entschädi-
gung nach § 15 Absatz 1, insbesondere ein
pauschaliertes Verfahren zur Ermittlung der
jeweils entgangenen Einnahmen und ersparten
Aufwendungen, sowie ein Nachweisverfahren
für die Abrechnung im Einzelfall,

1. das Berechnungsverfahren für die Entschädi-
gung nach § 15 Absatz 1 zu regeln, insbeson-
dere ein pauschaliertes Verfahren zur Ermitt-
lung der jeweils entgangenen Einnahmen und
ersparten Aufwendungen, sowie ein Nach-
weisverfahren für die Abrechnung im Einzel-
fall,

2. dass bei der Inanspruchnahme der Einspeise-
vergütung nach § 36
a) Anlagenbetreiber den Strom aus ihrer An-

lage abweichend von § 19 Absatz 1 Num-
mer 2 einem Dritten zur Verfügung stellen
müssen,

b) sich der Anspruch nach § 36 Absatz 1 ge-
gen den Dritten richtet, dem der Strom nach
Buchstabe a zur Verfügung gestellt wird,

c) der Dritte nach den Buchstaben a und b im
Rahmen eines Ausschreibungs- oder ande-
ren objektiven, transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Verfahrens ermittelt wird
und mit der Umsetzung des § 36 betraut
wird; hierbei können insbesondere die aus-
schreibende Behörde sowie Anforderungen
an die Durchführung des Verfahrens, an
den mit der Umsetzung des § 36 beauftrag-
ten Dritten, an die Voraussetzungen, die
Anlagen für die Inanspruchnahme des § 36
erfüllen müssen, an die Bedingungen und
Durchführung des § 36 und an die Höhe der
finanziellen Förderung im Rahmen des § 36
bestimmt werden,

2. zu regeln, dass bei der Inanspruchnahme der
Einspeisevergütung nach § 38
a) u n v e r ä n d e r t

b) sich der Anspruch nach § 38 Absatz 1 ge-
gen den Dritten richtet, dem der Strom
nach Buchstabe a zur Verfügung gestellt
wird,

c) der Dritte nach den Buchstaben a und b im
Rahmen eines Ausschreibungs- oder ande-
ren objektiven, transparenten und diskri-
minierungsfreien Verfahrens ermittelt wird
und mit der Umsetzung des § 38 betraut
wird; hierbei können insbesondere die aus-
schreibende Behörde sowie Anforderun-
gen an die Durchführung des Verfahrens,
an den mit der Umsetzung des § 38 beauf-
tragten Dritten, an die Voraussetzungen,
die Anlagen für die Inanspruchnahme des
§ 38 erfüllen müssen, an die Bedingungen
und Durchführung des § 38 und an die
Höhe der finanziellen Förderung im Rah-
men des § 38 bestimmt werden,

3. für die Berechnung der Marktprämie nach An-
lage 1 Nummer 1.2 zu diesem Gesetz für
Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli
2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor
dem 1. August 2014 in Betrieb genommen
worden sind, die Höhe der Erhöhung des je-

3. für die Berechnung der Marktprämie nach An-
lage 1 Nummer 1.2 zu diesem Gesetz für
Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli
2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor
dem 1. August 2014 in Betrieb genommen
worden sind, die Höhe der Erhöhung des je-
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weils anzulegenden Wertes „AW“ abweichend
von § 96 Absatz 1 Nummer 8 für Strom, der
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes direkt
vermarktet wird, auch aus Anlagen, die bereits
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmals
die Marktprämie in Anspruch genommen ha-
ben; hierbei können verschiedene Werte für
verschiedene Energieträger oder für Vermark-
tungen auf verschiedenen Märkten oder auch
negative Werte festgesetzt werden,

weils anzulegenden Wertes „AW“ abweichend
von § 100 Absatz 1 Nummer 8 zu regeln für
Strom, der nach dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes direkt vermarktet wird, auch aus Anla-
gen, die bereits vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes erstmals die Marktprämie in An-
spruch genommen haben; hierbei können ver-
schiedene Werte für verschiedene Energieträ-
ger oder für Vermarktungen auf verschiedenen
Märkten oder auch negative Werte festgesetzt
werden,

4. ergänzend zu Anlage 2 Bestimmungen zur
Ermittlung und Anwendung des Referenzer-
trags,

4. ergänzend zu Anlage 2 Bestimmungen zur Er-
mittlung und Anwendung des Referenzertrags
zu regeln,

5. Anforderungen an Windenergieanlagen zur
Verbesserung der Netzintegration (Sys-
temdienstleistungen), insbesondere
a) für Windenergieanlagen an Land Anfor-

derungen
aa) an das Verhalten der Anlagen im

Fehlerfall,
bb) an die Spannungshaltung und Blind-

leistungsbereitstellung,
cc) an die Frequenzhaltung,
ee) an das Nachweisverfahren,
ff) an den Versorgungswiederaufbau

und
gg) bei der Erweiterung bestehender

Windparks und
b) für Windenergieanlagen an Land, die be-

reits vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb
genommen wurden, Anforderungen
aa) an das Verhalten der Anlagen im

Fehlerfall,
bb) an die Frequenzhaltung,
cc) an das Nachweisverfahren,
dd) an den Versorgungswiederaufbau

und
ee) bei der Nachrüstung von Altanlagen

in bestehenden Windparks.

5. Anforderungen an Windenergieanlagen zur
Verbesserung der Netzintegration (Sys-
temdienstleistungen) zu regeln, insbesondere
a) u n v e r ä n d e r t

b) für Windenergieanlagen an Land, die be-
reits vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb
genommen wurden, Anforderungen
aa) u n v e r ä n d e r t

bb) u n v e r ä n d e r t
cc) u n v e r ä n d e r t
dd) u n v e r ä n d e r t

ee) bei der Nachrüstung von Altanlagen
in bestehenden Windparks,

6. ein System zur Direktvermarktung von
Strom aus erneuerbaren Energien an
Letztverbraucher einzuführen, bei der die-
ser Strom als „Strom aus erneuerbaren
Energien“ gekennzeichnet werden kann,
insbesondere zu regeln:
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a) Anforderungen, die von Anlagenbetrei-
bern und Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen erfüllt werden müssen, um
an diesem System teilnehmen zu dürfen;
dies umfasst insbesondere
aa) Anforderungen an das Lieferport-

folio der teilnehmenden Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen zu
Mindestanteilen an Strom aus An-
lagen, die Strom aus Windenergie
oder solarer Strahlungsenergie er-
zeugen,

bb) Pflichten zu Investitionen in neue
Anlagen aus erneuerbaren Ener-
gien oder zu Einzahlungen in einen
Fonds, aus dem Anlagen zur Er-
zeugung von Strom aus erneuer-
baren Energien finanziert werden;

diese Anforderungen können auch
Strommengen aus Ländern der Europä-
ischen Union umfassen und als zusätzli-
che Voraussetzung vorsehen, dass si-
chergestellt ist, dass die tatsächliche
Auswirkung des in der Anlage erzeug-
ten Stroms auf das deutsche Stromnetz
oder auf den deutschen Strommarkt
vergleichbar ist mit der Auswirkung, die
der Strom bei einer Einspeisung im
Bundesgebiet hätte,

b) Anforderungen an Zahlungen der teil-
nehmenden Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen an die Übertragungsnetzbe-
treiber oder an Anlagenbetreiber als
Voraussetzung der Teilnahme an diesem
System,

c) abweichend von § 78 Regelungen im
Rahmen der Stromkennzeichnung, wo-
nach Strom, der nach § 20 Absatz 1
Nummer 1 direkt vermarktet wird, als
„Strom aus erneuerbaren Energien“ ge-
kennzeichnet werden darf,

d) abweichend von § 79 die Ausstellung
von Herkunftsnachweisen für den in
diesem System veräußerten Strom,

e) das Verfahren zum Nachweis der Erfül-
lung der Anforderungen nach Buchsta-
ben a bis d und, soweit erforderlich, Er-
gänzungen oder Abweichungen zu den
in diesem Gesetz bestimmten Verfah-
rensregelungen, insbesondere zu Mel-
de-, Kennzeichnungs- und Veröffentli-
chungspflichten der Elektrizitätsversor-
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gungsunternehmen und Übertragungs-
netzbetreiber,

f) Regelungen, nach denen für Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen keine oder
eine verringerte Pflicht zur Zahlung der
EEG-Umlage besteht, soweit sich diese
Unternehmen durch Zahlung der
durchschnittlichen Kosten des Stroms
aus erneuerbaren Energien, deren Aus-
bau durch dieses Gesetz gefördert wird,
an der Finanzierung der nach diesem
Gesetz förderungsfähigen Anlagen an-
gemessen beteiligen und die Höhe der
EEG-Umlage für andere Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen dadurch nicht
steigt, darunter auch Regelungen, nach
denen die Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen zu anderweitigen Zahlungen,
etwa in einen Fonds, verpflichtet werden
können,

g) ergänzende oder abweichende Regelun-
gen im Hinblick auf Ausgleichsansprü-
che zwischen Übertragungsnetzbetrei-
bern sowie zwischen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen und Netzbetrei-
bern, um eine angemessene Kostentra-
gung der an diesem System teilnehmen-
den Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men sicherzustellen;

hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass
durch die Einführung dieses Systems eine
unbegrenzte Pflicht zur finanziellen Förde-
rung für Strom aus erneuerbaren Energien,
der außerhalb des Bundesgebiets erzeugt
worden ist, nicht begründet werden darf.

§ 92
Gemeinsame Bestimmungen

(1) Die Rechtsverordnungen auf Grund der §§
86, 88 und 89 bedürfen der Zustimmung des Bun-
destages.
(2) Wenn Rechtsverordnungen nach Absatz 1

der Zustimmung des Bundestages bedürfen, kann
diese Zustimmung davon abhängig gemacht werden,
dass dessen Änderungswünsche übernommen wer-
den. Übernimmt der Verordnungsgeber die Ände-
rungen, ist eine erneute Beschlussfassung durch den
Bundestag nicht erforderlich. Hat sich der Bundestag
nach Ablauf von sechs Sitzungswochen seit Eingang
der Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, gilt im
Fall der §§ 86 und 88 seine Zustimmung zu der un-
veränderten Rechtsverordnung als erteilt.

§ 96
Gemeinsame Bestimmungen

(1) Die Rechtsverordnungen auf Grund der §§
89, 91 und 92 bedürfen der Zustimmung des Bun-
destages.
(2) Wenn Rechtsverordnungen nach Absatz 1

der Zustimmung des Bundestages bedürfen, kann
diese Zustimmung davon abhängig gemacht werden,
dass dessen Änderungswünsche übernommen wer-
den. Übernimmt der Verordnungsgeber die Ände-
rungen, ist eine erneute Beschlussfassung durch den
Bundestag nicht erforderlich. Hat sich der Bundestag
nach Ablauf von sechs Sitzungswochen seit Eingang
der Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, gilt im
Fall der §§ 89 und 91 seine Zustimmung zu der un-
veränderten Rechtsverordnung als erteilt.
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(3) Die Ermächtigungen zum Erlass von
Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 88 bis 90
können durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates und im Fall der §§ 88 und 89 mit
Zustimmung des Bundestages auf eine Bundesober-
behörde übertragen werden. Die Rechtsverordnun-
gen, die auf dieser Grundlage von der Bundesober-
behörde erlassen werden, bedürfen nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates oder des Bundestages.

(3) Die Ermächtigungen zum Erlass von
Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 91 bis 93
können durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates und im Fall der §§ 91 und 92 mit
Zustimmung des Bundestages auf eine Bundesober-
behörde übertragen werden. Die Rechtsverordnun-
gen, die auf dieser Grundlage von der Bundesober-
behörde erlassen werden, bedürfen nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates oder des Bundestages.

Abschnitt 2
Berichte

Abschnitt 2
u n v e r ä n d e r t

§ 93
Erfahrungsbericht

Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetz und
legt dem Bundestag bis zum 31. Dezember 2018 und
dann alle vier Jahre einen Erfahrungsbericht vor. Die
Bundesnetzagentur, das Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle und das Umweltbundesamt
unterstützen die Bundesregierung bei der Erstellung
des Erfahrungsberichts.

§ 97
u n v e r ä n d e r t

§ 94
Monitoringbericht

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Bundes-
tag bis zum 31. Dezember 2014 und dann jährlich
über
1. den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Ener-

gien und die Erreichung der Ziele nach § 1 Ab-
satz 2,

2. die Erfüllung der Grundsätze nach § 2,
3. den Stand der Direktvermarktung von Strom

aus erneuerbaren Energien,
4. die Entwicklung der Eigenversorgung im Sinne

des § 58 und
5. die Herausforderungen, die sich aus den Num-

mern 1 bis 4 ergeben.
(2) Die Bundesregierung legt rechtzeitig vor Er-

reichung des in § 29 Absatz 6 Satz 1 bestimmten
Ziels einen Vorschlag für eine Neugestaltung der
bisherigen Regelung vor.

§ 98
Monitoringbericht

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Bundes-
tag bis zum 31. Dezember 2014 und dann jährlich
über
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t
3. u n v e r ä n d e r t

4. die Entwicklung der Eigenversorgung im Sinne
des § 61 und

5. u n v e r ä n d e r t

(2) Die Bundesregierung legt rechtzeitig vor Er-
reichung des in § 31 Absatz 6 Satz 1 bestimmten
Ziels einen Vorschlag für eine Neugestaltung der
bisherigen Regelung vor.
(3) Die Bundesregierung überprüft § 61 Ab-

satz 3 und 4 bis zum Jahr 2017 und legt rechtzei-
tig einen Vorschlag für eine Neugestaltung der
bisherigen Regelung vor.

§ 95
Ausschreibungsbericht

Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag

§ 99
Ausschreibungsbericht

Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag
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spätestens bis zum 30. Juni 2016 über die Erfahrun-
gen mit Ausschreibungen insbesondere nach § 53.
Der Bericht enthält auch Handlungsempfehlungen
1. zur Ermittlung der finanziellen Förderung und

ihrer Höhe durch Ausschreibungen im Hinblick
auf § 2 Absatz 5 Satz 1 und

2. zur Menge der für die Erreichung der Ziele
nach § 1 Absatz 2 erforderlichen auszuschrei-
benden Strommengen oder installierten Leis-
tungen.

spätestens bis zum 30. Juni 2016 über die Erfahrun-
gen mit Ausschreibungen insbesondere nach § 55.
Der Bericht enthält auch Handlungsempfehlungen
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 3
Übergangsbestimmungen

Abschnitt 3
Übergangsbestimmungen

§ 96
Allgemeine Übergangsbestimmungen

§ 100
Allgemeine Übergangsbestimmungen

(1) Für Strom aus Anlagen und KWK-Anlagen,
die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetrieb-
nahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb ge-
nommen worden sind, sind die Bestimmungen die-
ses Gesetzes anzuwenden mit der Maßgabe, dass

(1) Für Strom aus Anlagen und KWK-Anlagen,
die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetrieb-
nahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb ge-
nommen worden sind, sind die Bestimmungen die-
ses Gesetzes anzuwenden mit der Maßgabe, dass

1. statt § 5 Nummer 21 § 3 Nummer 5 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31.
Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden ist,

1. u n v e r ä n d e r t

2. statt § 9 Absatz 3 und 7 § 6 Absatz 3 und 6
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden
ist,

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 24 Absatz 1 Nummer 1 für Betreiber von
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus sola-
rer Strahlungsenergie, die nach dem 31. De-
zember 2011 in Betrieb genommen worden
sind, anzuwenden ist, solange der Anlagenbe-
treiber die Anlage nicht nach § 17 Absatz 12
Nummer 1 Buchstabe a des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung als geförderte Anlage im
Sinne des § 20a Absatz 5 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung registriert und den Stand-
ort und die installierte Leistung der Anlage
nicht an die Bundesnetzagentur mittels der
von ihr bereitgestellten Formularvorgaben
übermittelt hat,

c) 3. § 25 mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den ist:
a) an die Stelle des anzulegenden Wertes

nach § 23 Absatz 1 Satz 2 tritt der Ver-
gütungsanspruch des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der für die jewei-
lige Anlage maßgeblichen Fassung und

b) für Betreiber von Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie, die nach dem 31. Dezem-
ber 2011 in Betrieb genommen worden
sind, ist Absatz 1 Satz 1 anzuwenden,
solange der Anlagenbetreiber die Anlage
nicht nach § 17 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 gelten-
den Fassung als geförderte Anlage im
Sinne des § 20a Absatz 5 des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli
2014 geltenden Fassung registriert und
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den Standort und die installierte Leistung
der Anlage nicht an die Bundesnetzagen-
tur mittels der von ihr bereitgestellten
Formularvorgaben übermittelt hat;

4. statt der §§ 25 bis 29, des § 38 Absatz 1, der
§§ 39 bis 49, 51 und 53, § 67 Nummer 2 die
§§ 20 bis 20b, 23 bis 33, 46 Nummer 2 sowie
die Anlagen 1 und 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung anzuwenden sind; abwei-
chend hiervon ist § 45 Absatz 7 ausschließ-
lich für Anlagen entsprechend anzuwenden,
die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden In-
betriebnahmebegriff nach dem 31. Dezember
2011 in Betrieb genommen worden sind,

4. statt der §§ 26 bis 31, des § 40 Absatz 1, der §§
41 bis 51, 53 und 55, § 71 Nummer 2 die §§ 20
bis 20b, 23 bis 33, 46 Nummer 2 sowie die An-
lagen 1 und 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fas-
sung anzuwenden sind; abweichend hiervon ist
§ 47 Absatz 7 ausschließlich für Anlagen ent-
sprechend anzuwenden, die nach dem am 31.
Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff nach
dem 31. Dezember 2011 in Betrieb genommen
worden sind,

5. § 33 Nummer 2 ab dem 1. Januar 2015 anzu-
wenden ist,

5. § 35 Satz 1 Nummer 2 ab dem 1. April 2015 an-
zuwenden ist,

6. § 35 entsprechend anzuwenden ist mit Aus-
nahme von § 35 Absatz 2 und 3 zweiter Halb-
satz,

6. § 37 entsprechend anzuwenden ist mit Aus-
nahme von § 37 Absatz 2 und 3 zweiter Halb-
satz,

7. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Wasserkraft, die vor dem 1. Januar
2009 in Betrieb genommen worden sind, anstel-
le des § 38 Absatz 2 § 23 des Erneuerbare-
Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014 gelten-
den Fassung anzuwenden ist, wenn die Maß-
nahme nach § 23 Absatz 2 Satz 1 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung vor dem 1. August 2014 ab-
geschlossen worden ist,

7. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Wasserkraft, die vor dem 1. Januar
2009 in Betrieb genommen worden sind, anstel-
le des § 40 Absatz 2 § 23 des Erneuerbare-
Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014 gelten-
den Fassung anzuwenden ist, wenn die Maß-
nahme nach § 23 Absatz 2 Satz 1 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung vor dem 1. August 2014 ab-
geschlossen worden ist,

8. Anlage 1 Nummer 1.2 mit der Maßgabe anzu-
wenden ist, dass der jeweils anzulegende Wert
„AW“ erhöht wird
a) für vor dem 1. Januar 2015 erzeugten Strom
aa) aus Windenergie und solarer Strah-

lungsenergie um 0,60 Cent pro Kilo-
wattstunde,

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas,
Grubengas, Biomasse und Geothermie
um 0,25 Cent pro Kilowattstunde,

b) für nach dem 31. Dezember 2014 erzeugten
Strom
aa) aus Windenergie und solarer Strah-

lungsenergie um 0,40 Cent pro Kilo-

8. Anlage 1 Nummer 1.2 mit der Maßgabe anzu-
wenden ist, dass der jeweils anzulegende Wert
„AW“ erhöht wird
a) für vor dem 1. Januar 2015 erzeugten Strom
aa) aus Windenergie und solarer Strahlungs-

energie um 0,60 Cent pro Kilowattstun-
de, wenn die Anlage fernsteuerbar im
Sinne des § 3 der Managementprämi-
enverordnung vom 2. November 2012
(BGBl. I S. 2278) ist, und im Übrigen
um 0,45 Cent pro Kilowattstunde,

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas,
Grubengas, Biomasse und Geothermie
um 0,25 Cent pro Kilowattstunde,

b) für nach dem 31. Dezember 2014 erzeugten
Strom
aa) aus Windenergie und solarer Strahlungs-

energie um 0,40 Cent pro Kilowattstun-
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wattstunde oder

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas,
Grubengas, Biomasse und Geothermie
um 0,20 Cent pro Kilowattstunde,

de; abweichend von Halbsatz 1 wird
der anzulegende Wert für Strom, der
nach dem 31. Dezember 2014 und vor
dem 1. April 2015 erzeugt wird, nur
um 0,30 Cent pro Kilowattstunde er-
höht, wenn die Anlage nicht fernsteu-
erbar im Sinne des § 36 ist; oder

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas,
Grubengas, Biomasse und Geothermie
um 0,20 Cent pro Kilowattstunde,

9. § 66 Absatz 2 Nummer 1, Absatz 4, 5, 6, 11,
18, 18a, 19 und 20 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung anzuwenden ist,

9. für Strom aus Anlagen, die nach dem am 31.
Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebe-
griff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb ge-
nommen worden sind, abweichend hiervon und
unbeschadet der Nummern 5, 7 und 8 § 66 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31.
Juli 2014 geltenden Fassung mit folgenden
Maßgaben anzuwenden ist:

a) statt § 66 Absatz 1 Nummer 10 Satz 1
und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Juli 2014 geltenden Fas-
sung sind die §§ 20, 21, 32 bis 34 und
Anlage 1 dieses Gesetzes mit der Maßga-
be anzuwenden, dass abweichend von §
20 Absatz 1 Nummer 3 und 4 die Ein-
speisevergütung nach den Bestimmungen
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
für die jeweilige Anlage maßgeblichen
Fassung maßgeblich ist und dass bei der
Berechnung der Marktprämie nach § 32

10. für Strom aus Anlagen, die nach dem am
31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahme-
begriff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb ge-
nommen worden sind, abweichend hiervon und
unbeschadet der Nummern 3, 5, 6, 7 und 8 § 66
Absatz 1 Nummer 1 bis 13, Absatz 2, 3, 4, 14,
17, 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung gilt,
wobei die in § 66 Absatz 1 erster Halbsatz
angeordnete allgemeine Anwendung der
Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 gel-
tenden Fassung nicht anzuwenden ist, sowie
die folgenden Maßgaben gelten:
a) statt § 5 Nummer 21 ist § 3 Nummer 5

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Dezember 2011 geltenden
Fassung anzuwenden,

b) statt der §§ 26 bis 29, 40 Absatz 1, den
§§ 41 bis 51, 53 und 55, 71 Nummer 2
sind die §§ 20, 23 bis 33 und 66 sowie
die Anlagen 1 bis 4 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. De-
zember 2011 geltenden Fassung anzu-
wenden,

c) statt § 66 Absatz 1 Nummer 10 Satz 1
und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Juli 2014 geltenden Fas-
sung sind die §§ 20, 21, 34 bis 36 und
Anlage 1 zu diesem Gesetz mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass abweichend von
§ 20 Absatz 1 Nummer 3 und 4 die Ein-
speisevergütung nach den Bestimmungen
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
für die jeweilige Anlage maßgeblichen
Fassung maßgeblich ist und dass bei der
Berechnung der Marktprämie nach § 34
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der anzulegende Wert die Höhe der Ver-
gütung in Cent pro Kilowattstunde ist, die
für den direkt vermarkteten Strom bei der
konkreten Anlage im Fall einer Vergü-
tung nach den Vergütungsbestimmungen
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
für die jeweilige Anlage maßgeblichen
Fassung tatsächlich in Anspruch genom-
men werden könnte. § 24 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und Satz 2 ist mit der Maßga-
be anzuwenden, dass an die Stelle des an-
zulegenden Wertes nach § 23 Absatz 1
der Vergütungsanspruch des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes in der für die jewei-
lige Anlage maßgeblichen Fassung tritt,

b) statt § 66 Absatz 1 Nummer 11 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli
2014 geltenden Fassung sind die §§ 50 und
52 sowie Anlage 3 anzuwenden,

c) § 66 Absatz 1 Nummer 14, Absatz 13 und
13a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
sind nicht anzuwenden,

d) § 9 Absatz 4 ist anzuwenden und

e) anstelle von § 21 Absatz 2 Satz 3 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vom
25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074) in der
am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung
ist § 22 Satz 2 entsprechend anzuwenden.

der anzulegende Wert die Höhe der Ver-
gütung in Cent pro Kilowattstunde ist, die
für den direkt vermarkteten Strom bei der
konkreten Anlage im Fall einer Vergü-
tung nach den Vergütungsbestimmungen
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
für die jeweilige Anlage maßgeblichen
Fassung tatsächlich in Anspruch genom-
men werden könnte,

d) statt § 66 Absatz 1 Nummer 11 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung sind die
§§ 52, 54 sowie Anlage 3 anzuwenden,
entfällt

e) § 9 Absatz 4 ist entsprechend anzuwen-
den.
entfällt

(2) Für Strom aus Anlagen, die
1. nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetrieb-

nahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Be-
trieb genommen worden sind und

2. vor dem 1. August 2014 zu keinem Zeitpunkt
Strom ausschließlich aus erneuerbaren Energien
oder Grubengas erzeugt haben,

ist § 5 Nummer 21 erster Halbsatz anzuwenden.

(2) Für Strom aus Anlagen, die
1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

ist § 5 Nummer 21 erster Halbsatz anzuwenden.
Abweichend von Satz 1 gilt für Anlagen nach
Satz 1, die ausschließlich Biomethan einsetzen,
der am 31. Juli 2014 geltende Inbetriebnahme-
begriff, wenn das ab dem 1. August 2014 zur
Stromerzeugung eingesetzte Biomethan aus-
schließlich aus Gasaufbereitungsanlagen stammt,
1. die vor dem 23. Januar 2014 zum ersten Mal

Biomethan in das Erdgasnetz eingespeist
haben oder

2. die vor dem 31. Juli 2014 zum ersten Mal
Biomethan in das Erdgasnetzeingespeist ha-
ben und nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz genehmigungsbedürftig sind
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oder für ihren Betrieb einer Zulassung nach
einer anderen Bestimmung des Bundes-
rechts bedürfen und vor dem 23. Januar
2014 genehmigt oder zugelassen worden
sind.

Für den Anspruch auf finanzielle Förderung für
Strom aus einer Anlage nach Satz 2 ist nachzu-
weisen, dass vor ihrem erstmaligen Betrieb aus-
schließlich mit Biomethan eine andere Anlage
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 93
als endgültig stillgelegt registriert worden ist,
die
1. schon vor dem 1. August 2014 ausschließlich

mit Biomethan betrieben wurde und
2. mindestens dieselbe installierte Leistung hat

wie die Anlage nach Satz 2.

(3) Für Strom aus Anlagen, die nach dem 31.
Juli 2014 und vor dem 1. Januar 2015 in Betrieb ge-
nommen worden sind, ist Absatz 1 anzuwenden,
wenn die Anlagen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig
sind oder für ihren Betrieb einer Zulassung nach ei-
ner anderen Bestimmung des Bundesrechts bedürfen
und vor dem 23. Januar 2014 genehmigt oder zuge-
lassen worden sind.

(3) u n v e r ä n d e r t

(4) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am
31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff
vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wor-
den sind, verringert sich für jeden Kalendermonat, in
dem Anlagenbetreiber ganz oder teilweise Ver-
pflichtungen im Rahmen einer Nachrüstung zur Si-
cherung der Systemstabilität auf Grund einer Ver-
ordnung nach § 12 Absatz 3a und § 49 Absatz 4 des
Energiewirtschaftsgesetzes nach Ablauf der in der
Rechtsverordnung oder der von den Netzbetreibern
nach Maßgabe der Rechtsverordnung gesetzten Frist
nicht nachgekommen sind,
1. der Anspruch auf finanzielle Förderung für An-

lagen, die mit einer technischen Einrichtung
nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2
Nummer 2 ausgestattet sind, auf den Monats-
marktwert oder

2. der in einem Kalenderjahr entstandene An-
spruch auf eine Einspeisevergütung für Anla-
gen, die nicht mit einer technischen Einrichtung
nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2
Nummer 2 ausgestattet sind, um ein Zwölftel.

(4) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am
31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff
vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wor-
den sind, verringert sich für jeden Kalendermonat, in
dem Anlagenbetreiber ganz oder teilweise Ver-
pflichtungen im Rahmen einer Nachrüstung zur Si-
cherung der Systemstabilität auf Grund einer Ver-
ordnung nach § 12 Absatz 3a und § 49 Absatz 4 des
Energiewirtschaftsgesetzes nach Ablauf der in der
Rechtsverordnung oder der von den Netzbetreibern
nach Maßgabe der Rechtsverordnung gesetzten Frist
nicht nachgekommen sind,
1. der Anspruch auf die Marktprämie oder die

Einspeisevergütung für Anlagen, die mit einer
technischen Einrichtung nach § 9 Absatz 1
Nummer 2 oder Absatz 2 Nummer 2 ausgestat-
tet sind, auf null oder

2. u n v e r ä n d e r t

(5) Nummer 3.1 Satz 2 der Anlage 1 ist nicht
vor dem 1. Januar 2015 anzuwenden.



- 111 -

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

§ 97
Übergangsbestimmungen für Strom

aus Biomasse

§ 101
Übergangsbestimmungen für Strom

aus Biogas

(1) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Biomasse, die nach dem am 31. Juli 2014
geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August
2014 in Betrieb genommen worden sind, verringert
sich ab dem 1. August 2014 der Vergütungsanspruch
nach den Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwenden-
den Fassung für jede Kilowattstunde Strom, um die
in einem Kalenderjahr die vor dem 1. August 2014
erreichte Höchstbemessungsleistung der Anlage
überschritten wird, auf den Monatsmarktwert; für
Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb ge-
nommen worden sind, verringert sich entsprechend
der Vergütungsanspruch nach § 8 Absatz 1 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2004
(BGBl. I S. 1918) in der am 31. Dezember 2008 gel-
tenden Fassung nach Maßgabe des ersten Halbsat-
zes. Höchstbemessungsleistung im Sinne von Satz 1
ist die höchste Bemessungsleistung der Anlage in
einem Kalenderjahr seit dem Zeitpunkt ihrer Inbe-
triebnahme. Im Fall von Anlagen im Sinne von Satz
1, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb ge-
nommen worden sind, wird abweichend von Satz 2
unwiderleglich vermutet, dass die Höchstbemes-
sungsleistung der Anlage der um 10 Prozent verrin-
gerte Wert der vor dem 1. August 2014 installierten
Leistung der Anlage ist.

(1) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Biogas, die nach dem am 31. Juli 2014
geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August
2014 in Betrieb genommen worden sind, verringert
sich ab dem 1. August 2014 der Vergütungsanspruch
nach den Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwenden-
den Fassung für jede Kilowattstunde Strom, um die
in einem Kalenderjahr die vor dem 1. August 2014
erreichte Höchstbemessungsleistung der Anlage
überschritten wird, auf den Monatsmarktwert; für
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas, die
vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen wor-
den sind, verringert sich entsprechend der Vergü-
tungsanspruch nach § 8 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S.
1918) in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fas-
sung nach Maßgabe des ersten Halbsatzes. Höchst-
bemessungsleistung im Sinne von Satz 1 ist die
höchste Bemessungsleistung der Anlage in einem
Kalenderjahr seit dem Zeitpunkt ihrer Inbetriebnah-
me und vor dem 1. Januar 2014. Abweichend von
Satz 2 gilt der um 5 Prozent verringerte Wert der
am 31. Juli 2014 installierten Leistung der Anlage
als Höchstbemessungsleistung, wenn der so er-
mittelte Wert höher als die tatsächliche Höchst-
bemessungsleistung nach Satz 2 ist.

(2) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am
31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff
vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wor-
den sind,
1. besteht der Anspruch auf Erhöhung des Bonus

für Strom aus nachwachsenden Rohstoffen
nach § 27 Absatz 4 Nummer 2 in Verbindung
mit Anlage 2 Nummer VI.2.c zu dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezember
2011 geltenden Fassung ab dem 1. August
2014 nur, wenn zur Stromerzeugung überwie-
gend Landschaftspflegematerial einschließlich
Landschaftspflegegras im Sinne von Anlage 3
Nummer 5 zur Biomasseverordnung in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung eingesetzt
werden,

2. ist § 45 Absatz 6 Nummer 2 anzuwenden bei
Strom, der nach dem 31. Juli 2014 erzeugt
worden ist.

(3) Für Anlagen, die nach dem 31. Dezember
2011 und vor dem 1. August 2014 in Betrieb ge-

(2) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am
31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff
vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wor-
den sind,
1. besteht der Anspruch auf Erhöhung des Bonus

für Strom aus nachwachsenden Rohstoffen
nach § 28 Absatz 4 Nummer 2 in Verbindung
mit Anlage 2 Nummer VI.2.c zu dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezember
2011 geltenden Fassung ab dem 1. August
2014 nur, wenn zur Stromerzeugung überwie-
gend Landschaftspflegematerial einschließlich
Landschaftspflegegras im Sinne von Anlage 3
Nummer 5 zur Biomasseverordnung in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung eingesetzt
werden,

2. ist § 47 Absatz 6 Nummer 2 anzuwenden für
Strom, der nach dem 31. Juli 2014 erzeugt
worden ist.

(3) u n v e r ä n d e r t
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nommen worden sind, ist auch nach dem 31. Juli
2014 die Biomasseverordnung in ihrer am 31. Juli
2014 geltenden Fassung anzuwenden.

§ 98
Übergangsbestimmung zur Umstellung

auf Ausschreibungen
Nachdem die finanzielle Förderung im Sinne des

§ 2 Absatz 5 auf Ausschreibungen umgestellt wor-
den ist, besteht auch ohne eine im Rahmen einer
Ausschreibung erhaltene Förderberechtigung ein
Anspruch nach § 19 Absatz 1 für Anlagenbetreiber
von
1. Windenergieanlagen auf See, die vor dem 1. Ja-

nuar 2017 eine unbedingte Netzanschlusszusage
oder eine Zuweisung von Anschlusskapazitäten
nach § 17d Absatz 3 des Energiewirtschaftsge-
setzes erhalten haben und vor dem 1. Januar
2021 in Betrieb genommen worden sind, oder

2. allen anderen Anlagen, die nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürf-
tig sind oder für ihren Betrieb einer Zulassung
nach einer anderen Bestimmung des Bundes-
rechts bedürfen und vor dem 1. Januar 2017 ge-
nehmigt oder zugelassen und vor dem 1. Januar
2019 in Betrieb genommen worden sind; dies
gilt nicht für die Betreiber von Freiflächenanla-
gen.

§ 102
Übergangsbestimmung zur Umstellung

auf Ausschreibungen
Nachdem die finanzielle Förderung im Sinne des

§ 2 Absatz 5 auf Ausschreibungen umgestellt wor-
den ist, besteht auch ohne eine im Rahmen einer
Ausschreibung erhaltene Förderberechtigung ein
Anspruch nach § 19 Absatz 1 für Anlagenbetreiber
von
1. Windenergieanlagen auf See, die vor dem 1. Ja-

nuar 2017 eine unbedingte Netzanbindungszu-
sage oder Anschlusskapazitäten nach § 17d Ab-
satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes erhalten
haben und vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb
genommen worden sind,

2. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Ge-
othermie, die vor dem 1. Januar 2017 erst-
mals eine Zulassung nach § 53 Absatz 1 des
Bundesberggesetzes für die Aufsuchung er-
halten haben und vor dem 1. Januar 2021 in
Betrieb genommen worden sind, oder

3. u n v e r ä n d e r t

§ 103
Übergangs- und Härtefallbestimmungen zur Be-

sonderen Ausgleichsregelung
(1) Für Anträge für das Begrenzungsjahr

2015 sind die §§ 63 bis 69 mit den folgenden
Maßgaben anzuwenden:
1. § 64 Absatz 1 Nummer 3 ist für Unterneh-

men mit einem Stromverbrauch von unter 10
Gigawattstunden im letzten abgeschlossenen
Geschäftsjahr nicht anzuwenden, wenn das
Unternehmen dem Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle nachweist, dass
es innerhalb der Antragsfrist nicht in der
Lage war, eine gültige Bescheinigung nach §
64 Absatz 3 Nummer 2 zu erlangen.

2. § 64 Absatz 2 und 3 Nummer 1 ist mit der
Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des
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arithmetischen Mittels der Bruttowertschöp-
fung der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre auch nur die Bruttowertschöp-
fung nach § 64 Absatz 6 Nummer 3 des letz-
ten abgeschlossenen Geschäftsjahrs des Un-
ternehmens zugrunde gelegt werden kann.

3. § 64 Absatz 6 Nummer 1 letzter Halbsatz ist
nicht anzuwenden.

4. § 64 Absatz 6 Nummer 3 ist mit der Maßga-
be anzuwenden, dass die Stromkostenintensi-
tät das Verhältnis der von dem Unternehmen
in dem letzten abgeschlossenen Geschäfts-
jahr zu tragenden tatsächlichen Stromkosten
einschließlich der Stromkosten für nach § 61
umlagepflichtige selbst verbrauchte Strom-
mengen zu der Bruttowertschöpfung zu Fak-
torkosten des Unternehmens nach Nummer
2 ist; Stromkosten für nach § 61 nicht umla-
gepflichtige selbst verbrauchte Strommengen
können berücksichtigt werden, soweit diese
im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr
dauerhaft von nach § 60 Absatz 1 oder nach
§ 61 umlagepflichtigen Strommengen abge-
löst wurden; die Bescheinigung nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c muss sämt-
liche Bestandteile der vom Unternehmen ge-
tragenen Stromkosten enthalten.

5. Abweichend von § 66 Absatz 1 Satz 1 und 2
kann ein Antrag einmalig bis zum 30. Sep-
tember 2014 (materielle Ausschlussfrist) ge-
stellt werden.

6. Im Übrigen sind die §§ 63 bis 69 anzuwen-
den, es sei denn, dass Anträge für das Be-
grenzungsjahr 2015 bis zum Ablauf des 31.
Juli 2014 bestandskräftig entschieden wor-
den sind.
(2) Für Anträge für das Begrenzungsjahr

2016 sind die §§ 63 bis 69 mit den folgenden
Maßgaben anzuwenden:
1. § 64 Absatz 2 und 3 Nummer 1 ist mit der

Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des
arithmetischen Mittels der Bruttowertschöp-
fung der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre auch das arithmetische Mittel
der Bruttowertschöpfung nach § 64 Absatz 6
Nummer 3 der letzten beiden abgeschlosse-
nen Geschäftsjahre des Unternehmens zu-
grunde gelegt werden kann.

2. § 64 Absatz 6 Nummer 3 ist mit der Maßga-
be anzuwenden, dass die Stromkostenintensi-
tät das Verhältnis der von dem Unternehmen
in dem letzten abgeschlossenen Geschäfts-
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jahr zu tragenden tatsächlichen Stromkosten
einschließlich der Stromkosten für nach § 61
umlagepflichtige selbst verbrauchte Strom-
mengen zu der Bruttowertschöpfung zu Fak-
torkosten des Unternehmens nach Nummer
1 ist; Stromkosten für nach § 61 nicht umla-
gepflichtige selbst verbrauchte Strommengen
können berücksichtigt werden, soweit diese
im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr
dauerhaft von nach § 60 Absatz 1 oder nach
§ 61 umlagepflichtigen Strommengen abge-
löst wurden; die Bescheinigung nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c muss sämt-
liche Bestandteile der vom Unternehmen ge-
tragenen Stromkosten enthalten.

3. Im Übrigen sind die §§ 63 bis 69 anzuwen-
den.
(3) Für Unternehmen oder selbständige Un-

ternehmensteils, die als Unternehmen des produ-
zierenden Gewerbes nach § 3 Nummer 14 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Ju-
li 2014 geltenden Fassung für das Begrenzungs-
jahr 2014 über eine bestandskräftige Begren-
zungsentscheidung nach den §§ 42 bis 44 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli
2014 geltenden Fassung verfügen, begrenzt das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
die EEG-Umlage für die Jahre 2015 bis 2018
nach den §§ 63 bis 69 so, dass die EEG-Umlage
für ein Unternehmen in einem Begrenzungsjahr
jeweils nicht mehr als das Doppelte des Betrags
in Cent pro Kilowattstunde beträgt, der für den
selbst verbrauchten Strom an den begrenzten
Abnahmestellen des Unternehmens im jeweils
dem Antragsjahr vorangegangenen Geschäfts-
jahr nach Maßgabe des für dieses Jahr geltenden
Begrenzungsbescheides zu zahlen war. Satz 1 gilt
entsprechend für Unternehmen oder selbständige
Unternehmensteile, die für das Begrenzungsjahr
2014 über eine bestandskräftige Begrenzungsent-
scheidung verfügen und die Voraussetzungen
nach § 64 nicht erfüllen, weil sie einer Branche
nach Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen sind, aber
ihre Stromkostenintensität weniger als 16 Pro-
zent für das Begrenzungsjahr 2015 oder weniger
als 17 Prozent ab dem Begrenzungsjahr 2016 be-
trägt, wenn und insoweit das Unternehmen oder
der selbständige Unternehmensteil nachweist,
dass seine Stromkostenintensität im Sinne des
§ 64 Absatz 6 Nummer 3 in Verbindung mit Ab-
satz 1 und 2 dieses Paragrafen mindestens 14
Prozent betragen hat; im Übrigen sind die §§ 64,
66, 68 und 69 entsprechend anzuwenden.
(4) Für Unternehmen oder selbständige Un-
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ternehmensteile, die
1. als Unternehmen des produzierenden Ge-

werbes nach § 3 Nummer 14 des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung für das Begrenzungsjahr
2014 über eine bestandskräftige Begren-
zungsentscheidung nach den §§ 42 bis 44 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung verfügen
und

2. die Voraussetzungen nach § 64 dieses Geset-
zes nicht erfüllen, weil sie
a) keiner Branche nach Anlage 4 zuzuord-

nen sind oder
b) einer Branche nach Liste 2 der Anlage 4

zuzuordnen sind, aber ihre Stromkosten-
intensität weniger als 20 Prozent beträgt,

begrenzt das Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle auf Antrag die EEG-Umlage
für den Stromanteil über 1 Gigawattstunde auf
20 Prozent der nach § 60 Absatz 1 ermittelten
Umlage, wenn und insoweit das Unternehmen
oder der selbständige Unternehmensteil nach-
weist, dass seine Stromkostenintensität im Sinne
des § 64 Absatz 6 Nummer 3 in Verbindung mit
Absatz 1 und 2 dieses Paragrafen mindestens 14
Prozent betragen hat. Satz 1 ist auch anzuwen-
den für selbständige Unternehmensteile, die ab-
weichend von Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a bis c
die Voraussetzungen nach § 64 dieses Gesetzes
deshalb nicht erfüllen, weil das Unternehmen ei-
ner Branche nach Liste 2 der Anlage 4 zuzuord-
nen ist. Im Übrigen sind Absatz 3 und die §§ 64,
66, 68 und 69 entsprechend anzuwenden.
(5) Für Schienenbahnen, die noch keine Be-

grenzungsentscheidung für das Begrenzungsjahr
2014 haben, sind die §§ 63 bis 69 für die Antrags-
stellung auf Begrenzung für die zweite Jahres-
hälfte des Jahres 2014 mit den Maßgaben anzu-
wenden, dass
1. die EEG-Umlage für die gesamte Strommen-

ge, die das Unternehmen unmittelbar für den
Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr selbst
verbraucht hat, auf 20 Prozent der nach § 37
Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
ermittelten EEG-Umlage für das Jahr 2014
begrenzt wird,

2. der Antrag nach § 63 in Verbindung mit § 65
einschließlich der Bescheinigungen nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c bis zum
30. September 2014 zu stellen ist (materielle
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Ausschlussfrist) und
3. die Entscheidung rückwirkend zum 1. Juli

2014 mit einer Geltungsdauer bis zum 31.
Dezember 2014 wirksam wird.
(6) Die Übertragungsnetzbetreiber haben

gegen Elektrizitätsversorgungsunternehmen für
die außerhalb der Regelverantwortung eines
Übertragungsnetzbetreibers eigens für die Ver-
sorgung von Schienenbahnen erzeugten, unmit-
telbar in das Bahnstromnetz eingespeisten und
unmittelbar für den Fahrbetrieb im Schienen-
verkehr verbrauchten Strommengen (Bahn-
kraftwerksstrom) für die Jahre 2009 bis 2013 nur
Anspruch auf Zahlung einer EEG-Umlage von
0,05 Cent pro Kilowattstunde. Die Ansprüche
werden wie folgt fällig:
1. für Bahnkraftwerksstrom, der in den Jahren

2009 bis 2011 verbraucht worden ist, zum 31.
August 2014,

2. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2012
verbraucht worden ist, zum 31. Januar 2015
und

3. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2013
verbraucht worden ist, zum 31. Oktober
2015.

Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen
ihrem Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich
die Endabrechnungen für die Jahre 2009 bis
2013 für den Bahnkraftwerksstrom vorlegen; §
75 ist entsprechend anzuwenden. Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen können für Bahn-
kraftwerksstrom, den sie vor dem 1. Januar 2009
geliefert haben, die Abnahme und Vergütung
nach § 37 Absatz 1 Satz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011
geltenden Fassung und nach § 14 Absatz 3 Satz 1
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2008 geltenden Fassung verweigern.

§ 99
Weitere Übergangsbestimmungen

§ 104
Weitere Übergangsbestimmungen

(1) Für Anlagen und KWK-Anlagen, die vor
dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden
sind und mit einer technischen Einrichtung nach § 6
Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2
Buchstabe a des am 31. Juli 2014 geltenden Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes ausstatten mussten, ist § 9
Absatz 1 Satz 2 ab dem 1. Januar 2009 rückwirkend
anzuwenden. Ausgenommen hiervon sind Fälle, in
denen vor dem 9. April 2014 ein Rechtsstreit zwi-
schen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber anhängig

(1) u n v e r ä n d e r t
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oder rechtskräftig entschieden worden ist.

(2) § 39 Absatz 1 und 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden
Fassung ist auf Strom, den Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen nach dem 31. Dezember 2013 und vor
dem 1. August 2014 an ihre gesamten Letztverbrau-
cher geliefert haben, mit der Maßgabe anzuwenden,
dass abweichend von § 39 Absatz 1 Nummer 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli
2014 geltenden Fassung dieser Strom die dort ge-
nannten Anforderungen in dem Zeitraum nach dem
31. Dezember 2013 und vor dem 1. August 2014
sowie zugleich jeweils in mindestens vier Monaten
dieses Zeitraums erfüllt, wobei § 39 Absatz 1 Num-
mer 1 zweiter Halbsatz des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
nicht anzuwenden ist.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Für Anträge auf Begrenzung der EEG-
Umlage für das Jahr 2015, über die bis zum Ablauf
des 31. Juli 2014 noch nicht bestandskräftig ent-
schieden wurde, sind die §§ 60 bis 65 mit Ausnahme
des § 61 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 5 Satz 2
anzuwenden. Statt § 61 Absatz 1 Nummer 2 ist § 41
Absatz 1 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
anzuwenden.

(3) Für Eigenversorgungsanlagen, die vor
dem 1. August 2014 ausschließlich Strom mit
Gichtgas, Konvertergas oder Kokereigas (Kup-
pelgase) erzeugt haben, das bei der Stahlerzeu-
gung entstanden ist, ist § 61 Absatz 7 nicht anzu-
wenden, und die Strommengen dürfen, soweit sie
unter die Ausnahmen nach § 61 Absatz 2 bis 4
fallen, rückwirkend zum 1. Januar 2014 jährlich
bilanziert werden. Erdgas ist in dem Umfang als
Kuppelgas anzusehen, in dem es zur Anfahr-,
Zünd- und Stützfeuerung erforderlich ist.

(4) Für Schienenbahnen, die noch keine Be-
grenzungsentscheidung für das Begrenzungsjahr
2014 haben, sind die §§ 60 bis 65 für die Antrags-
stellung auf Begrenzung für die zweite Jahreshälfte
des Jahres 2014 mit den Maßgaben anzuwenden,
dass
1. die EEG-Umlage für die gesamte Strommenge,

die das Unternehmen unmittelbar für den Fahr-
betrieb im Schienenbahnverkehr selbst ver-
braucht hat, auf 20 Prozent der nach § 37 Ab-
satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ermit-
telten EEG-Umlage für das Jahr 2014 begrenzt
wird,

2. der Antrag nach § 60 in Verbindung mit § 62
einschließlich der Bescheinigungen nach § 61
Absatz 3 Satz 1 und 3 bis zum 30. September
2014 zu stellen ist (materielle Ausschlussfrist)
und

3. die Entscheidung rückwirkend zum 1. Juli 2014
mit einer Geltungsdauer bis zum 31. Dezember

(4) entfällt
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2014 wirksam wird.

(5) Die Übertragungsnetzbetreiber haben gegen
Elektrizitätsversorgungsunternehmen für die außer-
halb der Regelverantwortung eines Übertragungs-
netzbetreibers eigens für die Versorgung von Schie-
nenbahnen erzeugten, unmittelbar in das
Bahnstromnetz eingespeisten und unmittelbar für
den Fahrbetrieb im Schienenverkehr verbrauchten
Strommengen (Bahnkraftwerksstrom) für die Jahre
2009 bis 2013 nur Anspruch auf Zahlung einer
EEG-Umlage von 0,05 Cent pro Kilowattstunde. Die
Ansprüche werden wie folgt fällig:
1. für Bahnkraftwerksstrom, der in den Jahren

2009 bis 2011 verbraucht worden ist, zum 31.
August 2014,

2. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2012 ver-
braucht worden ist, zum 31. Januar 2015 und

3. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2013 ver-
braucht worden ist, zum 31. Oktober 2015.

Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen ihrem
Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich die Endab-
rechnungen für die Jahre 2009 bis 2013 für den
Bahnkraftwerksstrom vorlegen; § 50 ist entspre-
chend anzuwenden. Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen können für Bahnkraftwerksstrom, den sie
vor dem 1. Januar 2009 geliefert haben, die Abnah-
me und Vergütung nach § 37 Absatz 1 Satz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. De-
zember 2011 geltenden Fassung und nach § 14 Ab-
satz 3 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Juli 2008 geltenden Fassung verweigern.

(5) entfällt

Anlage 1
Höhe der Marktprämie

(zu § 32)

Anlage 1
(zu § 34)

Höhe der Marktprämie

1. Berechnung der Marktprämie
1.1. Im Sinne dieser Anlage ist:
– „MP“ die Höhe der Marktprämie nach § 32 Ab-

satz 2 in Cent pro Kilowattstunde,
– „AW“ der anzulegende Wert nach den §§ 38 bis

53 unter Berücksichtigung der §§ 17 bis 29 in
Cent pro Kilowattstunde,

– „MW“ der jeweilige Monatsmarktwert.

1. Berechnung der Marktprämie
1.1. Im Sinne dieser Anlage ist:
– „MP“ die Höhe der Marktprämie nach § 34 Ab-

satz 2 in Cent pro Kilowattstunde,
– „AW“ der anzulegende Wert nach den §§ 40 bis

55 unter Berücksichtigung der §§ 19 bis 31 in
Cent pro Kilowattstunde,

– „MW“ der jeweilige Monatsmarktwert in Cent
pro Kilowattstunde.
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1.2. Die Höhe der Marktprämie nach § 32 Absatz 2
(„MP“) in Cent pro Kilowattstunde direkt ver-
markteten und tatsächlich eingespeisten Stroms
wird nach der folgenden Formel berechnet:

MP = AW – MW
Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner
null, wird abweichend von Satz 1 der Wert „MP“
mit demWert null festgesetzt.

1.2. Die Höhe der Marktprämie nach § 34 Absatz 2
(„MP“) in Cent pro Kilowattstunde direkt ver-
markteten und tatsächlich eingespeisten Stroms
wird nach der folgenden Formel berechnet:

MP = AW – MW
Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null,
wird abweichend von Satz 1 der Wert „MP“ mit dem
Wert null festgesetzt.

2. Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“
2.1. Monatsmarktwert bei Strom aus Wasser-

kraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Bi-
omasse und Geothermie nach den §§ 38 bis
46

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist bei
direkt vermarktetem Strom aus Wasserkraft, Depo-
niegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse und Ge-
othermie der Wert „MWEPEX“ anzulegen. Dabei ist
„MWEPEX“ der tatsächliche Monatsmittelwert der
Stundenkontrakte für die Preiszone Deutsch-
land/Österreich am Spotmarkt der Strombörse
EPEX Spot SE in Paris in Cent pro Kilowattstunde.
2.2. Monatsmarktwert bei Strom aus Windener-

gie und solarer Strahlungsenergie nach den
§§ 47 bis 49

2.2.1. Energieträgerspezifischer Monatsmarkt-
wert

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist an-
zulegen bei direkt vermarktetem Strom aus
– Windenergieanlagen an Land der Wert

„MWWind an Land“,
– Windenergieanlagen auf See der Wert „MWWind

auf See“ und
– Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie der Wert „MWSolar“.
2.2.2. Windenergie an Land
„MWWind an Land“ ist der tatsächliche Monatsmittel-
wert des Marktwerts von Strom aus Windenergiean-
lagen an Land am Spotmarkt der Strombörse EPEX
Spot SE in Paris für die Preiszone Deutsch-
land/Österreich in Cent pro Kilowattstunde. Dieser
Wert wird wie folgt berechnet:
2.2.2.1. Für jede Stunde eines Kalendermonats wird

der durchschnittliche Wert der Stundenkontrak-
te am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot SE
in Paris für die Preiszone Deutsch-
land/Österreich mit der Menge des in dieser
Stunde nach der Online-Hochrechnung nach
Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus Windener-

2. Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“
2.1. Monatsmarktwert bei Strom aus Wasser-

kraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Bi-
omasse und Geothermie nach den §§ 40 bis
48

u n v e r ä n d e r t

2.2. Monatsmarktwert bei Strom aus Windener-
gie und solarer Strahlungsenergie nach den
§§ 49 bis 51

u n v e r ä n d e r t
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gieanlagen an Land multipliziert.
2.2.2.2. Die Ergebnisse für alle Stunden dieses Ka-

lendermonats werden summiert.
2.2.2.3. Diese Summe wird dividiert durch die

Menge des in dem gesamten Kalendermonat
nach der Online-Hochrechnung nach Nummer
3.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen
an Land.

2.2.3 Windenergie auf See
„MWWind auf See“ ist der tatsächliche Monatsmittel-
wert des Marktwerts von Strom aus Windenergiean-
lagen auf See am Spotmarkt der Strombörse EPEX
Spot SE in Paris für die Preiszone Deutsch-
land/Österreich in Cent pro Kilowattstunde. Für die
Berechnung von „MWWind auf See“ sind die Nummern
2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach
Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus Windenergiean-
lagen an Land der nach der Online-Hochrechnung
nach Nummer 3.1 erzeugte Strom aus Windenergie-
anlagen auf See zugrunde zu legen ist.
2.2.4 Solare Strahlungsenergie
„MWSolar“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des
Marktwerts von Strom aus Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus solarer Strahlungsenergie am Spot-
markt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris für
die Preiszone Deutschland/Österreich in Cent pro
Kilowattstunde. Für die Berechnung von „MWSolar“
sind die Nummern 2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass statt des nach der Online-
Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms
aus Windenergieanlagen an Land der nach der Onli-
ne-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugte Strom
aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie zugrunde zu legen ist.

3. Veröffentlichung der Berechnung
3.1. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen jederzeit

unverzüglich auf einer gemeinsamen Internet-
seite in einheitlichem Format die auf der Grund-
lage einer repräsentativen Anzahl von gemesse-
nen Referenzanlagen erstellte Online-
Hochrechnung der Menge des tatsächlich er-
zeugten Stroms aus Windenergieanlagen an
Land, Windenergieanlagen auf See und Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie in ihren Regelzonen in mindestens
stündlicher Auflösung veröffentlichen. Für die
Erstellung der Online-Hochrechnung sind Re-
duzierungen der Einspeiseleistung der Anlage
durch den Netzbetreiber oder im Rahmen der
Direktvermarktung nicht zu berücksichtigen.

3. u n v e r ä n d e r t
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3.2. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner
für jeden Kalendermonat bis zum Ablauf des
zehnten Werktags des Folgemonats auf einer
gemeinsamen Internetseite in einheitlichem
Format und auf drei Stellen nach dem Komma
gerundet folgende Daten in nicht personenbe-
zogener Form veröffentlichen:
a) den Wert der Stundenkontrakte am Spot-

markt der Strombörse EPEX Spot SE in Pa-
ris für die Preiszone Deutsch-
land/Österreich für jeden Kalendertag in
stündlicher Auflösung,

b) den Wert „MWEPEX“ nach Maßgabe der
Nummer 2.1,

c) den Wert „MWWind an Land“ nach Maßgabe
der Nummer 2.2.2,

d) den Wert „MWWind auf See“ nach Maßgabe
der Nummer 2.2.3 und

e) den Wert „MWSolar“ nach Maßgabe der
Nummer 2.2.4.

3.3. Soweit die Daten nach Nummer 3.2 nicht bis
zum Ablauf des zehnten Werktags des Folge-
monats verfügbar sind, sind sie unverzüglich in
nicht personenbezogener Form zu veröffentli-
chen, sobald sie verfügbar sind.

Anlage 2
Referenzertrag

(zu § 47)

Anlage 2
(zu § 49)

Referenzertrag

1. Eine Referenzanlage ist eine Windenergieanla-
ge eines bestimmten Typs, für die sich entspre-
chend ihrer von einer dazu berechtigten Institu-
tion vermessenen Leistungskennlinie an dem
Referenzstandort ein Ertrag in Höhe des Refe-
renzertrages errechnet.

1. u n v e r ä n d e r t

2. Der Referenzertrag ist die für jeden Typ einer
Windenergieanlage einschließlich der jeweili-
gen Nabenhöhe bestimmte Strommenge, die
dieser Typ bei Errichtung an dem Referenz-
standort rechnerisch auf Basis einer vermesse-
nen Leistungskennlinie in fünf Betriebsjahren
erbringen würde. Der Referenzertrag ist nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik
zu ermitteln; die Einhaltung der allgemein an-
erkannten Regeln der Technik wird vermutet,
wenn die Verfahren, Grundlagen und Rechen-
methoden verwendet worden sind, die enthalten
sind in den Technischen Richtlinien für Wind-
energieanlagen, Teil 5, in der zum Zeitpunkt der

2. u n v e r ä n d e r t
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Ermittlung des Referenzertrags geltenden Fas-
sung der FGW e.V. – Fördergesellschaft Wind-
energie und andere Erneuerbare Energien
(FGW)6.

3. Der Typ einer Windenergieanlage ist bestimmt
durch die Typenbezeichnung, die Rotorkreisflä-
che, die Nennleistung und die Nabenhöhe ge-
mäß den Angaben des Herstellers.

3 . u n v e r ä n d e r t

4. Der Referenzstandort ist ein Standort, der be-
stimmt wird durch eine Rayleigh-Verteilung mit
einer mittleren Jahreswindgeschwindigkeit von
5,5 Metern je Sekunde in einer Höhe von 30
Metern über dem Grund, einem logarithmischen
Höhenprofil und einer Rauhigkeitslänge von 0,1
Metern.

4 . u n v e r ä n d e r t

5. Die Leistungskennlinie ist der für jeden Typ ei-
ner Windenergieanlage ermittelte Zusammen-
hang zwischen Windgeschwindigkeit und Leis-
tungsabgabe unabhängig von der Nabenhöhe.
Die Leistungskennlinie ist nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik zu ermitteln;
die Einhaltung der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik wird vermutet, wenn die Ver-
fahren, Grundlagen und Rechenmethoden ver-
wendet worden sind, die enthalten sind in den
Technischen Richtlinien für Windenergieanla-
gen, Teil 2, der FGW e.V. – Fördergesellschaft
Windenergie und andere Erneuerbare (FGW)7
in der zum Zeitpunkt der Ermittlung des Refe-
renzertrages geltenden Fassung. Soweit die
Leistungskennlinie nach einem vergleichbaren
Verfahren vor dem 1. Januar 2000 ermittelt
wurde, kann diese anstelle der nach Satz 2 er-
mittelten Leistungskennlinie herangezogen
werden, soweit im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes nach dem 31. Dezember 2001 nicht mehr
mit der Errichtung von Anlagen des Typs be-
gonnen wird, für den sie gelten.

5. Die Leistungskennlinie ist der für jeden Typ ei-
ner Windenergieanlage ermittelte Zusammen-
hang zwischen Windgeschwindigkeit und Leis-
tungsabgabe unabhängig von der Nabenhöhe.
Die Leistungskennlinie ist nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik zu ermitteln;
die Einhaltung der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik wird vermutet, wenn die Ver-
fahren, Grundlagen und Rechenmethoden ver-
wendet worden sind, die enthalten sind in den
Technischen Richtlinien für Windenergieanla-
gen, Teil 2, der FGW8 in der zum Zeitpunkt der
Ermittlung des Referenzertrages geltenden Fas-
sung. Soweit die Leistungskennlinie nach einem
vergleichbaren Verfahren vor dem 1. Januar
2000 ermittelt wurde, kann diese anstelle der
nach Satz 2 ermittelten Leistungskennlinie her-
angezogen werden, soweit im Geltungsbereich
dieses Gesetzes nach dem 31. Dezember 2001
nicht mehr mit der Errichtung von Anlagen des
Typs begonnen wird, für den sie gelten.

6. Zur Vermessung der Leistungskennlinien nach
Nummer 5 und zur Berechnung der Referenzer-
träge von Anlagentypen am Referenzstandort
nach Nummer 2 sind für die Zwecke dieses Ge-
setzes die Institutionen berechtigt, die entspre-
chend der technischen Richtlinie Allgemeine
Anforderungen an die Kompetenz von Prüf-

6 . u n v e r ä n d e r t

6 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der FGW e.V. – Fördergesellschaft Windenergie und andere Erneuerbare Energien,
Oranienburger Straße 45, 10117 Berlin.
7 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
8 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der FGW e.V. – Fördergesellschaft Windenergie und andere Erneuerbare Ener-
gien, Oranienburger Straße 45, 10117 Berlin.
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und Kalibrierlaboratorien (DIN EN ISO/IEC
17025), Ausgabe April 20009, entsprechend von
einer staatlich anerkannten oder unter Beteili-
gung staatlicher Stellen evaluierten Akkreditie-
rungsstelle akkreditiert sind.

7. Bei der Anwendung des Referenzertrages zur
Bestimmung des verlängerten Zeitraums der
Anfangsvergütung ist die installierte Leistung
zu berücksichtigen, höchstens jedoch diejenige
Leistung, die die Anlage aus genehmigungs-
rechtlichen Gründen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz maximal erbringen
darf. Temporäre Leistungsreduzierungen ins-
besondere auf Grund einer Regelung der Anla-
ge nach § 14 sind zu berücksichtigen.

7 . u n v e r ä n d e r t

Anlage 3
Voraussetzungen und Höhe der Flexibilitätsprä-

mie
(zu § 52)

Anlage 3
(zu § 54)

Voraussetzungen und Höhe der Flexibilitätsprä-
mie

I. Voraussetzungen der Flexibilitätsprämie I. u n v e r ä n d e r t

1. Anlagenbetreiber können die Flexibilitätsprä-
mie verlangen,
a) wenn für den gesamten in der Anlage er-

zeugten Strom keine Einspeisevergütung in
Anspruch genommen wird und für diesen
Strom unbeschadet des §§ 27 Absatz 3 und
4, des § 27a Absatz 2 und des § 27c Absatz
3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
am 31. Juli 2014 geltenden Fassung dem
Grunde nach ein Vergütungsanspruch nach
§ 19 in Verbindung mit § 96 Absatz 1 be-
steht, der nicht nach § 24 in Verbindung mit
§ 96 Absatz 1 verringert ist,

1. Anlagenbetreiber können die Flexibilitätsprä-
mie verlangen,
a ) wenn für den gesamten in der Anlage er-

zeugten Strom keine Einspeisevergütung
in Anspruch genommen wird und für die-
sen Strom unbeschadet des §§ 27 Absatz 3
und 4, des § 27a Absatz 2 und des § 27c
Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden
Fassung dem Grunde nach ein Vergü-
tungsanspruch nach § 19 in Verbindung
mit § 100 Absatz 1 besteht, der nicht nach
§ 25 in Verbindung mit § 100 Absatz 1
verringert ist,

b) wenn die Bemessungsleistung der Anlage
im Sinne der Nummer I.2.1 mindestens das
0,2fache der installierten Leistung der Anla-
ge beträgt,

b) u n v e r ä n d e r t

c) wenn der Anlagenbetreiber die zur Regist-
rierung der Inanspruchnahme der Flexibili-
tätsprämie erforderlichen Angaben nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90
übermittelt hat und

c) wenn der Anlagenbetreiber die zur Regist-
rierung der Inanspruchnahme der Flexibili-
tätsprämie erforderlichen Angaben nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 93
übermittelt hat und

9 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
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d) sobald ein Umweltgutachter mit einer Zulas-
sung für den Bereich Elektrizitätserzeugung
aus erneuerbaren Energien bescheinigt hat,
dass die Anlage für den zum Anspruch auf
die Flexibilitätsprämie erforderlichen be-
darfsorientierten Betrieb nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik technisch
geeignet ist.

d) u n v e r ä n d e r t

2. Die Höhe der Flexibilitätsprämie wird kalender-
jährlich berechnet. Die Berechnung erfolgt für
die jeweils zusätzlich bereitgestellte installierte
Leistung nach Maßgabe der Nummer II. Auf die
zu erwartenden Zahlungen sind monatliche Ab-
schläge in angemessenem Umfang zu leisten.

2. u n v e r ä n d e r t

3. Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber die
erstmalige Inanspruchnahme der Flexibilitäts-
prämie vorab mitteilen.

3. u n v e r ä n d e r t

4. Die Flexibilitätsprämie ist für die Dauer von
zehn Jahren zu zahlen. Beginn der Frist ist der
erste Tag des zweiten auf die Meldung nach
Nummer I.3 folgenden Kalendermonats.

4. u n v e r ä n d e r t

5. Der Anspruch auf die Flexibilitätsprämie entfällt
für zusätzliche installierte Leistung, die als Er-
höhung der installierten Leistung der Anlage
nach dem 31. Juli 2014 nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 90 an das Anlagenre-
gister übermittelt wird, ab dem ersten Tag des
zweiten Kalendermonats, der auf den Kalender-
monat folgt, in dem der von der Bundesnetza-
gentur nach Maßgabe des § 25 Absatz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b in Verbindung mit der
Rechtsverordnung nach § 90 veröffentlichte ag-
gregierte Zubau der zusätzlichen installierten
Leistung durch Erhöhungen der installierten
Leistung nach dem 31. Juli 2014 erstmals den
Wert von 1 350 Megawatt übersteigt.

5. Der Anspruch auf die Flexibilitätsprämie entfällt
für zusätzliche installierte Leistung, die als Er-
höhung der installierten Leistung der Anlage
nach dem 31. Juli 2014 nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 93 übermittelt wird, ab
dem ersten Tag des zweiten Kalendermonats, der
auf den Kalendermonat folgt, in dem der von der
Bundesnetzagentur nach Maßgabe des § 26 Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe b in Verbindung mit
der Rechtsverordnung nach § 93 veröffentlichte
aggregierte Zubau der zusätzlichen installierten
Leistung durch Erhöhungen der installierten
Leistung nach dem 31. Juli 2014 erstmals den
Wert von 1 350 Megawatt übersteigt.

II. Höhe der Flexibilitätsprämie
1. Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Anlage ist
- „PBem“ die Bemessungsleistung in Kilowatt;

im ersten und im zehnten Kalenderjahr der
Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie ist
die Bemessungsleistung mit der Maßgabe zu
berechnen, dass nur die in den Kalendermo-
naten der Inanspruchnahme der Flexibili-
tätsprämie erzeugten Kilowattstunden und
nur die vollen Zeitstunden dieser Kalender-
monate zu berücksichtigen sind; dies gilt nur
für die Zwecke der Berechnung der Höhe
der Flexibilitätsprämie,

II. Höhe der Flexibilitätsprämie
1. Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Anlage ist
- „PBem“ die Bemessungsleistung in Kilowatt;

im ersten und im zehnten Kalenderjahr der
Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie ist
die Bemessungsleistung mit der Maßgabe zu
berechnen, dass nur die in den Kalendermo-
naten der Inanspruchnahme der Flexibili-
tätsprämie erzeugten Kilowattstunden und
nur die vollen Zeitstunden dieser Kalender-
monate zu berücksichtigen sind; dies gilt nur
für die Zwecke der Berechnung der Höhe
der Flexibilitätsprämie,
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- „Pinst“ die installierte Leistung in Kilowatt,
- „PZusatz“ die zusätzlich bereitgestellte instal-

lierte Leistung für die bedarfsorientierte Er-
zeugung von Strom in Kilowatt und in dem
jeweiligen Kalenderjahr,

- „fKor“ der Korrekturfaktor für die Auslastung
der Anlage,

- „KK“ die Kapazitätskomponente für die Be-
reitstellung der zusätzlich installierten Leis-
tung in Euro und Kilowatt,

- „FP“ die Flexibilitätsprämie nach § 52 in
Cent pro Kilowattstunde.

2. Berechnung
2.1. Die Höhe der Flexibilitätsprämie nach § 52

(„FP“) in Cent pro Kilowattstunde direkt
vermarkteten und tatsächlich eingespeisten
Stroms wird nach der folgenden Formel be-
rechnet:

2.2. „PZusatz“ wird nach der folgenden Formel be-
rechnet:

PZusatz = Pinst – (fKor x PBem)
Dabei beträgt „fKor“

- bei Biomethan: 1,6 und
- bei Biogas, das kein Biomethan ist: 1,1.

Abweichend von Satz 1 wird der Wert „PZu-
satz“ festgesetzt

- mit demWert null, wenn die Bemessungs-
leistung die 0,2fache installierte Leistung
unterschreitet,

- mit dem 0,5-fachen Wert der installierten
Leistung „Pinst“, wenn die Berechnung
ergibt, dass er größer als der 0,5-fache Wert
der installierten Leistung ist.

2.3. „KK“ beträgt 130 Euro pro Kilowatt.

- „Pinst“ die installierte Leistung in Kilowatt,
- „PZusatz“ die zusätzlich bereitgestellte instal-

lierte Leistung für die bedarfsorientierte Er-
zeugung von Strom in Kilowatt und in dem
jeweiligen Kalenderjahr,

- „fKor“ der Korrekturfaktor für die Auslastung
der Anlage,

- „KK“ die Kapazitätskomponente für die Be-
reitstellung der zusätzlich installierten Leis-
tung in Euro und Kilowatt,

- „FP“ die Flexibilitätsprämie nach § 54 in
Cent pro Kilowattstunde.

2. Berechnung
2.1. Die Höhe der Flexibilitätsprämie nach § 54

(„FP“) in Cent pro Kilowattstunde direkt
vermarkteten und tatsächlich eingespeisten
Stroms wird nach der folgenden Formel be-
rechnet:

2 . 2 . u n v e r ä n d e r t

2.3. u n v e r ä n d e r t

Anlage 4
Stromkosten- oder handelsintensive Bran-

chen
(zu § 61)

[ Die Bundesregierung wird die Regelung im wei-
teren Verfahren nachtragen. ]

Anlage 4
(zu §§ 64, 103)

Stromkosten- oder handelsintensive Bran-
chen
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Artikel 2
Änderung des Projekt-Mechanismen-Gesetzes
In § 5 Absatz 1 Satz 5 des Projekt-Mechanismen-

Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl. I S.
2826), das durch Artikel 4 Absatz 32 des Gesetzes
vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert
worden ist, wird die Angabe „16“ durch die Angabe
„19“ ersetzt.

Artikel 2
u n v e r ä n d e r t

Artikel 3
Änderung des Unterlassungsklagengesetzes
§ 2 Absatz 2 Nummer 9 des Unterlassungs-

klagengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3422, 4346), das
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3714) geändert worden ist, wird wie
folgt gefasst:
„9. § 57 Absatz 1 und 2, 74, 75 Absatz 2 und 3 so-

wie § 76 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,“.

Artikel 3
Änderung des Unterlassungsklagengesetzes
§ 2 Absatz 2 Nummer 9 des Unterlassungs-

klagengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3422, 4346), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3714) geändert worden ist, wird
wie folgt gefasst:
„9. §§ 59 und 60 Absatz 1, § 78, § 79 Absatz 2 und
3 sowie § 80 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes,“.

Artikel 4
Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S.
4167), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1809) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:
1. In § 29 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter

„im Sinne des § 3 Nummer 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vom 25. Oktober 2008
(BGBl. I S. 2074), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I
S. 2730) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung“ durch die Wörter „im Sin-
ne des § 5 Nummer 14 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [ein-
setzen: Datum und Fundstelle gemäß Artikel 24
Absatz 1 des Gesetzes zur grundlegenden Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und
zur Änderung weiterer Bestimmungen des
Energiewirtschaftsrechts]) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ ersetzt.

2. In § 36 Absatz 9d Satz 2 werden die Wörter „§
3 Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ jeweils durch die Wörter „§ 5 Num-
mer 14 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und
Fundstelle gemäß Artikel 24 Absatz 1 des Ge-
setzes zur grundlegenden Reform des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und zur Änderung wei-

Artikel 4
Änderung der Gasnetzzugangsverordnung

§ 31 der Gasnetzzugangsverordnung vom
3. September 2010 (BGBl. I S. 1261), die zuletzt
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBl. I S. 2722) geändert worden ist, wird wie
folgt gefasst:

„§ 31
Zweck der Regelung

Ziel der Regelungen des Teils 6 ist es, die Einspei-
sung von Biogas in das Erdgasnetz zu ermögli-
chen.“
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terer Bestimmungen des Energiewirtschafts-
rechts])“ ersetzt.

Artikel 5
Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen
Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni
2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 Absatz 78 des Gesetzes vom 7. August 2013
(BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:
1. In § 47f Satz 1 wird das Wort „Technologie“

durch das Wort „Energie“ ersetzt und werden
die Wörter „und, soweit Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus erneuerbaren Energien im
Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes be-
troffen sind, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit,“ gestrichen.

2. § 47g wird wie folgt geändert:
a) Absatz 6 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Wahl der Veräußerungsform im
Sinne des § 20 Absatz 1 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und die auf die
jeweilige Veräußerungsform entfallen-
den Mengen,“.

b) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe „nach
§ 33b“ durch die Wörter „im Sinne des § 5
Nummer 9“ ersetzt.

Artikel 5
u n v e r ä n d e r t

Artikel 6
Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005

(BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 3
Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013 (BGBl.
I S. 3746) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

Artikel 6
Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005

(BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 3
Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013 (BGBl.
I S. 3746) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 Nummer 18b wird wie folgt gefasst:

„18b. erneuerbare Energien
Energien im Sinne des § 5 Nummer 14
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,“.

1. u n v e r ä n d e r t

2. § 12e Absatz 3 wird gestrichen. 2. § 12e Absatz 3 wird aufgehoben.
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3. In § 12f Absatz 1 werden die Wörter „und
Technologie, dem Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit“ durch
die Wörter „und Energie“ ersetzt.

3. u n v e r ä n d e r t

4. § 17d wird wie folgt gefasst:

„§ 17d
Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans
(1) Betreiber von Übertragungsnetzen, in deren
Regelzone der Netzanschluss von Windenergie-
anlagen auf See erfolgen soll (anbindungsver-
pflichteter Übertragungsnetzbetreiber), haben die
Leitungen entsprechend den Vorgaben des Offs-
hore-Netzentwicklungsplans zu errichten und zu
betreiben. Sie haben mit der Umsetzung der
Netzanschlüsse von Windenergieanlagen auf See
entsprechend den Vorgaben des Offshore-
Netzentwicklungsplans zu beginnen und die Er-
richtung der Netzanschlüsse von Windenergiean-
lagen auf See zügig voranzutreiben. Eine Lei-
tung nach Satz 1 ist ab dem Zeitpunkt der Fertig-
stellung ein Teil des Energieversorgungsnetzes.
(2) Der anbindungsverpflichtete Übertragungs-
netzbetreiber, der eine Anbindungsleitung nach
Absatz 1 errichtet, hat spätestens nach Auftrags-
vergabe das Datum des voraussichtlichen Fertig-
stellungstermins der Anbindungsleitung dem Be-
treiber der Windenergieanlage auf See gegen-
über bekannt zu machen und auf seiner Internet-
seite zu veröffentlichen. Nach Bekanntmachung
des voraussichtlichen Fertigstellungstermins
nach Satz 1 hat der anbindungsverpflichtete
Übertragungsnetzbetreiber mit dem Betreiber der
Windenergieanlage auf See, dem nach den Ab-
sätzen 3 bis 5 Anschlusskapazitäten auf der An-
bindungsleitung zugewiesen wurden, einen Rea-
lisierungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche
Abfolge für die einzelnen Schritte zur Errichtung
der Windenergieanlage auf See und zur Herstel-
lung des Netzanschlusses enthält. Der anbin-
dungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber
und der Betreiber der Windenergieanlage auf
See haben sich regelmäßig über den Fortschritt
bei der Errichtung der Windenergieanlage auf
See und der Herstellung des Netzanschlusses zu
unterrichten; mögliche Verzögerungen oder Ab-
weichungen vom Realisierungsfahrplan nach
Satz 2 sind unverzüglich mitzuteilen. Der be-
kannt gemachte voraussichtliche Fertigstellungs-
termin kann nur mit Zustimmung der Regulie-
rungsbehörde geändert werden; die Regulie-
rungsbehörde trifft die Entscheidung nach
pflichtgemäßem Ermessen und unter Berück-

4. § 17d wird wie folgt gefasst:
„§ 17d

Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans
(1) u n v e r ä n d e r t

(2) u n v e r ä n d e r t
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sichtigung der Interessen der Beteiligten und der
volkswirtschaftlichen Kosten. 30 Monate vor
Eintritt der voraussichtlichen Fertigstellung wird
der bekannt gemachte Fertigstellungstermin ver-
bindlich.
(3) Die Zuweisung von Anschlusskapazitäten
auf Anbindungsleitungen erfolgt durch die Re-
gulierungsbehörde im Benehmen mit dem Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydrographie in
einem objektiven, transparenten und diskriminie-
rungsfreien Verfahren. Die unter Berücksichti-
gung sämtlicher bestehender unbedingter Netz-
anbindungszusagen höchstens zuweisbare An-
schlusskapazität beträgt bis zum 31. Dezember
2020 6,5 Gigawatt. Ab dem 1. Januar 2021 er-
höht sich die Menge der nach Satz 2 zuweisba-
ren Anschlusskapazität jährlich um 800 Mega-
watt. Die Regulierungsbehörde kann die Zuwei-
sung von Anschlusskapazität mit Nebenbestim-
mungen nach § 36 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes versehen. Die Regulierungsbehörde
veröffentlicht monatlich die nach Satz 2 und 3
zuweisbare Anschlusskapazität im Internet.

(4) Sind für Kapazitätszuweisungen nicht in aus-
reichendem Umfang verfügbare Kapazitäten
nach Absatz 3 Satz 2 und 3 vorhanden oder
übersteigt die Nachfrage der im Bundesfachplan
Offshore nach § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
identifizierten Windenergieanlagen auf See die
auf einer beauftragten Anbindungsleitung noch
zur Verfügung stehende Kapazität, erfolgt die
Kapazitätszuweisung nach Absatz 3 Satz 1 im
Wege eines Versteigerungsverfahrens oder eines
anderen nach Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 be-
stimmten Zuweisungsverfahrens. Soweit die Ka-
pazitätszuweisung im Wege eines Versteige-
rungsverfahrens erfolgt, geht diesem ein Verfah-
ren voraus, in dem die Zulassung zur Versteige-
rung schriftlich oder elektronisch zu beantragen
ist. Die Regulierungsbehörde entscheidet über
die Zulassung zum Versteigerungsverfahren
durch schriftlichen Bescheid. Der Antrag auf Zu-
lassung ist abzulehnen, wenn der Antragsteller
die Voraussetzungen für die Teilnahme am Ver-
steigerungsverfahren nicht nachweist. Die Be-
treiber von Windenergieanlagen auf See, die im
Versteigerungsverfahren einen Zuschlag erhal-
ten, zahlen den ihrem Gebot entsprechenden
Geldbetrag an den anbindungsverpflichteten
Übertragungsnetzbetreiber, der die Zahlung nach
§ 3 Absatz 3 Nummer 6 der Ausgleichsmecha-
nismusverordnung vereinnahmt.
(5) Die Regulierungsbehörde kann im Benehmen

(3) Die Zuweisung von Anschlusskapazitäten
auf Anbindungsleitungen erfolgt durch die Re-
gulierungsbehörde im Benehmen mit dem Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydrographie in
einem objektiven, transparenten und diskriminie-
rungsfreien Verfahren. Die unter Berücksichti-
gung sämtlicher bestehender unbedingter Netz-
anbindungszusagen höchstens zuweisbare An-
schlusskapazität beträgt bis zum 31. Dezember
2020 6,5 Gigawatt. Ab dem 1. Januar 2021 er-
höht sich die Menge der nach Satz 2 zuweisba-
ren Anschlusskapazität jährlich um 800 Mega-
watt. Die Regulierungsbehörde kann die Zuwei-
sung von Anschlusskapazität mit Nebenbestim-
mungen nach § 36 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes versehen. Die Regulierungsbehörde
veröffentlicht monatlich die nach den Sätzen 2
und 3 zuweisbare Anschlusskapazität im Inter-
net.
(4) u n v e r ä n d e r t

(5) u n v e r ä n d e r t
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mit dem Bundesamt für Seeschifffahrt und Hyd-
rographie dem Betreiber einer Windenergieanla-
ge auf See, die über eine unbedingte Netzanbin-
dungszusage oder eine nach Absatz 3 Satz 1 zu-
gewiesene Kapazität verfügt, im Wege der Ka-
pazitätsverlagerung die zugewiesene Kapazität
entziehen und ihm Kapazitäten an einer anderen
Anbindungsleitung zuweisen, soweit dies einer
geordneten und effizienten Nutzung und Auslas-
tung von Offshore-Anbindungsleitungen dient
und soweit dem die Bestimmungen des Bundes-
fachplans Offshore nicht entgegen stehen; die
Regulierungsbehörde kann hierfür freie Anbin-
dungskapazität auf Anbindungsleitungen von der
Zuweisung nach Absatz 3 Satz 1 ausnehmen.
Vor der Entscheidung sind der betroffene Be-
treiber einer Windenergieanlage auf See und der
betroffene anbindungsverpflichtete Übertra-
gungsnetzbetreiber zu hören.
(6) Ein Betreiber einer Windenergieanlage auf
See, die über die notwendige Zulassung im Sin-
ne des § 1 Nummer 10a des Seeaufgabengeset-
zes verfügt, hat im Rahmen der von der Regulie-
rungsbehörde nach den Absätzen 3 bis 5 zuge-
wiesenen Kapazität auf der ihr zugewiesenen
Anbindungsleitung Anspruch auf Netzanbindung
ab dem verbindlichen Fertigstellungstermin ge-
mäß Absatz 2 Satz 5; hat die Regulierungsbe-
hörde die Kapazitätszuweisung auf einen Zeit-
punkt nach dem verbindlichen Fertigstellungs-
termin befristet, hat der Betreiber einer Wind-
energieanlage auf See erst ab diesem Zeitpunkt
Anspruch auf Netzanbindung. Ein Anspruch des
Betreibers einer Windenergieanlage auf See auf
Erweiterung der Netzkapazität nach § 12 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes ist ausgeschlossen;
für nicht zugewiesene Kapazität sind die §§ 14
und 15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht
anzuwenden. Um eine geordnete und effiziente
Nutzung und Auslastung von Offshore-
Anbindungsleitungen und um eine installierte
Leistung aller Windenergieanlagen auf See von
6 500 Megawatt in 2020 zu erreichen, kann die
Regulierungsbehörde in Abstimmung mit dem
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie
die für die Windenergieanlage auf See vorgese-
hene Anschlusskapazität entziehen, wenn der
Betreiber der Windenergieanlage auf See

1. nicht spätestens 24 Monate vor dem ver-
bindlichen Fertigstellungstermin nach Ab-
satz 2 Satz 5 der Regulierungsbehörde den

(6) Ein Betreiber einer Windenergieanlage auf
See, die über die notwendige Zulassung im Sin-
ne des § 1 Nummer 10a des Seeaufgabengeset-
zes oder eine entsprechende Zulassung durch
die nach Landesrecht zuständige Behörde ver-
fügt, hat im Rahmen der von der Regulierungs-
behörde nach den Absätzen 3 bis 5 zugewiese-
nen Kapazität auf der ihr zugewiesenen Anbin-
dungsleitung Anspruch auf Netzanbindung ab
dem verbindlichen Fertigstellungstermin gemäß
Absatz 2 Satz 5; hat die Regulierungsbehörde
die Kapazitätszuweisung auf einen Zeitpunkt
nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin
befristet, hat der Betreiber einer Windenergiean-
lage auf See erst ab diesem Zeitpunkt Anspruch
auf Netzanbindung. Ein Anspruch des Betreibers
einer Windenergieanlage auf See auf Erweite-
rung der Netzkapazität nach § 12 des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes ist ausgeschlossen; für
nicht zugewiesene Kapazität sind die §§ 14 und
15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht an-
zuwenden. Um eine geordnete und effiziente
Nutzung und Auslastung von Offshore-
Anbindungsleitungen und um eine installierte
Leistung aller Windenergieanlagen auf See von
6 500 Megawatt im Jahr 2020 zu erreichen, soll
die Regulierungsbehörde in Abstimmung mit
dem Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie die einer Windenergieanlage auf See
zugewiesene Anschlusskapazität entziehen,
wenn der Betreiber der Windenergieanlage auf
See
1. u n v e r ä n d e r t
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Nachweis über eine bestehende Finanzie-
rung für die Errichtung der Windenergiean-
lage auf See erbringt,

2. nicht spätestens zwölf Monate vor dem
verbindlichen Fertigstellungstermin nach
Absatz 2 Satz 5 mit der Errichtung der
Windenergieanlage auf See begonnen hat
oder

3. die technische Betriebsbereitschaft der
Windenergieanlage auf See nicht innerhalb
von 18 Monaten nach dem verbindlichen
Fertigstellungstermin nach Absatz 2 Satz 5
hergestellt ist.

Für den Nachweis über eine bestehende Finan-
zierung sind verbindliche Verträge über die Be-
stellung der Windenergieanlagen, der Funda-
mente, der für die Windenergieanlage auf See
vorgesehenen Umspannanlage und der parkin-
ternen Verkabelung vorzulegen. Für Betreiber
von Windenergieanlagen auf See mit unbeding-
ter Netzanbindungszusage ist Satz 3 entspre-
chend mit der Maßgabe anzuwenden, dass dem
verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz
2 Satz 5 der Fertigstellungstermin aus der unbe-
dingten Netzanbindungszusage gleichsteht.
(7) Die Betreiber von Übertragungsnetzen sind
verpflichtet, den unterschiedlichen Umfang ihrer
Kosten nach Absatz 1 und den §§ 17a und 17b
über eine finanzielle Verrechnung untereinander
auszugleichen; § 9 Absatz 3 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes ist entsprechend anzuwen-
den. Betreiber von Übertragungsnetzen sind zum
Ersatz der Aufwendungen verpflichtet, die die
Betreiber von Windenergieanlagen auf See für
die Planung und Genehmigung der Netzan-
schlussleitungen bis zum 17. Dezember 2006 ge-
tätigt haben, soweit diese Aufwendungen den
Umständen nach für erforderlich anzusehen wa-
ren und den Anforderungen eines effizienten
Netzbetriebs nach § 21 entsprechen.
(8) Die Regulierungsbehörde kann durch Festle-
gung nach § 29 Absatz 1 nähere Bestimmungen
treffen
1. zu Inhalt und Verfahren der Erstellung des

Offshore-Netzentwicklungsplans nach §
17b; dies schließt die Festlegung weiterer
Kriterien zur Bestimmung der zeitlichen
Abfolge der Umsetzung ein,

2. zur Umsetzung des Offshore-

2. u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

Für den Nachweis über eine bestehende Finan-
zierung sind verbindliche Verträge über die Be-
stellung der Windenergieanlagen, der Funda-
mente, der für die Windenergieanlage auf See
vorgesehenen Umspannanlage und der parkin-
ternen Verkabelung vorzulegen. Für Betreiber
von Windenergieanlagen auf See mit unbeding-
ter Netzanbindungszusage ist Satz 3 entspre-
chend mit der Maßgabe anzuwenden, dass dem
verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz
2 Satz 5 der Fertigstellungstermin aus der unbe-
dingten Netzanbindungszusage gleichsteht.
(7) u n v e r ä n d e r t

(8) Die Regulierungsbehörde kann durch Festle-
gung nach § 29 Absatz 1 nähere Bestimmungen
treffen
1. u n v e r ä n d e r t

2. zur Umsetzung des Offshore-
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Netzentwicklungsplans, zu den erforderli-
chen Schritten, die die Betreiber von Über-
tragungsnetzen zur Erfüllung ihrer Pflicht
nach Absatz 1 zu unternehmen haben, und
deren zeitlicher Abfolge; dies schließt Fest-
legungen zur Ausschreibung und Vergabe
von Anbindungsleitungen, zur Vereinba-
rung von Realisierungsfahrplänen nach Ab-
satz 2 Satz 2, zur Information der Betreiber
der anzubindenden Windenergieanlagen auf
See und zu einem Umsetzungszeitplan ein,
und

3. zum Verfahren zur Zuweisung, Versteige-
rung, Verlagerung und Entziehung von An-
bindungskapazitäten; dies schließt Festle-
gungen zur Art und Ausgestaltung des Zu-
weisungsverfahrens nach Absatz 3, zum
Zeitpunkt der Durchführung eines Zuwei-
sungsverfahrens, zu den Mindestvorausset-
zungen für die Zulassung zu einem Zuwei-
sungsverfahren und für die Zuweisung von
Anschlusskapazität sowie zu möglichen Si-
cherheitsleistungen oder Garantien ein.

Festlegungen nach Satz 1 Nummer 3 erfolgen im
Einvernehmen mit dem Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie.
(9) § 65 Absatz 2a ist entsprechend anzuwenden,
wenn der anbindungsverpflichtete Übertra-
gungsnetzbetreiber eine Leitung, die nach dem
Offshore-Netzentwicklungsplan nach Absatz 1
errichtet werden muss, nicht entsprechend den
Vorgaben des Offshore-Netzentwicklungsplans
errichtet.“

Netzentwicklungsplans, zu den erforderli-
chen Schritten, die die Betreiber von Über-
tragungsnetzen zur Erfüllung ihrer Pflich-
ten nach Absatz 1 zu unternehmen haben,
und deren zeitlicher Abfolge; dies schließt
Festlegungen zur Ausschreibung und
Vergabe von Anbindungsleitungen, zur
Vereinbarung von Realisierungsfahrplänen
nach Absatz 2 Satz 2, zur Information der
Betreiber der anzubindenden Windenergie-
anlagen auf See und zu einem Umsetzungs-
zeitplan ein, und

3. zum Verfahren zur Zuweisung, Versteige-
rung, Verlagerung und Entziehung von An-
bindungskapazitäten; dies schließt Festle-
gungen zur Art und Ausgestaltung des Zu-
weisungsverfahrens nach Absatz 3, zum
Zeitpunkt der Durchführung eines Zuwei-
sungsverfahrens, zu den Mindestvorausset-
zungen für die Zulassung zu einem Zuwei-
sungsverfahren und für die Zuweisung von
Anbindungskapazität sowie zu möglichen
Sicherheitsleistungen oder Garantien ein.

Festlegungen nach Satz 1 Nummer 3 erfolgen im
Einvernehmen mit dem Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie.
(9) u n v e r ä n d e r t

5. § 17e wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter
„Windenergieanlage auf See“ ersetzt,
wird die Angabe „16“ durch die Angabe
„19“ ersetzt und wird die Angabe „31“
durch die Angabe „48“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 1, 2, 4 und 6 werden je-
weils die Wörter „Offshore-Anlage“
durch die Wörter „Windenergieanlage
auf See“ ersetzt.

5. § 17e wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter
„Windenergieanlage auf See“ ersetzt,
wird die Angabe „16“ durch die Angabe
„19“ ersetzt und wird die Angabe „31“
durch die Angabe „50“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 2, 4 und 6 werden jeweils
die Wörter „Offshore-Anlage“ durch
die Wörter „Windenergieanlage auf
See“ ersetzt.
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter
„Windenergieanlage auf See“ und die
Wörter „dem verbindlichen Zeitpunkt
der Fertigstellung der Anbindungslei-
tung gemäß § 17d Absatz 2 Satz 3“
durch die Wörter „dem verbindlichen
Fertigstellungstermin nach § 17d Absatz
2 Satz 5“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 2, 4, 5 und 6 werden je-
weils die Wörter „Offshore-Anlage“
durch die Wörter „Windenergieanlage
auf See“ ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angefügt:
„Hat der Betreiber einer Windenergiean-
lage auf See nach § 17d Absatz 6 Satz 1
erst ab einem Zeitpunkt nach dem ver-
bindlichen Fertigstellungstermin einen
Anspruch auf Netzanbindung, so ist die-
ser Absatz mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass der Zeitpunkt, ab dem ein An-
spruch auf Netzanbindung besteht, dem
verbindlichen Fertigstellungstermin
gleichsteht.“

c) In Absatz 3 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter „Wind-
energieanlage auf See“ ersetzt.

d) In Absatz 6 werden die Wörter „Offshore-
Anlage“ durch die Wörter „Windenergiean-
lage auf See“ ersetzt.

.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter
„Windenergieanlage auf See“, wird die
Angabe „16“ durch die Angabe „19“
und die Angabe „31“ durch die Angabe
„50“ und werden die Wörter „dem ver-
bindlichen Zeitpunkt der Fertigstellung
der Anbindungsleitung gemäß § 17d Ab-
satz 2 Satz 3“ durch die Wörter „dem ver-
bindlichen Fertigstellungstermin nach §
17d Absatz 2 Satz 5“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 2, 4 und 5 werden jeweils
die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die
Wörter „Windenergieanlage auf See“ er-
setzt.

cc) In Satz 6 werden jeweils die Wörter
„Offshore-Anlage“ durch die Wörter
„Windenergieanlage auf See“ und die
Wörter „dem verbindlichen Zeitpunkt
der Fertigstellung der Anbindungslei-
tung gemäß § 17d Absatz 2 Satz 3“
durch die Wörter „dem verbindlichen
Fertigstellungstermin nach § 17d Ab-
satz 2 Satz 5“ ersetzt.

dd) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t

6. § 17i wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Technologie“ durch
das Wort „Energie“ ersetzt und werden die
Wörter „für Umwelt, Naturschutz und Reak-

6. § 17i wird wie folgt geändert:
a) u n v e r ä n d e r t
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torsicherheit und dem Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und“ durch die
Wörter „der Justiz und für“ ersetzt.

b) in Satz 2 werden die Wörter „Offshore-
Anlagen“ durch die Wörter „Windenergie-
anlagen auf See“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Offshore-
Anlagen“ durch die Wörter „Windenergie-
anlagen auf See“ ersetzt.

7. In § 17j Satz 1 wird das Wort „Technologie“
durch das Wort „Energie“ ersetzt und werden
jeweils die Wörter „für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit und dem Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und“ durch
die Wörter „der Justiz und für“ ersetzt.

7. u n v e r ä n d e r t

8. § 43 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 werden die Wörter „Offsho-
re-Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 9“ durch
die Wörter „Windenergieanlagen auf See
im Sinne des § 5 Nummer 35“ ersetzt.

b) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5
eingefügt:

„5. Gleichstrom-Hochspannungsleitungen
nach § 2 Absatz 2 des Bundesbedarfs-
plangesetzes,“.

8. § 43 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 werden die Wörter „Offsho-
re-Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 9“ durch
die Wörter „Windenergieanlagen auf See
im Sinne des § 5 Nummer 36“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

9. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Techno-
logie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt
und werden die Wörter „und, soweit Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus erneuer-
baren Energien im Sinne des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes betroffen sind, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit,“ gestrichen.

9. § 49 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4 Satz 1 wird folgt gefasst:

„(4) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, zur
Gewährleistung der technischen Sicher-
heit, der technischen und betrieblichen
Flexibilität von Energieanlagen sowie der
Interoperabilität von öffentlich zugängli-
chen Ladeeinrichtungen für Elektromobile
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates
1. Anforderungen an die technische Si-
cherheit dieser Anlagen, ihre Errich-
tung und ihren Betrieb festzulegen;

2. das Verwaltungsverfahren zur Sicher-
stellung der Anforderungen nach
Nummer 1 zu regeln, insbesondere zu
bestimmen,

a) dass und wo die Errichtung solcher
Anlagen, ihre Inbetriebnahme, die
Vornahme von Änderungen oder
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Erweiterungen und sonstige die An-
lagen betreffenden Umstände ange-
zeigt werden müssen,

b) dass der Anzeige nach Buchstabe a
bestimmte Nachweise beigefügt
werden müssen und

c) dass mit der Errichtung und dem
Betrieb der Anlagen erst nach Ab-
lauf bestimmter Prüffristen begon-
nen werden darf;

3. Prüfungen vor Errichtung und Inbe-
triebnahme und Überprüfungen der
Anlagen vorzusehen und festzulegen,
dass diese Prüfungen und Überprüfun-
gen durch behördlich anerkannte
Sachverständige zu erfolgen haben;

4. behördliche Anordnungsbefugnisse
festzulegen, insbesondere die Befugnis,
den Bau und den Betrieb von Energie-
anlagen zu untersagen, wenn das Vor-
haben nicht den in der Rechtsverord-
nung geregelten Anforderungen ent-
spricht;

5. zu bestimmen, welche Auskünfte die
zuständige Behörde vom Betreiber der
Energieanlage gemäß Absatz 6 Satz 1
verlangen kann;

6. die Einzelheiten des Verfahrens zur
Anerkennung von Sachverständigen,
die bei der Prüfung der Energieanlagen
tätig werden, sowie der Anzeige der vo-
rübergehenden Tätigkeit von Sachver-
ständigen aus anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder eines
Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum zu
bestimmen;

7. Anforderungen sowie Meldepflichten
festzulegen, die Sachverständige nach
Nummer 6 und die Stellen, denen sie
angehören, erfüllen müssen, insbeson-
dere zur Gewährleistung ihrer fachli-
chen Qualifikation, Unabhängigkeit
und Zuverlässigkeit;

8. Anforderungen an die technische und
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b) In Absatz 4a Satz 1 und 3 wird das Wort
„Technologie“ durch das Wort „Energie“ er-
setzt.

betriebliche Flexibilität neuer Anlagen
zur Erzeugung von Energie zu treffen.“

b) u n v e r ä n d e r t

10. Nach § 53a wird folgender § 53b eingefügt:

„§ 53b
Verordnungsermächtigung zum Gesamtanla-

genregister
Zur Verbesserung der Gewährleistung und
Überwachung der Versorgungssicherheit, ins-
besondere des sicheren Betriebs von Energie-
versorgungsnetzen, des Monitorings der Ver-
sorgungssicherheit und der Vereinfachung der
energierechtlichen Meldepflichten wird das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln:
1. die Einrichtung eines Verzeichnisses

durch die Bundesnetzagentur, in dem An-
lagen zur Erzeugung und Speicherung von
elektrischer Energie, deren Genehmigun-
gen, steuerbare Verbrauchseinrichtungen
von Letztverbrauchern sowie industrielle
und gewerbliche Letztverbraucher erfasst
werden; dabei sind auch die Betreiber der
Anlagen nach Nummer 1 Satz 1, die Be-
treiber der Energieversorgungsnetze, die
jeweiligen Bilanzkreisverantwortlichen
sowie Gaslieferanten, Gasversorgungs-
netzbetreiber und Speicheranlagen nebst
deren Betreiber zu erfassen (Gesamtanla-
genregister),

2. die Ausgestaltung des Gesamtanlagenre-
gisters, wobei insbesondere bestimmt
werden kann,

a) welche Angaben übermittelt werden
müssen, insbesondere

aa) Kontaktdaten der zur Übermittlung
der Angaben verpflichteten Perso-
nen,

bb) den Standort der Anlage,

cc) den genutzten Energieträger,

dd) die installierte Leistung der Anla-

10. Nach § 53a wird folgender § 53b eingefügt:
„§ 53b

Verordnungsermächtigung zum Gesamtanla-
genregister

Zur Verbesserung der Gewährleistung und
Überwachung der Versorgungssicherheit, ins-
besondere des sicheren Betriebs von Energie-
versorgungsnetzen, des Monitorings der Ver-
sorgungssicherheit und der Vereinfachung der
energierechtlichen Meldepflichten wird das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln:
1. die Einrichtung eines Verzeichnisses

durch die Bundesnetzagentur, in dem An-
lagen zur Erzeugung und Speicherung von
elektrischer Energie, deren Genehmigun-
gen, öffentlich zugängliche Ladeein-
richtungen für Elektromobile, steuerba-
re Verbrauchseinrichtungen von Letztver-
brauchern sowie industrielle und gewerb-
liche Letztverbraucher erfasst werden;
dabei sind auch die Betreiber der Anlagen
nach Nummer 1 Satz 1, die Betreiber der
Energieversorgungsnetze, die jeweiligen
Bilanzkreisverantwortlichen sowie Gas-
lieferanten, Gasversorgungsnetzbetreiber
und Speicheranlagen nebst deren Betrei-
ber zu erfassen (Gesamtanlagenregister),

2. die Ausgestaltung des Gesamtanlagenre-
gisters, wobei insbesondere bestimmt
werden kann,

a) welche Angaben übermittelt werden
müssen, insbesondere

aa) Kontaktdaten der zur Übermitt-
lung der Angaben verpflichteten
Person,

bb) u n v e r ä n d e r t

cc) u n v e r ä n d e r t

dd) u n v e r ä n d e r t
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ge,

ee) technische Eigenschaften der An-
lage,

ff) Angaben zur Fernsteuerbarkeit der
Anlage,

gg) Angaben zum Energieversor-
gungsnetz, an das die Anlage ange-
schlossen ist,

hh) die Bilanzkreiszugehörigkeit,

b) die zur Übermittlung der Angaben
nach Buchstabe a Verpflichteten, ins-
besondere die in Nummer 1 zweiter
Halbsatz benannten Personen,

c) die für die Datenübermittlung anzu-
wendenden Fristen sowie Anforderun-
gen an die Art, die Formate und den
Umfang der zu übermittelnden Daten,

d) der Abgleich mit Daten anderer Regis-
ter, die auf der Grundlage dieses Ge-
setzes, der §§ 6 und 75 Absatz 3 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes, der
§§ 47a bis 47j des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen oder hie-
rauf erlassener Rechtsverordnungen
oder Festlegungen sowie auf der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Eu-
ropäischen Parlamentes und des Rates
über die Integrität und Transparenz
des Energiegroßhandelsmarktes einge-
richtet und betrieben werden, sofern
die für diese Register und Datensätze
jeweils maßgeblichen Bestimmungen
einem Abgleich nicht entgegenstehen,

e) die Wahrnehmung der Aufgaben des
Anlagenregisters nach § 6 Absatz 1
Satz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes durch das Gesamtanlagenre-
gister,

3. die Möglichkeit, Angaben der Anlagenbe-
treiber über genehmigungsbedürftige An-
lagen mit Daten der zuständigen Geneh-
migungsbehörde abzugleichen,

ee) u n v e r ä n d e r t

ff) u n v e r ä n d e r t

gg) u n v e r ä n d e r t

hh) u n v e r ä n d e r t

b) u n v e r ä n d e r t

c) u n v e r ä n d e r t

d) der Abgleich mit Daten anderer Re-
gister, die auf der Grundlage dieses
Gesetzes, der §§ 6 und 79 Absatz 3
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
der §§ 47a bis 47j des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen
oder hierauf erlassener Rechtsver-
ordnungen oder Festlegungen sowie
auf der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 des Europäischen Parla-
mentes und des Rates über die Integ-
rität und Transparenz des Ener-
giegroßhandelsmarktes eingerichtet
und betrieben werden, sofern die für
diese Register und Datensätze je-
weils maßgeblichen Bestimmungen
einem Abgleich nicht entgegenste-
hen,

e) u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t
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4. Art und Umfang der Weitergabe der Da-
ten an Netzbetreiber sowie Dritte, soweit
dies zur Erfüllung der Aufgaben nach die-
sem Gesetz erforderlich ist, unter Beach-
tung des Datenschutzes,

5. der Umfang der zu veröffentlichenden
Daten unter Beachtung datenschutzrecht-
licher Anforderungen, wobei Angaben zur
Person der nach Nummer 2 Buchstabe a
Verpflichteten einschließlich ihrer Kon-
taktdaten nicht veröffentlicht werden, so-
wie das Verhältnis zu anderen gesetzli-
chen Veröffentlichungspflichten,

6. das Verhältnis zu den Meldepflichten
nach anderen Bestimmungen dieses Ge-
setzes oder nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz,

7. Regelungen zum Schutz personenbezoge-
ner Daten im Zusammenhang mit den
nach den Nummern 2 bis 4 zu übermit-
telnden Daten, insbesondere Aufklärungs-
, Auskunfts- und Löschungspflichten,

8. die Ermächtigung der Bundesnetzagentur,
durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 und
unter Beachtung des Datenschutzes weite-
re zu übermittelnde Daten, einschließlich
der hierzu Verpflichteten, sowie Art und
Umfang des Zugangs zu Informationen
des Gesamtanlagenregisters für bestimm-
te Personenkreise zu bestimmen.“

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

7. u n v e r ä n d e r t

8. die Ermächtigung der Bundesnetzagen-
tur, durch Festlegung nach § 29 Absatz
1 und unter Beachtung des Datenschut-
zes zu regeln:

a) weitere zu übermittelnde Daten,
einschließlich der hierzu Ver-
pflichteten,

b) dass abweichend von einer
Rechtsverordnung nach Nummer
1 bestimmte Angaben nicht mehr
übermittelt werden müssen, so-
weit diese nicht länger zur Ge-
währleistung und Überwachung
der Versorgungssicherheit erfor-
derlich sind, sowie

c) Art und Umfang des Zugangs zu
Informationen des Gesamtanla-
genregisters für bestimmte Per-
sonenkreise.“

11. § 63 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 werden durch fol-

11. u n v e r ä n d e r t
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genden Satz ersetzt:

„Die Bundesregierung berichtet dem
Bundestag bis zum 31. Dezember 2014
und dann jährlich über den Netzausbau,
den Kraftwerkszubau und Ersatzinvesti-
tionen sowie Energieeffizienz und die
sich daraus ergebenden Herausforderun-
gen und legt erforderliche Handlungs-
empfehlungen vor.“

bb) In dem bisherigen Satz 3 wird das Wort
„Technologie“ durch das Wort „Ener-
gie“ ersetzt.

b) In den Absätzen 1a, 2, 2a und 3 Satz 3 wird
jeweils das Wort „Technologie“ durch das
Wort „Energie“ ersetzt.

12. § 91 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird nach
den Wörtern „auf Grund der“ die Angabe
„§§ 12a, 12c, 15a, 17c, 17d, der“ eingefügt.

b) Folgender Absatz 10 wird angefügt:

„(10) Für Leistungen der Regulierungsbe-
hörde in Bundeszuständigkeit gilt im Übri-
gen das Verwaltungskostengesetz in der bis
zum 14. August 2013 geltenden Fassung.“

12. u n v e r ä n d e r t

13. § 117a Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3“ durch
die Angabe „5“ ersetzt,

b) Die Wörter „gemäß § 33a“ werden durch
die Wörter „im Sinne des § 5 Nummer 9“
ersetzt.

13. u n v e r ä n d e r t

14. § 118 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 9 wird aufgehoben.

b) In Absatz 12 werden die Wörter „Offshore-
Anlagen“ durch die Wörter „Windenergie-
anlagen auf See“ ersetzt.

c) Folgende Absätze 13 und 14 werden ange-
fügt:

„(13) § 17d Absatz 6 Satz 3 ist nicht auf ei-
nen Betreiber von Windenergieanlagen auf
See anzuwenden, der bis zum [einsetzen: Da-
tum des ersten Tages des sechsten auf die
Verkündung folgenden Kalendermonats] der
Regulierungsbehörde den Nachweis über eine
bestehende Finanzierung erbringt, der spätes-

14. § 118 wird wie folgt geändert:
a) u n v e r ä n d e r t .

b) u n v e r ä n d e r t

c) Nach Absatz 12 werden folgende Absätze
13 und 14 eingefügt:

„(13) § 17d Absatz 6 Satz 3 ist nicht auf ei-
nen Betreiber von Windenergieanlagen auf
See nach Absatz 12 anzuwenden, der bis
zum Ablauf des [einsetzen: Datum des ersten
Tages des zwölften auf die Verkündung fol-
genden Kalendermonats] der Regulierungs-
behörde den Nachweis über eine bestehende
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tens bis zum Ablauf des [einsetzen: Datum
des ersten Tages des 18. auf die Verkündung
folgenden Kalendermonats] mit der Errich-
tung der Windenergieanlage auf See begon-
nen hat und die technische Betriebsbereit-
schaft der Windenergieanlagen auf See bis
spätestens zum [einsetzen: Datum des ersten
Tages des vierten auf die Verkündung folgen-
den Jahres] hergestellt hat. Für den Nachweis
der bestehenden Finanzierung gilt § 17d Ab-
satz 6 Satz 4 entsprechend.

(14) Vor dem 1. Januar 2018 kann die Regu-
lierungsbehörde im Benehmen mit dem Bun-
desamtes für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie abweichend von § 17d Absatz 3 Satz 2
unter Berücksichtigung sämtlicher bestehen-
der unbedingter Netzanbindungszusagen
höchstens 7,7 Gigawatt Anschlusskapazität
zuweisen.“

Finanzierung erbringt, der bis zum Ablauf
des [einsetzen: Datum des ersten Tages des
24. auf die Verkündung folgenden Kalen-
dermonats] mit der Errichtung der Windener-
gieanlage auf See begonnen hat und die tech-
nische Betriebsbereitschaft der Windenergie-
anlagen auf See bis zum Ablauf des [einset-
zen: Datum des ersten Tages des 54. auf die
Verkündung folgenden Monats] hergestellt
hat. Für den Nachweis der bestehenden Fi-
nanzierung gilt § 17d Absatz 6 Satz 4 ent-
sprechend.
(14) Vor dem 1. Januar 2018 kann die Regu-
lierungsbehörde im Benehmen mit dem
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie abweichend von § 17d Absatz 3
Satz 2 unter Berücksichtigung sämtlicher be-
stehender unbedingter Netzanbindungszusa-
gen höchstens 7,7 Gigawatt Anschlusskapazi-
tät zuweisen.“
d) Der bisherige Absatz 13 wird Absatz 15.

15. Es werden ersetzt:

a) in § 13 Absatz 2a Satz 1 die Angabe „8“
durch die Angabe „11“ und in Satz 3 die
Angabe „11“ durch die Angabe „14“ und
die Angabe „12“ durch die Angabe „15“,

b) in § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2
sowie Absatz 3 Satz 2, § 17b Absatz 2 Satz
3, in § 17g in der Überschrift sowie in Satz
1 die Wörter „Offshore-Anlagen“ durch die
Wörter „Windenergieanlagen auf See“,

c) in § 17f Absatz 2 Satz 4 die Wörter „Offs-
hore-Anlage“ durch die Wörter „Windener-
gieanlage auf See“,

d) in § 42 Absatz 5 Nummer 1 die Angabe
„55“ durch die Angabe „75“.

15. Es werden ersetzt:
a ) u n v e r ä n d e r t

b ) u n v e r ä n d e r t

c ) u n v e r ä n d e r t

d) in § 42 Absatz 5 Nummer 1 die Angabe
„55“ durch die Angabe „79“.

Artikel 7
Änderung der Stromnetzentgeltverordnung

Artikel 7
Änderung der Stromnetzentgeltverordnung

Die Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli
2005 (BGBl. I S. 2225), die zuletzt durch Artikel 1
und 2 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl.
I S. 3250) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1. In § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird die

Angabe „16“ durch die Angabe „19“ ersetzt
und werden die Wörter „vergütet oder in den

Die Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli
2005 (BGBl. I S. 2225), die zuletzt durch Artikel 1
und 2 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl.
I S. 3250) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1. u n v e r ä n d e r t
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Formen des § 33b Nummer 1 oder Nummer 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes direkt
vermarktet“ durch das Wort „gefördert“ er-
setzt.

2. In § 28 Absatz 2 Nummer 9 wird die Angabe
„35 Abs. 2“ durch die Angabe „55 Absatz 3“
ersetzt.

2. In § 28 Absatz 2 Nummer 9 wird die Anga-
be „35 Abs. 2“ durch die Angabe „57 Absatz
3“ ersetzt.

Artikel 8
Änderung der Stromnetzzugangsverordnung

Artikel 8
u n v e r ä n d e r t

In § 11 der Stromnetzzugangsverordnung vom
25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2243), die zuletzt durch
Artikel 5 der Verordnung vom 14. August 2013
(BGBl. I S. 3250) geändert worden ist, werden die
Wörter „vergütet und nicht nach § 33a des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes direkt vermarktet“ durch die
Wörter „mit einer Einspeisevergütung vergütet“ er-
setzt.

Artikel 9
Änderung der Anreizregulierungsverordnung

Artikel 9
Änderung der Anreizregulierungsverordnung

Die Anreizregulierungsverordnung vom 29. Ok-
tober 2007 (BGBl. I S. 2529), die zuletzt durch Arti-
kel 4 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl. I
S. 3250) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1. In § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 wird die Angabe „35 Absatz
2“ durch die Angabe „55 Absatz 3“ er-
setzt.

b) In Nummer 15 wird die Angabe „§ 17d
Absatz 4“ durch die Angabe „§ 17d Ab-
satz 7“ ersetzt.

2. In § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 werden die
Wörter „Offshore-Anlagen“ durch die Wörter
„Windenergieanlagen auf See“ ersetzt.

Die Anreizregulierungsverordnung vom 29. Ok-
tober 2007 (BGBl. I S. 2529), die zuletzt durch Arti-
kel 4 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl. I
S. 3250) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1. In § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 wird die Angabe „35 Absatz
2“ durch die Angabe „57 Absatz 3“ er-
setzt.

b) u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

Artikel 10
Änderung der Systemstabilitätsverordnung
In § 3 Nummer 1 der Systemstabilitätsverord-

nung vom 20. Juli 2012 (BGBl. I S. 1635) wird im
ersten Halbsatz die Angabe „3“ durch die Angabe
„5“ und wird im zweiten Halbsatz die Angabe „6“
durch die Angabe „9“ ersetzt.

Artikel 10
Änderung der Systemstabilitätsverordnung

In § 3 Nummer 1 der Systemstabilitätsverordnung
vom 20. Juli 2012 (BGBl. I S. 1635) wird im ersten
Halbsatz die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ und
werden im zweiten Halbsatz nach den Wörtern
„§ 6 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ die Wörter „in der Fassung vom 31.
Juli 2014“ eingefügt.
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Artikel 11
Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes

Artikel 11
Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes

Das Bundesbedarfsplangesetz vom 23. Juli 2013
(BGBl. I S. 2543, 2014 I S. 148) wird wie folgt ge-
ändert:

Das Bundesbedarfsplangesetz vom 23. Juli 2013
(BGBl. I S. 2543, 2014 I S. 148) wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die im Bundesbedarfsplan mit „B“ ge-
kennzeichneten Vorhaben können als Pilotpro-
jekte für eine verlustarme Übertragung hoher
Leistungen über große Entfernungen nach §
12b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a
des Energiewirtschaftsgesetzes errichtet und
betrieben werden. Um den Einsatz von Erdka-
beln bei Pilotprojekten nach Satz 1 zu testen,
können diese auf technisch und wirtschaftlich
effizienten Teilabschnitten als Erdkabel errich-
tet und betrieben oder geändert werden, wenn
die Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 des Energielei-
tungsausbaugesetzes erfüllt sind. Auf Verlan-
gen der für die Zulassung des Vorhabens zu-
ständigen Behörde sind die Pilotprojekte nach
Satz 1 auf technisch und wirtschaftlich effi-
zienten Teilabschnitten als Erdkabel zu errich-
ten und zu betreiben oder zu ändern, wenn die
Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 des Energielei-
tungsausbaugesetzes erfüllt sind. Die Sätze 2
und 3 sind nicht anzuwenden, soweit das Vor-
haben in oder unmittelbar neben der Trasse ei-
ner bestehenden oder bereits zugelassenen
Hoch- oder Höchstspannungsfreileitung errich-
tet und betrieben oder geändert werden soll.
§ 43 Satz 1 Nummer 3 und 4 des Energiewirt-
schaftsgesetzes bleibt unberührt.“

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die im Bundesbedarfsplan mit „B“ ge-
kennzeichneten Vorhaben können als Pilotpro-
jekte für eine verlustarme Übertragung hoher
Leistungen über große Entfernungen nach §
12b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a
des Energiewirtschaftsgesetzes errichtet und
betrieben werden. Um den Einsatz von Erdka-
beln bei Pilotprojekten nach Satz 1 zu testen,
können diese auf technisch und wirtschaftlich
effizienten Teilabschnitten als Erdkabel errich-
tet und betrieben oder geändert werden, wenn
die Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 des Energielei-
tungsausbaugesetzes erfüllt sind. Auf Verlan-
gen der für die Zulassung des Vorhabens zu-
ständigen Behörde sind die Pilotprojekte nach
Satz 1 auf technisch und wirtschaftlich effi-
zienten Teilabschnitten als Erdkabel zu errich-
ten und zu betreiben oder zu ändern, wenn die
Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 des Energielei-
tungsausbaugesetzes erfüllt sind. Die Sätze 2
und 3 sind nicht anzuwenden, soweit das Vor-
haben in der Trasse einer bestehenden oder be-
reits zugelassenen Hoch- oder Höchstspan-
nungsfreileitung errichtet und betrieben oder
geändert werden soll. § 43 Satz 1 Nummer 3
und 4 des Energiewirtschaftsgesetzes bleibt
unberührt.“

2. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) In der Tabelle wird jeweils in den Num-
mern 4 und 30 in der Spalte „Kennzeich-
nung“ die Angabe „C“ gestrichen.

b) Unterhalb der Tabelle werden die Wörter
„ , C = Pilotprojekt für Erdkabel im Sinne
von § 2 Absatz 2 Satz 2“ gestrichen.

2. u n v e r ä n d e r t
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Artikel 12
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes

Artikel 12
entfällt

In § 35 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli
2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 4
Absatz 76 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl.
I S. 3154) geändert worden ist, wird nach Absatz 2
folgender neuer Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Eine Nutzung durch Laufwasserkraftanla-
gen darf nur zugelassen werden, wenn die Anla-
ge
1. im räumlichen Zusammenhang mit einer

ganz oder teilweise bereits bestehenden o-
der einer vorrangig zu anderen Zwecken als
der Erzeugung von Strom aus Wasserkraft
neu zu errichtenden Stauanlage oder

2. ohne durchgehende Querverbauung.

errichtet wird.“

Artikel 13
Änderung der Biomasseverordnung

Artikel 12
u n v e r ä n d e r t

Die Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001
(BGBl. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz
10 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S.
212) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 werden die Wörter „für welche Stoffe
eine zusätzliche einsatzstoffbezogene Vergü-
tung in Anspruch genommen werden kann,
welche energetischen Referenzwerte für die
Berechnung dieser Vergütung anzuwenden
sind, wie die einsatzstoffbezogene Vergütung
zu berechnen ist, “ gestrichen.

2. § 2 Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.

3. § 2a wird aufgehoben.

4. Die Anlagen 1 bis 3 werden aufgehoben.

Artikel 14
Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetze

Artikel 13
Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes

Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vom 19.
März 2002 (BGBl. I S. 1092), das zuletzt durch Ar-
tikel 4 Absatz 77 des Gesetzes vom 7. August 2013
(BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vom 19.
März 2002 (BGBl. I S. 1092), das zuletzt durch Ar-
tikel 4 Absatz 77 des Gesetzes vom 7. August 2013
(BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:
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1. § 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„KWK-Strom, der nach § 19 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes finanziell gefördert wird,
fällt nicht in den Anwendungsbereich dieses
Gesetzes.“

2. In § 4 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „5“
durch die Angabe „8“ und werden die Wörter
„die §§ 6, 8 Absatz 4, die §§ 11 und 12“ durch
die Wörter „die §§ 9, 12 Absatz 4, die §§ 14
und 15“ ersetzt.

3. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „Technologie“ wird durch das
Wort „Energie“ ersetzt, und die Wörter
„gemeinsam mit dem Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt: „Im Hinblick
auf die Erreichung der klimapolitischen
Ziele der Bundesregierung erfolgt die Zwi-
schenüberprüfung in Abstimmung mit dem
Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit.“

1. u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach den
Wörtern „Dauer der Zahlung“ ein
Komma und das Wort „Verordnungser-
mächtigung“ eingefügt.

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7
eingefügt:

„Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die
Zuschlagzahlungen für KWK-Strom
nach § 4 Absatz 3a Satz 1 anzupassen,
soweit dieser Strom durch die EEG-
Umlage nach § 61 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes belastet wird und dies
erforderlich ist, um einen wirtschaftli-
chen Betrieb der Anlage zu ermögli-
chen.“

c) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.

4. u n v e r ä n d e r t

Artikel 15
Änderung des Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetzes

Artikel 14
u n v e r ä n d e r t
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In der Anlage Nummer II.1 Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa des Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetzes vom 7. August 2008 (BGBl. I S.
1658), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 68 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044)
geändert worden ist, werden die Wörter „Erneuerba-
re-Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I
S. 2074), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1634) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung“ durch die
Wörter „Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Ok-
tober 2008 (BGBl. I S. 2074) in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung“ ersetzt.

Artikel 16
Änderung der Systemdienstleistungsverordnung

Artikel 15
Änderung der Systemdienstleistungsverordnung

Die Systemdienstleistungsverordnung vom 3. Ju-
li 2009 (BGBl. I S. 1734), die zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1634)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 6 Absatz
5“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 6“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern
„Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ die Wör-
ter „in der am 31. Juli 2014 geltenden Fas-
sung“ eingefügt.

2. In § 2 Absatz 1 wird die Angabe „§ 29 und
§ 30“ durch die Angabe „§ 47“ ersetzt.

3. In § 3 wird die Angabe „§ 29 und § 30“ durch
die Angabe „§ 47“ ersetzt.

4. In § 4 wird die Angabe „§ 6 Absatz 5“ durch
die Angabe „§ 9 Absatz 6“ ersetzt.

5. In § 5 werden nach den Wörtern „Erneuerbare-
Energien-Gesetzes“ die Wörter „in der am 31.
Juli 2014 geltenden Fassung“ eingefügt.

6. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 16
Absatz 6 in Verbindung mit § 6 Nummer 2“
durch die Wörter „§ 24 Absatz 2 Nummer 1 in
Verbindung mit § 9 Absatz 6“ ersetzt.

7. In § 7 wird die Angabe „§ 19 Absatz 3“ durch
die Angabe „§ 30 Absatz 4“ ersetzt.

8. In § 8 Absatz 2 werden nach den Wörtern „Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes“ die Wörter „in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ einge-

Die Systemdienstleistungsverordnung vom 3. Ju-
li 2009 (BGBl. I S. 1734), die zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1634)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1 . u n v e r ä n d e r t

2. In § 2 Absatz 1 wird die Angabe „§ 29 und
§ 30“ durch die Angabe „§ 49“ ersetzt.

3. In § 3 wird die Angabe „§ 29 und § 30“ durch
die Angabe „§ 49“ ersetzt.

4. u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 16
Absatz 6 in Verbindung mit § 6 Nummer 2“
durch die Wörter „§ 25 Absatz 2 Nummer 1 in
Verbindung mit § 9 Absatz 6“ ersetzt.

7. In § 7 wird die Angabe „§ 19 Absatz 3“ durch
die Angabe „§ 32 Absatz 4“ ersetzt.

8. u n v e r ä n d e r t
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fügt.

Artikel 17
Änderung der Ausgleichsmechanismus-

verordnung

Artikel 16
Änderung der Ausgleichsmechanismus-

verordnung

Die Ausgleichsmechanismusverordnung vom
17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2101), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl.
I S. 1754) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

Die Ausgleichsmechanismusverordnung vom
17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2101), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl.
I S. 1754) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert

1. In § 2 wird die Angabe „16 bis 33“ durch die
Wörter „19 Absatz 1 Nummer 2 bis 30 sowie
den §§ 35 bis 53“ ersetzt.

1. In § 2 wird die Angabe „16 bis 33“ durch die
Wörter „19 Absatz 1 Nummer 2 bis 32 sowie
den §§ 37 bis 55“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „37“ durch die
Angabe „57“ ersetzt.

b) In Absatz 2 letzter Halbsatz wird die Anga-
be „§ 43 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 63
Absatz 4“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2a wird jeweils die Angabe
„35“ durch die Angabe „55“, die Anga-
be „2“ durch die Angabe „3“ und die
Angabe „3“ durch die Angabe „4“ er-
setzt.

bb) In Nummer 4 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „35“
durch die Angabe „55“, die Angabe „4“
durch die Angabe „5“ und die Angabe
„38“ durch die Angabe „59“ sowie wird
der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt
und folgende Nummer 6 wird angefügt:

„6. Einnahmen aus Zahlungen nach
§ 17d Absatz 4 Satz 5 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 1 und 1a werden durch
folgende Nummer 1 ersetzt:

„1. finanzielle Förderungen nach den

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 37 Ab-
satz 2“ durch die Angabe „§ 60 Absatz 1“
ersetzt.

b) In Absatz 2 letzter Halbsatz wird die Anga-
be „§ 43 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 66
Absatz 4“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2a wird jeweils die Angabe
„35“ durch die Angabe „57“, die Anga-
be „2“ durch die Angabe „3“ und die
bisherige Angabe „3“ durch die Angabe
„4“ ersetzt.

bb) u n v e r ä n d e r t

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „35“
durch die Angabe „57“, die Angabe „4“
durch die Angabe „5“, die Angabe „38“
durch die Angabe „62“ und der Punkt
durch das Wort „und“ ersetzt und fol-
gende Nummer 6 wird angefügt:

„6. Einnahmen aus Zahlungen nach
§ 17d Absatz 4 Satz 5 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 1 und 1a werden durch
folgende Nummer 1 ersetzt:

„1. finanzielle Förderungen nach den
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§§ 19, 50, 55 Absatz 1 und 96 bis
98 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes,“.

bb) In Nummer 1b wird die Angabe „35 Ab-
satz 1b“ durch die Angabe „55 Ab-
satz 2“ ersetzt.

cc) Nummer 7 wird gestrichen.

e) In Absatz 6 werden die Wörter „§ 37 Ab-
satz 2 Satz 3“ durch die Wörter „§ 57 Ab-
satz 2 Satz 4“ und wird die Angabe „48“
durch die Angabe „69“ ersetzt.

§§ 19, 52, 57 Absatz 1 und den
§§ 100 bis 102 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes,“.

bb) In Nummer 1b wird die Angabe „35 Ab-
satz 1b“ durch die Angabe „57 Ab-
satz 2“ ersetzt.

cc) In Nummer 6 wird das Wort „sowie“
am Ende durch einen Punkt ersetzt.

dd) Nummer 7 wird aufgehoben.

e) In Absatz 6 werden die Wörter „§ 37 Ab-
satz 2 Satz 3“ durch die Wörter „§ 60 Ab-
satz 1 Satz 4“ und wird die Angabe „48“
durch die Angabe „73“ ersetzt.

3. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 1 wird das Wort
„und“ gestrichen.

b) In Nummer 2 werden die Angabe „29“
durch die Angabe „47“ und wird die Anga-
be „31“ durch die Angabe „48“ ersetzt,
werden die Wörter „30 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und Strom nach §“ ge-
strichen sowie der Punkt nach dem Wort
„aufzuschlüsseln“ durch die Angabe „ ,
und“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. die Angaben nach § 68 Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe c des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes für den jeweils
vorangegangenen Kalendermonat.“

3. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a ) u n v e r ä n d e r t

b) In Nummer 2 wird die Angabe „29“ durch
die Angabe „49“ und die Angabe „31“
durch die Angabe „50“ ersetzt und werden
die Wörter „30 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes und Strom nach §“ gestrichen so-
wie der Punkt nach dem Wort „aufzu-
schlüsseln“ durch die Angabe „ , und“ er-
setzt.

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. die Angaben nach § 72 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe c des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes für den jeweils vorangegangenen
Kalendermonat.“

4. § 9 wird aufgehoben.

5. In § 11 werden in dem Satzteil vor Nummer 1
die Wörter „Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem“
gestrichen und das Wort „Technologie“ durch
das Wort „Energie“ ersetzt.

4. u n v e r ä n d e r t

d) 5. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die
Wörter „Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit und
dem“ gestrichen und das Wort „Technolo-
gie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

c) In Nummer 4 werden die Wörter „im An-
schluss an die Erstellung des Berichts nach
§ 9“ gestrichen und wird nach dem Kom-
ma am Ende das Wort „und“ eingefügt.
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6. § 12 wird aufgehoben.

d) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5. das Verfahren zur Zahlung der EEG-
Umlage von Eigenversorgern im Sinne
des § 91 Nummer 7 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes, auch unter Einbe-
ziehung der Verteilernetzbetreiber, und
die notwendigen Anpassungen bei den
Mitteilungs- und Veröffentlichungs-
pflichten“.

6. u n v e r ä n d e r t

Artikel 18
Änderung der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung

Artikel 17
Änderung der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung
vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 70 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung
vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 70 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu Teil 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„Teil 4
Zentrales Informationsregister

§ 61 (weggefallen)
§ 62 (weggefallen)
§ 63 (weggefallen)
§ 64 (weggefallen)
§ 65 (weggefallen)
§ 66 Informationsregister
§ 67 Datenabgleich
§ 68 Maßnahmen der zuständigen

Behörde
§ 69 (weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 72 (weggefallen)“.

1. u n v e r ä n d e r t

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die
Wörter „auf Vergütung nach § 27 Ab-

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a ) u n v e r ä n d e r t
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satz 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ durch die Wörter „auf finanzi-
elle Förderung nach den Förderbestim-
mungen für Strom aus Biomasse des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes in der für
die Anlage jeweils anzuwendenden Fas-
sung“ ersetzt.

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. der Betreiber der Anlage, in der die
flüssige Biomasse zur Stromerzeu-
gung eingesetzt wird, die zur Regist-
rierung der Anlage erforderlichen
Angaben nach Maßgabe der Rechts-
verordnung nach § 90 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes übermittelt
hat; die Pflicht nach dem ersten
Halbsatz ist auch als erfüllt anzuse-
hen, wenn der Anlagenbetreiber die
Registrierung der Anlage im Anla-
genregister nach den §§ 61 bis 63 der
Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung be-
antragt hat.“

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. der Betreiber der Anlage, in der die flüssige Bi-

omasse zur Stromerzeugung eingesetzt wird, die
zur Registrierung der Anlage erforderlichen An-
gaben nach Maßgabe der Rechtsverordnung
nach § 93 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
übermittelt hat; die Pflicht nach dem ersten
Halbsatz ist auch als erfüllt anzusehen, wenn der
Anlagenbetreiber die Registrierung der Anlage
im Anlagenregister nach den §§ 61 bis 63 der
Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung be-
antragt hat.“

3. In § 11 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter
„in Verbindung mit den §§ 61 bis 63 durch die
Vorlage der Bescheinigung der zuständigen
Behörde nach § 64 Absatz 4“ durch die Wörter
„durch die Vorlage einer Bestätigung der zu-
ständigen Behörde über die Registrierung der
Anlage nach Maßgabe der Rechtsverordnung
nach § 90 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes;
im Fall des § 3 Absatz 1 Nummer 3 letzter
Halbsatz reicht abweichend hiervon die Vorla-
ge der Bescheinigung der zuständigen Behörde
nach § 64 Absatz 4 der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung in der am 31. Juli
2014 geltenden Fassung“ ersetzt.

3. In § 11 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „in
Verbindung mit den §§ 61 bis 63 durch die Vor-
lage der Bescheinigung der zuständigen Behörde
nach § 64 Absatz 4“ durch die Wörter „durch die
Vorlage einer Bestätigung der zuständigen Be-
hörde über die Registrierung der Anlage nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 93 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes; im Fall des § 3
Absatz 1 Nummer 3 letzter Halbsatz reicht ab-
weichend hiervon die Vorlage der Bescheini-
gung der zuständigen Behörde nach § 64 Absatz
4 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung
in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ er-
setzt.

4. In § 12 werden die Wörter „nach § 27 Absatz 1
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ und in §
20 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und
Boni nach § 27 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ jeweils durch die Wörter „oder fi-
nanzielle Förderung nach den Förderbestim-
mungen für Strom aus Biomasse des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der für die Anlage
jeweils anzuwendenden Fassung“ ersetzt.

4. u n v e r ä n d e r t

5. Teil 4 wird wie folgt gefasst:

„Teil 4

5. Teil 4 wird wie folgt gefasst:
„Teil 4



- 156 -

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses

Zentrales Informationsregister
§ 61

(weggefallen)

§ 62
(weggefallen)

§ 63
(weggefallen)

§ 64
(weggefallen)

§ 65
(weggefallen)

§ 66
Informationsregister

Die zuständige Behörde führt ein zentrales Re-
gister über alle Zertifizierungssysteme, Zertifi-
zierungsstellen, Zertifikate, Nachweise, Be-
scheinigungen und Berichte im Zusammenhang
mit der Nachweisführung nach dieser Verord-
nung (Informationsregister).

§ 67
Datenabgleich

(1) Die zuständige Behörde gleicht die Daten im
Informationsregister ab
1. mit den Daten im Anlagenregister nach § 6

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder
mit den Daten des Gesamtanlagenregisters
nach § 51 Absatz 3 des Energiewirtschafts-
gesetzes, soweit dieses nach § 6 Absatz 3
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die
Aufgaben des Anlagenregisters wahrnimmt,
und

2. mit den Daten, die der für Biokraftstoffe
zuständigen Stelle nach § 37d Absatz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorlie-
gen.

(2) Bei Nachhaltigkeitsnachweisen nach § 23
kann die zuständige Behörde Daten mit der Be-
hörde oder Stelle, die diese Nachweise ausge-
stellt hat, abgleichen. § 77 Satz 2 bleibt davon
unberührt.

§ 68
Maßnahmen der zuständigen Behörde

Die zuständige Behörde muss dem Netzbetrei-

Zentrales Informationsregister
§ 61

u n v e r ä n d e r t

§ 62
u n v e r ä n d e r t

§ 63
u n v e r ä n d e r t

§ 64
u n v e r ä n d e r t

§ 65
u n v e r ä n d e r t

§ 66
u n v e r ä n d e r t

§ 67
Datenabgleich

(1) Die zuständige Behörde gleicht die Daten im
Informationsregister ab
1. mit den Daten im Anlagenregister nach § 6

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder
mit den Daten des Gesamtanlagenregisters
nach § 53b des Energiewirtschaftsgesetzes,
soweit dieses nach § 6 Absatz 3 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes die Aufgaben des
Anlagenregisters wahrnimmt, und

2. u n v e r ä n d e r t

(2) u n v e r ä n d e r t

§ 68
u n v e r ä n d e r t
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ber, an dessen Netz die Anlage zur Stromerzeu-
gung angeschlossen ist, Folgendes mitteilen, so-
weit es sich auf die in dieser Anlage eingesetzte
flüssige Biomasse bezieht:

1. Verstöße gegen die Mitteilungspflicht nach
§ 13,

2. Widersprüche zwischen verschiedenen Daten,
die im Rahmen des Datenabgleichs bekannt
geworden sind, und

3. sonstige Zweifel an

a) der Wirksamkeit eines Nachhaltigkeits-
nachweises, eines Zertifikates
oder einer Bescheinigung oder

b) der Richtigkeit der darin nachgewiese-
nen Tatsachen.

§ 69
(weggefallen)“. § 69

u n v e r ä n d e r t

6. § 72 wird aufgehoben. 6 . u n v e r ä n d e r t

7. § 73 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Buchstaben b bis d
durch folgende Buchstaben b bis e ersetzt:

„b) das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie,

c) das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft,

d) das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit und

e) die nachgeordneten Behörden dieser
Ministerien, insbesondere an die Bun-
desnetzagentur, das Umweltbundesamt
und die für Biokraftstoffe zuständige
Stelle nach § 37d Absatz 1 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes,“.

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

„(1a) Soweit dies zum Abgleich der Daten
des Informationsregisters nach § 66 mit
dem Anlagenregister nach § 6 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes oder dem Gesamt-
anlagenregister nach § 51 Absatz 3 des
Energiewirtschaftsgesetzes erforderlich ist,

7. § 73 wird wie folgt geändert:
a) u n v e r ä n d e r t

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

„(1a) Soweit dies zum Abgleich der Daten
des Informationsregisters nach § 66 mit
dem Anlagenregister nach § 6 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes oder dem Gesamt-
anlagenregister nach § 53b des Energiewirt-
schaftsgesetzes erforderlich ist, soweit die-
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soweit dieses nach § 6 Absatz 3 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes die Aufgaben des
Anlagenregisters wahrnimmt, darf die zu-
ständige Behörde Informationen an das je-
weilige Register übermitteln.“

ses nach § 6 Absatz 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes die Aufgaben des Anla-
genregisters wahrnimmt, darf die zuständige
Behörde Informationen an das jeweilige
Register übermitteln.“

8. § 74 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 9 werden die Wörter
„Anlagen- und“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz“ durch die Wörter „Ernährung und
Landwirtschaft“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort
„Naturschutz“ ein Komma und das Wort
„Bau“ eingefügt.

8. u n v e r ä n d e r t

9. In § 16 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe bb, in § 77 Satz 1 und in Anlage
5 Nummer 4 Satz 1 wird jeweils nach dem
Wort „Naturschutz“ ein Komma und das Wort
„Bau“ eingefügt.

10. In § 77 Satz 2 werden die Wörter „Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ durch
die Wörter „Ernährung und Landwirtschaft“
ersetzt.

11. In Anlage 5 Nummer 4 Satz 1 werden die Wör-
ter „Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz“ durch die Wörter „Ernährung und
Landwirtschaft“ ersetzt.

9. u n v e r ä n d e r t

10. u n v e r ä n d e r t

11. u n v e r ä n d e r t

Artikel 19
Änderung der Ausgleichsmechanismus-

Ausführungsverordnung

Artikel 18
u n v e r ä n d e r t

Die Ausgleichsmechanismus-Ausführungsver-
ordnung vom 22. Februar 2010 (BGBl. I S. 134), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Feb-
ruar 2013 (BGBl. I S. 310) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

Die Ausgleichsmechanismus-Ausführungsver-
ordnung vom 22. Februar 2010 (BGBl. I S. 134), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19.
Februar 2013 (BGBl. I S. 310) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 wird je-
weils die Angabe „16“ durch die Wörter „19
Absatz 1 Nummer 2“ und die Angabe „35“
durch die Angabe „55“ ersetzt.

2. In § 2 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 die
Angabe „4“ durch die Angabe „1“ ersetzt.

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 wird jeweils
die Angabe „16“ durch die Wörter „19 Absatz 1
Nummer 2“ und die Angabe „35“ durch die An-
gabe „57“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t
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2. § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird die Angabe „nach § 33b“
wird durch die Wörter „im Sinne des § 5
Nummer 9“ ersetzt.

b) Satz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe
„§§ 29 und 30“ durch die Angabe
„§ 47“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe
„31“ durch die Angabe „48“ er-
setzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „28“
durch die Angabe „46“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 Buchstabe a und Buch-
stabe b wird jeweils die Angabe „32“
durch die Angabe „49“ ersetzt.

dd) In Nummer 4 wird die Angabe „27“
durch die Angabe „42“ ersetzt.

ee) In Nummer 5 wird die Angabe „23“
durch die Angabe „38“ ersetzt.

ff) In Nummer 6 wird die Angabe „24 bis
26“ durch die Angabe „39 bis 41“ er-
setzt.

3. § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 wird die Angabe „nach § 33b“

durch die Wörter „im Sinne des § 5 Num-
mer 9“ ersetzt.

b) Satz 4 wird wie folgt geändert:

aa)Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe
„§§ 29 und 30“ durch die Angabe
„§ 49“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe
„31“ durch die Angabe „50“ er-
setzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „28“
durch die Angabe „48“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 Buchstabe a und Buch-
stabe b wird jeweils die Angabe „32“
durch die Angabe „51“ ersetzt.

dd) In Nummer 4 wird die Angabe „27“
durch die Angabe „44“ ersetzt.

ee) In Nummer 5 wird die Angabe „23“
durch die Angabe „40“ ersetzt.

ff) In Nummer 6 wird die Angabe „24 bis
26“ durch die Angabe „41 bis 43“ er-
setzt.

4. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter
„nach Maßgabe einer vollziehbaren Entschei-
dung der Bundesnetzagentur nach § 61 Absatz
1 Nummer 3 und 4 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes“ gestrichen.

4. u n v e r ä n d e r t

5. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird

jeweils die Angabe „16“ durch die
Wörter „19 Absatz 1 Nummer 2“ und
die Angabe „35“ durch die Angabe
„55“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe
„37“ durch die Angabe „57“ ersetzt.

5. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird jeweils die

Angabe „16“ durch die Wörter „19 Absatz 1
Nummer 2“ und die Angabe „35“ durch die An-
gabe „57“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 37 Ab-
satz 2“ durch die Angabe „§ 60 Absatz 1“ er-
setzt.

Artikel 20
Änderung der Herkunftsnachweisverordnung

Artikel 19
Änderung der Herkunftsnachweisverordnung
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Die Herkunftsnachweisverordnung vom 28. No-
vember 2011 (BGBl. I S. 2447), die durch Artikel 4
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S.
1754) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

Die Herkunftsnachweisverordnung vom 28. No-
vember 2011 (BGBl. I S. 2447), die durch Artikel 4
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S.
1754) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Absatz 1 werden die Wörter „Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie nach Maßgabe des § 64 Absatz 4 Num-
mer 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“
durch die Wörter „Wirtschaft und Energie“ er-
setzt.

1. u n v e r ä n d e r t

2. In § 5 Satz 1 werden die Wörter „Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit“ durch die Wör-
ter „Wirtschaft und Energie“ und die Angabe
„55“ durch die Angabe „75“ ersetzt.

2. In § 5 Satz 1 werden die Wörter „Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit“ durch die Wör-
ter „Wirtschaft und Energie“ und die Angabe
„55“ durch die Angabe „79“ ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden
die Wörter „Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit und dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Techno-
logie“ durch die Wörter „Wirtschaft
und Energie“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird die
Angabe „55“ durch die Angabe „75“
ersetzt.

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „55“
durch die Angabe „75“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „63a“ durch
die Angabe „84“ ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden
die Wörter „Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit und dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technolo-
gie“ durch die Wörter „Wirtschaft und
Energie“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird die
Angabe „55“ durch die Angabe „79“
ersetzt.

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „55“
durch die Angabe „79“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „63a“ durch
die Angabe „87“ ersetzt.

Artikel 21
Änderung der Herkunftsnachweis-

Durchführungsverordnung

Artikel 20
u n v e r ä n d e r t

Die Herkunftsnachweis-Durchführungsverord-
nung vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2147) wird
wie folgt geändert:

Die Herkunftsnachweis-Durchführungsverord-
nung vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2147) wird
wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3“ durch
die Angabe „5“ ersetzt.

b) In den Nummern 5 und 7 wird jeweils die
Angabe „55“ durch die Angabe „75“ er-

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) u n v e r ä n d e r t

b) In den Nummern 5 und 7 wird jeweils die
Angabe „55“ durch die Angabe „79“ er-
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setzt. setzt.

2. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 6 werden die Wörter
„Vergütung nach § 16“ durch die Wörter
„Förderung nach § 19“ ersetzt und die Wör-
ter „und die Strommenge nicht nach § 33b
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes vermarktet“ gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz werden die Wörter „Ver-
gütung nach § 16“ durch die Wörter „För-
derung nach § 19“ ersetzt und die Wörter
„oder die Strommenge nach § 33b Nummer
1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ver-
marktet“ gestrichen.

2. u n v e r ä n d e r t

3. In § 10 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter
„Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nummer
9“ durch die Wörter „Windenergieanlagen auf
See nach § 5 Nummer 35“ ersetzt.

3. In § 10 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter
„Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nummer
9“ durch die Wörter „Windenergieanlagen auf
See nach § 5 Nummer 36“ ersetzt.

4. In § 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden
nach den Wörtern „§ 39 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes“ die Wörter „in der am 31.
Juli 2014 geltenden Fassung und § 99 Absatz 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ eingefügt.

4. In § 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden
nach den Wörtern „§ 39 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes“ die Wörter „in der am 31.
Juli 2014 geltenden Fassung und § 104 Absatz 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ eingefügt.

5. In § 13 Absatz 1 Satz 1und Absatz 2 wird je-
weils die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ er-
setzt.

5 . u n v e r ä n d e r t

6. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „der

Strom aus der Anlage nicht nach § 33b
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes direkt vermarktet wird und für den
Strom aus der Anlage nicht die Vergütung“
durch die Wörter „für den Strom aus der
Anlage keine finanzielle Förderung“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Vergütung“
durch die Wörter „finanzielle Förde-
rung“ und werden die Wörter „wird
oder ob der Strom nach § 33b Num-
mer 1, 2 oder 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vermarktet wird.“
durch die Wörter „und in welcher Ver-
äußerungsform im Sinne des § 20 Ab-
satz 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes der Strom veräußert wird.“
ersetzt.

6. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „der

Strom aus der Anlage nicht nach § 33b Num-
mer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes di-
rekt vermarktet wird und für den Strom aus der
Anlage nicht die Vergütung nach § 16 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes“ durch die
Wörter „für den Strom aus der Anlage keine
finanzielle Förderung“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t
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bb) In Satz 2 wird das Wort „Vermark-
tungsform“ durch das Wort „Veräuße-
rungsform“ ersetzt.

7. In § 27 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe
„62“ durch die Angabe „82“ ersetzt.

b) In Absatz 2 die Angabe „64e“ durch die
Angabe „90“ ersetzt.

7. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe
„62“ durch die Angabe „86“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „64e“ durch
die Angabe „93“ ersetzt.

8. § 29 wird wie folgt gefasst:
„§ 29

Bußgeldvorschrift
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 82 Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe b des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 6 Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1
oder Satz 2 einen Herkunftsnachweis bean-
tragt,

2. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 4 den dort ge-
nannten Strom nicht liefert,

3. entgegen § 16 Absatz 3 oder § 17 Absatz 2
Satz 2 einen Antrag stellt oder

4. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4, Ab-
satz 5 Satz 2 oder Absatz 6 Satz 3 einen Her-
kunftsnachweis verwendet.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 82 Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe c des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder § 24 Ab-
satz 1 Satz 5 Daten nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfü-
gung stellt,

2. entgegen § 12 Absatz 1 oder § 20 die dort
genannten Daten oder eine Änderung nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig übermittelt,

3. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 2 eine Bestäti-
gung nicht richtig oder nicht vollständig ab-
gibt,

4. entgegen § 21 Absatz 3 oder § 22 Absatz 4
eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

8. § 29 wird wie folgt gefasst:

„§ 29
Bußgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1
Nummer 4 Buchstabe b des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 6 Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1
oder Satz 2 einen Herkunftsnachweis bean-
tragt,

2. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 4 den dort ge-
nannten Strom nicht liefert,

3. entgegen § 16 Absatz 3 oder § 17 Absatz 2
Satz 2 einen Antrag stellt oder

4. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4, Ab-
satz 5 Satz 2 oder Absatz 6 Satz 3 einen Her-
kunftsnachweis verwendet.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1
Nummer 4 Buchstabe c des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder § 24 Ab-
satz 1 Satz 5 Daten nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfü-
gung stellt,

2. entgegen § 12 Absatz 1 oder § 20 die dort
genannten Daten oder eine Änderung nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig übermittelt,

3. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 2 eine Bestäti-
gung nicht richtig oder nicht vollständig ab-
gibt,

4. entgegen § 21 Absatz 3 oder § 22 Absatz 4
eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
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5. entgegen § 22 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, 2
oder Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 eine dort
genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht
vollständig, nicht auf die vorgeschriebene
Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt oder

6. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 4 eine dort ge-
nannte Bestätigung nicht oder nicht rechtzei-
tig übermittelt.“

5. entgegen § 22 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, 2
oder Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 eine dort
genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht
vollständig, nicht auf die vorgeschriebene
Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt oder

6. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 4 eine dort ge-
nannte Bestätigung nicht oder nicht rechtzei-
tig übermittelt.“

Artikel 22
Änderung der Besondere-Ausgleichsregelung-

Gebührenverordnung
Die Besondere-Ausgleichsregelung-Gebühren-

verordnung vom 5. März 2013 (BGBl. I S. 448) wird
wie folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „40

bis 43“ durch die Angabe „60 bis 63“ er-
setzt.

2. In Nummer 1 der Anlage wird jeweils die
Angabe „41“ durch die Angabe „61“ und die
Angabe „42“ durch die Angabe „62“ ersetzt.

entfällt

Artikel 23
Änderung der Anlageverordnung

In § 2 Absatz 4 Nummer 3 der Anlageverordnung
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3913), die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Febru-
ar 2011 (BGBl. I S. 250) geändert worden ist, wird
die Angabe „3 Nummer 3“ durch die Angabe „5
Nummer 14“ ersetzt.

Artikel 21
u n v e r ä n d e r t

Artikel 24
Änderung der Pensionsfonds-
Kapitalanlagenverordnung

In § 2 Absatz 4 Nummer 3 der Pensionsfonds-
Kapitalanlagenverordnung vom 21. Dezember 2001
(BGBl. I S. 4185), die zuletzt durch Artikel 1 der
Verordnung vom 9. Mai 2011 (BGBl. I S. 794) ge-
ändert worden ist, wird die Angabe „3 Nummer 3“
durch die Angabe „5 Nummer 14“ ersetzt.

Artikel 22
u n v e r ä n d e r t

Artikel 25
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft.
Gleichzeitig treten das Erneuerbare-Energien-Gesetz
vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember
2012 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, und die
Managementprämienverordnung vom 2. November

Artikel 23
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

u n v e r ä n d e r t
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2012 (BGBl. I S. 2278) außer Kraft.



- 165 -

C. Begründung

Durch diesen Änderungsantrag werden neue Paragrafen in das EEG eingefügt. Infolge dessen
wird das EEG neu nummeriert. Die Neunummerierung führt zu zahlreichen Folgeänderungen;
diese werden nachfolgend nicht einzeln begründet.

Zu Artikel 1 Inhaltsverzeichnis

Das Inhaltsverzeichnis wird redaktionell an die nachfolgenden Änderungen angepasst (Folge-
änderungen).

Zu Artikel 1 § 2 Absatz 6 EEG 2014 (neu)

Der neue Absatz 6 beschreibt den Grundsatz, dass künftig auch Erfahrungen mit den Koope-
rationsmechanismen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU (Richtlinie 2009/28/EG) ge-
sammelt werden sollen. Zu diesem Zweck sollen zunächst die Pilotausschreibungen für die
PV-Freiflächenanlagen teilweise europaweit geöffnet werden; dasselbe gilt auch für die an-
schließenden Ausschreibungen, die durch die Novelle des EEG im Jahr 2016 eingeführt wer-
den sollen. Damit sollen die Kooperationsmechanismen der Richtlinie 2009/28/EG umgesetzt
und Erfahrungen gesammelt werden, um eine intensivere grenzüberschreitende Zusammenar-
beit mit anderen Mitgliedstaaten auf der Basis völkerrechtlicher Vereinbarungen und des
Prinzips der gegenseitigen Kooperation zu ermöglichen.

Zu Artikel 1 § 4 EEG 2014

§ 4 EEG 2014 wird neu strukturiert. Gleichzeitig wird der Geltungsbereich des Gesetzes kla-
rer formuliert.

Gegenwärtig besteht Rechtsunsicherheit im Hinblick auf die Geltung des EEG für Anlagen,
die sich nicht ausschließlich im Bundesgebiet befinden. Insbesondere bei der Wasserkraft gibt
es Fälle, in denen sich Teile der Anlage im Ausland befinden (Grenzwasserkraftanlagen). Wie
vom Bundesgerichtshof kürzlich bestätigt, ist im EEG von einem weiten Anlagenbegriff aus-
zugehen (BGH, Urteil vom 23. Oktober 2013, Az. VIII ZR 262/12). Dies hat zur Folge, dass
nicht nur die Stromerzeugungseinrichtung, sondern auch die übrigen zur Stromerzeugung
notwendigen Einrichtungen wie etwa die Wehranlage Teil der Anlage im Sinne des § 5
Nummer 1 EEG 2014 sind. Die Formulierung des Regierungsentwurfs lässt offen, ob der Gel-
tungsbereich des EEG eröffnet ist, wenn sich unter Zugrundelegung dieses weiten Anlagen-
verständnisses nur ein Teil der Anlage im Bundesgebiet befindet. Dies ist mit Rechtsunsi-
cherheiten im Hinblick auf die Förderfähigkeit des in der Anlage erzeugten Stroms verbun-
den.

Deshalb soll mit der Neufassung des § 4 EEG 2014 der Geltungsbereich dahingehend geregelt
werden, dass das EEG für Anlagen gilt, wenn und soweit ihre Stromerzeugung im Bundesge-
biet einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone erfolgt. Maßgeblich ist
damit der Ort der Stromerzeugung, d.h. die Belegenheit des Generators. Befindet sich dieser
im Geltungsbereich des EEG, ist es unschädlich, wenn z.B. die Ausleitung des Wassers im
Ausland erfolgt. Befinden sich Stromerzeugungseinheiten, die nach dem weiten Anlagenbe-
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griff eine Anlage bilden, teilweise innerhalb und teilweise außerhalb des Bundesgebiets, gilt
das EEG nur für die Stromerzeugungseinheiten, die sich im Bundesgebiet befinden.

Zu berücksichtigen ist, dass völkerrechtliche Verträge Vorgaben enthalten können, welche
Stromanteile der Wasserkraftnutzung an Grenzflussläufen welchem Staat zuzuordnen sind.
Wie schon in der Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zum EEG 2012 aus-
geführt, gehen die auf solchen Verträgen beruhenden Konzessionen oder Bewilligungen als
speziellere Normen dem EEG vor, so dass in diesen Fällen eine Förderung durch das EEG
ungeachtet des Orts der Stromerzeugung in dem Umfang nicht möglich ist, wie der Strom
nicht der Bundesrepublik Deutschland zuzuordnen ist (BT-Drucks. 16/8148, S. 38).

§ 4 EEG 2014 (neu) bestimmt demnach den räumlichen Geltungsbereich für die Anlagen im
Sinne des § 5 Nummer 1 EEG 2014. Darüber hinaus ergibt sich bereits aus dem allgemeinen
Rechtssystem, dass sich die übrigen Regelungen des Gesetzes, die sich nicht unmittelbar auf
diese Anlagen beziehen (z.B. die Regelungen zum Einspeisemanagement bei KWK-Anlagen),
räumlich auf das Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland beziehen.

Der übrige Regelungsgehalt des § 4 EEG 2014 in der Fassung des Regierungsentwurfs ent-
fällt. Er hat durch die neuen §§ 1 bis 3 EEG 2014 seine Bedeutung verloren.

Zu Artikel 1 § 5 EEG 2014

In Nummer 12 wird der Begriff des Eigenversorgers durch den Begriff der Eigenversorgung
ersetzt. Damit wird nicht mehr auf die Person abgestellt, sondern auf die Eigenversorgung mit
Strom. In der Folge gibt es eine einheitliche Definition des Begriffs der Eigenversorgung für
alle Neuanlagen. Für Bestandsanlagen gelten nach § 61 Absatz 3 und 4 EEG 2014 inhaltlich
die Regelungen des EEG 2012 bzw. EEG 2009 weiter. Inhaltlich greift Nummer 12 die An-
forderungen auf, die bisher in § 58 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 6 des Regierungsentwurfs zum
EEG 2014 geregelt waren. Neue Anforderungen enthält die Vorschrift nicht.

Des Weiteren wird mit der neuen Nummer 32 die Definition des Begriffs „Umwandlung“ er-
gänzt. Durch die Einfügung dieser neuen Nummer muss zudem die weitere Nummerierung
des § 5 EEG 2014 angepasst werden; dies bedingt verschiedene Folgeänderungen. Der Begriff
der Umwandlung, wie er in den §§ 64 Absatz 4 und 67 EEG 2014 verwendet wird und auf die
Gegenäußerung der Bundesregierung zurückgeht, ist weiter als im Umwandlungsgesetz. Er-
fasst sind auch Singularsukzessionen, wie sie bei Unternehmenskäufen oft vorgenommen
werden. Bezogen auf die Besondere Ausgleichsregelung ist z.B. die Übertragung von Vermö-
gensgegenständen aus einer Insolvenz ein häufiger Praxisfall.

Schließlich wird in der Definition des Begriffs „Unternehmen“ in Nummer 34 (neu) die Aus-
nahme für die verbundenen Unternehmen gestrichen. Dies dient der Klarstellung der Antrags-
berechtigung von Konzernunternehmen. Der Begriff erfasst juristische Personen, die rechtsfä-
hig sind, ebenso wie kommunale Eigenbetriebe und Gesellschaftsformen, denen Rechtsfähig-
keit zugesprochen wird, ohne dass ihnen der Status einer juristischen Person zugebilligt wird.
Nicht erfasst sind Einzelkaufleute, Freiberufler und Gewerbetreibende. Diese Änderung wur-
de von der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zum Bundesrat vorgeschlagen.

Wie auch bisher wird als Unternehmen die kleinste wirtschaftlich, finanziell und rechtlich
selbständige Einheit angesehen, die unter einheitlicher und selbständiger Führung steht. Im
Bereich von Konzernen ist daher auf die jeweils einzelne Konzerngesellschaft und nicht auf
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die Konzerne oder Muttergesellschaften in ihrer Gesamtheit abzustellen. Da die Definition die
Rechtspersönlichkeit des „Unternehmens“ voraussetzt, können Konzerne in ihrer Gesamtheit
nicht erfasst sein, denn ihnen kommt keine Rechtspersönlichkeit zu.

Ob ein Unternehmen vorliegt, ist weiterhin auf der Grundlage einer Einzelfallwürdigung zu
entscheiden, die sämtliche Umstände berücksichtigt.

Zu Artikel 1 § 8 Absatz 2 EEG 2014

Mit der im Regierungsentwurf vorgeschlagenen Änderung in § 8 Absatz 2 EEG 2014 reagiert
der Gesetzgeber auf das Urteil des BGH vom 10. Oktober 2012 (Az. VIII ZR 362/11). Nach
dem BGH-Urteil besteht ein Wahlrecht des Anlagenbetreibers für den Verknüpfungspunkt
dann nicht, wenn „die dem Netzbetreiber hierdurch entstehenden Kosten nicht nur unerheb-
lich über den Kosten eines Anschlusses an dem gesamtwirtschaftlich günstigsten Verknüp-
fungspunktes liegen“. In der Fassung des Gesetzentwurfs war jedoch nicht eindeutig, welche
Mehrkosten berücksichtigt werden sollen. Die Änderung in § 8 Absatz 2 EEG 2014 stellt
nunmehr klar, dass die durch das Wahlrecht zusätzlich entstehenden Mehrkosten beim Netz-
betreiber entscheidend sind. Eventuelle Mehrkosten beim Anlagenbetreiber oder bei Dritten
finden demnach keine Berücksichtigung, wie dies auch vom BGH entschieden worden ist.

Zu Artikel 1 § 11 EEG 2014

Die Änderung in Absatz 1 berichtigt einen Fehler des Regierungsentwurfs: Die Änderung
stellt sicher, dass dass Strom aus erneuerbaren Energien in allen Vermarktungsformen den eu-
roparechtlich gesicherten Abnahmevorrang genießt. Dies schließt die sonstige Direktvermark-
tung nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2014 ein, die bislang an dieser Stelle im Regie-
rungsentwurf nicht erwähnt gewesen ist.

Absatz 4 wird im Zuge des § 24 EEG 2014 (neu) geändert: Der Förderausschluss bei neuen
Anlagen im Falle länger anhaltender negativer Börsenpreise kann sich auch auf Anlagen in
der Ausfallvermarktung auswirken und es ggf. erforderlich werden lassen, dass diese Anlagen
abgeregelt werden müssen. Ob und unter welchen Voraussetzungen dies den Netzbetreibern
ermöglicht werden soll, wird geprüft und ggf. im Rahmen einer Novelle der Ausgleichsme-
chanismusverordnung umgesetzt, deren Ermächtigung insofern erweitert wird (§ 91 Num-
mer 2 EEG 2014).

Zu Artikel 1 § 12 Absatz 4 EEG 2014

Die Änderung berichtigt einen Verweisfehler, der sich sowohl im geltenden EEG als auch im
Regierungsentwurf befindet; der Verweis auf das KWK-Gesetz wird insofern an die letzte
KWKG-Novelle angepasst.
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Zu Artikel 1 § 20 Absatz 2 EEG 2014

Mit der Änderung des Absatz 2 wird die Möglichkeit der anteiligen Veräußerung in verschie-
denen Veräußerungsformen, die bislang in § 33f EEG 2012 geregelt ist, im EEG 2014 fortge-
führt. Aufgrund der Hinweise mehrerer Marktakteure ist anzunehmen, dass auch weiterhin ein
praktisches Bedürfnis für die anteilige Direktvermarktung besteht. Möglich ist sowohl die an-
teilige Direktvermarktung des Stroms aus einer einzelnen Anlage als auch – wie bisher in der
Praxis durchaus üblich – die anteilige Direktvermarktung von mehreren über eine gemeinsa-
me Messeinrichtung abgerechneten Anlagen.

Mit § 20 Absatz 2 EEG 2014 wird nur die bisherige Möglichkeit der anteiligen Direktver-
marktung erhalten. Da die Ausfallvermarktung hierzu nicht zählt, ist sie von den Wech-
selmöglichkeiten ausgenommen.

Zu Artikel 1 § 21 EEG 2014

In Absatz 2 wird die neue Nummer 3 eingefügt. Sie erstreckt die Wechselfristen nach Ab-
satz 1 auf Änderungen der anteiligen Veräußerung nach § 20 Absatz 2 EEG 2014. Außerdem
wird der bisherige Absatz 1 Satz 2 EEG 2014 gestrichen, da die darin enthaltene Regelung
nicht erforderlich ist: Die unverschuldete Bilanzierung von Ausgleichsenergie in einem
Marktprämien-Bilanzkreis ist bereits durch § 35 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b EEG 2014 ge-
regelt.

Absatz 3 wird neu gefasst und Absatz 4 gestrichen, um den Netzbetreibern keine zusätzlichen
Verpflichtungen aufzuerlegen. Es soll hier kein zusätzlicher Bürokratieaufwand geschaffen
werden. Es wird erwartet, dass die Bundesnetzagentur die bestehende Festlegung zu Markt-
prozessen für Einspeisestellen (Strom) (Az.: BK6-12-153) auf Basis ihrer Festlegungskompe-
tenz in § 85 Absatz 3 Nummer 3 EEG 2014 bis spätestens Mitte 2015 an das EEG 2014 an-
passen wird. Zwischenzeitlich gilt die derzeitige Festlegung fort. Bis zum Inkrafttreten der
angepassten Festlegung wird es außerdem erforderlich sein, eine Übergangslösung für die
Praxis zu finden. Es wird davon ausgegangen, dass die Bundesnetzagentur zügig eine solche
Übergangslösung unter Einbeziehung der Verbände der betroffenen Marktakteure entwickelt.
Anlagenbetreiber haben bei der Mitteilung von Wechseln nach § 21 EEG 2014 die Vorgaben
der jeweils geltenden Festlegung (sowie der Übergangslösung für die Praxis) einzuhalten.

Zu Artikel 1 § 23 Absatz 4 EEG 2014

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung zu dem neuen § 24 EEG 2014 (siehe so-
gleich).

Zu Artikel 1 § 24 EEG 2014 (neu)

Aufgrund der Anforderungen in den Randnummern 125 Satz 2 Buchstabe c und 126 der Um-
welt- und Energiebeihilfeleitlinien der EU-Kommission wird ein neuer § 24 EEG 2014 einge-
führt, der die Verringerung der Förderung bei negativen Preisen für Neuanlagen regelt.
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Nach Absatz 1 reduziert sich der anzulegende Wert auf null, wenn die Preise für Stundenkon-
trakte am Spotmarkt der EPEX Spot an mindestens sechs aufeinanderfolgenden Stunden ne-
gativ sind. Die Verringerung auf null betrifft dann die Einspeisung in diesen sechs Stunden
sowie in jeder weiteren darauffolgenden Stunde, in der der Stundenkontrakt ebenfalls einen
negativen Wert hat. Sobald die Kette der unmittelbar aufeinander folgenden negativen Stun-
denkontrakte unterbrochen wird, müssen zunächst wieder für sechs Stunden am Stück negati-
ve Preise herrschen, bevor die Regelung nach Absatz 1 erneut anwendbar ist. Die Strommen-
ge, die in einem solchen Zeitraum eingespeist wurde, lässt sich bei Anlagen in der Direktver-
marktung aus deren Bilanzkreisabrechnung ersehen.

Absatz 2 betrifft Anlagen in der Einspeisevergütung in Ausnahmefällen nach § 38 EEG 2014.
Anlagen in der Einspeisevergütung für kleine Anlagen nach § 37 EEG 2014 sind nicht betrof-
fen, da die Bagatellgrenzen nach § 37 Absatz 2 EEG 2014 unter den Grenzen nach § 24 Ab-
satz 3 EEG 2014 liegen. Da Anlagen in der Einspeisevergütung nach § 38 EEG 2014 nicht bi-
lanzierungspflichtig sind, bestimmt Satz 1, dass die Anlagenbetreiber in diesen Fällen die
Strommenge, die in einem Zeitraum negativer Preise nach Absatz 1 eingespeist wurde, den
Netzbetreibern mitteilen müssen. Da eine Einspeisevergütung nach § 38 EEG 2014 nur von
Anlagen, die grundsätzlich direktvermarktungspflichtig sind, wahrgenommen werden dürfte –
kleine Anlagen können die abschlagsfreie Einspeisevergütung nach § 37 EEG 2014 nutzen –,
müssen diese Anlagen nach § 35 Satz 1 Nummer 2 EEG 2014 auch fernsteuerbar sein und
können daher nach § 36 Absatz 1 Nummer 1 EEG 2014 ihre Ist-Einspeisung jederzeit abru-
fen. Falls eine Mitteilung nach Satz 1 nicht erfolgt, wird pauschal vermutet, dass für jeden
Kalendertag, in dem eine negative Preisphase aufgetreten ist, eine Strommenge eingespeist
wurde, die einem Vergütungsanspruch von 5 Prozent der gesamten Einspeisevergütungssum-
me für den jeweiligen Monat entspricht. Dabei ist die Einspeisevergütungssumme für den
Monat vor Abzug etwaiger anderer Verringerungen nach § 25 EEG 2014 zugrunde zu legen.
Der Begriff Kalendertag meint dabei den Zeitraum von 0:00 Uhr bis 24:00 eines Tages. Er-
streckt sich eine negative Preisphase also z.B. in einer Nacht über Mitternacht hinaus in den
nächsten Tag, so verringert sich der Anspruch auf die Einspeisevergütung um 10 Prozent der
(hypothetischen) Gesamtvergütungssumme für diesen Monat. Satz 2 setzt einen Anreiz für
Anlagenbetreiber, die tatsächlich eingespeisten Strommengen nach Satz 1 mitzuteilen.

Absatz 3 setzt den in den Randnummern 125 Satz 2 Buchstabe c und 126 geregelten zeitli-
chen und sachlichen Anwendungsbereich für die Verringerung des anzulegenden Werts in
Phasen negativer Preise nach Absatz 1 um.

Zu Artikel 1 § 25 EEG 2014 (neu)

In Absatz 1 werden in Nummer 1 und 2 die Wörter „an das Anlagenregister“ gestrichen. Dies
erfolgt zur Klarstellung, dass die Anforderungen des § 25 EEG 2014 auch durch Übermittlung
der jeweiligen Angaben an das Gesamtanlagenregister nach § 53b EnWG erfüllt werden kön-
nen, soweit dieses – wie bereits in § 6 Absatz 3 EEG 2014 angelegt – künftig die Aufgaben
des Anlagenregisters übernimmt. Nummer 3 sanktioniert die Nichteinhaltung der festen Pro-
zentsätze nach § 20 Absatz 2 Satz 2 EEG 2014 bei einer anteiligen Veräußerung des Stroms.
Um vor einem etwaigen Missbrauch der anteiligen Veräußerung deutlich abzuschrecken, gilt
die Sanktion gemäß Satz 2 bis zum Ablauf des dritten Kalendermonats, der auf die Beendi-
gung des Verstoßes folgt. Nummer 4 sanktioniert Verstöße gegen die Pflicht aus § 100 Absatz
2 Satz 3 EEG 2014. Betreiber von Biogasanlagen nach § 100 Absatz 2 Satz 2 EEG 2014 ha-
ben danach erst einen Anspruch auf finanzielle Förderung, wenn der Stillungsnachweis nach
§ 100 Absatz 2 Satz 3 EEG 2014 erbracht ist.
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Absatz 2 wird redaktionell an die Änderungen in den §§ 20 und 21 EEG 2014 angepasst.

Zu Artikel 1 § 27 EEG 2014 (neu)

§ 27 EEG 2014 (neu) wird neu gefasst, weil die Absenkung der Förderung für Windenergie
auf See wegen des Regelungsumfangs in eine gesonderte Vorschrift überführt wird (§ 30 EEG
2014). Daraus ergeben sich redaktionelle Anpassungen in § 27 EEG 2014. Daneben wird die
Degression für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wasserkraft von jährlich 1,0 Prozent
(EEG 2012 und Regierungsentwurf zum EEG 2014) auf 0,5 Prozent gesenkt. Dies trägt dem
Umstand Rechnung, dass die Wasserkraft als ausgereifte Technologie nur sehr geringe Kos-
tensenkungspotentiale aufweist. Dies wurde zuletzt auch durch das Gutachten zur Wasser-
kraftförderung im Rahmen der wissenschaftlichen Vorbereitung zum EEG-Erfahrungsbericht
2014 bestätigt (Zwischenbericht veröffentlicht unter: http://www.bmwi.de, dort S. 110).
Durch die geringere Degression soll somit gewährleistet werden, dass die Fördersätze auch in
Zukunft die durchschnittlichen Stromgestehungskosten decken.

Zu Artikel 1 § 29 EEG 2014 (neu)

In der Überschrift von § 28 EEG 2014 wird das Wort Windenergieanlagen durch Windenergie
ersetzt, um die Überschrift mit den Überschriften der §§ 27, 28 und 30 EEG 2014 zu verein-
heitlichen.

Zu Artikel 1 § 30 EEG 2014 (neu)

Die Absenkung der Förderung für Strom aus Windenergie auf See wird von § 26 Nummer 4
EEG 2014 (Regierungsentwurf) in einen neuen § 30 Absatz 1 EEG 2014 überführt und um ei-
ne Bestimmung zu Fällen ergänzt, in denen sich die Fertigstellung der Netzanbindung und
damit auch die Inbetriebnahme der Anlage verzögert.

Das geltende EEG sowie der Regierungsentwurf sehen bei Verzögerungen der Netzanbindung
keine Sonderregelung zur Degression vor. Das bedeutet, dass etwa die Degression zum 1. Ja-
nuar 2018 auch Projekte erfasst, deren Netzanschluss nach dem verbindlichen Fertigstellungs-
termin nach § 17d Absatz 2 Satz 5 EnWG 2017 hergestellt sein soll, sich aber derart verzö-
gert, dass eine Inbetriebnahme der Anlage vor dem 1. Januar 2018 nicht möglich ist. Der
durch die verringerte Förderung entstehende Vermögensschaden kann vom Anlagenbetreiber
auch nicht im Rahmen der Entschädigung nach § 17e EnWG gegenüber dem Übertragungs-
netzbetreiber geltend gemacht werden. Denn die Entschädigung ist auf den Zeitraum der nicht
möglichen Einspeisung begrenzt, wobei die durchschnittliche Einspeisung einer vergleichba-
ren Anlage zugrunde zu legen ist (§ 17e Absatz 1 Satz 2 EnWG). Weitergehende Ansprüche
gegen den Übertragungsnetzbetreiber wegen Vermögensschäden auf Grund einer verzögerten
Netzanbindung sind ausgeschlossen (§ 17e Absatz 2 Satz 3 EnWG). Die hierdurch hervorge-
rufenen Finanzierungsrisiken werden durch den neuen Absatz 2 aufgefangen und Planungssi-
cherheit in Bezug auf die Degression auch dann gewährleistet, wenn sich die Herstellung der
Netzanbindung verzögert.

Die Regelung sieht zu diesem Zweck vor, dass anstelle der Inbetriebnahme die Betriebsbereit-
schaft der Windenergieanlage auf See nach § 17e Absatz 2 Satz 1 und 4 EnWG maßgeblich
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für die Anwendung der Regelung zur Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 1 ist,
wenn die Netzanbindung zum verbindlichen Fertigstellungstermin nach § 17d Absatz 2 Satz 5
EnWG nicht fertiggestellt ist. Nach § 17e Absatz 2 Satz 6 EnWG steht der Fertigstellungster-
min aus einer unbedingten Netzanbindungszusage dem verbindlichen Fertigstellungstermin
gleich, so dass auch Projekte, die noch auf der Grundlage einer unbedingten Netzanbindungs-
zusage angeschlossen werden, in den Anwendungsbereich des Absatzes 2 fallen.

Zu Artikel 1 § 31 Absatz 6 EEG 2014 (neu)

Die Änderung in Absatz 6 Nummer 3 beseitigt ein Redaktionsversehen: In die Schätzung ein-
zubeziehen sind sämtliche Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,
die vor dem 1. Januar 2010 in Betrieb genommen worden sind, da das Meldeportal der Bun-
desnetzagentur erst im Laufe des Jahres 2009 seinen Betrieb aufgenommen hat.

Zu Artikel 1 § 35 EEG Satz 2 2014 (neu)

In § 35 EEG 2014 (neu) wird Satz 2 ergänzt. Dieser Satz trägt dem Umstand Rechnung, dass
Anlagenbetreiber gegenüber dem Netzbetreiber die Fernsteuerbarkeit teilweise erst nach Inbe-
triebnahme der Anlage nachweisen können. Damit die Betreiber von Neuanlagen nicht im ers-
ten Monat des Betriebs in die Ausfallvermarktung nach § 38 EEG 2014 wechseln müssen,
muss der Nachweis nicht vor Beginn des zweiten Kalendermonats erfüllt sein, der auf die In-
betriebnahme der Anlage folgt. Da Betreiber von Neuanlagen so nicht gezwungen sind, ihren
Betrieb in der Einspeisevergütung in Ausnahmefällen zu beginnen, wird insbesondere auch
die Sanktion des § 25 Absatz 2 Nummer 3 EEG 2014 (neu) in den Fällen vermieden, in denen
die Neuanlage mit direkt vermarkteten Bestandsanlagen über eine gemeinsame Messeinrich-
tung abgerechnet wird. Im ersten Monat nach Inbetriebnahme besteht – sofern die weiteren
Voraussetzungen vorliegen – der Anspruch auf Marktprämie auch ohne den Nachweis der
Fernsteuerbarkeit.

Zu Artikel 1 § 36 Absatz 1 EEG 2014 (neu)

Die Änderung in Nummer 2 Buchstabe b erfolgt, da Anlagenbetreiber zur Erfüllung der Fern-
steuerbarkeit ihrem Direktvermarkter die Befugnis einräumen müssen, die Einspeiseleistung
jederzeit zu reduzieren. Dies kann bei genehmigungsrechtlichen Restriktionen zu Problemen
führen. Insofern dürfen die Regelungsmöglichkeiten des Direktvermarkters eingeschränkt
werden, soweit dies aufgrund der Genehmigung erforderlich ist. Die entsprechende Formulie-
rung wurde von der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zum Bundesrat vorgeschlagen.

Zu Artikel 1 § 37 Absatz 2 EEG 2014

Mit der Änderung in Absatz 2 wird die Bagatellgrenze für die verpflichtende Direktvermark-
tung bereits ab 2016 auf 100 Kilowatt gesenkt. Dadurch wird die Direktvermarktung ambitio-
nierter ausgeweitet als im Regierungsentwurf. Die verpflichtende Direktvermarktung ist ein
wesentliches Element des Systemwechsels, der mit dem EEG 2014 vollzogen wird. Sie ist
zentral für eine bessere System- und Marktintegration der erneuerbaren Energien. Durch die
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schnellere Ausweitung der verpflichtenden Direktvermarktung auf eine größere Zahl von
Neuanlagen wird die System- und Marktintegration noch effektiver vorangebracht. Durch die
Direktvermarktung besteht für die Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus er-
neuerbaren Energien ein Anreiz, ihren Strom in Zeiten höherer Marktpreise zu vermarkten
und auch die Anlagenauslegung auf dieses Ziel hin zu optimieren. Im Gegensatz zum bisheri-
gen System der festen Einspeisevergütung sind bei der Direktvermarktung die Marktpreise für
Anlagenbetreiber spürbar. Dadurch wird auch das Problem von starken Stromüberschüssen
und „negativen Preisen“ vermindert (siehe hierzu auch § 24 EEG (neu)). Sofern der Preis an
der Strombörse im negativen Bereich unter das Niveau sinkt, das die Betreiber als „positive“
Marktprämie erhalten, ist es wirtschaftlich unattraktiv, diesen Strom einzuspeisen. Auch eine
Einspeisung völlig unabhängig von der Nachfrage (sog. Produce-and-forget-Problematik), die
im System der festen Einspeisevergütung bestand, wird durch die Direktvermarktung weitest-
gehend beseitigt.

Die Anlagenbetreiber müssen wie die Betreiber konventioneller Kraftwerke ihre Erzeugung
prognostizieren und entsprechende Fahrpläne anmelden. Dabei haben sie auch die Kosten für
Abweichungen von ihrer Prognose zu tragen. Dies setzt Anreize zur weiteren Verbesserung
der Prognosegüte und zur Anwendung von Handelsstrategien, um Prognoseabweichungen
möglichst auszugleichen. Dadurch werden zudem Ausgleichsenergiekosten gespart, was die
Kosten des Gesamtsystems senkt. Schließlich besteht durch die Direktvermarktung auch mehr
Wettbewerb im Handel mit Strom aus erneuerbaren Energien. Bereits durch die optionale Di-
rektvermarktung im EEG 2012 traten neue Akteure am Markt auf. Der steigende Wettbewerb
reizt weitere Innovationen und Effizienzverbesserungen an.

Dadurch, dass die Marktprämie gleitend ausgestaltet ist, sowie die flankierende Möglichkeit
der Einspeisevergütung in Ausnahmefällen nach § 38 EEG 2014 (neu) bleiben auch gegen-
über dem System der festen Einspeisevergütung die Risiken für Anlagenbetreiber sehr über-
schaubar. Dadurch bleibt die erforderliche Investitionssicherheit für einen weiteren konse-
quenten Ausbau der erneuerbaren Energien – trotz der Einführung von mehr Wettbewerb und
Markt durch die Direktvermarktung – auch unter dem neuen System bestehen.

Das Marktprämienmodell wurde im EEG 2012 als optionale Alternative zur festen Einspeise-
vergütung eingeführt und vom Markt sehr gut angenommen. Schon jetzt nutzt beinahe die
Hälfte der Anlagenleistung, die Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt, das Modell der
Marktprämie. Bei Windenergie an Land sind es sogar bereits rund 80 Prozent.

Aufgrund der positiven Erfahrungen ist davon auszugehen, dass eine Absenkung der Baga-
tellgrenze auf 100 kW ab 2016 von den Akteuren gut umgesetzt werden kann. Gerade im Be-
reich von Anlagen mittlerer Größe werden auch neue Geschäftsmodelle zur Direktvermark-
tung dieser Anlagen erwartet. Bei kleineren Neuanlagen stehen aus derzeitiger Sicht die mit
der Direktvermarktung verbundenen Kosten, insbesondere für die obligatorische Fernsteuer-
barkeit der Anlagen, noch in keinem angemessenen Verhältnis zu den Ertragsmöglichkeiten
dieser Anlagen. Daher werden Neuanlagen mit einer installierten Leistung von weniger als
100 kW durch die Bagatellgrenze geschützt und haben auch weiterhin die Möglichkeit, statt
der Direktvermarktung die Einspeisevergütung zu nutzen. Es steht jedoch auch solchen klei-
nen Anlagen frei, die Direktvermarktung zu nutzen.

Es wird angestrebt, die bisher vorgesehene Bagatellgrenze für die verpflichtende Direktver-
marktung von 100 kW perspektivisch weiter abzusenken. Die Ergebnisse dieser Prüfung wer-
den bei der EEG-Novelle, mit der 2016 die EEG-Förderung grundsätzlich auf Ausschreibun-
gen umgestellt wird, umgesetzt.
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Vorbemerkung zu Artikel 1 §§ 40 ff. EEG 2004 (neu)

In den §§ 40 ff. EEG 2014 (neu) werden die Fördersätze für Strom aus erneuerbaren Energien
und Grubengas geregelt. Die Fördersätze entsprechen grundsätzlich den Vorschlägen der
Bundesregierung aus ihrem Gesetzentwurf; nur in den nachfolgend genannten Fällen werden
punktuell Korrekturen vorgenommen.

Ungeachtet dessen werden die Stromgestehungskosten im EEG jährlich evaluiert: Die Bun-
desregierung hat gegenüber der Europäischen Kommission zugesagt, dass sie typisiert, ein-
zeln und stichprobenhaft die Vergütungssätze ab 2015 jährlich überprüfen wird. Dies wird
insbesondere für die im EEG geregelten Technologien erfolgen, bei denen der Zubau ein Maß
überschreitet, das eine statistisch belastbare Auswertung ermöglicht, und anhand einer stich-
probenartigen Auswahl einzelner ausgewählter typischer Projekte erfolgen. Diese Überprü-
fung wird im Rahmen der Forschungsvorhaben zum Erfahrungsbericht des EEG durchgeführt
und dort in Form von Zwischenberichten dokumentiert.

Für die verschiedenen erneuerbaren Energien werden einmal pro Jahr der Zubau sowie Kos-
ten und Preise ermittelt. Sollten in einem Bereich keine oder nur vereinzelte Anlagen zuge-
baut worden sein, geht die Bundesregierung davon aus, dass dies nicht statistisch belastbar ist.
Die Bundesregierung geht weiterhin davon aus, dass diese Erhebung regelmäßig für die Be-
reiche Photovoltaik, Windenergie an Land und auf See sowie für Segmente der Biomasse, bei
denen ein relevanter Zubau erfolgt, durchgeführt werden kann. Die Ermittlung der Kosten und
Preise erfolgt in der Regel durch Abfragen von Handwerkern, Projektentwicklern oder von
Herstellern sowie durch die Ermittlung von Rohstoff- oder Agrarpreisen, Finanzierungsbe-
dingungen und durch die Auswertung von Handelsplattformen. Die Abfragemethode zur Kos-
ten- und Preisermittlung kann sich aufgrund der verschiedenen Projekt- und Handelsstruktu-
ren für die einzelnen erneuerbaren Energien unterscheiden. Auf dieser Grundlage wird ent-
sprechend der im Rahmen der Forschungsvorhaben festgelegten typischen Anlagentypen für
die untersuchten erneuerbaren Energien jährlich eine Ermittlung der Stromgestehungskosten
(LCOE) durchgeführt.

Wenn die Bundesregierung feststellt, dass eine Überförderung vorliegt, wird sie kurzfristig
ein Gesetzgebungsverfahren initiieren.

Zu Artikel 1 § 40 EEG 2004 (neu)

Die Fördervoraussetzungen für Wasserkraftanlagen werden in Absatz 1 redaktionell sowie in
Absatz 2 und einem neuen Absatz 4 inhaltlich geändert.

Zu Absatz 1

Die Änderung in § 40 Absatz 1 Nummer 7 EEG 2014 (neu) berichtigt den anzulegenden Wert
für Wasserkraftanlagen ab einer Bemessungsleistung von mehr als 50 Megawatt: Für diese
Leistungsstufe waren im Regierungsentwurf auf Grund eines redaktionellen Versehens die
Direkvermarktungskosten in Höhe von 0,2 Cent pro Kilowattstunde nicht berücksichtigt.
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Zu Absatz 2

In Satz 1 werden die Wörter „die installierte Leistung oder“ gestrichen. Eine Erhöhung der in-
stallierten Leistung führt zwingend auch zur Erhöhung des Leistungsvermögens der Anlage,
so dass eine gesonderte Erwähnung dieses Unterfalls nicht erforderlich ist. Die Änderung
dient somit der Vereinfachung des Gesetzestextes und hat keine inhaltlichen Auswirkungen.

Mit dem neuen Satz 2 wird die Regelung zur Förderung der Ertüchtigung älterer Wasserkraft-
anlagen zudem um eine Förderung für nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungsmaßnahmen
ergänzt. Zulassungsfrei sind z.B. Maßnahmen, die keine Auswirkungen auf Art und Ausmaß
der Gewässernutzung haben, wie der reine Austausch von Generatoren oder die Ersetzung äl-
terer Turbinen ohne Änderung des Ausbaudurchflusses. In diesen Fällen sieht der neue Satz 2
eine Förderung vor, wenn durch die Ertüchtigungsmaßnahme das Leistungsvermögen um
zehn Prozent erhöht wurde.

Nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungen können je nach Fallgestaltung mit geringeren Kos-
ten verbunden sein als zulassungspflichtige Maßnahmen wie etwa die Vergrößerung des nutz-
baren Gefälles oder die Erhöhung des Ausbaudurchflusses. Soweit im Zusammenhang mit der
Erhöhung des Leistungsvermögens auch Verbesserungen in gewässerökologischer Hinsicht
bewirkt werden und daher in der Regel eine zulassungspflichtige Maßnahme nach Satz 1 vor-
liegt, ist ebenfalls von einem erhöhten investiven Aufwand im Vergleich zu Maßnahmen ohne
Zulassungserfordernis auszugehen.

Vor diesem Hintergrund sollen nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungen nur dann gefördert
werden, wenn das Leistungsvermögen nach Abschluss der Maßnahme um zehn Prozent, also
deutlich erhöht wird und die Maßnahme somit in besonderem Maße zum Ziel des § 1 Absatz
2 EEG 2014 beiträgt, die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Der Wert
von zehn Prozent kann je nach Anlagenkonstellation und -größe z.B. durch die Ersetzung der
Laufräder älterer Turbinen erreicht werden, aber auch der Einbau moderner automatischer
Steuerungstechnik kann bei kleineren Anlagen eine entsprechende Steigerung der Stromaus-
beute bewirken. Gegebenenfalls ist der vorgegebene Wert auch kumulativ durch mehrere
Maßnahmen zu erreichen.

Erforderlich für die Inanspruchnahme der Förderung ist die Erhöhung des Leistungsvermö-
gens um zehn Prozent. Unter dem Begriff des erhöhten Leistungsvermögens ist jede Verbes-
serung der technischen Funktionsfähigkeit der Anlage zu verstehen, die zu einer erhöhten
Stromausbeute führen kann. Maßgeblich ist damit die Erhöhung des Regelarbeitsvermögens
der Anlage. Das Regelarbeitsvermögen ist der langjährige Mittelwert der Jahresarbeit. Es
muss um mindestens zehn Prozent gesteigert worden sein, und dies muss gegenüber dem
Netzbetreiber unter Vorlage geeigneter Nachweise wie z.B. Planungsunterlagen dargelegt
werden. Nicht zuletzt auf Grund der Witterungsabhängigkeit der tatsächlich zu erzielenden
Stromausbeute ist nicht zu verlangen, dass tatsächlich direkt im ersten Jahr nach der Ertüchti-
gung oder über den gesamten Förderzeitraum die erzeugte Strommenge um zehn Prozent
steigt. Maßgeblich ist vielmehr eine ex ante-Betrachtung anhand des aktuellen Standes von
Wissenschaft und Technik, bei der Einflüsse auf die Durchflussmenge durch besonders was-
serreiche bzw. -arme Jahre zu neutralisieren sind, um das Potenzial der Steigerung korrekt
einzuordnen. Ob eine Erhöhung des Leistungsvermögens um zehn Prozent erreicht wird und
ein Anspruch auf Förderung besteht, entscheidet sich somit zu dem Zeitpunkt, in dem die Er-
tüchtigungsmaßnahme abgeschlossen ist. Liegt in diesem Zeitpunkt eine dem aktuellen Stand
von Wissenschaft und Technik entsprechende positive Prognose vor, erlischt der Anspruch
daher auch nicht, wenn über einen mehrjährigen Betrachtungszeitraum nach Durchführung
der Maßnahme die tatsächlich erzeugte Strommenge gegenüber dem vorherigen Regelarbeits-
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vermögen nicht um zehn Prozent gesteigert werden konnte. So wird die erforderliche Investi-
tionssicherheit geschaffen, um das mit Satz 2 adressierte Modernisierungspotential bestehen-
der Wasserkraftanlagen auch tatsächlich auszuschöpfen. Weitere Einzelheiten zur Darlegung
der Erhöhung des Leistungsvermögens sind im Übrigen Gegenstand des Hinweises der Clea-
ringstelle zu § 23 Absatz 2 EEG 2012 (Hinweis 2012/24).

Die Änderungen in Satz 3 sind redaktionelle Anpassungen infolge des neuen Satzes 2.

Zu Absatz 4

Der neue Absatz 4 regelt das sog. Standortkriterium für neue Wasserkraftanlagen. Die Rege-
lung entspricht inhaltlich unverändert § 23 Absatz 5 EEG 2012: Die im Regierungsentwurf
vorgesehene Überführung dieser Regelung vom EEG in das WHG wird somit rückgängig
gemacht. Artikel 12 des Gesetzentwurfs zur Änderung des WHG wird daher gestrichen. In-
haltliche Änderungen sind hiermit nicht verbunden.

Zu Artikel 1 § 43 EEG 2014 (neu)

In § 43 EEG 2014 (neu) werden die Vergütungssätze für Grubengasanlagen mit einer Leis-
tung von mehr als 1 MW geändert. Die Vergütungssätze des Regierungsentwurfs entsprechen
für diese Anlagen nicht den Empfehlungen aus dem wissenschaftlichen Bericht für den EEG-
Erfahrungsbericht (Zwischenbericht veröffentlicht unter: http://www.bmwi.de). Die Anpas-
sungen entsprechen diesen Empfehlungen, berücksichtigen aber zusätzlich die Kosten für die
verpflichtende Direktvermarktung.

Zu Artikel 1 § 47 Absatz 2 EEG 2014 (neu)

Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 ist redaktioneller Natur und gleicht die Formulie-
rung an die Begriffsbestimmung in § 5 Nummer 30 EEG 2014 an.

Zu Artikel 1 § 50 Absatz 3 EEG 2014 (neu)

Durch die Einfügung in Satz 1 wird geregelt, dass eine Förderung im sog. Stauchungsmodell
nach § 50 Absatz 3 EEG 2014 auch dann in Anspruch genommen werden kann, wenn sich die
für die Windenergieanlage vorgesehene Netzanbindung so verzögert, dass eine Inbetriebnah-
me der Anlage vor dem 1. Januar 2020 nicht möglich ist. Dies ist erforderlich, um auch in
diesen Fällen Planungssicherheit im Hinblick auf den maßgeblichen Fördersatz zu gewähr-
leisten. Anstelle der Inbetriebnahme kommt es nach § 30 Absatz 2 EEG 2014 (neu) auf die
Betriebsbereitschaft der Windenergieanlagen auf See im Sinne von § 17e Absatz 2 Satz 1 und
4 EnWG an, wenn die Netzanbindung nicht zu dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach
§ 17d Absatz 2 Satz 5 EnWG fertiggestellt ist. Das Stauchungsmodell kann somit noch in An-
spruch genommen werden, wenn der verbindliche Fertigstellungstermin der Netzanbindung
vor dem 1. Januar 2020 liegt, die Windenergieanlagen auf See vor dem 1. Januar 2020 be-
triebsbereit sind, ihre Inbetriebnahme im Sinne des § 5 Nummer 21 EEG 2014 wegen der ver-
zögerten Fertigstellung der Netzanbindung aber erst nach dem 31. Dezember 2019 erfolgt.
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Zu Artikel 1 § 51 EEG 2014 (neu)

In den Absätzen 1 und 2 wird als redaktionelle Folgeänderung zu § 31 EEG 2014 jeweils auch
die Erhöhung eingefügt. Hierdurch wird ein redaktioneller Fehler des Regierungsentwurfs be-
seitigt.

Zu Artikel 1 § 61 EEG 2014 (neu)

Vorbemerkung

Im Interesse einer besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit wird § 61 EEG 2014 (neu) zur
EEG-Umlagepflicht bei Eigenversorgern sprachlich vollständig neugefasst und neu struktu-
riert. Auch inhaltlich wird die Regelung des Regierungsentwurfs weiterentwickelt: Neue Ei-
genversorger werden einheitlich mit 40 Prozent der EEG-Umlage (mit einem gleitenden Ein-
stieg bis Ende 2016) belastet. Hiermit wird ein einheitlicher, nicht-diskriminierender und ob-
jektiver Maßstab für alle Formen neuer Eigenversorgung eingeführt. Zugleich werden hier-
durch die verfassungsrechtlichen Bedenken ausgeräumt, die vor dem Hintergrund von Arti-
kel 3 GG gegen die bisher im Regierungsentwurf vorgesehene deutliche Spreizung der Umla-
gesätze bei den verschiedenen Formen der Eigenversorgung vorgetragen worden sind. Dieser
Wert wird in Absatz 1 verankert. Ein höherer Prozentsatz ist nur vorgesehen, wenn es sich um
Anlagen handelt, die keine Erneuerbare-Energien- oder KWK-Anlagen sind. Diese Anlagen
werden mit der vollen Umlage belastet. Dies ist sachgerecht. Ihre Schlechterstellung begrün-
det sich daraus, dass diese Anlagen nicht zu den Zielen des EEG oder des KWKG beitragen.

Darüber hinaus finden sich einzelne weitere Änderungen gegenüber dem Regierungsentwurf.
Insbesondere werden die Modernisierung, der Neubau und die Erweiterung von älteren Be-
standsanlagen ermöglicht, sofern sie sich grundsätzlich im räumlichen Zusammenhang zum
Stromverbraucher befinden. In diesem Zusammenhang werden die Regelungen für Bestands-
anlagen in die Absätze 3 und 4 überführt.

Weiterhin wird die Meldung der Eigenversorgung zu einer Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme der verringerten EEG-Umlage. Die Meldepflicht bewirkt zugleich, dass mit der Mel-
dung die übliche, dreijährige Verjährungsfrist beginnt.

Im Zuge der Umstrukturierung wurde außerdem die Definition „Eigenversorgung“, die für
§ 61 EEG 2014 von zentraler Bedeutung ist, in § 5 EEG 2014 neugefasst (siehe oben).

Zu Absatz 1

Satz 1 statuiert die grundsätzliche Pflicht der Eigenversorger zur Zahlung der EEG-Umlage.
Die Umlage muss grundsätzlich zu 40 Prozent gezahlt werden. Dieser Wert erhöht sich bei
Anlagen, die weder eine Erneuerbare-Energien-Anlage noch eine hocheffiziente KWK-
Anlage ist, auf die volle EEG-Umlage. Bei diesen konventionellen Anlagen besteht kein sach-
licher Grund, sie gegenüber dem Fremdstrombezug zu privilegieren; deshalb muss bei diesen
Anlagen die EEG-Umlage zu 100 Prozent wie bei § 60 EEG 2014 gezahlt werden (§ 61 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 EEG 2014 (neu)).

Im Interesse eines gleitenden Einstiegs in die neue Regelung beträgt der Umlagesatz zunächst
bis Ende 2015 30 Prozent und im Kalenderjahr 2016 35 Prozent. Diese Prozentsätze gelten
nur in diesen Jahren. Anlagen, die in diesen Jahren in Betrieb genommen werden, müssen ab
2017 auch die Umlage in Höhe von 40 Prozent zahlen.
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Des Weiteren wird der verringerte Prozentsatz an die Meldung der Anlage geknüpft; dies er-
möglicht die bessere Erfassung und Überwachung der Anlagen (Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
EEG 2014 (neu)). Im Übrigen ergibt sich schon aus allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen,
dass Eigenversorger für alle Umstände, die einen Wegfall oder eine Reduzierung der EEG-
Umlage begründen können, genauso nachweispflichtig sind wie für die selbst verbrauchten
Strommengen.

Satz 3 enthält die bereits in § 37 Absatz 3 EEG 2012 enthaltene Verpflichtung zur Zahlung
der EEG-Umlage für Letztverbraucher, die nicht von Elektrizitätsversorgungsunternehmen
beliefert werden. Alle Anlagen, die die Anforderungen der Eigenversorgung nicht einhalten,
fallen unter diese Vorschrift genau wie diejenigen Letztverbraucher, die ihren Strom z.B. di-
rekt aus dem Ausland beziehen. Satz 3 wird redaktionell an die Einfügung von Satz 1 ange-
passt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthält nur die Ausnahmen von der Zahlungspflicht für Eigenversorger, die nicht im
Zusammenhang mit dem Bestandsschutz stehen. Dementsprechend sind die im Regierungs-
entwurf in Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie Satz 2 enthaltenen Regelungen an dieser Stelle ge-
strichen und in Absatz 3 überführt. Satz 3 wird gestrichen, weil der Inhalt bereits in der Defi-
nition des Begriffs „Eigenversorgung“ in § 5 Nummer 12 EEG 2014 aufgegriffen wird.

Nummer 1 enthält den Regelungsgehalt der bisherigen Nummer 3 in Verbindung mit dem
bisherigen Absatz 4 und damit die gesamte Regelung zum Kraftwerkseigenverbrauch. Inhalt-
lich ist die Regelung unverändert. Die Definition des Kraftwerkseigenverbrauchs ist angelehnt
an die Definition in § 12 Absatz 1 Nummer 1 StromStV. Beide Regelungen sind im Gleich-
lauf auszulegen. In Anlagen zur gekoppelten Erzeugung von Strom und Wärme dienen einige
oder alle der in Betracht kommenden Neben- und Hilfsanlagen sowohl der Strom- als auch
der Wärmeerzeugung. Der in diesen Neben- und Hilfsanlagen erzeugte und selbst verbrauchte
Strom ist grundsätzlich nicht in einen Anteil aufzuteilen, der von der EEG-Umlage befreit ist,
und in einen anderen auf die Wärmeerzeugung entfallenden Anteil. Der in der Stromerzeu-
gungsanlage erzeugte und selbst verbrauchte Strom kann in vollem Umfang umlagebefreit
verwendet werden. Soweit in kesselbetriebenen Anlagen Dampf vor den Dampfturbinen aus-
gekoppelt wird, ist die auf diese Dampfmenge entfallende Eigenversorgung jedoch nicht von
der EEG-Umlage befreit, da dieser Anteil ausschließlich der Wärmeerzeugung dient. Dies gilt
auch für Pumpen, die dazu dienen, ein Fern- oder Nahwärmenetze zu speisen, oder für Tauch-
sieder, die Wärmekessel aufheizen.

Die Nummern 2 und 3 entsprechen unverändert den bisherigen Nummern 4 und 5.

Nummer 4 nimmt die bisherige Bagatellgrenze für kleine Stromerzeugungsanlagen, insbeson-
dere PV- und Mini-KWK-Anlagen, mit den unveränderten Grenzwerten (10 kW, 10 MWh) in
Absatz 2 auf (bisher § 58 Absatz 5 des Regierungsentwurfs). Inhaltlich ergeben sich keine
Änderungen. Diese Bagatellgrenze dient insbesondere der Vermeidung eines unverhältnismä-
ßigen bürokratischen Aufwands. Die zu erwartenden Einnahmen aus einer EEG-Umlage für
Kleinanlagen würden in vielen Fällen den Aufwand für die Abwicklung nicht decken.

Zu Absatz 3

Dem Absatz 3 wurde ein neuer Satz 1 vorangestellt, der inhaltlich Absatz 2 Satz 2 des Regie-
rungsentwurfs entspricht. Der neue Satz 2 entspricht Absatz 3 Satz 1 des Regierungsentwurfs.
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Durch die Umstellung bezieht sich die Regelung jetzt auf alle Bestandsanlagen, unabhängig
davon, ob sie unter EEG 2012 oder schon früher in Betrieb genommen worden sind.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt Erleichterungen für Bestandsanlagen aus der Zeit vor dem EEG 2012. Insbe-
sondere gilt das Erfordernis der räumlichen Nähe auch nach einer Modernisierung, Erweite-
rung oder einem Neubau der Anlage nur eingeschränkt. Eine Modernisierung ist auch ohne
räumliche Nähe zulässig, wenn die Eigenversorgungsanlage eng in das Unternehmen einge-
bunden ist. Voraussetzung ist das Eigentum an der Anlage und dass die Anlage bereits auf ei-
nem Betriebsgrundstück des Letztverbrauchers errichtet wurde. Damit werden sog. Industriel-
le Verbundkraftwerke angemessen erfasst.

Zu Absatz 5

Absatz 5 geht auf § 58 Absatz 7 des Regierungsentwurfs zurück. Inhaltlich erfasst er insbe-
sondere auch eine neue Pflicht der Verteilernetzbetreiber, Daten über Eigenversorgungsanla-
gen an den Übertragungsnetzbetreiber weiterzuleiten. Dies dient einer besseren Überwachung
der Regelung.

Zu Absatz 6

Absatz 6 stellt klar, dass die Messung mit geeichten Zählern erfolgen muss. Hält der Ei-
genversorger diese nicht vor, kann der Übertragungsnetzbetreiber die Strommengen schätzen.

Zu Absatz 7

Satz 1 entspricht § 58 Absatz 8 des Regierungsentwurfs. In dem neuen Satz 2 wird klarge-
stellt, dass eine Lastgangmessung nur erforderlich ist, wenn der zeitgleiche Verbrauch nicht
schon technisch sichergestellt ist, z.B. weil sich mehrere Eigenversorger gegenseitig beliefern.

Zu Artikel 1 § 63 EEG 2014 (neu)

Die Regelung wird an den Kabinettbeschluss zur Besonderen Ausgleichsregelung vom 7. Mai
2014 angepasst.

Zu Artikel 1 § 64 EEG 2014 (neu)

Die Regelung wird nunmehr in den Gesetzentwurf nachgetragen.

Zu Absatz 1

Unternehmen, die eine Begrenzung der Umlage erhalten wollen, müssen den Branchen, die in
der Anlage 4 aufgelistet sind, angehören. Dies beruht auf den Vorgaben der Energie- und
Umweltbeihilfeleitlinien der EU-Kommission. Sie identifizieren die Branchen, die in Anbe-
tracht ihrer Stromkosten- und Handelsintensität bei voller Umlagepflicht einem Risiko für ih-
re internationale Wettbewerbsfähigkeit ausgesetzt wären. Darüber hinaus erkennen die Beihil-
feleitlinien an, dass Branchen im Hinblick auf ihre Stromkostenintensität heterogen sein kön-
nen. Sie ermöglichen es daher den Mitgliedstaaten, beim Kriterium der Stromkostenintensität
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allein auf das einzelne Unternehmen statt auf die ganze Branche abzustellen; allerdings muss
das Unternehmen dafür einer Branche in Liste 2 der Anlage 4 angehören – alle dort aufge-
führten Branchen weisen ein Mindestmaß an Handelsintensität auf (zu den Anforderungen an
die Stromkostenintensität des Unternehmens siehe im Einzelnen auch in der Begründung zu
Nummer 2 Buchstabe b).

Nummer 1 geht auf § 41 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a EEG 2012 zurück. Die Vorausset-
zung stellt künftig auf die selbst verbrauchte Strommenge ab, weil nicht nur die von einem
Elektrizitätsversorgungsunternehmen gelieferte, sondern auch die eigenerzeugten Strommen-
gen für das Erreichen der Eintrittsschwelle von 1 GWh maßgeblich sind. Dabei sind nur die
selbst verbrauchten Strommengen aus Eigenversorgungsanlagen zu berücksichtigen, die nach
§ 61 EEG 2014 der Umlagepflicht unterliegen. Mit der Einbeziehung der eigenerzeugten und
selbst verbrauchten Strommengen in die Besondere Ausgleichsregelung soll die Wirtschaft-
lichkeit industrieller Eigenversorgungsanlagen wie Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
Kuppelgas gewahrt bleiben, wenn diese nach der Neuregelung des § 61 EEG 2014 mit EEG-
Umlage belastet sind. Für Strommengen, die nach § 61 Absatz 2 bis 4 EEG 2014 von der Um-
lagepflicht ausgenommen sind, besteht kein Bedarf für die Einbeziehung in die Besondere
Ausgleichsregelung: Da für sie ohnehin keine Umlage anfällt, muss die Umlage auch nicht
begrenzt werden.

Weiterhin muss das Unternehmen an der Abnahmestelle einer der Branchen in Anlage 4 an-
gehören. Damit soll die Begrenzung zielgenau für die Bereiche des Unternehmens erfolgen, in
denen Aktivitäten stattfinden, die die Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien als im internatio-
nalen Wettbewerb stehend identifizieren.

Nummer 2 enthält die Anforderungen an die Stromkostenintensität des Unternehmens. Je
nachdem, welcher Branchenliste ein Unternehmen angehört, wird ein anderes Verhältnis der
Stromkosten zur Bruttowertschöpfung gefordert. Die Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien
fordern eine Stromkostenintensität von mindestens 20 Prozent bei Unternehmen, die Bran-
chen nach Liste 2 der Anlage 4 angehören; dies wird durch Nummer 2 Buchstabe b umge-
setzt. Für Unternehmen, die einer Branche nach Liste 1 der Anlage 4 angehören, steht es den
Mitgliedstaaten frei, weitere unternehmensbezogene Kriterien vorzusehen. Hier sieht Num-
mer 2 Buchstabe a vor, dass für das Begrenzungsjahr 2015 ein Verhältnis der Stromkosten zur
Bruttowertschöpfung von mindestens 16 Prozent und ab dem Begrenzungsjahr 2016 von min-
destens 17 Prozent nachgewiesen werden muss. Diese Anhebung gegenüber der bisher im
EEG 2012 festgelegten 14 Prozent vollzieht den Anstieg der EEG-Umlage von 3,6 Cent je Ki-
lowattstunde in 2012 auf 5,3 Cent je Kilowattstunde in 2013 und auf 6,2 Cent je Kilowatt-
stunde in 2014 teilweise nach. Dieser Anstieg der Umlage führt zu einem Anstieg der Strom-
kosten der Unternehmen, da bei der Berechnung die volle, theoretisch zu zahlende Umlage
zugrunde gelegt wird (vorherige Begrenzungsentscheidungen bleiben außer Betracht), und hat
damit erhöhende Auswirkungen auf die Stromkostenintensität. Lag die Stromkostenintensität
eines Unternehmens unter Zugrundelegung einer EEG-Umlage von 3,6 Cent je Kilowattstun-
de über 14 Prozent, wird sie bei einer Umlage von 5,3 Cent je Kilowattstunde, wie sie im An-
tragsjahr 2014 zum Tragen kommt, und von 6,2 Cent je Kilowattstunde, wie sie im Antrags-
jahr 2015 zum Tragen kommt, in der Regel mehr als 16 bzw. 17 Prozent betragen. Mit den
Änderungen des EEG durch die grundlegende Reform ist eine Stabilisierung der EEG-
Umlage zu erwarten, so dass der erhöhende Effekt der Umlage auf die Stromkostenintensität
in den kommenden Jahren weniger ausgeprägt auftreten dürfte. Die Bundesregierung wird die
Entwicklung beobachten und ggf. erforderliche Anpassungen des Wertes der Stromkostenin-
tensität für spätere Antragsjahre vorschlagen.
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Die Definition der Stromkostenintensität und die Einzelheiten zu ihrer Berechnung finden
sich in Absatz 6 Nummer 3.

Absatz 1 Nummer 3 regelt die Anforderungen an die Energieeffizienz. Danach müssen die
Unternehmen, die einen Antrag in der Besonderen Ausgleichsregelung stellen, grundsätzlich
ein zertifiziertes Energie- oder Umweltmanagementsystem betreiben. Statt einer reinen Erfas-
sung und Bewertung von Energieverbrauch und Energieeinsparpotenzialen, wie sie bisher
teilweise möglich waren, wird daher künftig der Betrieb eines vollwertigen Energie- oder
Umweltmanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 oder EMAS verlangt. Diese Anforde-
rung gilt nun – anders als das bisherige Zertifizierungserfordernis – schon für Unternehmen
mit einem Stromverbrauch von mindestens 5 Gigawattstunden im letzten abgeschlossenen
Geschäftsjahr.

Von Unternehmen, die im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr weniger als 5 Gigawattstun-
den Strom verbraucht haben, wird nur der Betrieb eines alternativen Systems zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz nach § 3 Nummer 1 und Anlage 1 der Spitzenausgleich-
Effizienzsystemverordnung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes des letzten abgeschlosse-
nen Geschäftsjahrs geltenden Fassung verlangt.

Eine Übergangsvorschrift für das Begrenzungsjahr 2015 für diese Anforderungen ist in § 103
Absatz 1 Nummer 1 EEG 2014 (neu) enthalten.

Mit diesen Anforderungen werden wichtige Signale für die Energieeffizienz gesetzt. Die
Bundesregierung wird prüfen, in welchem Umfang – insbesondere zur Umsetzung der euro-
päischen Energieeffizienz-Richtlinie10 – weitere Regelungen dafür erforderlich sind, dass pri-
vilegierte Unternehmen Maßnahmen zur Energieeffizienz ergreifen, und sie wird prüfen, wie
diese Maßnahmen umzusetzen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die konkrete Höhe der Begrenzung der EEG-Umlage unter Berücksichtigung
der Vorgaben der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der Europäischen Kommission. Für
die erste verbrauchte Gigawattstunde erfolgt dabei keine Begrenzung, für diesen Selbstbehalt
ist im Begrenzungsjahr zuerst die unbegrenzte Umlage zu zahlen (Nummer 1). Die volle Um-
lage für den Selbstbehalt ist die Umlage nach § 60 Absatz 1 EEG 2014 für die erste von ei-
nem Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Begrenzungsjahr gelieferte Gigawattstunde.
Nur wenn das Unternehmen nachweist, dass es im gesamten Begrenzungsjahr weniger als ei-
ne Gigawattstunde Strom geliefert erhält und damit Anteile des Selbstbehalts aus einer Ei-
genversorgung des Unternehmens stammen müssen, kann anteilig für den Selbstbehalt die
EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 herangezogen werden. Nach den Umwelt- und Energie-
beihilfeleitlinien muss der Mindestbeitrag begünstigter Unternehmen grundsätzlich
15 Prozent der vollen EEG-Umlage betragen (Nummer 2). Auch für eigenerzeugte und selbst
verbrauchte Strommengen ist hierbei die nach § 60 Absatz 1 EEG 2014 ermittelte Umlage
(und nicht die nach § 61 EEG 2014) maßgeblich.

Die Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der EU-Kommission sehen vor, dass dieser Min-
destbeitrag durch die Mitgliedstaaten gedeckelt werden kann, um die Belastung besonders be-
troffener Unternehmen in Maßen zu halten. Diese Begrenzung greift, wenn der Mindestbei-
trag einen bestimmten Anteil der Bruttowertschöpfung des Unternehmens in den letzten drei
abgeschlossenen Geschäftsjahren erreicht, sie wird durch Nummer 3 umgesetzt. Die Höhe des

10 Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur
Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG
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Deckels richtet sich nach der Stromkostenintensität des Unternehmens: Liegt sie über 20 Pro-
zent, beträgt der Deckel 0,5 Prozent der durchschnittlichen Bruttowertschöpfung zu Faktor-
kosten des Unternehmens der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (sogenanntes „Su-
per-Cap“). Liegt sie darunter, beträgt der Deckel 4 Prozent der durchschnittlichen Bruttowert-
schöpfung zu Faktorkosten der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (sogenanntes
„Cap“). Für die Berechnung, ob der fragliche Anteil der Bruttowertschöpfung erreicht ist,
wird die begrenzte Umlage, die an allen begünstigten Abnahmestellen eines Unternehmens
insgesamt zu zahlen ist, zusammengerechnet. Nicht begünstigte Abnahmestellen eines Unter-
nehmens bleiben bei der Betrachtung außen vor, für sie ist die volle EEG-Umlage ohne De-
ckel zu zahlen.

Zur Bestimmung der Höhe des Deckels können die Feststellung der Bruttowertschöpfung zu
Faktorkosten aus der entsprechenden Überleitungsrechnung auf Basis der geprüften handels-
rechtlichen Jahresabschlüsse von drei einzelnen aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren und
die jeweils entsprechende Wirtschaftsprüferbescheinigung herangezogen werden. Eine Neu-
berechnung und Bestätigung für alle drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahre insgesamt ist
nicht erforderlich. Das ermöglicht auch, einzelne Bestätigungen über ein Geschäftsjahr rollie-
rend für aufeinander folgende Antragsverfahren zu verwenden. Dem Unternehmen steht die
Möglichkeit der Vorlage einer geänderten Bruttowertschöpfung mittels entsprechender Wirt-
schaftsprüferbescheinigung für Geschäftsjahre vor dem letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr
jedoch frei. Wird eine geänderte Bruttowertschöpfungsberechnung vorgelegt, so hat das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sie anstelle der ursprünglichen Berechnung zu
prüfen und zu berücksichtigen.

In Fällen, in denen ein Geschäftsjahr kürzer ist als zwölf Monate, sind zur Bestimmung der
Höhe des Deckels als Anteil der Bruttowertschöpfung die letzten drei abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre jeweils um weitere vor diesen liegende Kalendermonate zu ergänzen, so dass sich
drei fiktive Geschäftsjahre von jeweils zwölf Monaten ergeben. Der Deckel beträgt dann 0,5
oder 4 Prozent des arithmetischen Mittels der Bruttowertschöpfung dieser drei fiktiven Ge-
schäftsjahre.

Nummer 4 legt fest, dass die Umlage auch bei Beachtung der Deckel nach Nummer 3 nicht
auf weniger als die volle Umlage für die erste Gigawattstunde und einen Mindestbetrag für
den Stromanteil darüber hinaus begrenzt wird.

Dieser Mindestbetrag beläuft sich an Abnahmestellen, an denen das Unternehmen den Bran-
chen „Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium“, „Erzeugung und erste Bearbeitung
von Blei, Zink und Zinn“ sowie „Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer“ zuzuordnen
ist, auf 0,05 Cent je Kilowattstunde. Dies entspricht dem Mindestbetrag für besonders strom-
intensive Unternehmen im EEG 2012. An allen anderen Abnahmestellen beträgt er 0,1 Cent je
Kilowattstunde. Die Unternehmen der genannten Branchen sind sog. Preisnehmer, d.h. ihre
Produkte werden an einer weltweiten Börse zu einheitlichen Weltmarktpreisen gehandelt, so
dass keine oder nur sehr beschränkte Möglichkeiten bestehen, Kostensteigerungen aufgrund
nationaler gesetzlicher Regelungen an die Abnehmer der Produkte weiterzugeben. Zudem
handelt es sich bei den Produkten regelmäßig um sog. Commodities, die sich weltweit nicht
oder nur in geringem Maße qualitativ unterscheiden und daher im Wesentlichen über den
Preis gehandelt werden. Daher wäre eine Erhöhung des heutigen Mindestbetrags für die Un-
ternehmen dieser Branchen eine schwerwiegende Zusatzbelastung.

Insgesamt wird durch die Festlegung von Mindestbeträgen sichergestellt, dass alle begünstig-
ten Unternehmen auch unter Berücksichtigung der o.g. Deckel einen Grundbeitrag zur Umla-
ge erbringen. Dies betrifft unter anderem Unternehmen mit einer negativen Bruttowertschöp-
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fung, für die bei Anwendung des Deckels ohne diesen Grundbeitrag von 0,05 bzw. 0,1 Cent je
Kilowattstunde die Umlage auf null begrenzt würde.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen § 41 Absatz 2 EEG 2012 und verpflichtet die betroffe-
nen Unternehmen, durch Vorlage der genannten Unterlagen den Nachweis zu erbringen, dass
die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 vorliegen.

Neu aufgenommen ist in Nummer 1 Buchstabe b die Angabe der eigenerzeugten, selbst ver-
brauchten Strommengen, da diese künftig für die Absätze 1 und 2 eine Rolle spielen und da-
her ebenfalls nachgewiesen werden müssen. Die Angaben müssen auch die Leistung der Ei-
genversorgungsanlage, die Art und Menge der eingesetzten Energieträger und die eigener-
zeugten, an Dritte weitergeleiteten Strommengen und weitere Angaben, die die Stromkosten
für die eigenerzeugten und selbst verbrauchten Strommengen, soweit für sie eine Begrenzung
in Betracht kommt, enthalten bzw. nachvollziehbar machen. Sie müssen für drei Geschäfts-
jahre vorgelegt werden, aber jeweils aufgeschlüsselt für ein einzelnes Geschäftsjahr, nicht für
alle drei Geschäftsjahre zusammengefasst. Das ermöglicht auch, Nachweise für einzelne Jahre
rollierend für aufeinander folgende Antragsverfahren zu verwenden.

Nummer 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa bis cc führt aus, welche Bestandteile die Wirt-
schaftsprüferbescheinigung nach Nummer 1 Buchstabe c enthalten muss. Dabei ist Doppel-
buchstabe bb so zu verstehen, dass sich das „selbst verbraucht wurden“ sowohl auf die von
einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen bezogenen als auch die selbst erzeugten Strom-
mengen bezieht. Die Wesentlichkeitsschwelle von 5 Prozent bezieht sich nicht auf Falschan-
gaben des Unternehmens; jede entdeckte Falschangabe ist vom Wirtschaftsprüfer zu korrigie-
ren, auch wenn sie eine Abweichung von weniger als 5 Prozent verursacht. Die Wesentlich-
keitsschwelle bezieht sich ausschließlich auf die Prüfung des Umfangs der dem Wirtschafts-
prüfer durch das Unternehmen vorgelegten Bruttowertschöpfungsrechnung. Die Unternehmen
dürfen bei der Ermittlung der Bruttowertschöpfung diese Wesentlichkeitsschwelle nicht in
Anspruch nehmen, d.h. hier ist die Bruttowertschöpfungsrechnung vollumfänglich und exakt
nach den geltenden Regelungen der Fachserie 4, Reihe 4.3 des Statistischen Bundesamtes
aufzustellen. Für den Nachweis der Bruttowertschöpfung können Bescheinigungen aus frühe-
ren Verwaltungsverfahren für einzelne Jahre genutzt werden, es ist nicht jeweils eine Gesamt-
betrachtung und Neuberechnung des Dreijahreszeitraums erforderlich.

Nach Nummer 1 Buchstabe d muss das Unternehmen belegen, wie es bei den statistischen
Landesämtern nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige eingeordnet ist. Dieser Nach-
weis erfolgt durch eine Bescheinigung des statistischen Landesamtes, die das Unternehmen
anfordern muss und die die Klassifizierung des Unternehmens durch das statistische Landes-
amt auf Viersteller-Ebene enthält. Zugleich muss dass Unternehmen mit der Antragstellung
darin einwilligen, dass sich das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle die Klassifi-
zierung durch die statistischen Landesämter, bei denen das Unternehmen oder seine Betriebs-
stätten registriert sind, übermitteln lassen darf. Dadurch erhält das Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle die Möglichkeit, die Zuordnung zu den Branchen nach Anlage 4 nach
der Klassifikation der Wirtschaftszweige zu überprüfen und mit Klassifizierungen der statisti-
schen Landesämtern von antragstellenden Unternehmen abzugleichen. Das Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle entscheidet für die Besondere Ausgleichsregelung eigenver-
antwortlich, ob das Unternehmen einer Branche nach Anlage 4 in Anwendung der Klassifika-
tion der Wirtschaftszweige zuzuordnen ist, und hat insoweit ein eigenes Prüfungsrecht. Es ist
dabei an Zuordnungen anderer Behörden, insbesondere der statistischen Landesämter, nicht
gebunden.
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In Nummer 2 ist die Gültigkeit der Zertifizierung des Energie- oder Umweltmanagementsys-
tems bzw. des Nachweises für das alternative System zur Verbesserung der Energieeffizienz
aufgenommen. Die Zertifizierung oder der Nachweis muss zwar nicht in dem letzten abge-
schlossenen Geschäftsjahr vollständig erfolgt sein, sie kann also auch noch im Antragsjahr bis
zum Ablauf der Ausschlussfrist mit Ausstellung der Zertifizierungsurkunde oder des Berichts
abgeschlossen werden. Sie muss aber gültig sein für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr
und darf nicht veraltet sein. Hierfür ist § 4 Absatz 1 bis 3 der Spitzenausgleich-
Effizienzsystemverordnung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes des letzten
abgeschlossenen Geschäftsjahrs geltenden Fassung heranzuziehen. Gültige Zertifizierungen
für eine Energiemanagementsystem sind nach der derzeit gültigen Fassung ein DIN EN ISO
50001-Zertifikat, das zum Zeitpunkt der Antragstellung vor weniger als zwölf Monaten aus-
gestellt wurde, sowie ein vor mehr als zwölf Monaten vor der Antragstellung ausgestelltes
DIN EN ISO 50001-Zertifikat, wenn es zusammen vorgelegt wird mit entweder einer zum
Zeitpunkt der Antragstellung vor weniger als zwölf Monaten ausgestellten Überprüfungsbe-
scheinigung, die belegt, dass das Energiemanagementsystem betrieben wurde, oder einem
zum Zeitpunkt der Antragstellung vor weniger als zwölf Monaten ausgestellten Bericht zum
Überwachungsaudit, der belegt, dass das Energiemanagementsystem betrieben wurde. Für ein
Umweltmanagementsystem ist ein gültiger Eintragungs- oder Verlängerungsbescheid der
EMAS-Registrierungsstelle über die Eintragung in das EMAS-Register, der frühestens zwölf
Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellt wurde, vorzulegen, oder eine Bestätigung
der EMAS-Registrierungsstelle über eine aktive Registrierung mit der Angabe eines
Zeitpunkts, bis zu dem die Registrierung gültig ist, entweder auf Grundlage einer frühestens
zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellten validierten Aktualisierung der
Umwelterklärung, die belegt, dass das Umweltmanagementsystem betrieben wurde, oder
einer frühestens zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellten Überprüfungsau-
ditbescheinigung, die belegt, dass das Umweltmanagementsystem betrieben wurde.

Zu Absatz 4

Absatz 4 ist weitgehend identisch mit § 41 Absatz 2a EEG 2012. Er berücksichtigt, dass nun-
mehr bei der Berechnung der Stromkostenintensität grundsätzlich – mit Übergangsbestim-
mungen für die nächsten beiden Antragsverfahren in § 103 Absatz 3 EEG 2014 – die Brutto-
wertschöpfung und der Stromverbrauch im Durchschnitt der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre betrachtet werden, neu gegründete Unternehmen aber erst nach und nach über
Daten für mehrere Geschäftsjahre verfügen können. Zudem wird Satz 2 dahingehend ergänzt,
dass die Begrenzungsentscheidung auf Grundlage des Rumpfgeschäftsjahres nur unter Wider-
rufsvorbehalt im Sinne des § 36 Absatz 2 Nummer 3 VwVfG ergeht; Satz 3 sieht dann eine
nachträgliche Überprüfung der Antragsvoraussetzungen und des Begrenzungsumfangs nach
Vollendung des ersten abgeschlossenen Geschäftsjahres anhand der tatsächlichen Daten für
das gesamte Geschäftsjahr vor. Wenn sich daraus maßgebliche Änderungen ergeben, erfolgt
ein Widerruf oder eine Anpassung mit Teilwiderruf der Begrenzungsentscheidung. Diese
nachträgliche Überprüfung für den Fall, dass noch keine Daten über drei volle Jahre vorlie-
gen, schreibt Anhang 4 der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien vor.

Zu Absatz 5

Absatz 5 schafft eine Antragsmöglichkeit für selbständige Unternehmensteile und geht inso-
weit auf § 41 Absatz 5 EEG 2012 zurück. Abweichend vom bisherigen Recht ist eine Begren-
zung künftig nur bei selbständigen Teilen eines Unternehmens zulässig, das einer Branche
nach Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen ist, nicht jedoch bei der Zuordnung des Unternehmens
zu einer Branche nach Liste 2 der Anlage 4. Diese Änderung geht auf die Vorgaben der Um-
welt- und Energiebeihilfeleitlinien zurück.
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Absatz 5 präzisiert im Übrigen die bisherige Regelung zum selbständigen Unternehmensteil.
Die Anwendung und Auslegung des Begriffs war in der Vergangenheit mit Unsicherheiten
behaftet, die beseitigt werden sollen. So wird klargestellt, dass ein Unternehmensteil seine Er-
löse wesentlich mit externen Dritten erzielen muss, um selbständig zu sein; dies entspricht der
bisherigen Praxis des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle. Zudem muss er, da-
mit auch hier die Begünstigung abnahmestellenbezogen erfolgen kann, über eine eigene Ab-
nahmestelle verfügen. Im Übrigen gelten der bisherige Begriff des selbständigen Unterneh-
mensteils sowie die Begründung des EEG 2012 hierzu unverändert fort. In der Wirtschafts-
prüferbescheinigung nach Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c müssen die Merkmale eines selb-
ständigen Unternehmensteils geprüft und bestätigt werden.

Zu Absatz 6

In Absatz 6 werden die für § 64 EEG 2014 (neu) maßgeblichen Begriffe definiert.

Die Definition der Abnahmestelle in Nummer 1 entspricht § 41 Absatz 4 EEG 2012, wobei
die Eigenversorgungsanlagen nun ausdrücklich genannt werden, da die eigenerzeugten und
selbst verbrauchten Strommengen künftig in die Begrenzung durch die Besondere Aus-
gleichsregelung einbezogen werden, soweit sie nach § 61 EEG 2014 (neu) umlagepflichtig
sind. Sie sind als Teil der Abnahmestelle, mit der sie sich auf demselben, in sich abgeschlos-
senen Betriebsgelände befinden, zu betrachten. In ihnen erzeugte, selbst verbrauchte Strom-
mengen, die nach § 61 EEG 2014 umlagepflichtig sind, werden zu der Abnahmestelle gerech-
net. Im Übrigen gelten der bisherige Begriff der Abnahmestelle sowie die Begründung des
EEG 2012 hierzu unverändert fort. Nach dem Halbsatz am Ende von Nummer 1 müssen Ab-
nahmestellen außerdem über eigene Stromzähler an allen Entnahmepunkten und Eigenversor-
gungsanlagen verfügen.

Nummer 2 definiert die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten unter Verweis auf die Definiti-
on des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 4, Reihe 4.3., Wiesbaden 2007. Abweichend von
dieser Definition werden bei der Berechnung der Bruttowertschöpfung künftig Kosten für
Leiharbeitnehmer wie Personalkosten für die eigenen Beschäftigten des Unternehmens be-
handelt. Gleiches gilt in Fällen, in denen zwei Unternehmen zwar einen Vertrag geschlossen
haben, den sie als Werk-, Dienstleistungs- oder ähnlichen Vertrag bezeichnet oder ausgestaltet
haben, der nach der tatsächlichen Vertragspraxis aber eine Arbeitnehmerüberlassung darstellt
(verdeckte Arbeitnehmerüberlassung). In beiden Fällen wird die Position „Kosten für Leihar-
beitnehmer“ nach der Definition des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 4, Reihe 4.3,
Wiesbaden 2007, zur Ermittlung der Bruttowertschöpfung nicht abgezogen. In der Vergan-
genheit bestand für Unternehmen die Möglichkeit, durch Anpassung ihrer Personalstruktur
(Ersatz von eigenen Beschäftigten durch Leiharbeitnehmer oder sonstige Verträge als ver-
deckte Arbeitnehmerüberlassung) ihre Bruttowertschöpfung zu verkleinern. Diese Möglich-
keit wird mit der Änderung ausgeschlossen. Gewöhnliche Werk- oder Dienstleistungsverträge
mit Dritten sind nicht betroffen.

Nummer 3 definiert – in Anlehnung an § 41 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b EEG 2012 – die
Stromkostenintensität als Verhältnis der maßgeblichen Stromkosten zur Bruttowertschöpfung
des Unternehmens. Ausdrücklich genannt werden bei den maßgeblichen Stromkosten auch
die Stromkosten für nach § 61 EEG 2014 (neu) umlagepflichtige eigenerzeugte und selbst
verbrauchte Strommengen. Dass für die Bruttowertschöpfung nunmehr das arithmetische Mit-
tel der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre heranzuziehen ist, ergibt sich aus Anhang
4 der Umwelt und Energiebeihilfeleitlinien (berücksichtigt ist dort, dass bei neu gegründeten
Unternehmen noch keine Daten für drei Jahre vorliegen können; dies ist in Absatz 3 umge-
setzt). Dort ist auch vorgesehen, dass die Berechnung der Stromkosten über das arithmetische
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Mittel des tatsächlichen Stromverbrauchs des Unternehmens in den letzten drei Jahren oder
einen standardisierten Stromverbrauch – gegebenenfalls unter Anwendung von Stromeffi-
zienzreferenzwerten – sowie über durchschnittliche Strompreise erfolgen soll. Um diese Vor-
gaben der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien praktisch umsetzbar zu machen, bedarf es
unter anderem der Entwicklung von Methoden zur Festlegung von Strompreisen und Effi-
zienzreferenzwerten bzw. sonstigen Effizienzanforderungen. Auch die erforderliche Daten-
grundlage ist teilweise erst noch zu schaffen. Daher sieht § 94 Nummer 1 und 2 EEG 2014
entsprechende Verordnungsermächtigungen vor, und § 103 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2
Nummer 1 EEG 2014 regelt die übergangsweise Zugrundelegung der im letzten abgeschlos-
senen Geschäftsjahr vom Unternehmen tatsächlich zu tragenden Stromkosten.

Der Halbsatz am Ende der Nummer 2 und 3 entspricht § 43 Absatz 1 Satz 4 EEG 2012. Er
legt fest, dass für die Berechnung des Verhältnisses der Stromkosten zur Bruttowertschöpfung
vorangegangene Begrenzungsentscheidungen außer Betracht bleiben. Damit ist bei der Be-
rechnung der Stromkosten für von einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen bezogenen
Strommengen die nach § 60 Absatz 1 EEG 2014 (neu) ermittelte Umlage und für eigener-
zeugte, selbst verbrauchte Strommengen die Umlage nach § 61 EEG 2014 (neu) anzusetzen,
nicht jedoch die jeweils im Vorjahr vom Unternehmen tatsächlich gezahlte begrenzte Umlage.

Zu Absatz 7

Absatz 7 legt fest, dass für die Zuordnung eines Unternehmens oder eines selbständigen Un-
ternehmensteils zu den Branchen nach Anlage 4, die in den Absätzen 1, 2 und 5 genannt sind,
das Ende des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres des Unternehmens der maßgebliche
Zeitpunkt ist.

Zu Artikel 1 § 66 EEG 2014 (neu)

Die Überschrift wird an den erweiterten Inhalt der Regelung angepasst. Die Verlängerung der
Antragsfrist in diesem Jahr wird von § 63 Absatz 1 des Regierungsentwurfs in § 103 Absatz 1
Nummer 5 EEG 2014 (neu) verschoben. Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Natur.

Zu Artikel 1 § 67 EEG 2014 (neu)

Im Zusammenhang mit der Umwandlung von Unternehmen treten im Hinblick auf die
§§ 64 ff. EEG 2014 zahlreiche Rechtsfragen für die antragstellenden bzw. bereits begünstig-
ten Unternehmen auf. Mit § 67 EEG 2014 (neu) erfolgt die angekündigte Kodifizierung der
Verwaltungspraxis des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, wie sie von der
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung vorgeschlagen worden ist.

Zu Absatz 1

Absatz 1 soll Unternehmen, die kürzlich umgewandelt wurden, die Antragstellung erleichtern
bzw. überhaupt erst ermöglichen. Voraussetzung ist jedoch, dass sich die wirtschaftliche und
organisatorische Einheit des Unternehmens, auf dessen Daten zurückgegriffen wird, in dem
übernehmenden, nun den Antrag stellenden Unternehmen wiederfindet. Grund hierfür ist,
dass die Daten des Unternehmens vor der Umwandlung nur dann die Basis für die Entschei-
dung des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle bilden können, wenn sie für das
aus der Umwandlung hervorgegangene Unternehmen weiterhin aussagekräftig sind. Die For-
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mulierung „wirtschaftliche und organisatorische Einheit“ ist dabei an die Definition des Un-
ternehmensbegriffs in § 5 Nummer 34 EEG 2014 (neu) angelehnt. Sie impliziert, dass für eine
Heranziehung der Daten die Substanz des Unternehmens nach der Umwandlung im Wesentli-
chen unverändert geblieben sein muss. Lediglich geringfügige Abweichungen hiervon sind
unschädlich. Von einer nahezu vollständigen Erhaltung der wirtschaftlichen und organisatori-
schen Einheit ist z.B. für das Unternehmen B auszugehen, das durch Aufspaltung des Unter-
nehmens A in die Unternehmen B und C entsteht, wobei auf das Unternehmen B 90 Prozent
der Betriebsmittel und Arbeitnehmer übergehen und dort unter der gleichen einheitlichen Lei-
tung und selbständigen Führung verbleiben, wie dies zuvor im Unternehmen A der Fall war.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt eine Anzeigepflicht für Unternehmen, die einen Antrag auf Begrenzung ge-
stellt haben bzw. bereits positiv beschieden worden sind. Die Anzeigepflicht ergibt sich im
Falle eines bereits begünstigten Unternehmens in der Regel bereits aus dem Begünstigungsbe-
scheid, nach dem das Unternehmen dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle un-
verzüglich und unaufgefordert alle auch nachträglichen Änderungen von Tatsachen schriftlich
mitzuteilen hat, die Auswirkungen auf den Bestand des Begünstigungsbescheides haben kön-
nen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 kodifiziert die bisherige Verwaltungspraxis, nach der ein Begünstigungsbescheid
auch für das Unternehmen weiter genutzt werden kann, in dem nach einer Umwandlung die
Substanz des ursprünglich begünstigten Unternehmens im Wesentlichen unverändert fortbe-
steht. Die Sätze 2 und 3 stellen sicher, dass dem die Übertragung beantragenden Unternehmen
während der Dauer der Bearbeitung seines Antrags durch das Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle keine Nachteile entstehen. Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz
werden mit ihrer Eintragung ins Handelsregister wirksam. In anderen Fällen, z.B. bei zeitlich
gestaffelten Einzelrechtsnachfolgen, wird die Übertragung mit der letzten von mehreren Ein-
zelrechtsübertragungen wirksam.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 3 auf selbständige Unternehmensteile.
Hierdurch werden nun auch die Fälle erfasst, in denen zwar bezogen auf das Gesamtunter-
nehmen kein nahezu vollständiger Übergang der wirtschaftlichen und organisatorischen Ein-
heit auf einen übernehmenden Rechtsträger festzustellen ist, dies jedoch für einen selbständi-
gen Unternehmensteil bejaht werden kann, dem bereits im Ursprungsunternehmen die Be-
grenzung galt und der als solcher nach der Umwandlung fortbesteht.

Absatz 4 regelt außerdem die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 3 auf Schienenbahnen.

Zu Artikel 1 § 69 EEG 2014 (neu)

Neu eingefügt in § 69 EEG 2014 (neu) gegenüber dem Regierungsentwurf ist die ausdrückli-
che Nennung der Pflicht zur Erteilung von Auskünften über sämtliche selbst verbrauchten
Strommengen, über effizienzsteigernde Maßnahmen und über die Bestandteile der Stromkos-
ten. Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wird die Erteilung diesbezüglicher
Auskünfte regelmäßig über eine entsprechende Abfrage im elektronischen Portal bei der An-
tragsstellung verlangen. Dies sind Informationen, über die nur die Antragsteller verfügen und



- 187 -

die erforderlich sind, um die Effizienzanforderungen in der Besonderen Ausgleichsregelung
weiterzuentwickeln und eine Festlegung durchschnittlicher Strompreise zu ermöglichen. Bei-
des dient der Umsetzung der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien; dort sind Effizienzrefe-
renzwerte und die Verwendung durchschnittlicher Strompreise bei der Berechnung der
Stromkostenintensität vorgesehen. Die Daten können insbesondere genutzt werden für die
Vorbereitung und den Erlass der Verordnungen nach § 94 Nummer 1 und 2 EEG 2014 (neu).
Aufgrund des engen Bezuges der Energieeffizienzanforderungen des § 64 Absatz 1 Num-
mer 3 EEG 2014 (neu) zur europäischen Energieeffizienz-Richtlinie können die Daten auch –
in aggregierter und anonymisierter Form – für die Umsetzung der Energieeffizienz-Richtlinie
genutzt werden, z.B. für eine Anrechnung des Beitrags energieintensiver Unternehmen an der
Erfüllung der Effizienzvorgaben aus der Richtlinie.

Soweit es sich um für die Unternehmen sensible Daten handelt, sollen diese nicht an Beauf-
tragte des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie oder des Bundesamtes für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle weitergegeben werden.

Zu Artikel 1 § 74 EEG 2014 (neu)

In § 74 EEG 2014 wird die Meldepflicht für Eigenversorger redaktionell an die Änderungen
in § 61 EEG 2014 angepasst.

Zu Artikel 1 § 75 EEG 2014 (neu)

Die Änderungen stellen klar, dass sich die Pflicht zur Prüfung durch einen Wirtschaftsprüfer,
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft
nur auf die zusammengefassten jährlichen Endabrechnungen bezieht. Monatliche Zwischen-
abrechnungen sind hiervon nicht erfasst.

Zu Artikel 1 § 81 EEG 2014 (neu)

Neben einzelnen redaktionellen Anpassungen und einer Verbesserung der Übersichtlichkeit
des Paragrafen werden zwei inhaltliche Änderungen zur EEG-Clearingstelle vorgenommen:

Erstens wird die Zuständigkeit der Clearingstelle auch auf die Anwendung der Eigenversor-
gungsregelung nach § 61 EEG 2014 (neu) erstreckt. Dies ist folgerichtig, weil die Clearing-
stelle u.a. auch für die Messung des verbrauchten Stroms aus Erneuerbare-Energien-Anlagen
zuständig ist. Die Clearingstelle EEG ist somit für das gesamte Rechtsverhältnis zwischen
Anlagenbetreiber und Netzbetreiber zuständig. Infolge dessen ist diese Erweiterung der Zu-
ständigkeit auch auf Erneuerbare-Energien- und Grubengasanlagen begrenzt; eine Zuständig-
keit zur Anwendung der Eigenversorgungsregelung z.B. bei KWK-Anlagen ist nicht vorgese-
hen. Hierfür sowie für alle weiteren Anwendungsfragen des § 61 EEG 2014 (neu) ist die
Bundesnetzagentur zuständig. Soweit die Bundesnetzagentur Festlegungen zur Eigenver-
brauch nach § 61 EEG 2014 (neu) trifft, sind diese selbstverständlich, wie sich auch aus § 81
Absatz 3 Satz 2 EEG 2014 (neu) ergibt, von der Clearingstelle zu beachten.

Zweitens wird Absatz 7 Satz 2 neu eingefügt. Diese Regelung, die auf entsprechende Vorläu-
fer in der Verfahrensordnung zurückgeht, stellt klar, dass die Clearingstelle in der Verfah-
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rensordnung zeitlich konkret definierte Fristen für die nach § 81 Absatz 4 Nummer 1 EEG
2014 (neu) durchgeführten Verfahren, insbesondere die Einigungs- und Schiedsverfahren, re-
geln kann; dies soll bei der nächsten Novelle der Verfahrensordnung auch dort entsprechend
umgesetzt werden. Eine zeitlich bestimmt benannte Frist mit Nennung entsprechender Rechts-
folgen entspricht den gerichtlichen Prozessordnungen. Nur dann besteht die rechtsstaatlich
gebotene Transparenz. Allein eine Verankerung zur Bestimmung von Fristen, ohne diese
konkret im Einzelnen für das jeweilige Verfahren oder die erforderliche Verfahrenshandlung
zu benennen, bedeutet, dass die Clearingstelle weiterhin wie bisher im Einzelfall zu Beginn
eines Verfahrens individuelle Fristen mit den Verfahrensbeteiligten aushandelt oder diese be-
stimmt. Die Neuregelung erhöht daher die Verfahrenstransparenz und die Möglichkeit der
Clearingstelle zu einer verfahrensleitenden Beschleunigung der Verfahren. Die Aufnahme der
entsprechenden Regelung setzt zugleich eine entsprechende Empfehlung der Evaluierung der
Clearingstelle um.

Zu Artikel 1 § 85 EEG 2014 (neu)

In Absatz 3 wird mit Nummer 4 eine neue Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur ein-
geführt. Dies betrifft die Fernsteuerbarkeit im Sinne des § 36 EEG 2014: Die Anforderungen
an den Nachweis der Fernsteuerbarkeit variieren teilweise noch von Netzbetreiber zu Netzbe-
treiber. Die neu eingefügte Nummer 4 ermöglicht es der Bundesnetzagentur, eine Festlegung
zu treffen, um das Verfahren für den Nachweis der Fernsteuerbarkeit zu vereinheitlichen, z.B.
ein Standardformular vorzugeben.

Absatz 5 regelt die Zuständigkeiten innerhalb der Bundesnetzagentur beim Vollzug des EEG:
Grundsätzlich werden nach § 85 Absatz 4 und 5 EEG 2014 in Verbindung mit § 59 Absatz 1
EnWG auch die Entscheidungen der Bundesnetzagentur, die sie auf Grund ihrer Aufgaben
nach dem EEG wahrnimmt, von den Beschlusskammern der Bundesnetzagentur getroffen.
Dies schließt Entscheidungen in der speziellen Form von Festlegungen ein. Die Einfügung ei-
nes Satzes 2 in § 88 Absatz 5 EEG 2014 stellt klar, dass die Entscheidungen im Bereich des
Ausschreibungsverfahrens zur finanziellen Förderungen für Freiflächenanlagen nicht zwin-
gend von den Beschlusskammern der Bundesnetzagentur getroffen werden müssen.

Zu Artikel 1 § 86 EEG 2014 (neu)

In Absatz 1 wird ein neuer Ordnungswidrigkeitstatbestand für die Zuwiderhandlung gegen ei-
ne vollziehbare Anordnung nach § 69 Satz 2 EEG 2014, insbesondere einem Auskunftsver-
langen des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle über das Portal zur elektroni-
schen Antragsstellung, eingeführt. Aufgrund der Bedeutung der Auskunfts- und Mitteilungs-
pflicht für die Evaluierung und Weiterentwicklung der Besonderen Ausgleichsregelung und in
Anbetracht ihrer wirtschaftlichen Bedeutung muss es eine Sanktion für Unternehmen geben,
die den Auskunftspflichten nicht nachkommen.

In Absatz 3 wird das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle als Bußgeldbehörde für
Verstöße gegen § 69 EEG 2014 bestimmt; im Übrigen wird Absatz 3 an den geänderten Ab-
satz 1 redaktionell angepasst.
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Zu Artikel 1 § 87 EEG 2014 (neu)

Die bisherige Vorschrift zur Fachaufsicht in § 83 des Regierungsentwurfs entfällt und wird
ersetzt durch die Regelung zum einstweiligen Rechtsschutz. Eine ausdrückliche Regelung zur
Fachaufsicht ist nicht mehr erforderlich. Für das BAFA, die BNetzA und die BLE ergibt sich
die Fachaufsicht bereits aus dem Ressortzuschnitt und den jeweiligen Errichtungsgesetzen
dieser Behörden. Beim UBA wird die Fachaufsicht durch eine Verwaltungsvereinbarung si-
chergestellt.

Durch den neuen § 87 Absatz 1 Halbsatz 2 EEG 2014 (neu), der auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Besonderen Ausgleichsregelung zurückgeht, wird gegenüber § 67 Ab-
satz 1 EEG 2012 (neu) die Möglichkeit geschaffen, bei der Gebührenerhebung auch den Ver-
waltungsaufwand bei der jeweiligen Fachaufsichtsbehörde zu erheben.

Zu Artikel 1 § 91 EEG 2014 (neu)

In Nummer 2 werden die Voraussetzungen geschaffen, dass Übertragungsnetzbetreiber Anla-
gen in Zeiten negativer Preise abregeln können. Dies ist insbesondere in der Ausfallvermark-
tung relevant. In diesem Fall ist eine Entschädigung nicht sinnvoll.

Die Verordnungsermächtigung in Nummer 7 soll ermöglichen, die Einforderung der EEG-
Umlage von Letztverbrauchern und Eigenversorgern den Netzbetreibern zu übertragen, an de-
ren Netz diese Verbraucher angeschlossen sind. In diesem Fall soll auch eine Aufrechnung
von Vergütungszahlungen, mit Forderungen zur Zahlung der EEG-Umlage möglich sein. Die
Netzbetreiber reichen die Einnahmen an die Übertragungsnetzbetreiber weiter. Auch hier ist
eine Aufrechnung möglich. In der Folge können auch die Regelung zu Abschlagszahlungen
und Datenübermittlung angepasst werden.

Zu Artikel 1 § 93 EEG 2014 (neu)

Nummer 1 Buchstabe a wird gestrichen, da die Inanspruchnahme einer finanziellen Förderung
bereits nach § 6 Absatz 2 Nummer 5 EEG 2014 (neu) zu übermitteln ist, so dass es keiner zu-
sätzlichen Ermächtigung bedarf. Im Übrigen werden nur redaktionelle Änderungen vorge-
nommen.

Zu Artikel 1 § 94 EEG 2014 (neu)

Durch § 94 EEG 2014 (neu) werden drei neue Verordnungsermächtigungen zur Besonderen
Ausgleichsregelung für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geschaffen. Diese
Ermächtigungen sind für die Umsetzung der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der EU-
Kommission erforderlich:

Die neue Verordnungsermächtigung in § 94 Nummer 1 EEG 2014 (neu) ermöglicht die Fest-
legung von Effizienzreferenzwerten oder sonstigen Effizienzanforderungen, die bei der Be-
rechnung des Stromverbrauchs im Rahmen der Berechnung der Stromkostenintensität nach §
64 Absatz 6 Nummer 3 EEG 2014 (neu) zur Anwendung kommen. Dies ist in den Umwelt-
und Energiebeihilfeleitlinien vorgesehen. Bisher lässt sich die Anforderung aus den Leitlinien
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praktisch noch nicht umsetzen. Mit der Verordnung soll hierfür in den nächsten zwei Jahren
die Grundlage geschaffen werden. Wenn Effizienzreferenzwerte oder sonstige Effizienzan-
forderungen festgelegt sind und zur Anwendung kommen, ist nach den Umwelt- und Energie-
beihilfeleitlinien nicht mehr notwendigerweise das arithmetische Mittel des Stromverbrauchs
der letzten drei Geschäftsjahre bei der Berechnung der Stromkostenintensität zu verwenden.
Bei der Entwicklung der Effizienzreferenzwerte oder sonstigen Anforderungen können sog.
„early actions“ berücksichtigt (Buchstabe a) und Erkenntnisse aus dem Betrieb der Energie-
und Umweltmanagementsystem herangezogen werden (Buchstabe b).

§ 94 Nummer 2 EEG 2014 (neu) enthält ebenfalls eine neue Verordnungsermächtigung, die
die praktische Umsetzung von Vorgaben aus der Energie- und Umweltbeihilfeleitlinien er-
möglichen soll, nämlich die Festlegung durchschnittlicher Strompreise, die für die Berech-
nung der Stromkostenintensität im Rahmen der Besonderen Ausgleichsregelung verwendet
werden sollen.

§ 94 Nummer 3 EEG 2014 (neu) ermächtigt das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie, Branchen in die Anlage 4 aufzunehmen oder aus ihr herauszunehmen, wenn und soweit
dies für eine Angleichung an Beschlüsse der Europäischen Kommission erforderlich ist. Ge-
genwärtig bildet die Anlage 4 vollständig die in den Anhängen 3 und 5 der Energie- und
Umweltbeihilfeleitlinien aufgelisteten Branchen ab, wie sie die Europäische Kommission in
der Fassung vom 9. April 2014 beschlossen hat. Bei Unternehmen aus diesen Branchen sieht
die Europäische Kommission eine Begrenzung der Förderkosten für erneuerbare Energien als
mit dem Europäischen Beihilferecht vereinbar an. § 94 Nummer 3 EEG 2014 (neu) ermög-
licht eine zügige Änderung der Anlage 4 im Wege der Rechtsverordnung, wenn und soweit
die Europäische Kommission künftig etwa auf Grund neuerer Erkenntnisse weitere Branchen
in die Energie- und Umweltbeihilfeleitlinien aufnimmt oder Branchen mangels Stromkosten-
bzw. Handelsintensität wieder herausnimmt. Diese Möglichkeit zur Angleichung ist im Inte-
resse der Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen ungeachtet dessen erforderlich,
dass das EEG einschließlich der Besonderen Ausgleichsregelung nach Auffassung der Bun-
desrepublik Deutschland keine Beihilfe im Sinne des Artikel 107 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union ist.

Zu Artikel 1 § 95 EEG 2014 (neu)

Mit der neuen Nummer 6 wird eine Ermächtigung zum Erlass einer Verordnung zur
Grünstromdirektvermarktung geschaffen. Im EEG 2014 soll der Strom grundsätzlich nach
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 und den §§ 34 ff. mit der Förderung durch die Marktprämie direkt
vermarktet werden. Dabei darf jedoch die „grüne Eigenschaft“ des Stroms nicht gegenüber
den Endkunden ausgewiesen werden. Denn der Stromkunde zahlt mit der EEG-Umlage be-
reits für die Erzeugung des Stroms aus erneuerbaren Energien. Die Grünstromeigenschaft ist
also keine Leistung des Vermarkters und kann von ihm im Wettbewerb nicht eingesetzt wer-
den. Im Ergebnis käme es andernfalls zu einer Überförderung, die zudem gegen das sog.
Doppelvermarktungsverbot verstößt (§ 80 Absatz 2 EEG 2014 (neu)). Von vielen Marktak-
teuren wurde allerdings das Bedürfnis nach einer Direktvermarktungsform geäußert, mit der
die „grüne Eigenschaft“ des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms ausgewiesen wer-
den kann. Ein solches Vermarktungsmodell soll u.a. eine weitere Möglichkeit eröffnen, die
Akzeptanz des Ausbaus erneuerbarer Energien durch Grünstromprodukte zu erhöhen. Vo-
raussetzung für den Erlass einer solchen Verordnung ist ein Vermarktungsmodell, das mit
dem Europarecht vereinbar und für das Gesamtsystem energiewirtschaftlich sinnvoll ist. Falls
ein Modell entwickelt wird, das diese Anforderungen erfüllt, eröffnet die Verordnungser-
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mächtigung die Möglichkeit, ein solches Modell einzuführen. Bei der Entwicklung eines sol-
chen Modells wird neben der Konformität mit dem Europarecht und dem energiewirtschaftli-
chen Nutzen für das Gesamtsystem insbesondere zu beachten sein, dass es die EEG-Umlage
im Vergleich zur Direktvermarktung in der Marktprämie zumindest nicht stärker belastet.

Zu Artikel 1 § 98 EEG 2014 (neu)

Bestandsanlagen werden weiterhin nicht mit der EEG-Umlage belastet. Diese Regelung wird
2017 evaluiert. Auf dieser Grundlage soll ein Vorschlag für eine zukünftige Regelung vorge-
legt werden. Diese Neuregelung muss mit dem Beihilferecht vereinbar sein.

Zu Artikel 1 § 100 EEG 2014 (neu)

Zu Absatz 1 Nummer 3

Nummer 3 wird um Übergangsbestimmungen zur Verringerung der Förderung bei negativen
Preisen sowie Pflichtverletzungen nach §§ 24 und 25 ergänzt.

Da eine Verringerung der Förderung bei negativen Preisen auf null nach den Umwelt- und
Energiebeihilfeleitlinien nur für Neuanlagen erforderlich ist, regelt Nummer 3 die Nichtan-
wendbarkeit des § 24 EEG 2014 für Anlagen, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb genom-
men worden sind. Durch die weitere Einfügung in Nummer 3 wird hinsichtlich der Sanktio-
nierung von Pflichtverletzungen nach § 25 EEG 2014 geregelt, dass bei Bestandsanlagen an
die Stelle des anzulegenden Wertes nach § 23 Absatz 1 Satz 2 EEG 2014 der Vergütungsan-
spruch des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der für die jeweilige Anlage maßgeblichen Fas-
sung tritt. Dies ist aus Klarstellungsgründen erforderlich, da für Anlagen, die vor dem 1. Au-
gust 2014 in Betrieb genommen worden sind, nach § 100 Absatz 1 Nummer 4 und Nummer
10 EEG 2014 anstelle der anzulegenden Werte weiterhin die technologiespezifischen Vergü-
tungsbestimmungen der jeweils maßgeblichen Fassung des EEG anzuwenden sind. Daraus
folgt, dass der richtige Bezugspunkt für die Reduzierung der Förderung bei diesen Anlagen
nicht der anzulegende Wert, sondern der jeweilige Vergütungsanspruch ist. Im Übrigen bleibt
es in Nummer 3 bei der Fassung des Regierungsentwurfs, wonach auch für bestehende Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die ihrer bisherigen Meldepflicht
nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a EEG 2012 nicht nachgekommen sind, die Sankti-
on des § 25 Absatz 1 Nummer 1 EEG 2014 (Reduzierung des Anspruchs) greift.

Zu Absatz 1 Nummer 5

Bislang sah der Gesetzentwurf vor, dass alle Bestandsanlagen, die (optional) in der Direkt-
vermarktung in der Marktprämie sind, ab 1. Januar 2015 fernsteuerbar sein müssen. Nach
Auskunft von Marktakteuren werden voraussichtlich nicht alle Bestandsanlagen, die derzeit in
der Direktvermarktung sind, bis zum 1. Januar 2015 auf die Fernsteuerbarkeit umgerüstet
werden können. Dieser Stichtag wird daher auf den 1. April 2015 verschoben, um den Anla-
gen ausreichend Zeit zur Umrüstung zu geben.

Zu Absatz 1 Nummer 8

Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa regelt, um welchen Betrag die anzulegenden
Werte in der Direktvermarktung bei Bestandsanlagen zur Erzeugung von Strom aus Wind-



- 192 -

energie und solarer Strahlungsenergie bis Ende 2014 zu erhöhen sind, da bei Bestandsanlagen
die Managementprämie in die anzulegenden Werte nicht eingepreist ist. Nach § 2 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 der bislang geltenden Managementprämienverordnung (MaPrV) erhalten
diese Anlagen für 2014 erzeugten Strom eine Managementprämie in Höhe von 0,6 Cent je Ki-
lowattstunde, wenn sie fernsteuerbar im Sinne von § 3 MaPrV sind. Nicht fernsteuerbare An-
lagen erhalten für 2014 erzeugten Strom nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 MaPrV hingegen nur
0,45 Cent je Kilowattstunde. Um für Strom, der zwischen dem 1. August und dem 31. De-
zember 2014 in nicht-fernsteuerbaren Anlagen erzeugt wird, keine Erhöhung der Manage-
mentprämie im Vergleich zur geltenden Rechtslage vorzunehmen, differenziert Nummer 8
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa nun ebenfalls nach fernsteuerbaren und den übrigen Anla-
gen. Auch Buchstabe b Doppelbuchstabe aa zweiter Halbsatz nimmt diese Differenzierung
vor, da die Fernsteuerbarkeit für Bestandsanlagen nach § 100 Absatz 1 Nummer 5 EEG 2014
erst am dem 1. April 2015 verpflichtend ist.

Zu Absatz 1 Nummer 9 (neu)

Die Regelung ordnet die Geltung der Übergangsvorschriften im EEG 2012 an, die sich auf
Anlagen beziehen, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb gegangen sind. Diejenigen
Übergangsregelungen in § 66 EEG 2012, die für Anlagen mit einer Inbetriebnahme bis zum
31. Dezember 2011 gelten, werden in Nummer 10 geregelt.

Zu Absatz 1 Nummer 10 (neu)

Es wird für Bestandsanlagen mit Inbetriebnahme bis 31. Dezember 2011 die Geltung aller
Regelungen des § 66 EEG 2012 angeordnet, die für diese Bestandsanlagen relevant sind. Die
in § 66 Absatz 1 erster Halbsatz EEG 2012 angeordnete allgemeine Anwendung der Vor-
schriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fas-
sung soll nicht gelten, da nach der Grundregel in § 100 Absatz 1 EEG 2014 die Vorschriften
des EEG 2014 für alle Anlagen gelten sollen. Damit nicht in bestehende Vergütungsansprüche
eingegriffen wird, wird analog zu § 100 Absatz 1 Nummer 4 EEG 2014 die Anwendung der
Vergütungsvorschriften des EEG 2009 angeordnet. Über § 66 EEG 2009 gelten anstelle der
Vergütungsvorschriften des EEG 2014 auch die vergütungsrelevanten Übergangsvorschriften
des EEG 2009 weiter. Außerdem ergibt sich aus der Anwendung von § 66 EEG 2009 im
Rahmen der Vergütungsvorschriften die Geltung des EEG 2004 für Anlagen mit Inbetrieb-
nahme bis zum 31.Dezember 2008, und aus § 21 EEG 2004 folgt wiederum die Geltung der
vergütungsrelevanten Vorschriften für Anlagen mit Inbetriebnahme bis zum 31. Juli 2004.

Buchstabe e wurde ergänzt, da § 9 Absatz 4 EEG 2014 eine Ausnahme von der Sanktion des
§ 9 Absatz 7 EEG 2014 regelt, die ansonsten bei Verstößen gegen § 9 Absatz 1, 2 EEG 2014
gelten würde. § 9 Absatz 1 und 2 EEG 2014 sind jedoch auf EEG 2009-Anlagen gar nicht
anwendbar. Daher muss § 9 Absatz 4 EEG 2014 auf diese Anlagen entsprechend angewendet
werden.

Die in § 96 Absatz 1 Nummer 9 Buchstabe e des Regierungsentwurfs geregelte Anwendbar-
keit der klarstellenden Regelung zur Förderdauer in § 22 Satz 2 EEG 2014 für Bestandsanla-
gen mit Inbetriebnahme bis 31. Dezember 2011 kann ohne inhaltliche Änderung entfallen.
§ 22 Satz 2 EEG 2014 ist schon deshalb anwendbar, weil – wie bereits erläutert – nunmehr
die in § 66 Absatz 1 erster Halbsatz EEG 2012 angeordnete allgemeine Anwendung der Vor-
schriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fas-
sung nicht gelten soll. Insofern kann § 21 Absatz 2 Satz 3 EEG 2004 ohnehin nicht mehr zur
Anwendung kommen. Nach der Grundregel, dass die Bestimmungen des EEG 2014 für alle
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Anlagen gelten sollen, richtet sich die Frage des Beginns des Förderzeitraums somit auch für
Anlagen mit Inbetriebnahme bis 31. Dezember 2011 nach § 22 Satz 2 EEG 2014.

Zu Absatz 2 Satz 2 (neu)

Der neue Satz 2 dient dem Schutz von bestehenden Anlagen, die Biogas zu Biomethan aufbe-
reiten (sog. Gasaufbereitungsanlagen). Er regelt daher eine Ausnahme von § 100 Absatz 2
Satz 1 EEG 2014 (neu) für Biomethan aus bestehenden Gasaufbereitungsanlagen, das heißt
solchen, die vor dem 23. Januar 2014 zum ersten Mal Biomethan ins Gasnetz eingespeist ha-
ben, oder die vor dem 1. August 2014 zum ersten Mal Biomethan in das Erdgasnetz einge-
speist haben und nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig sind oder
für ihren Betrieb einer Zulassung nach einer anderen Bestimmung des Bundesrechts bedürfen
und vor dem 23. Januar 2014 genehmigt oder zugelassen worden sind.

Anlagen nach § 100 Absatz 2 Satz 1 EEG 2014, die ausschließlich Biomethan aus bestehen-
den Gasaufbereitungsanlagen nutzen, erhalten abweichend von der Grundregel in Satz 1 wei-
terhin die alten Fördersätze, wenn sie erst nach dem 1. August 2014 auf Biomethan umstei-
gen, aber bestimmte weitere Voraussetzungen erfüllen.

Dadurch erhalten diese Biogasanlagen für den erzeugten Strom weiterhin die EEG-Vergütung
in der Höhe, die bei Inbetriebnahme nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebe-
griff gegolten hat, also auch, wenn die Inbetriebnahme nicht ausschließlich mit erneuerbaren
Energien erfolgte. Dies entspricht in der Regel der Förderhöhe, auf deren Basis die Betreiber
der bestehenden Gasaufbereitungsanlagen bei ihrer Investitionsentscheidung kalkuliert haben.

Aus dem Gedanken, den Bestand zu schützen, aber nicht auszuweiten, enthält Satz 3 eine wei-
tere Regelung, die nötig ist, um den Status Quo an installierter Leistung von denjenigen Bio-
gasanlagen zu erhalten, die zu den Fördersätzen vor Inkrafttreten des EEG 2014 Biomethan
verstromen. Dadurch wird vermieden, dass im Extremfall „neue“ Biogasanlagen, die die Re-
gelung nach Satz 2 nutzen, nur auf die bestehenden Gasaufbereitungsanlagen zurückgreifen
und gleichzeitig „alte“ Biogasanlagen (die schon vor dem 1. August 2014 ausschließlich mit
Biomethan betrieben wurden) nur auf Biomethan von zukünftig neu errichteten Gasaufberei-
tungsanlagen zurückgreifen. Denn in diesem Fall würde die Biomethanerzeugung und die
Förderung der Biomethanverstromung im Vergleich zum Status Quo deutlich ausgeweitet.
Um dies zu vermeiden, bestimmt Satz 3, dass eine Anlage nach Satz 2 – die also nach dem
31. Juli 2014 zum ersten Mal Strom ausschließlich aus erneuerbaren Energien, hier Biome-
than, erzeugt – nur dann einen Anspruch auf finanzielle Förderung hat, wenn sie einen Stillle-
gungsnachweis einer „alten“ Biogas-Bestandsanlage erbringt, die ausschließlich mit Biome-
than betrieben wurde und mindestens die gleiche installierte Leistung hatte. Dieser Nachweis
muss über das Anlagenregister geführt werden. Wenn dabei die stillgelegte Anlage eine höhe-
re installierte Leistung hatte, erscheint es angemessen, dass der überschießende Teil, der nicht
für die Anlage nach Satz 2 „verbraucht“ wurde, für eine andere Anlage verwendet werden
kann, die ebenfalls von der Regelung in Satz 2 Gebrauch machen möchte.

Zu Absatz 4 Nummer 1

Durch die Änderung in § 100 Absatz 4 Nummer 1 EEG 2014 wird sichergestellt, dass sich die
Sanktion bei der Nichtvornahme der Nachrüstung nach der Systemstabilitätsverordnung nicht
verändert und damit Ungleichbehandlungen vermieden werden. Ansonsten würde sich die
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Sanktion bei Verstößen gegen die Nachrüstungspflicht während des bereits laufenden Nach-
rüstungsprozesses verändern.

Zu Absatz 5

Nach Nummer 3.1 Satz 2 der Anlage 1 zum EEG 2014 sind Reduzierungen der Einspeiseleis-
tung für die Erstellung der Hochrechnung von den Übertragungsnetzbetreibern nicht zu be-
rücksichtigen. Der neue Absatz 5 räumt den Übertragungsnetzbetreibern einen Übergangszeit-
raum ein, um die Prozesse umzusetzen, die nötig sind, um die notwendigen Daten bzw. Prog-
nosen zu den Reduzierungen der Einspeiseleistung zu ermitteln.

Zu Artikel 1 § 101 Absatz 1 EEG 2014 (neu)

Die sog. „Einfrierensregelung“ für Biomasseanlagen wird mit der Änderung in Satz 1 auf Bi-
ogasanlagen beschränkt. Dies entspricht der Gesetzesbegründung des Regierungsentwurfs:
Begründung und Gesetzestext fallen hier bislang auseinander. Sinn und Zweck der Regelung
ist die Begrenzung auf Biogasanlagen. Bei fester und flüssiger Biomasse ist eine vergleichba-
re Regelung nicht erforderlich.

Mit der Regelung in § 101 Absatz 1 EEG 2014 (neu) soll die nachträgliche Erweiterung von
Biogasanlagen begrenzt werden. Denn andernfalls würden die Anlagenbetreiber für die erwei-
terten Stromerzeugungskapazitäten einen Anspruch auf die hohen Vergütungen nach EEG
2004 bis EEG 2012 haben. Die mit der EEG-Reform erfolgte Absenkung der Vergütung für
Strom aus Biomasse würde dadurch umgangen („Flucht in ein früheres EEG“). Die Möglich-
keit und der Anreiz der nachträglichen Anlagenerweiterung reduziert sich im Wesentlichen
auf Biogasanlagen. Nur bei Biogas ist es in der Vergangenheit zu deutlichen Überförderungen
gekommen, insbesondere durch den „Gülle-Bonus“ und den dadurch ausgelösten Biogas-
boom. Im Bereich der festen und flüssigen Biomasse verhindern hohe Brennstoffpreise das
Interesse an Anlagenerweiterungen. Erweiterungen von Anlagen für feste Biomasse sind dar-
über hinaus deutlich aufwendiger als bei Biogasanlagen. Oft kann man die bestehende Anlage
gar nicht erweitern, sondern müsste eine neue (oder weitere) Anlage bauen. Hierfür gelten
dann die neuen Vergütungssätze. Gewisse Effizienzgewinne (ohne Anlagenerweiterung) sind
bei Anlagen für feste Biomasse zwar möglich, die dadurch erreichbare Steigerung der Voll-
laststundenzahl fiele aber praktisch nicht ins Gewicht. In der Summe ist durch eine Beschrän-
kung der Einfrierensregelung auf Biogas keine relevante Kostenbelastung zu befürchten.

Die Änderung in Satz 2 und 3 sorgt dafür, dass bei der Begrenzung der zukünftigen Förde-
rung für Bestandsanlagen auf die Höchstbemessungsleistung unangemessene Belastungen für
Betreiber von Bestandsanlagen vermieden werden, die ihre Anlage bereits in der Vergangen-
heit erweitert haben oder die die Anlage bislang nur in vergleichsweise geringem Umfang
auslasten konnten. Die förderfähige Strommenge wird auf die tatsächliche erreichte Höchst-
bemessungsleistung bis Ende 2013 begrenzt oder auf 95 Prozent der installierten Leistung am
31. Juli 2014 – je nachdem, welcher Wert höher ist. Bestandsanlagen, die ihre Leistung in der
Vergangenheit sehr gut ausfahren konnten, werden durch die erste Variante in ihrem Bestand
geschützt. Alle anderen Bestandsanlagen, die ihre Leistung aus verschiedenen Gründen nicht
so weit ausschöpfen konnten, werden durch die pauschale Annahme von 95 Prozent der in-
stallierten Leistung in ihrem Bestand geschützt.
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Zu Artikel 1 § 102 EEG 2014 (neu)

In Nummer 1 wird die Terminologie an das Energiewirtschaftsgesetz angepasst. Der dort
verwendete Begriff Netzanbindungszusage ersetzt den Begriff Netzanschlusszusage.

Nummer 2 sieht für Geothermie ähnlich wie für Windenergie auf See eine verlängerte Über-
gangsregelung vor. Die Ankündigung in § 2 Absatz 5 EEG 2014, die Höhe der finanziellen
Förderung für Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas spätestens 2014 durch Aus-
schreibungen zu ermitteln, wirft für viele Investoren die Frage auf, ob Projekte mit langen
Planungszeiträumen noch eine Förderung erhalten können. Die Planungszeiträume betragen
bei Geothermieanlagen je nach Projekt zwischen 4 und 8 Jahren. Dabei fällt ein erheblicher
Teil der Vorinvestitionskosten bei der ersten Bohrung an. Bis zur ersten Bohrung werden in
der Regel ca. 70 Prozent der Gesamtinvestitionen getätigt. Daher besteht bei Geothermieanla-
gen ein besonderes Bedürfnis für eine verlängerten Übergangszeitraum bis hin zur Ausschrei-
bung. Vor diesem Hintergrund soll die Übergangsvorschrift in § 102 EEG 2014 für Geo-
thermieanlagen ähnlich bemessen werden wie bei Windenergieanlagen auf See. Geothermie-
anlagen erhalten demnach auch dann eine Förderung nach § 19 EEG 2014, wenn sie vor dem
1. Januar 2017 eine Zulassung nach dem Bundesberggesetz für die Aufsuchung (Hauptbe-
triebsplan Aufsuchung) erhalten haben und vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb gegangen sind.
Diese Zulassung ist die erste wesentliche Genehmigung nach dem Bundesberggesetz, die der
Bohrung vorangeht und daher am ehesten als Auslöser für den Vertrauensschutz geeignet ist.

Zu Artikel 1 § 103 EEG 2014 (neu)

Die Vorschrift enthält nun die Übergangs- und Härtefallbestimmungen zur Besonderen Aus-
gleichsregelung. Die weiteren Übergangsbestimmungen werden in § 104 EEG 2014 (neu)
verschoben. Die Regelungen entsprechend weitgehend den Beschlüssen der Bundesregierung
zur Besonderen Ausgleichsregelung vom 7. Mai 2014.

Zu den Absätzen 1 und 2

Die Absätze 1 und 2 enthalten die allgemeinen Übergangsvorschriften für die Umstellung der
Besonderen Ausgleichsregelung von dem bisherigen System des EEG 2012 auf die neuen
Bestimmungen des EEG 2014. Sie stellen sicher, dass die betroffenen stromkosten- und han-
delsintensiven Unternehmen sich rechtzeitig auf die neuen Bedingungen einstellen und ihre
Anträge hierauf ausrichten können. Die Absätze differenzieren hierbei zwischen den Anträgen
für das Begrenzungsjahr 2015 (Absatz 1) und den Anträgen für das Begrenzungsjahr 2016
(Absatz 2). Für das Begrenzungsjahr 2015 wird insbesondere die Antragsfrist vom 30. Juni
2014 auf den 30. September 2014 verschoben, da das Gesetz erst zum 1. August 2014 in Kraft
tritt (Absatz 1 Nummer 5). Diese Verschiebung der Antragsfrist und Absatz 1 Nummer 6 die-
ses Paragrafen gelten sowohl für stromkosten- und handelsintensive Unternehmen als auch für
Schienenbahnen; die übrigen Regelungen der Absätze 1 und 2 hingegen gelten nur für die
stromkosten- und handelsintensiven Unternehmen. Spezielle Übergangsbestimmungen für
Schienenbahnen finden sich im Übrigen in den Absätzen 5 und 6.

Absatz 1 Nummer 1 ermöglicht es Unternehmen, die nach EEG 2012 kein Energie- oder
Umweltmanagementsystem oder kein alternatives Systems zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz betreiben mussten (insbesondere Unternehmen mit einem Stromverbrauch von unter 10
Gigawattstunden), auch eine Begrenzung nach den §§ 63 bis 69 EEG 2014 (neu) für das Jahr
2015 zu erhalten, wenn sie dieses Jahr keinen gültigen Nachweis hierfür vorlegen können.
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Dazu müssen sie nachweisen, dass es ihnen aufgrund der besonderen Umstände des diesjähri-
gen Antragsverfahrens nicht möglich war, einen solchen Nachweis rechtzeitig zu erlangen
(sei es, weil sie von der Änderung erst so spät erfahren haben, dass sie den Betrieb eines
Energie- oder Umweltmanagementsystem oder eines alternativen Systems zur Verbesserung
der Energieeffizienz nicht rechtzeitig aufnehmen konnten, sei es, weil in der Kürze der für die
Antragsstellung verbleibenden Zeit kein Zertifizierungsprozess mehr möglich war).

Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Nummer 1 legen fest, dass übergangsweise in den nächsten
beiden Antragsjahren bei der Bruttowertschöpfung noch nicht das arithmetische Mittel der
letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre allein maßgeblich ist, sondern im Antragsjahr
2014 nur das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr und im Antragsjahr 2015 das arithmetische
Mittel der letzten beiden abgeschlossenen Geschäftsjahre herangezogen werden kann. Die
Unternehmen können damit Jahr für Jahr die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten nachwei-
sen, bis ihnen Werte für die jeweils drei letzten abgeschlossenen Geschäftsjahre vorliegen,
aus denen das arithmetische Mittel errechnet werden kann. Die für ein weiter zurückliegendes
Geschäftsjahr errechnete Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten muss nicht nachträglich geän-
dert werden, auch wenn sich zum Zeitpunkt der Antragstellung für frühere Geschäftsjahre vor
dem Hintergrund der Änderungen bei der Bilanz oder Gewinn- und Verlustrechnung eine ab-
weichende Bruttowertschöpfung ergeben würde. Dem Unternehmen steht die Möglichkeit der
Vorlage einer geänderten Bruttowertschöpfung für Geschäftsjahre vor dem letzten abge-
schlossenen Geschäftsjahr jedoch frei. Wird eine geänderte Bruttowertschöpfungsberechnung
vorgelegt, so hat das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sie zu prüfen und zu be-
rücksichtigen. Ebenso kann das Unternehmen bereits das arithmetischen Mittel der Brutto-
wertschöpfung der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (statt des letzten bzw. der bei-
den letzten Geschäftsjahre) vorlegen.

Nach Absatz 1 Nummer 3 findet § 64 Absatz 6 Nummer 1 letzter Halbsatz EEG 2014 (neu)
im Antragsjahr 2014 noch keine Anwendung, um den antragstellenden Unternehmen ausrei-
chend Zeit zu geben, an allen Entnahmepunkten und Eigenversorgungsanlagen Stromzähler
zu installieren.

Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2 sehen vor, dass in den nächsten beiden Antrags-
jahren die Stromkostenintensität noch anhand der tatsächlichen Stromkosten im jeweils letz-
ten abgeschlossenen Geschäftsjahr berechnet wird. Die Berechnung nach § 64 Absatz 6
Nummer 3 EEG 2014 (neu) ist erst in den folgenden Antragsjahren anzuwenden. Tatsächliche
Stromkosten sind in diesem Zusammenhang sämtliche für den Strombezug des Unternehmens
entrichtete Kosten einschließlich insbesondere der Stromlieferkosten (inklusive Börse und
Stromhändler), der Netzentgelte, eventueller Systemdienstleistungskosten und der Steuern.
Hierbei sind Stromsteuer- und Netzentgelterstattungen – auch wenn ihre Höhe erst nach der
Antragstellung, aber vor Beginn des Begrenzungszeitraums endgültig feststeht – sowie die
Umsatzsteuer abzuziehen. Für eigenerzeugten, selbst verbrauchten Strom sind ebenfalls die
tatsächlichen Stromkosten des Unternehmens darzulegen und anhand der Angaben nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 EEG 2014 (etwa die installierte Leistung der Eigenversorgungsanlage,
die eingesetzten Energieträger und die Kosten hierfür; das Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle kann weitere für die Ermittlung und Überprüfung der Kosten erforderliche
Unterlagen und Nachweise anfordern) zu überprüfen. Bei der Berechnung der Stromkostenin-
tensität werden nur solche Strommengen berücksichtigt, für die nach § 61 EEG 2014 (neu) ei-
ne Umlagepflicht besteht. Kosten für eigenerzeugte und selbst verbrauchte Strommengen, die
einer der Ausnahmen des § 61 Absatz 2 bis 4 EEG 2014 (neu) unterfallen, werden bei der Be-
rechnung der Bruttowertschöpfung und der Stromkosten nicht in Ansatz gebracht. Andernfalls
würden Strommengen für die Voraussetzung der Begrenzung berücksichtigt, die selbst der
Begrenzung gar nicht unterfallen, da für sie ohnehin keine Umlage zu tragen ist.
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Anders ist dies nach dem jeweils zweiten Halbsatz von Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2
Nummer 2 nur, wenn das Unternehmen zwischenzeitlich von einer umlagebefreiten Eigenver-
sorgung dauerhaft zu einer umlagepflichtigen Stromversorgung übergegangen ist. Dies kann
entweder bei einem dauerhaften Wechsel von Eigenversorgung zum Strombezug von einem
Elektrizitätsversorgungsunternehmen gegeben sein oder wenn bislang umlagebefreite Strom-
mengen aus Eigenversorgung erstmals nach § 61 EEG 2014 (neu) umlagepflichtig werden.
Letzteres wird vor allem im Nachweisjahr 2014 relevant, weil erst im Laufe des Jahres 2014
mit Inkrafttreten des EEG 2014 Strommengen aus Eigenversorgung erstmals nach § 61 EEG
2014 (neu) umlagepflichtig und nach den §§ 63 ff. EEG 2014 (neu) in die Besondere Aus-
gleichsregelung einbeziehbar werden. In beiden Konstellationen werden ausnahmsweise die
tatsächlichen Kosten der an sich nicht berücksichtigungsfähigen Strommengen in die Berech-
nung der Stromkostenintensität einbezogen. Damit wird ein übergangsloser Wechsel von der
nicht umlagepflichtigen Eigenversorgung in die Besondere Ausgleichsregelung ermöglicht.
Denn andernfalls könnte die Erfüllung der Voraussetzungen der Besonderen Ausgleichsrege-
lung erst zeitverzögert nachgewiesen werden.

Die Wirtschaftsprüferbescheinigung nach § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c EEG 2014
(neu) muss nach dem Halbsatz jeweils am Ende von Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Num-
mer 2 auch sämtliche Bestandteile der vom Unternehmen getragenen Stromkosten enthalten.

Absatz 1 Nummer 5 verlängert die Antragsfrist für das Begrenzungsjahr 2015 einmalig auf
den 30. September 2014. Dies gilt sowohl für die Anträge von stromkosten- und handelsinten-
siven Unternehmen nach § 64 EEG 2014 als auch für Anträge von Schienenbahnen nach § 65
EEG 2014.

Absatz 1 Nummer 6 stellt klar, dass bei der Bearbeitung aller Anträge – sowohl von strom-
kosten- und handelsintensiven Unternehmen als auch von Schienenbahnen – auf Begrenzung
für das Jahr 2015, die bei Inkrafttreten des EEG 2014 noch nicht beschieden sind, mit Inkraft-
treten des EEG 2014 die geänderten Vorschriften der §§ 63 bis 69 EEG 2014 – ggf. mit den
zuvor genannten Maßgaben – ausschließlich zur Anwendung kommen.

Anträge können nicht mehr auf Grund des EEG 2012 beschieden werden. Nur Anträge, die
die Voraussetzungen der §§ 63 bis 69 EEG 2014, die die Vorschriften der §§ 40 bis 44 EEG
2012 ändern, erfüllen, wird das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle positiv be-
scheiden. Mit dem vorliegenden Gesetzgebungsvorhaben können sich alle Akteure bereits vor
dem 30. Juni 2014 auf den Ablauf und die geltenden Voraussetzungen in 2014 einstellen. Die
Antragsfrist wird einmalig bis zum 30. September 2014 verlängert, so dass die Betroffenen
ausreichend Zeit haben, Anträge nach den neuen Voraussetzungen für die Begrenzung im Jahr
2015 zu stellen.

Zu Absatz 3

Mit der Neuregelung der Besonderen Ausgleichsreglung nach den §§ 63 bis 69 EEG 2014 än-
dert sich der Begrenzungsumfang der Unternehmen und selbständigen Unternehmensteile, die
die Besondere Ausgleichsreglung schon bisher in Anspruch nehmen können, teilweise stark.
Um einen sprunghaften Anstieg der Umlagezahlungen für Unternehmen vom Jahr 2014 auf
das Jahr 2015 zu vermeiden, sieht Absatz 3 Satz 1 eine Übergangsregelung für die Jahre 2015
bis einschließlich 2018 vor: Der Umlagebetrag in Cent pro Kilowattstunde der im Jahr 2014
begünstigten Unternehmen darf sich in einem Jahr gegenüber dem Vorvorjahr jeweils maxi-
mal verdoppeln. Dadurch soll vermieden werden, dass Unternehmen durch einen kurzfristig
starken Anstieg ihrer Umlagepflicht in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Die Unter-
nehmen bekommen so die erforderliche Zeit, sich auf die Systemänderung einzustellen, bis
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dann ab 2019 die allein nach Maßgabe des § 64 EEG 2014 begrenzte, von dem Unternehmen
zu tragende Umlage des jeweiligen Jahres erreicht ist. Für Schienenbahnen ist diese Über-
gangsregelung nicht anwendbar, da hier der Anstieg weit weniger stark ausfällt.

Die Regelung ist nach Satz 2 auch anwendbar auf solche Unternehmen, die einen bestands-
kräftigen Begrenzungsbescheid für das Jahr 2014 erhalten haben, aber trotz eine Zuordnung
zu Liste 1 künftig die Besondere Ausgleichsregelung nicht mehr in Anspruch nehmen können,
weil ihre Stromkostenintensität nicht das geforderte Mindestmaß nach § 64 beträgt. Auch für
diese Unternehmen soll ein sprunghafter Anstieg der Umlagezahlung von einem Jahr auf das
nächste durch einen plötzlichen völligen Wegfall der Begrenzung verhindert und Zeit für eine
Systemumstellung gewährt werden. Die Regelung greift aber nur, wenn die Unternehmen
weiterhin eine Stromkostenintensität von mindestens 14 Prozent nachweisen können. Andern-
falls hätten sie auch bei Fortgeltung des EEG 2012 nicht mehr die Besondere Ausgleichsrege-
lung in Anspruch nehmen können. Insofern soll hier keine Besserstellung gegenüber der bis-
herigen Rechtslage erfolgen. Für die Berechnung der Stromkostenintensität gilt hierbei § 64
Absatz 6 Nummer 3 EEG 2014 bzw. die entsprechenden Übergangsbestimmungen der Absät-
ze 1 und 2 dieses Paragrafen hierzu.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle berücksichtigt in den jeweiligen Begren-
zungsentscheidungen für die Jahre 2015 bis 2018 diese Maximalsteigerung, wenn und soweit
das Unternehmen in seinem Antrag angibt und entsprechend nachweist, welchen Betrag in
Cent je Kilowattstunde es im jeweils den Nachweisen der Begrenzungsvoraussetzungen zu-
grunde liegenden Geschäftsjahr gezahlt hat. Den entsprechenden Nachweis stellt eine Wirt-
schaftsprüferbescheinigung nach § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c EEG 2014 dar, in der
der tatsächlich gezahlte Betrag in Cent je Kilowattstunde bestätigt wird. Dies gilt ebenfalls für
Unternehmen, die nach Satz 2 für die Jahre 2015 bis 2018 eine Begrenzung auf jeweils ma-
ximal das Doppelte des Vorvorjahres erhalten können, obwohl sie die in § 64 EEG 2014 vo-
rausgesetzte Stromkostenintensität nicht erfüllen. Diese Unternehmen müssen ebenfalls einen
jährlichen Antrag beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle stellen, für den die
§§ 64, 66, 68 und 69 EEG 2014 im Übrigen entsprechend anzuwenden sind. Die Unterneh-
men müssen also insbesondere auch einen Mindeststromverbrauch von einer Gigawattstunde
an der betreffenden Abnahmestelle und den Betrieb eines Energie- oder Umweltmanagement-
systems oder eines alternativen Systems zur Verbesserung der Energieeffizienz nachweisen.
Unternehmen können im Rahmen einer Antragstellung auf Begrenzung nach den §§ 63 bis 69
EEG 2014 hilfsweise beantragen, anstelle der Begrenzung nach § 64 EEG 2014 die Begren-
zung nach diesem Absatz zu erhalten.

Zu Absatz 4

Mit der Neuregelung der Besonderen Ausgleichsregelung in den §§ 63 bis 69 EEG 2014 (neu)
ändert sich im Vergleich zur Rechtslage des EEG 2012 auch der Kreis der Unternehmen, die
eine Begrenzungsentscheidung erhalten. Teilweise werden Unternehmen und selbständige
Unternehmensteile, die derzeit über bestandskräftige Begrenzungsentscheidungen verfügen,
künftig die Besondere Ausgleichsregelung nicht mehr in Anspruch nehmen können, sei es,
weil sie keiner Branche nach Anlage 4 zuzuordnen sind, sei es, weil ihre Stromkostenintensi-
tät nicht das geforderte Mindestmaß beträgt, oder sei es, weil sie als selbständige Teile eines
Unternehmens, das einer Branche nach Liste 2 zuzuordnen ist, die Voraussetzung des § 64
Absatz 5 EEG 2014 (neu) – Zuordnung zu Liste 1 – nicht erfüllen (unabhängig von ihrer
Stromkostenintensität). Absatz 4 schafft für diese Unternehmen und selbständige Unterneh-
mensteile eine Härtefallregelung. Die Unternehmen und selbständigen Unternehmensteile
zahlen in den kommenden Jahren jeweils einen verringerten Satz von 20 Prozent der nach



- 199 -

§ 60 Absatz 1 EEG 2014 ermittelten EEG-Umlage, ggf. zusätzlich begrenzt durch die nach
Absatz 3 vorgesehene Maximalsteigerung.

Die Unternehmen und selbständigen Unternehmensteile müssen weiterhin nachweisen, dass
ihre Stromkostenintensität mindestens 14 Prozent betragen hat. Andernfalls hätten sie auch
bei Fortgeltung des EEG 2012 nicht mehr die Besondere Ausgleichsregelung in Anspruch
nehmen können. Insofern soll hier keine Besserstellung gegenüber der bisherigen Rechtslage
erfolgen. Für die Berechnung der Stromkostenintensität gilt hierbei § 64 Absatz 6 Nummer 3
EEG 2014 bzw. die entsprechenden Übergangsbestimmungen der Absätze 1 und 2 dieses Pa-
ragrafen hierzu.

Die §§ 64, 66, 67, 68 und 69 EEG 2014 sind im Übrigen entsprechend anzuwenden; auch
§ 103 Absatz 3 EEG 2014 findet Anwendung. Die Unternehmen müssen also insbesondere
einen Mindeststromverbrauch von einer Gigawattstunde an der betreffenden Abnahmestelle
und den Betrieb eines Energie- oder Umweltmanagementsystems oder eines alternativen Sys-
tems zur Verbesserung der Energieeffizienz nachweisen sowie den Antrag auf Begrenzung für
jedes Jahr im jeweiligen Vorjahr stellen. Unternehmen können im Rahmen einer Antragstel-
lung auf Begrenzung nach den §§ 63 bis 69 EEG 2014 hilfsweise beantragen, im Fall der Ab-
lehnung des Antrags auf Begrenzung nach § 61 EEG 2014 die Begrenzung nach diesem Ab-
satz zu erhalten. § 65 EEG 2014 ist hier nicht genannt, da die Härtefallregelung für Schienen-
bahnen keine Anwendung findet.

Zu den Absätzen 5 und 6

Die Absätze 5 und 6 entsprechen § 103 Absatz 4 und 5 EEG 2014 in der Fassung des Kabi-
nettbeschlusses vom 8. April 2014. Redaktionell sind die Bestimmungen an die neuen §§ 63
bis 69 EEG 2014 angepasst (Folgeänderung).

Zu Artikel 1 § 104 EEG 2014 (neu)

Absatz 1 entspricht unverändert § 99 Absatz 1 EEG 2014 in der Fassung des Kabinettsbe-
schlusses vom 8. April 2014.

Absatz 2 entspricht unverändert § 99 Absatz 2 EEG 2014 in der Fassung des Kabinettsbe-
schlusses vom 8. April 2014.

Absatz 3 des § 99 in der Fassung des Kabinettsbeschlusses vom 8. April 2014 entfällt. An
dieser Stelle neu eingefügt wird eine Übergangsregelung für bestehende Eigenversorgungsan-
lagen, die ausschließlich Strom mit Gichtgas, Konvertergas und Kokereigas erzeugen. Für
diese muss die Eigenversorgung nicht 15-Minuten-scharf nachgewiesen. Die Regelung findet
rückwirkend zum 1. Januar 2014 Anwendung, um das Jahr 2014 einheitlich behandeln zu
können. Erdgas darf nur eingesetzt werden, soweit dies zur Anfahr-, Zünd- und Stützfeuerung
erforderlich ist.

Die Absätze 4 und 5 in der Fassung des Kabinettbeschlusses vom 8. April 2014 werden zu
§ 103 Absatz 5 und 6, siehe oben.
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Zu Artikel 1 Anlage 1 EEG 2014

In Ziffer 1.1 dritter Spiegelstrich der Anlage 1 wird klargestellt, dass auch der Monatsmarkt-
wert „MW“ in der Einheit Cent pro Kilowattstunde ausgedrückt wird. Dies ist eine redaktio-
nelle Klarstellung, die die Kohärenz mit der Definition der Werte „MP“ und „AW“ sicher-
stellt, und entspricht im Übrigen auch der Vorgängerregelung in Nummer 1.1 dritter Spiegel-
strich der Anlage 4 EEG 2012.

Zu Artikel 1 Anlage 2 EEG 2014

In Fußnote 5 wird der Verweis auf den Beuth-Verlag durch einen Verweis auf die FGW er-
setzt, die die Herausgeberin des zitierten Dokuments ist.

Zu Artikel 1 Anlage 3 EEG 2014

In Nummer I.5 wird der Bezug auf das Anlagenregister gestrichen. Die Rechtsverordnung re-
gelt, an wen die relevanten Daten übermittelt werden müssen.

Zu Artikel 1 Anlage 4 EEG 2014

Die neue Anlage 4 zum EEG 2014 enthält in Liste 1 diejenigen Branchen, die nach den Um-
welt- und Energiebeihilfeleitlinien Ausnahmen von der Beteiligung an den Förderkosten der
erneuerbaren Energien in Anspruch nehmen können. Sie entspricht Anhang 3 der Umwelt-
und Energiebeihilfeleitlinien. Liste 2 entspricht Anhang 5 der Leitlinien und enthält Branchen,
die nach Angaben der Kommission eine Handelsintensität von mindesten 4 Prozent aufwei-
sen. Nach den Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien können Unternehmen, die einer der
Branchen nach Liste 2 angehören und auf Unternehmensebene eine Stromkostenintensität von
mindestens 20 Prozent aufweisen, ebenfalls eine Ausnahme von der Beteiligung an den För-
derkosten in Anspruch nehmen. Die weiteren Voraussetzungen, um die Ausnahmen in An-
spruch nehmen zu können, sind in § 64 EEG 2014 festgelegt.

Zu Artikel 4 § 31 GasNZV

Artikel 21 ersetzt Artikel 22, der entfallen kann, da die Anpassung der Besondere-
Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung an die Änderungen der §§ 63 ff. EEG 2014 durch
gesonderte Änderungsverordnung erfolgen soll. Die Änderungsverordnung soll noch rechtzei-
tig für das Bescheidjahr 2015 in Kraft treten.

Das bisherige Ziel für die Biogaseinspeisung in § 31 GasNZV wird gestrichen. Die Erschlie-
ßung des bislang in § 31 GasNZV genannten Biogaspotenzials ist unter gegenwärtigen Rah-
menbedingungen unrealistisch. Der Potenzialabschätzung im bisherigen § 31 GasNZV liegt
eine Abschätzung der vor etwa zehn Jahren ermittelten Rohstoffpotenziale für Biogas zugrun-
de. Ein Großteil dieser Potenziale ist zwischenzeitlich durch den ab 2004 einsetzenden Bio-
gasboom durch Biogas-Vorort-Verstromungsanlagen in Anspruch genommen worden und
steht für Biomethan nicht mehr zur Verfügung. Mit den im Rahmen der EEG-Reform vorge-
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sehenen Änderungen für die Stromerzeugung aus Biomethan (Wegfall des Biomethan-
Einspeisebonus und der erhöhten Einsatzstoffvergütung für nachwachsende Rohstoffe für neu
mit Biomethan in Betrieb genommene Anlagen) wird sich die Stromerzeugung aus Biomethan
voraussichtlich auf den bisherigen Status Quo an installierter Leistung des Anlagenbestands
beschränken und damit stagnieren. Es besteht auch kein energiewirtschaftliches Interesse, die
Stromerzeugung aus Biomethan deutlich zu steigern. Biomethan-BHKW gehören zu den teu-
ersten durch das EEG geförderten Technologien. Die Vorteile der Speicherbarkeit im Erdgas-
netz wiegen die Mehrkosten nicht auf. Der weitere Ausbau zur Erreichung der Energiewende-
Ziele soll auf kostengünstige Technologien konzentriert werden. Wesentliche Kostensen-
kungspotenziale bestehen nicht. Für die Haupteinsatzstoffe zur Biomethanerzeugung (insbe-
sondere Mais und andere landwirtschaftlich erzeugte nachwachsende Rohstoffe) werden sogar
tendenziell Kostensteigerungen erwartet. Da Biomethan deutlich teurer ist als Erdgas, be-
grenzt dies auch die Einsatzchancen im Wärmemarkt und als Biokraftstoff. Im Biokraftstoff-
bereich kommt wegen der Möglichkeit zur Doppelanrechnung auf die Biokraftstoffquote
hauptsächlich Biomethan aus Rest- und Abfallstoffen zum Einsatz. Das dafür zur Verfügung
stehende Biomassepotenzial ist jedoch begrenzt.

Zu Artikel 6 Nummer 5 (§ 17d Absatz 6 EnWG)

Mit der Ergänzung in § 17d Absatz 6 Satz 1 EnWG wird für Windenergieanlagen auf See, die
im Küstenmeer errichtet werden und die daher keine Zulassung nach § 1 Nummer 10a des
Seeaufgabengesetzes erhalten, die entsprechende Zulassung nach dem Landesrecht bzw. nach
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz der Zulassung nach § 1 Nummer 10a des Seeaufgaben-
gesetzes gleichgestellt.

In § 17d Absatz 6 Satz 3 EnWG wird die Befugnis der Regulierungsbehörde zur Entziehung
der Anbindungskapazität modifiziert. Das Wort „kann“ wird durch „soll“ ersetzt und so die
Entziehung zur gesetzlich vorgesehenen Regel, wenn die Fristen des Satzes 3 durch Betreiber
von Windenergieanlagen auf See nicht eingehalten werden. Infolge dessen bedarf es keiner
spezifischen Ermessensabwägung der Regulierungsbehörde mehr, um die Rechtsfolge des
Satzes 3 anzuordnen. Umgekehrt bleibt der Regulierungsbehörde aber ein Spielraum, von der
Entziehung abzusehen. Dies kommt z.B. in Konstellationen in Betracht, in denen die Fristen
zum Errichtungsbeginn und zur Herstellung der Betriebsbereitschaft nur geringfügig über-
schritten werden und somit eine Kapazitätsentziehung eine unbillige Härte darstellen würde.
Möglich ist es aber auch dann, von der Entziehung abzusehen, wenn auf Grund einer von der
Regulierungsbehörde zu treffenden Prognose die Entziehung nicht erforderlich ist, um das
Ziel zu erreichen, bis einschließlich 2020 die Windenergieanlagen auf See in Höhe von 6,5
Gigawatt zu installieren.

Neben diesen inhaltlichen Änderungen werden in § 17d Absatz 6 Satz 3, Absatz 8 Nummer 2
und 3 EnWG Anpassungen zur sprachlichen Vereinheitlichung vorgenommen.

Zu Artikel 6 Nummer 6 (§ 17e Absatz 2 EnWG)

Die Änderungen in Absatz 2 erfolgen aus redaktionellen Gründen. Die Verweise auf die För-
dervorschriften für die Windenergie auf See werden auch in § 17e Absatz 2 an die Neunum-
merierung des EEG angepasst und ein fehlerhafter Verweis in § 17e Absatz 2 Satz 6 korri-
giert.
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Zu Artikel 6 Nummer 10 (§ 49 EnWG)

Das Europäische Parlament hat nach langen Verhandlungen einem Richtlinienentwurf über
den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe zugestimmt, in dem u.a. die Stecker-
standards für Ladeeinrichtungen für Elektrofahrzeuge vereinheitlicht und verbindlich vorge-
schrieben werden. Die Richtlinie wird voraussichtlich in den nächsten Tagen den Rat passie-
ren und dann in Kraft treten.

Eine erfolgskritische Voraussetzung für die Entwicklung der Elektromobilität ist das Vorhan-
densein von ausreichenden, interoperablen Ladeeinrichtungen. Private Investitionen in den
Aufbau der Ladeeinrichtungen blieben in der Vergangenheit insbesondere deshalb aus, weil
die notwendige Investitionssicherheit in Form von einheitlichen Standards nicht gegeben war.

Deshalb besteht branchenübergreifend Konsens, dass die Richtlinienvorgaben schnellstmög-
lich in nationales Recht umgesetzt werden müssen. Diese schnelle Umsetzung wird durch die
Anpassung der bestehenden Ermächtigungsgrundlage des § 49 EnWG zugunsten des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie (im Einvernehmen mit dem Bundesrat) ermög-
licht. Die Änderung des EnWG geht auf einen entsprechenden Vorschlag des Bundesrates zu-
rück, dem sich die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung angeschlossen hat.

Zu Artikel 6 Nummer 11 (§ 53b EnWG)

Die Verordnungsermächtigung zum Gesamtanlagenregister in § 53b EnWG wird gegenüber
der Fassung des Regierungsentwurfs an einzelnen Stellen angepasst.

In Nummer 1 werden öffentlich zugängliche Ladeeinrichtungen für Elektromobile aufge-
nommen, so dass künftig auch diese Infrastruktur mit ihren Standorten im Rahmen einer ent-
sprechenden Rechtsverordnung vom Gesamtanlagenregister erfasst werden kann. Die Elekt-
romobilität kann in Zukunft eine wichtige Rolle spielen, um überschüssige Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien mittels lastvariablem, zeitlich gesteuertem Laden aufzunehmen. Zu
diesem Zweck ist es sinnvoll, die Ladeinfrastruktur an zentraler Stelle im Gesamtanlagenre-
gister zu erfassen und den Netzbetreibern zur Verfügung zu stellen.

Nummer 8, die eine Ermächtigung zur Regelung von Festlegungskompetenzen für die Bun-
desnetzagentur enthält, wird so ergänzt, dass neben der Festlegung zusätzlicher zu übermit-
telnder Daten auch festgelegt werden kann, dass Daten nicht mehr übermittelt werden müs-
sen, soweit dies für den Zweck der Gewährleistung und Überwachung der Versorgungssi-
cherheit nicht mehr erforderlich ist. Insoweit wird Nummer 8 im Sinne der Datensparsamkeit
den parallelen Festlegungskompetenzen zum EEG-Anlagenregister in § 93 Nummer 12 EEG
2014 angeglichen.

Zu Artikel 6 Nummer 15 (§ 118 EnWG)

In Absatz 13 werden die Fristen für Windenergieanlagen auf See mit unbedingter Netzanbin-
dungszusage um sechs Monate verlängert. Im Übrigen sind die Änderungen in § 118 EnWG
redaktioneller Natur.
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Der Regierungsentwurf gewährt Offshore-Projekten mit unbedingter Netzanbindungszusage,
die nach dem derzeit geltenden § 17d Absatz 3 Satz 3 und 4 EnWG mangels Baubeginn vor
der Übertragung ihrer Netzkapazität stehen eine Frist von sechs Monaten, um eine finale In-
vestitionsentscheidung zu treffen und so eine Entziehung der Kapazität nach § 17d Absatz 6
Satz 3 EnWG zu entgehen. Diese Frist wird auf zwölf Monate verlängert. Dies ist erforder-
lich, um den betroffenen Projekten, die sich unter anderem auch auf Grund der Unsicherheiten
über die künftigen rechtlichen Rahmenbedingungen teilweise in einer schwierigen Lage be-
finden, eine realistische Entwicklungsperspektive zu bieten. Das Ausbauziel von 6,5 GW bis
2020 wird dadurch nicht beeinträchtigt, da an andere investitionsbereite Projekte durch den
Puffer in Höhe von 1,2 GW (§ 118 Absatz 14 EnWG) ausreichend Kapazitäten vergeben wer-
den können.

Durch die Verlängerung der Frist für die Vorlage verbindlicher Verträge auf zwölf Monate
verschieben sich auch die Fristen für den Errichtungsbeginn und die Herstellung der Betriebs-
bereitschaft auf 24 bzw. 54 Monate.

In Absatz 13 wird im Übrigen durch die Einfügung der Wörter „nach Absatz 12“ klargestellt,
dass die Übergangsregelung nur solche Windenergieanlagen auf See betrifft, die noch auf Ba-
sis einer unbedingten Netzanbindungszusage an das Netz angeschlossen werden. Die weiteren
Änderungen in Absatz 13 dienen der sprachlichen Vereinheitlichung.

Der bisherige Absatz 13, der durch Artikel 3 des Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3746) eingefügt worden ist, wird Absatz 15.

Zu Artikel 10 Änderung der Systemstabilitätsverordnung

Die Änderung des Verweises auf § 6 Absatz 3 EEG 2012 soll sicherstellen, dass sich der Ad-
ressatenkreis der zur Nachrüstung verpflichteten Anlagen nicht verändert. Die Pflicht zur
Ausstattung von Anlagen mit technischen Einrichtungen zur Abregelung der Anlagenleistung
bei Netzengpässen trifft auch Photovoltaikanlagen. Da bei Photovoltaikanlagen bereits das
einzelne Photovoltaikmodul eine Anlage im Sinne des § 5 Nummer 1 EEG 2014 (ehemals § 3
Nummer 1 EEG 2012) darstellt, werden die Photovoltaikmodule bezüglich der Schwellenwer-
te in § 9 Absatz 1 und 2 nach § 9 Absatz 3 EEG 2014 zusammengefasst, wenn sich die Anla-
gen auf demselben Dach oder demselben Grundstück befinden. Bisher erfolgte diese Zusam-
menfassung, wenn sich die Anlagen in unmittelbarer räumlicher Nähe oder auf demselben
Grundstück befanden. Die Änderung bei der Anlagenzusammenfassung soll im Rahmen der
Systemstabilitätsverordnung nicht erfolgen, da sich ansonsten der bisherige Adressatenkreis
der Systemstabilitätsverordnung ändern würde. Dies würde das Nachrüstverfahren erschweren
und zu Ungleichbehandlungen führen. Daher wird durch die Änderung nicht mehr auf den
neuen § 9 Absatz 3 EEG 2014, sondern auf die Anlagenzusammenfassung nach dem alten § 6
Absatz 3 EEG 2012 verwiesen.

Zu Artikel 11 § 2 Bundesbedarfsplangesetz

In § 2 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „oder unmittelbar neben“ gestrichen. Mit der Ände-
rung soll bei der Realisierung der Pilotvorhaben nach § 2 Absatz 2 des Bundesbedarfsplange-
setzes im Einzelfall eine Parallelführung eines Erdkabels mit einer bestehenden Hoch- oder
Höchstspannungsfreileitung ermöglicht werden.
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Damit bleibt der sinnvolle Ausschluss einer Erdverkabelungsmöglichkeit dort bestehen, wo
die HGÜ-Leitung in einer bestehenden Trasse errichtet werden soll (z.B. Mitführung auf be-
reits bestehenden oder bereits zugelassenem Freileitungsgestänge, oder Leitung weitestgehend
im Bereich einer zurückzubauenden Bestandsanlage). Für das Bestehen dieser Ausnahme
spricht eine geringere Eingriffsintensität gegenüber einer parallel zu errichtenden Kabeltrasse
mit neuen und andersartigen Umweltauswirkungen.

Zu Artikel 12 Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes

Der bisherige Artikel 12 ist zu streichen, da mit dem neu eingefügten § 40 Absatz 4 EEG
2014 (neu) der Ausschluss der Errichtung neuer Stauanlagen zur Wasserkraftnutzung wie bis-
lang im EEG geregelt wird. Er wird ersetzt durch den bisherigen Artikel 13 zur Änderung der
Biomasseverordnung.

Zu Artikel 13 Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes

In § 7 KWKG wird eine Verordnungsermächtigung eingefügt, die es ermöglicht, die Förder-
zuschläge für KWK-Strom, der nicht in ein Netz für die allgemeine Versorgung eingespeist
wird, anzupassen. Voraussetzung hierfür ist, dass der Strom im Zuge des neuen § 61 EEG
2014 mit der EEG-Umlage belastet wird und dass die Anpassung erforderlich ist, um einen
wirtschaftlichen Betrieb der Anlage zu ermöglichen. Hierbei kann die Verordnung auch un-
terschiedliche Vergütungssätze für unterschiedliche Anlagen oder unterschiedliche Einsatz-
felder der KWK (z.B. für KWK-Anlagen in industriellen Anwendungen) vorsehen. Ziel ist es,
dass die Belastung insbesondere der Industrie durch die neue Eigenversorgungsregelung des
§ 61 EEG 2014 auf 15 Prozent der EEG-Umlage begrenzt bleibt. Hierbei sind sowohl die
Wirtschaftlichkeit sicherzustellen als auch Überförderungen zu vermeiden.

Zu Artikel 15 Änderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die Änderung berichtigt in § 67 Absatz 1 Nummer 1 und § 73 Absatz 1a die Verweise auf das
Gesamtanlagenregister nach § 53b EnWG.

Zu Artikel 16 Änderung der Ausgleichsmechanismusverordnung

Die bisher in Artikel 17 enthaltenen Änderungen werden um einen weiteren Punkt ergänzt.
Die Subdelegation an die Bundesnetzagentur in § 11 Ausgleichsmechanismusverordnung
wird erweitert. In der Folge kann durch Änderungen der Ausgleichsmechanismus-
Ausführungsverordnung die Aufgabe, die EEG-Umlage von Eigenversorgern zu erheben, auf
die Verteilnetzbetreiber übertragen werden. Auch die damit verbundenen Änderungen an In-
formations- und Veröffentlichungspflichten können in der Ausgleichsmechanismus-
Ausführungsverordnung geregelt werden.


